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(Beginn um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geschätzten Kolleginnen und Kollegen!

Ich eröffne die 46. Sitzung des Wiener Gemeinderats.

Entschuldigt für die heutige Sitzung sind GRin Korosec, GRin Mag Krotsch, GR Parzer und GRin Mag Vassilakou. Einzelne Personen haben sich temporär entschuldigt, die brauche ich nicht bekannt zu geben.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 01707-2009/0001 - KSP/GM) wurde von Herrn GR Univ-Prof Dr Ernst Pfleger gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet. (Wie steht es um die Förderung der Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften in Wien?)
Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich wünsche Ihnen einen schönen guten Morgen.

Die Anfrage des Prof Pfleger bezieht sich auf die Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften in Wien und deren Förderung.

Meine Damen und Herren! Die Geistes-, Kultur und Sozialwissenschaften waren und sind exzellente Instanzen der Befundung, der Analyse, der Reflexion und Kritik des gesellschaftlichen Lebens in Wien. Diese Wissenschaften standen und stehen mit künstlerischer Reflexion und Gestaltung in Wien in einer ausgezeichneten Verbindung. Künste und Kulturwissenschaften sind in Wien eine besonders innige Beziehung eingegangen. Die Qualitäten der einen haben die Qualitäten der anderen bedingt und Identität, Charakter und Profil der Stadt geprägt. Der Ruf der Stadt Wien als soziale, intellektuelle und Kulturstadt ist für die exzellente Positionierung Wiens im urbanen und im Standortwettbewerb entscheidend. Die nicht im Hinblick auf Nutzen oder Anwendung generierten Erkenntnisse, Ideen und Werte im Kosmos der Künste und der Kulturwissenschaften haben über viele Umwege die Stadt Wien demokratisch, lebenswert und reich gemacht. Erkundungen und Erkenntnisse über Denken, Fühlen und Handeln, über die Bedeutung der Arbeit für den Menschen, über die Beziehungen zwischen Recht, Wirtschaft und Gesellschaft, über die Künste zwischen Form und Funktion, Affekten und Ratio, Tradition und Innovation haben in Wien zu herausragenden und in die Welt wirksamen Ergebnissen geführt. Was wäre Wien ohne die Nachdenkarbeit von Sigmund Freud, Alfred Adler, Maria Jahoda, Friedrich Heer, Alois Schumpeter, Hans Kelsen, Hilde Spiel, Elfriede Jelinek, um nur einige Namen zu nennen.

Die Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften werden in Wien auf folgenden Wegen gefördert:

Erstens: Im Jahr 2007 hat die Stadt Wien als ein Ergebnis des von der Stadt initiierten FTI-Prozesses eine Ausschreibung zur Förderung der Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften im Umfang von jährlich 1,5 Mil-
lionen EUR initiiert. Dabei handelt es sich um ein Startprojekt der Wiener FTI-Strategie und zugleich um ein mehrjähriges Programm. Die Kulturabteilung stellt für 2008 bis 2010 insgesamt 4,35 Millionen EUR für jährliche Ausschreibungen zur Verfügung. Der Wiener Wissenschafts- und Technologiefonds WWTF wickelt das Programm vorerst drei Jahre lang ab. Im Zentrum des Auswahlverfahrens steht ein internationaler Programmbeirat, formal entscheidet der WWTF, der Vorstand, über die Fördervergabe. Das Rahmenthema für die erste Drei-Jahres-Periode lautet „Wissenschaft, Kunst, Kultur".

Im Frühjahr 2008 erfolgte der Startschuss für dieses Programm. Der Fokus der ersten Ausschreibung „Art and signs" ist auf sehr fruchtbaren Boden gestoßen. Insgesamt wurden 54 Förderansuchen beim WWTF eingereicht. Die beantragte Fördersumme belief sich auf rund 14,5 Millionen EUR. Die Ausschreibung war mehr als zehnfach überzeichnet und der Wettbewerb um die Fördermittel damit sehr hart.

Ein hochrangig besetzter Programmbeirat hat nach intensiver Diskussion die besten Vorhaben ausgewählt: Fünf Projekte und zwei Fellowships werden mit insgesamt 1,4 Millionen EUR gefördert. Die siegreichen Projektvorhaben – und das finde ich sehr interessant – setzen an sehr unterschiedlichen Aspekten der Schnittstelle von Wissenschaft und Kunst an. Die Projekte beschäftigen sich mit der kritischen Rolle von Kreativität und Kunst vor dem Hintergrund aktueller gesellschaftlicher Veränderungsprozesse mit den Zusammenhängen zwischen Psychoanalyse, Kunst und Gesellschaft oder mit experimentellen Settings zur Alltagskunst. Die Darstellung Wiens in Dokumentar-, Amateur- und Avantgardefilmen ist ebenso Gegenstand des Interesses wie die Schnittstelle von Kunst und Medizin im Operationstheater der plastischen und rekonstruktiven Chirurgie.

Die siegreichen Vorhaben werden in wenigen Wochen, am 9. Juni, im Rahmen eines Festes im Rathaus in Kooperation mit den Wiener Vorlesungen in größerem Rahmen präsentiert und hoffentlich auch von Ihnen entsprechend gewürdigt werden.

Nach dem Erfolg des „Art and signs“-Discount 2008 und auf starke Empfehlung des Programmbeirats bleiben wir am Thema dran. Allerdings stehen in stärkerem Maße als beim ersten Count diesmal gemeinsame Vorhaben von WissenschaftlerInnen und KünstlerInnen im Vordergrund, die sich dem Thema auf neuen Wegen nähern und explorative Fragestellungen und experimentellere Zugangsweisen in den Mittelpunkt stellen. Es geht um Kooperationen, in denen KünstlerInnen oder Kunstinstitutionen eine noch stärkere Rolle spielen sollen. Das Interesse ist einmal mehr auch bei dieser Ausschreibung sehr groß. Insgesamt steht eine Fördersumme von 1,3 Millionen EUR zur Verfügung. Schluss des Counts ist Mitte Juni.

Der zweite Weg der Förderung in der Geschäftsgruppe sind Förderungen an Institutionen, die exzellente Arbeit im Bereich der Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften leisten, Förderungen zum Beispiel an die Akademie der Wissenschaften, die Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft, das Architekturzentrum Wien und viele, viele andere mehr. Das erscheint mir deshalb besonders wichtig, weil ja, wie Sie wissen, die eigentlich zuständige Förderung von Seiten der Bundesinstitutionen bis jetzt jedenfalls lange in Schwebe gestanden ist und wir auf kleine, aber, wie ich meine, sehr feine Art und Weise von Seiten der Stadt Wien hier zusätzliche Mittel für die Förderung insbesondere auch in diesem Bereich zur Verfügung stellen. Daneben sei noch auf die Stipendien an junge Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zu kulturwissenschaftlichen Fragen verwiesen, ebenso wie die Einrichtung und Abwicklung von Gastprofessuren und Fellowships.

Darüber hinaus gibt es ja auch noch, abschließend gesagt, wie Sie wissen, bedeutsame Fonds der Stadt Wien, die im Bereich der Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften zusätzliche Gelder lukrieren. Erwähnt sei die Hochschuljubiläumsstiftung der Stadt Wien, der Jubiläumsfonds der Stadt Wien für die Akademie der Wissenschaften, für die WU und auch der Viktor-Frankl-Fonds der Stadt Wien. Insgesamt, glaube ich, ein durchaus rundes und sehr vielfältiges, aber auch sehr wirksames Bild von Förderungen auf diesem für die Stadt Wien so immens wichtigen Bereich.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Für die 1. Zusatzfrage hat sich Herr GR Univ-Prof Dr Eisenstein gemeldet. Bitte schön.

GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön. Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ja, danke für den Bericht. Dass hier bekannte und sehr, sehr wichtige Institutionen gefördert werden und die Förderung der Stadt Wien von großer Bedeutung ist, steht auch völlig außer Zweifel.

Meine Frage an Sie: Könnten Sie sich vorstellen, dass man nicht nur Projekte, ich nenne es jetzt einmal global Projekte, fördert, sondern dass man auch eine neue Schiene eröffnet, nämlich konkret Dissertationen zu fördern, natürlich in Absprache mit Instituten und Betreuern - die Bedingungen müsste man noch diskutieren - so als eine Art dauerhafte Einrichtung. Worauf ich hinaus will, ist nämlich, dass gerade auf dem Gebiet der Geistes- und Kulturwissenschaften und auch der Sozialwissenschaften es gerade für Dissertanten sehr schwierig ist, ihre Arbeiten fertigzustellen und dass sich die oft sehr, sehr stark verzögern und lange hinauszögern, weil die Kolleginnen und Kollegen ganz einfach auch was arbeiten müssen und ganz einfach Geld verdienen müssen und ihren Lebensunterhalt bestreiten müssen.

Meine Frage daher an Sie: Könnten Sie sich grundsätzlich, theoretisch zumindest auch einmal, eine Art Schiene für Dissertationen vorstellen oder einer solchen zumindest nahetreten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Das muss man sich natürlich ein bissel überlegen, aber aufs Erste gesagt, offen gesprochen, glaube ich, wäre es sinnvoller, unseren Weg auch noch zu intensivieren, nämlich jene Einrichtungen zu unterstützen, die Stipendiaten, die Doktoranden, die Studierende in einem Endstadium des Studiums unterstützen. Ich habe kürzlich erst wieder das IFK besucht, eines der zentralen Stellen für Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften in Wien, die eine ganze Reihe von einerseits Stipendiaten, ausländische Stipendiaten, aber natürlich auch inländische unterstützten und betreuen. Mir erscheint es sinnvoller, an Stelle von Einzelförderungen, die auch sehr schwierig zu administrieren sind - welcher Doktorand kriegt es, welche Doktorandin nicht, welche Studierenden kriegen etwas, welche nicht -, also ich glaube, das ist ein wenig zu kleinteilig für eine Förderschiene einer Gebietskörperschaft. Ich meine aber sehr wohl, wo wir uns mit großer Sorgfalt bewegen sollten, das ist die Unterstützung von jenen Einrichtungen, die das sehr wohl können, also die die Betreuung von Stipendiaten, Stipendiatinnen und Studierenden gut machen. Da sind wir im Gespräch beziehungsweise teilweise tun wir das ja auch. Die von mir angesprochenen Fonds unterstützen exzellente Arbeiten und insofern, glaube ich, tun wir bereits sehr viel auf diesem Gebiet. Die weitere Unterstützung von solchen Einrichtungen erscheint mir sinnvoller als der Versuch, Einzelpersonen auf dem Gebiet zu unterstützen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von GRin Smolik gestellt. Bitte schön.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat, vielen Dank für die Beantwortung der Frage.

Ich glaube auch, dass „Art and signs“ den Nerv getroffen hat. Das merkt man ja auch an der Überzeichnung und an der Anzahl der Projekte. Ich bin auch froh, dass es jetzt mit einem nächsten Call in diese Richtung weiter geht. Wir haben ja im Bereich der Geistes‑, Sozial‑ und Kulturwissenschaften sehr, sehr viele Frauen, die in diesem Bereich tätig sind und ein Teil der 
FTI-Strategie war ja auch vor allem beim Startprojekt GSK die Verbesserung der Karrierechancen von Frauen in diesem Bereich.

Mich würde interessieren, was hier genau auch gesetzt wurde, auch mit dem Call und was weiter geschehen wird, um hier wirklich die Frauen zu fördern und zu unterstützen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich glaube, das ist in der Tat ein sehr wichtiges Anliegen. Ich halte es da so, wie im Übrigen auch im Kulturbereich, ich versuche, jene Jurys, Beiräte und Gremien, die letztendlich über die Vergabe entscheiden, mit möglichst vielen Frauen auch zu besetzen. Ich glaube, das ist letztendlich auch der bessere Weg, als zu versuchen, da über Quoten oder sonstige Regelungen etwas zu finden. Ich kann jetzt nicht auswendig sagen, wie im Konkreten diese Jury auch besetzt ist, aber ich weiß, dass wir bei all diesen Besetzungen von Jurys sehr darauf achten, dass es zumindest eine gleichwertige Verteilung der Geschlechter gibt. Ich halte das für den sinnvolleren Weg, weil sich damit auch automatisch, glaube ich, eine Sichtweise ergibt und eine Sensibilität und eine Form der Herangehensweise, die aus meiner Sicht jedenfalls gegenüber Quotenregelungen zu bevorzugen ist. 

Wir haben, ich kann das jetzt nur sozusagen aus dem Kopf und aus meiner persönlichen Erinnerung heraus sagen, in vielen Bereichen, dort, wo ich auch in den Vorständen der Fonds tätig bin beziehungsweise die Ergebnisse kenne, eine steigende Anzahl von Frauen, die in den wissenschaftlichen Gebieten reüssieren. Ich bitte da genauer dann auch nachzuschauen und darüber zu diskutieren, wenn wir die statistischen Berichte im Kultur- und Wissenschaftsbericht vorlegen. Sie wissen, dort verbuchen wir sehr genau und führen sehr genau Statistik, auch aus sozusagen Selbstreflexionsgründen und Selbstkontrollgründen. Soweit ich mich jetzt erinnern kann, ich habe jetzt die Zahlen, weil ich auf diese Frage nicht vorbereitet war, nicht genau vorliegen, aber im Kopf, sind durchaus gerade auch in den Bereichen, die unterstützt werden, die auch finanziell unterstützt werden, Frauen selbstverständlich vertreten und werden auch mit den Unterstützungen bedacht. Aber die genaueren Zahlen kann ich Ihnen entweder gerne nachreichen oder sie sind eben dann im Kunst‑ und Wissenschaftsbericht nachzulesen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von GR Dr Wolf gestellt.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, Herr Stadtrat!

Ich bleibe im freundlichen Rahmen, den mir Herr Univ-Prof Pfleger vorgegeben hat und frage Sie, ob es weitere Initiativen zur Förderung der Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften gibt, die Sie noch nicht erwähnt haben. Es genügt, wenn Sie mit Ja oder Nein antworten.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja, wenn Sie es mir so freundlich machen: Ja.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die letzte Zusatzfrage zur 1. Frage wird vom Fragesteller, nämlich GR Univ-Prof Dr Pfleger, gestellt.

GR Univ-Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wien rühmt sich ja zu Recht als Stadt der Wissenschaft und Forschung als Aushängeschild und Grundlage für Fortschritt und Innovation. Das veranlasst mich jetzt, etwas über den Tellerrand zu schauen. Und es ist richtig, dass wir nicht nur die Hightech-Forschung ansprechen, sondern eben auch die Geisteswissenschaften - ganz, ganz wesentlich -, weil es da ja um das Zusammenleben der Menschen und um Befindlichkeiten, um Kultur schlechthin, geht.

Das veranlasst mich jetzt zur Frage: Wir fördern sehr viel, wie werden diese Förderungsmittel in der Öffentlichkeit dargestellt? Ich habe ein bisschen den Eindruck, dass wir hier sehr breit diskutieren und draußen unter Umständen nicht alle Menschen davon wissen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat!

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Na ja, danke sehr!

Nein, also ich freue mich, dass wir insgesamt im freundlichen Rahmen bleiben. Ich glaube aber trotzdem, man kann sich auch wichtige Dinge sozusagen freundlich vermitteln und sagen. Ich kann nur auf die Bedeutung erstens des Themas hinweisen, zweitens natürlich auch auf die Wichtigkeit, dass dieses vermittelt wird. 

Wissenschaftsförderung, Forschungsförderung im Allgemeinen und die von Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften im Besonderen ist nicht ein Luxusthema. Wir sprechen hier in Wahrheit über die Zukunft der Stadt. So wichtig es ist, dass wir über Vogelgrippe oder Schweinegrippe und über Infekte und über die Wirtschaftskrise und die Finanzkrise und so weiter heftig debattieren und uns den Kopf zerbrechen - ich sage immer, am Ende des Tages oder nach 50 Jahren ist das, was von dieser Stadt übrig bleibt, nicht, ob wir einen weiteren Influenzavirus wunderbar gemanagt haben - das ist jetzt alles für den heutigen Tag besonders wichtig und für unsere persönliche und die kollektive Gesundheit -, aber in 50 Jahren werden wir gefragt werden: Was sind die Leistungen, die vermittelt worden sind und die im Bereich der Kreativität, im Bereich der Wissenschaft, im Bereich der Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften übriggeblieben sind? Und natürlich versuchen wir, das auch zu vermitteln. Gerade Wien hat einige hervorragende Programme, die Sie hier alle kennen, wo ich Sie aber doch auch einlade, diese zu vermitteln, zum Beispiel dieses wirklich zutiefst demokratische und niederschwellige Programm der Wiener Vorlesungen, wo Woche für Woche hier im Rathaus, im öffentlichen Rathaus wissenschaftliche Vorträge gehalten werden. Das ist ein Dialogforum im besten Sinne des Wortes und zwar nicht irgendein kleines, wo sich in einer verschrobenen Kammer fünf, sechs Leute etwas erzählen, sondern da wurde tatsächlich ein wachsendes Publikum, ein Millionenpublikum kann man mittlerweile sagen, also eine halbe Million muss man korrekterweise sagen, in der Zwischenzeit, in den vergangenen Jahren angesprochen, aber immerhin. Es gibt auch die Initiative „University meets public“, auch eine ganz besonders wertvolle Initiative, die in Form von Werkstätten die Wissenschaft der Öffentlichkeit auch zugänglich macht. 

Man kann auch sagen, dass die Anzahl der Veranstaltungen, der öffentlich zugänglichen Veranstaltungen, die auch wahrgenommen werden, zunehmend wächst. Wir geben eine Publikation heraus, die „Wissenschaftskompass“ heißt. Wenn man sich einmal die Mühe machen sollte, da einmal hineinzuschauen und darin zu blättern, wird man sehen, dass der immer dicker wird und es immer mehr Veranstaltungen gibt, die sich mit dem Thema Wissenschaft, Forschung in Wien auseinandersetzen. 

Und aus aktuellen Anlass sei von mir noch abschließend erwähnt, Sie wissen, wir feiern den 200. Ge-
burtstag von Charles Darwin und auch den 150. Jahrestag der Publikation „Die Entstehung der Arten“. Hier fördert die Stadt Wien und, wie ich meine, sehr zu Recht, weil das eines der grundlegenden Werke auch und vor allem einer aufgeklärten Gesellschaft ist und wir alle oder jedenfalls die meisten von uns oder jedenfalls meine Fraktion ja eine aufgeklärte Gesellschaft fördern. Hier gibt es ein sehr differenziertes Vermittlungsprogramm zum Thema Darwin, zum Thema insgesamt Evolutionsforschung, ein hoch interessantes, ganz besonders wichtiges Thema, das durchaus ja auch kontroversiell noch immer oder jetzt wieder diskutiert wird, aber auch zu den Ergebnissen der Life Sciences. Also die Stadt Wien unterstützt ja hochgradig die Life Sciences und wir haben dazu auch ein entsprechendes Vermittlungsprogramm, das wir unterstützen, Grundlagenforschungen. 

Ich glaube, dass das insgesamt ein schönes Bukett an Fördermaßnahmen ist, um die Bedeutung von Wissenschaft, von Grundlagenforschung, aber vor allem auch von Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften gerade in einer Stadt, die eine so reiche und reichhaltige Tradition auf diesem Gebiet hat, zu unterstützen. - Danke vielmals.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke Herrn Stadtrat für die Beantwortung der 1. Frage. 

Ich möchte mir auch gestatten, die Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Galerie sehr herzlich zu begrüßen. Soweit ich informiert bin, sind es VertreterInnen von Lehrgängen der Verwaltungsakademie. Es freut mich, dass Sie Interesse an unserer Arbeit haben.

Die 2. Frage (FSP - 01215-2009/0001 - KFP/GM) wurde von Frau GRin Veronika Matiasek gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Seit Jahresbeginn gab es in Wien schon 35 691 Straftaten - alle zwei Minuten wird in der Hauptstadt derzeit ein Verbrechen verübt. Täglich 57 Einbrüche. Im Jänner und Februar wurden 537 Einfamilienhäuser (+ 60,3 %), 1 838 Woh-
nungen (+ 28 %), 967 Kellerabteile (+ 26,6 %) und 33 Zweitwohnsitze aufgebrochen und Wertgegenstände gestohlen. Der dramatische Anstieg an Kriminalität in Wien führt bei den betroffenen Opfern nicht nur zu Verlust von Eigentum und Sachwerten, sondern zieht auch eine massive Beeinträchtigung der psychischen Verfassung mit sich. Besonders betroffen sind davon ältere Menschen. Die Angst vor der Kriminalität ist oft und ganz besonders bei alleinstehenden älteren Menschen die Ursache für eine zunehmende Vereinsamung und soziale Isolation. Während im Anschluss an Katastrophen oder Unfälle den Opfern eine immer umfangreicher werdende psychologische Betreuung zur Verfügung gestellt wird, muss eine große Zahl von Verbrechensopfern der älteren Generation allein mit dem Erlebten zurecht kommen, da es in Wien keine ausreichende Nachsorge bzw Betreuung für diese Menschen gibt. Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, um eine ausreichende Beratung und Betreuung von Seniorinnen und Senioren, die Opfer eines Verbrechens geworden sind, sicherzustellen?)
Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Zwei Vorbemerkungen einmal mehr: Ich habe wiederholt diesen Hinweis bereits getan: Die Kriminalitätsbekämpfung ist Angelegenheit des Bundes, der Republik Österreich. Deswegen heißt es auch Bundespolizei bis einschließlich auch der Prävention. Und die Frage der Hilfe für Verbrechensopfer ist im Verbrechensopfergesetz - gleichfalls ein Bundesgesetz - festgelegt und sohin auch hier eine Bundesangelegenheit. Es steht mir selbstverständlich nicht zu, die Präsidiale zu kritisieren und nehme daher die Entscheidung, dass diese Frage zugelassen wurde, zur Kenntnis. Der Sinn, warum, ist ja genauso wie bei einem Fußballer, der eine Schiedsrichterentscheidung kritisiert: Er mag ja recht haben, aber es ist sinnlos, dass er das auch tut. Daher nehme ich das mit der gleichen Demut zur Kenntnis.

Zum Zweiten: Die Beschreibungen, die Sie hier im Hinblick auf Delikte, die an Senioren begangen worden sind, machen, stimmen im Wesentlichen grosso modo mit den Berichten, die der Polizeipräsident in freiwilliger Form an mich gegeben hat, denn er ist ja mir gegenüber nicht berichtspflichtig, überein. Daher ist das natürlich auch bedauerlich genug. Daher unterstützen wir die Bundespolizei vor allem auch im Bereich der Prävention und im besonderen Ausmaß.

Es ist ja hier von einem Kollegen von Ihnen vor nicht allzu langer Zeit kritisiert worden, dass die Anzahl der Teilnehmer bei diesen Veranstaltungen im Bereich oder für die Präventionsaufklärung nicht sehr hoch gewesen ist. Das haben wir in der ... (GR Dr Matthias Tschirf: 24! 24 waren es! 24!). Ja, das habe ich gehört. Ich habe das damals schon gesagt. Ja, es war in der Tat bei den ersten Veranstaltungen so. In der Zwischenzeit ist es sehr viel besser geworden, nicht zuletzt auch auf Grund der Bewerbung. Und es werden überall dort, wo die Bewerbung nicht sehr gut gewesen ist, diese Veranstaltungen auch wiederholt, denn es geht nicht darum, sich formal irgendwelcher Dinge zu entledigen, sondern es geht natürlich darum, dass man den Menschen auch hilft. 

Ich möchte gerade in dem Zusammenhang auch darauf hinweisen, dass wir seit nunmehr etwa vier Jahren das Programm zur Unterstützung des Einbaus einbruchsicherer Wohnungstüren in Wien laufen haben, wo wir bisher etwa 5 Millionen EUR dafür ausgegeben haben, wo man nicht sagen kann, das ist gerade wenig, denn das sind etwa 16 000 derartige Wohnungstüren, die in Wien errichtet worden sind. Bisher ist auch noch kein Antrag abgelehnt worden, außer er hat die Kriterien nicht erfüllt. Aber von jenen, die die Kriterien erfüllt haben, konnten auch alle entsprechend angenommen werden. 

Darüber hinaus forciert die Wiener Polizei, das habe ich Ihnen so als Bericht weiterzugeben, gerade auch in Seniorenheimen bei verschiedenen Sicherheitsmessen und bei vielen anderen derartigen Einrichtungen - Seniorenklubs, auch sehr wichtig - die entsprechende Beratung gerade auch für ältere Leute. Und Sie wissen, dass es in Wien den Weißen Ring gibt, der hier im besonderen Ausmaß eine Opferhilfe für Senioren organisiert. Ich habe daher den Herrn Bereichsdirektor Mag Müller beauftragt, mit dem Präsidenten des Weißen Rings Kontakt aufzunehmen und mit ihm zu besprechen, ob dort auch eine Ausweitung seiner Tätigkeit in qualitativer Hinsicht, allfällig auch in quantitativer Hinsicht, möglich ist, und habe dem Herrn Mag Müller auch mit auf den Weg gegeben, dass ich über die bisherige Subvention von 20 000 EUR im Jahr hinaus bereit bin, eine Subvention bis zu 50 000 EUR zu geben, sodass hier in der Tat auch diese Hilfestellung geleistet werden kann. Das ist das, was wir auch tun können, womit wir weder die Finanzverfassung noch sonst grundlegende Rechtsbestimmungen unseres Staates verletzen. Daher wollen wir diesen Weg auch zusätzlich zu dem gehen, was wir bis zur Stunde auch getan haben.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister! Die 1. Zusatzfrage wird von GRin Matiasek gestellt, bitte.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, guten Morgen, Herr Bürgermeister!

Danke für die Beantwortung, mit der ich, wie Sie sich vielleicht vorstellen können, nicht ganz glücklich bin. Kriminalitätsbekämpfung, Prävention ist die eine Sache, wir werden heute sicher noch darüber sprechen, die Betreuung der Verbrechensopfer, die ja oft wirklich einen Schaden erleiden, der sehr stark ins Psychische und ins Physische hinein geht, wo Menschen im Anschluss an ein Verbrechen richtiggehend krank werden oder in eine totale soziale Isolation geraten, das findet statt und das ist zweifellos eine sehr schwierige Aufgabe. Es hat ja ein Projekt in Favoriten gegeben, das leider auf den Zeitraum eines Jahres beschränkt war, wo auch die Stadt Wien mitgewirkt hat etwa über die Bezirksvorstehung. Das heißt, so unbeteiligt ist die Stadt an der Sache ja nicht. Und wir müssen ja leider immer wieder feststellen, dass wir gerade in diesem Bereich der psychologischen Versorgung, das hat etwa die Untersuchungskommission, aber auch die Situation an den Schulen gezeigt, durchaus einen Mangel haben. Das ist aber etwas, was unserer Meinung nach über die Stadt laufen müsste. 

Sie sprechen jetzt, Herr Bürgermeister, von 50 000 EUR. Wenn ich mir die Generalsubventionsliste der Stadt Wien anschaue, wofür Geld ausgegeben wird, dann meine ich doch, dass diese 50 000 EUR, und wir hatten ja auch vor zwei Jahren 60 000 EUR für dieses eine einzige Projekt in Favoriten beschlossen, eigentlich sehr wenig ist, wenn ich das mit anderen Subventionen vergleiche. 

Ich frage Sie jetzt einmal: Ist das Ihr letztes Wort, 50 000 EUR als Beitrag der Stadt Wien für die Betreuung, für die Nachsorge von Verbrechensopfern der Aufbaugeneration?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Ich verstehe ja, einer Opposition muss es natürlich grundsätzlich immer zu wenig sein, das ist ja gar keine Frage. Aber ich mache Sie schon darauf aufmerksam, dass es sich hier um eine erhebliche Steigerung handelt, wenn ich von 20 000 auf 50 000 EUR erhöhe, die ich hier in Aussicht stelle. Aber Sie haben mir da nicht ganz zugehört, was ich bedauerlich finde, denn ich habe darauf hingewiesen, dass es mir zunächst und als Allererstes darum geht, und dafür habe ich den Herrn Mag Müller auch beauftragt, sich mit dem Verein zusammenzusetzen und sich anzuschauen, wie denn nun eine allfällige qualitative und quantitative Ausweitung seiner Arbeit möglich und notwendig auch ist und danach werden wir das bestimmen. Natürlich muss ich von vornherein einen Rahmen setzen, denn wenn Sie in der Stadt herumgehen und nur die Wünsche von Leuten entgegennehmen, die Subventionen wollen, dann wird das ein bisserl eine schwierige Geschichte, denn ich kenne kaum einen Wiener, der nicht eine Subvention will. Daher geht es da natürlich schon darum, dass man sich das entsprechend anschaut und dann werden wir hier helfen. Wenn wir etwas teilen, dann ist es natürlich die Sorge um die Verbrechensopfer, das ist keine Frage. So wie zu späterer Zeit auch in der Fragestunde werden wir uns über einen anderen Teil der Bevölkerung zu unterhalten haben, dem auch unsere große Sorge und unser Mitgefühl gilt und wo man auch daran ermessen kann, wie eine Gesellschaft letztendlich in der Hilfe dafür funktioniert. Also ich bitte Sie, da nicht vorschnell zu urteilen und nicht das übliche Lizitationsspiel zu machen. Wir wollen den Verbrechensopfern helfen. Dieses Signal können Sie hier mitnehmen, das ist gar keine Frage, und ich bitte Sie, das auch so anzunehmen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Antonov gestellt. Ich bitte darum.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Herr Bürgermeister!

Es gibt ja neben dem Weißen Ring auch noch andere Institutionen, die sich mit der Opferhilfe beschäftigt haben. Konkret ist das der Verein Neustart, dem unter der Justizministerin Berger die Opferhilfe entzogen wurde und die jetzt nur beim Weißen Ring ist. Ich wollte Sie eigentlich fragen, ob Sie Informationen darüber haben, wie sich das in Wien ausgewirkt hat, ob darunter die Kapazitäten gelitten haben? Ich habe Ihrer ersten Beantwortung entnommen, dass Sie jetzt schon mit dem Weißen Ring Kontakt aufgenommen haben, um sich Informationen zu beschaffen. 

Ich möchte Sie deshalb jetzt auch fragen, ob Sie sich vorstellen können, dass Sie auch auf die Kapazitäten des Vereins Neustart zurückgreifen und ob Sie auch diesen Verein Neustart als zusätzliche Betreuungsinstitution zum Weißen Ring in Wien in Betracht ziehen können und sich dafür auch bei der Justizministerin einsetzen wollen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin: Nein, mir liegen keine Informationen über Auswirkungen dieser Entscheidung der damaligen Frau Justizministerin vor. Aber ich kenne Frau Dr Berger seit der Jugendorganisationszeit und kenne ihre Grundhaltung zu verschiedenen politischen Fragen und ich bin daher davon überzeugt, dass es einen Grund hat, dass Sie diese Entscheidung getroffen hat und nicht aus Jux und Tollerei oder nur aus Spargründen heraus. Daher werde ich mich natürlich schlau machen, warum diese Entscheidung so gefallen ist und dann jeweils nach dem Ergebnis dieser Informationen auch handeln. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Ulm gestellt. 

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

In der Tat gibt es sehr viele Punkte, wo Aufgaben der Stadt Wien an das Thema Sicherheit, Kriminalitätsbekämpfung anknüpfen. Das ist ja nicht nur der Opferschutz, das gibt es ja in ganz, ganz vielen Feldern. Die Frage ist jetzt: Wie stark engagiert sich die Stadt hier sicherheitspolitisch?

Meine Kritik ist auch wenig überraschender Weise für Sie, dass man hier noch mehr machen könnte. Aber wo schon eher Ihre Zustimmung gefunden werden könnte, wäre die Konzentration der Aufgabenbewältigung durch die Stadt Wien, weil es da ja wahnsinnig viel gibt, weil Sie ja selber das Wort von „Ordnung schaffen“ geprägt haben, weil es sehr viel Zusammenarbeit und Kooperation in der Sicherheitsfrage gibt, bei der Kriminalitätsbekämpfung gibt, vom Opferschutz über Prävention die unterschiedlichen Ordnungskräfte. 

Meine Frage geht jetzt in die Richtung, ob man nicht noch effektiver diese schon bestehende Politik gestalten könnte, wenn es zu einer Konzentration der Aufgaben käme. Ich kenne nicht einmal eine Magistratsabteilung, die sich mit Sicherheitspolitik beschaffen würde, geschweige denn ein eigenes Ressort, einen eigenen Sicherheitsstadtrat. Wäre es nicht eine Überlegung wert, stadtorganisatorische Maßnahmen zu treffen, um einen noch größeren Beitrag für eine Hebung der Sicherheit in Wien zu schaffen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ja, Herr Gemeinderat. Dieses Haus hat offensichtlich eine Unzahl von Hintertüren, wo Sie immer wieder versuchen, mit der Stadtwache hereinzukommen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ja auch vernünftig!) Ich kann Sie daher nur noch einmal darauf hinweisen, dass zwischen dem auf die Einhaltung der Regeln des Zusammenlebens zu drängen, das heißt, die Einhaltung all der Verwaltungsvorschriften, die in der Stadt Wien erlassen wurden, nichts mit der Sicherheitslage zu tun hat oder kaum etwas mit der Sicherheitslage zu tun hat, nur sehr indirekt. Und die Kriminalitätsbekämpfung ist ungebrochener Weise eine Angelegenheit des Bundes. Es ist für die Sicherheitslage die Polizei, die Bundespolizei, verantwortlich und nicht die „Waste Watcher“ beispielsweise. Das muss man in dieser Deutlichkeit noch einmal sagen, weil sich ja offensichtlich verschiedene politische Interessen in diesem Haus immer sehr bemühen, diese Dinge auch zu vermengen. Daher sage ich, es mag sein, dass ein höheres Ausmaß an Effizienz in die Verwaltungsorganisation einzubringen ist. Das mag durchaus sein, das kann niemand a priori verneinen, dass einem da nichts einfallen könnte. Ich bin sehr auf Effizienz bedacht, denn das bietet natürlich auch viele Möglichkeiten, die Steuermittel, die ja nicht reicher werden, so einzusetzen, dass sie dort auch hinkommen, wo man sie entsprechend braucht. Aber das hat nichts mit der Sicherheitslage zu tun. 

Und ich werde nicht müde werden, das entsprechend zu betonen: Es waren nicht wir, die die Anzahl der Polizisten in Wien gekürzt haben. Daher sage ich noch einmal dazu: Was die Wiener Polizei in der Lage ist zu leisten, hat man bei der Europameisterschaft gesehen. Da waren es 1 500 Polizisten mehr und daher sage ich: Ja, also zumindest diese 1 000 Polizisten mehr, die es im Jahr 1999 gegeben hat, die hätten wir gerne wieder. Dann wird die Sicherheitslage eine bessere sein. Die „Waste Watcher“ werden die Sicherheitslage nicht verbessern können. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die letzte Zusatzfrage wird von Frau GRin Matiasek gestellt. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Wir müssen es ja leider immer wieder erleben, dass gerade im Bereich der Sicherheit, der Kriminalitätsbekämpfung hier sehr gerne Kindesweglegung betrieben wird und das auch regelmäßig. Ich komme aber trotzdem noch einmal auf die Opfer von Verbrechen zurück. Man hat ja ein weit höheres Problembewusstsein etwa bei den Opfern von Gewalt in der Familie. Da gibt es ja bereits, und da wird auch seitens der Polizei darauf hingewiesen, Betreuungsprojekte, wo man eben dann mit Hilfe psychologischer Betreuung die Opfer wieder möglichst in ein normales Leben eingliedert und ihnen hilft, ihre dramatischen Ereignisse zu verarbeiten. Ich freue mich ja, dass prinzipiell jetzt einmal im Zusammenschluss mit dem Weißen Ring ein erster Schritt getan wird, bin also über das, was Sie an Mitteln da planen, nicht ganz glücklich, weil wir ja vergleichsweise wirklich oft andere Summen vor uns haben. Das wissen wir alle, die wir ja mit den Subventionen zu tun haben. 

Ich möchte Sie jetzt fragen, Herr Bürgermeister: Wann können Sie sich vorstellen, dass flächendeckend in Wien, denn das ist ja nicht auf einen Bezirk bezogen, Opfer sind auch nicht auf einen Bezirk bezogen, alte Menschen, denen nicht zumutbar ist, dass sie sich quer durch Wien bewegen und das werden sie auch nicht tun - wann können Sie sich vorstellen, dass wir flächendeckend eine entsprechende Versorgungs- und Betreuungsmöglichkeit von Kriminalitätsopfern auf die Beine gestellt haben werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Ich würde jetzt gerne Ihr Bild von der Kindesweglegung kommentieren, aber ich habe es leider nicht verstanden. Aber wenn man auf eine Rechtslage hinweist, auf eine Reallage, wie sie da ist, das dann als Kindesweglegung von meiner Seite her zu bezeichnen, das verstehe ich nicht. Aber ich muss auch nicht alles verstehen, das ist eigentlich auch egal. 

Was die flächendeckende Versorgung von Verbrechensopfern betrifft, so ist das im Prinzip heute schon gegeben. Worum es geht, ist, dass es effizienter wird, dass es mehr an den Betroffenen herankommt, dass es qualitativ auch entsprechend verbessert wird. Ich kann Ihnen zusagen, dass wir die Gespräche mit dem Weißen Ring noch vor dem Sommer abschließen werden, sodass wir auch noch vor dem Sommer die allfälligen zusätzlichen Finanzmittel zur Verfügung stellen werden. Natürlich wird man sich auch darüber unterhalten, dass es nicht nur um ein Bezirksprojekt geht, sondern dass es natürlich darum geht, dass wir uns um Wien kümmern als Ganzes bei diesen Gesprächen. Aber ich sage hier noch einmal, dies erscheint mir der vernünftigste Weg dabei auch zu sein, denn Sie wissen sehr genau, dass es gemäß Finanzverfassung verboten ist, dass eine Gebietskörperschaft eine andere subventioniert. Daher werden wir auch hier den Umweg gehen müssen, den wir gelegentlich ja auch bei anderen Dingen gehen, wo wir Hilfe geleistet haben, und zwar eine Hilfe, wo wir nicht durch das Gesetz verpflichtet waren, sondern im Gegenteil das Gesetz, eigentlich die Finanzverfassung, es uns sogar verboten hätte zu helfen und wir haben trotzdem einen Weg gefunden, dass wir hier helfen. Aber machen Sie uns das nicht zum Vorwurf. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung der 2. Frage. 

Wir kommen nun zur 3. Frage (FSP - 01711-2009/0001 - KGR/GM). Sie wurde von Frau GRin Mag Ringler gestellt und ist gleichfalls an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (In zwei Subventionsakten für den Ausschuss für Kultur und Wissenschaft am 31. März fand sich ein Passus, der die Stadt Wien im Falle einer sich verschlechternden Finanzsituation der Stadt zu jährlichen Subventionskürzungen von 20 % pro Jahr berechtigt hätte. In letzter Sekunde wurde dieser Passus erfreulicherweise gestrichen. Nichtsdestotrotz hat er innerhalb der Kulturszene und des Wiener Kulturpublikums große Verunsicherung ausgelöst, ob Kürzungen des Kulturetats bevorstehen. Können Sie, Herr Bürgermeister, ausschließen, dass es 2010 Kürzungen des Kulturbudgets geben wird?)
Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Die Frage ist sehr einfach zu beantworten: Ja, ich schließe aus, dass es im Jahre 2010 zu Budgetkürzungen im Kulturbereich kommt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Wir kommen zur 1. Zusatzfrage. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Das finde ich sehr erfreulich, das finde ich eine sehr, sehr positive Entwicklung. Wir waren sehr, sehr beunruhigt über diese Kürzungsklausel, die da im letzten Kulturausschuss aufgetaucht ist. Nichtsdestotrotz kommt wahrscheinlich im gesamten Kulturbereich in den nächsten eineinhalb Jahren eine schwierige Zeit auf uns zu. Die Finanzkrise fordert auch im Kulturbereich, ich will jetzt nicht sagen, Opfer, aber sie bringt zumindest ganz klare Probleme beim Publikumszustrom. Menschen, die immer weniger Geld haben, werden leider, befürchte ich, auch bei der Kultur zuerst zu sparen beginnen. 

Können Sie sich vorstellen, ein, sagen wir einmal, Kulturpaket zu schnüren, das Kulturinstitutionen dabei unterstützt, Menschen, die jetzt auch sparen müssen, stärker noch in die Häuser zu bringen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Ich weiß nicht, welche Klausel im Kulturausschuss aufgetaucht ist oder nicht. Aber ich weiß jedenfalls, dass das, was von Ihnen hier zitiert wurde und was auch in den Medien gestanden ist, in den Vier-Jahres-Verträgen der Theater nicht vorkommt. Also so gesehen verstehe ich die Aufregung ehrlich gesagt gar nicht. Und wenn ich daran denke, dass wir in den letzten acht Jahren das Kulturbudget in der Stadt Wien um 40 Prozent angehoben haben, dann können Sie daran erkennen, was wir der Kulturarbeit in dieser Stadt auch an Wert zumessen. Das ist die Realität und nicht irgendwelche Sätze oder Halbsätze, die irgendwo herumgeistern, aber jedenfalls nicht Bestandteil von irgendeinem Vertragswerk sind. Also so gesehen kann ich das als solches nicht nachvollziehen. Der Vorschlag, den Sie hier in der Fragestunde unterbreitet haben, ist etwas, worüber man nachdenken muss, so ad hoc und ex cathedra in einer Fragestunde zu verkünden, würde ich für unangemessen halten. Aber ich verspreche Ihnen, dass wir das diskutieren werden, darüber nachdenken werden und dann auch darüber miteinander sprechen werden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von GR Dr Wolf gestellt. Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister, Ihr klares Bekenntnis, die Kulturbudgets nicht zu kürzen, ist erfreulich. Sie sagten, Sie kennen die Klausel nicht, die gekürzt wurde. Ich darf sie Ihnen kurz zu Gehör bringen: „Die Stadt Wien ist jedoch berechtigt, die Subvention zu kürzen oder teilweise zu sperren, wenn eine Verschlechterung der finanziellen Situation der Stadt Wien eintritt oder sonst die Einhaltung von mit dem Bund und den übrigen Gebietskörperschaften vereinbarten Stabilitätszielen gefährdet erscheint.“ 

Frage: Ist damit zu rechnen, dass die Stabilitätsziele, die mit dem Bund vereinbart wurden, von der Gemeinde Wien aufgekündigt werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also erstens, ich habe nicht gesagt, dass ich diesen Passus nicht kenne. Ich habe ihn ja in der Zeitung gelesen und des Zeitunglesens bin ich mächtig, wie Sie aus eigener Erfahrung wissen. Zum Zweiten habe ich darauf hingewiesen, dass dieser Passus, der in den Zeitungen gestanden ist, nicht Bestandteil von Vertragswerken ist und das ist schon einmal ein bisserl ein Unterschied. 

Aber um auf Ihre eigentliche Frage zu kommen, die ja auch etwas mit Kultur zu tun hat: Wir waren geraume Zeit unter den wenigen Bundesländern, die den Stabilitätspakt auch immer eingehalten haben. Heuer wahrscheinlich und auch nächstes Jahr werden wir, genauso wie andere Bundesländer, wie die Republik Österreich, wie auch der Großteil der Staaten, die im Euroverbund sind, genau jene Interpretationen des Maastrichter Vertrages anwenden, die ich hier immer vertreten haben, auf die ich immer wieder auch hingewiesen habe, dass man in Zeiten der Krisen natürlich diese Kriterien nicht anwenden kann, im strengsten Sinne des Wortes. Aber es sind ja auch die Maastricht-Verträge so zu erläutern, ich verweise noch einmal darauf, dass man über die Konjunkturperiode hinweg dieses Maastricht-Ziel zu erreichen hat und folgerichtig nicht jedes Jahr. Daher ist es natürlich in Zeiten wie diesen völlig klar, dass man Maßnahmen treffen muss, so wie es alle tun, auch die Republik Österreich und ich verweise Sie auf die Budgetrede des Herrn Finanzministers von vergangener Woche. Und genau das werden wir hier auch tun. Ich freue mich, dass Keynes wieder zu Ehren kommt. Das ist dies sicherlich auch der geistige Hintergrund für die entsprechenden Passagen im Maastricht-Vertrag. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zu-
satzfrage wird von Herrn Mag Gudenus gestellt.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ein Verein, der sicherlich keine Kürzung der Förderung zu befürchten hat, ist ja das Wiener Volksbildungswerk, bei dem ja erst unlängst eine Neuübernahme stattgefunden hat. Es sollen ja auch in Zukunft die Bezirkskulturbudgets über das Volksbildungswerk abgerechnet werden. Und man hört eben, dass hier eine Kündigung von Herrn Prof Strohmer ohne Beschluss durch das Präsidium erfolgt ist, was gemäß § 14 des Statuts vorgeschrieben wäre. Wenn das stimmt, wäre das ein klarer Rechtsbruch. 

Meine Frage an Sie, sehr geehrter Herr Bürgermeister, ist: Sollten sich diese Unterstellungen oder Vorwürfe hier bewahrheiten, ist dann noch eine Subvention gerechtfertigt, wenn das stimmt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also erstens einmal weiß ich nicht, was Sie unter Übernahme verstehen. Das ist jedenfalls nicht meine Diktion, wenn in einem Verein ein neuer Vorstand oder ein neuer Präsident gewählt wird. Wenn ich den Unterschied Klavier spielen könnte, dann wäre ich wahrscheinlich der Buchbinder. Also wir wollen das schon differenziert genug betrachten. Ja, es hat dort demokratisch neue Wahlen gegeben und es gibt daher einen neuen Präsidenten. Meines Wissens ist diese Trennung von dem langjährigen Generalsekretär, glaube ich, heißt das auch dort oder jedenfalls Geschäftsführer, durchaus rechtskonform erfolgt. Aber das weiß ich naturgemäß nicht genau und geht mich, ehrlich gesagt, auch nichts an. Bei der Anzahl der Vereine, die es in Wien gibt und die Subventionen bekommen, bin ich mit Sicherheit nicht über jedes Interna informiert. Es ändert aber das alles nichts an der Tatsache, dass eine Subventionsstreichung für das Volksbildungswerk unfassbare Folgen hätte. Ich weiß nicht, ob Sie das dann entsprechend wollen würden. Denn was das dann für das Kulturleben dieser Stadt, insbesondere in den Bezirken, heißt, da sollte man vielleicht einmal bei allem Bemühen, dem Landtagspräsidenten etwas anzuhängen, innehalten und sich ein bisserl überlegen, was man damit auch anrichten kann. Ja, ich werde natürlich noch einmal im Detail nachfragen, was es da mit diesem Vorwurf von Ihnen auf sich hat. Aber die Subventionen für das Volksbildungswerk zu kürzen, das werde ich sicher nicht tun, weil es in den Bezirken Chaos auslösen würde und das mag ich nicht.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zu-
satzfrage wird von GRin Mag Ringler gestellt. Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister! 

Ich bleibe bei den Auswirkungen der Finanzkrise auf den gesamten Kulturbereich, der in Wien ja auch ein sehr, sehr wichtiger Wirtschaftsmotor ist und auch sehr, sehr viele Arbeitsplätze zur Verfügung stellt. Jetzt ist es so, dass schon, bevor wir in die Finanzkrise geschlittert sind, die Künstlerinnen und Künstler eine besonders schwierige soziale Lage haben und hatten mit einem Durchschnittseinkommen von 8 000 EUR im Jahr. Das ist aus einer Studie, die die Kulturministerin Schmied letztes Jahr in Auftrag gegeben hat. Diese Lage wird sich vermutlich in den nächsten Monaten und Jahren noch verschlimmern. 

Können Sie sich vorstellen, Herr Bürgermeister, dass mit den Mitteln der Stadt Wien ein besonderes Paket geschnürt wird, um gerade Künstlerinnen und Künstlern in dieser schwierigen Situation auch unter die Arme zu greifen und einer Gruppe, die schon seit vielen Jahren akut von Armut bedroht ist, hier zu helfen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin! Was erwarten Sie hier in einer Fragestunde? Sie wissen ganz genau, dass das eine Diskussion einschließlich der Frage der Sozialversicherung ist, die seit geraumer Zeit geführt wird, von der wir alle wissen, dass sie eine äußerst komplexe Frage ist, die jetzt nicht nur finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte hat, sondern die natürlich darüber hinaus eine Fülle von Nachfolgewirkungen auch in anderen Bereichen auslösen würde. Und es ist daher ja kein Zufall, dass diese Diskussion auch schon geraume Zeit dauert. 

Ich sage Ihnen noch einmal dasselbe, was ich Ihnen vorhin sagte: Ja, wir werden das diskutieren, wir werden uns das anschauen. Wir werden uns überlegen, inwiefern das einpassbar ist. Aber Sie können in einer Fragestunde bitte nicht erwarten, dass ich nunmehr in wahrscheinlich einer dreistelligen Millionenhöhe am Ende des Tages hier Zusagen treffe, die einfach aus dem Ärmel herausgebeutelt sind. Das mache ich nicht, das wäre unseriös und da bitte ich Sie um Verständnis.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. 

Wir kommen nun zur 4. Frage (FSP - 01710-2009/0001 - KVP/GM). Sie wurde von Frau GRin Karin Praniess-Kastner gestellt und ist gleichfalls an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Für den Abbau von Barrieren in Gebäuden sowie in öffentlichen Verkehrsmitteln gibt es laut Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz (BGStG) Übergangsbestimmungen bis 1. Jänner 2016. In einem Schreiben der Magistratsdirektion vom 13. April 2007 an die Bezirksvorsteherinnen und Bezirksvorsteher wird darauf hingewiesen, dass das BGStG lediglich dort anzuwenden ist, wo unmittelbare Regelungskompetenz des Bundes vorliegt. Die Bezirksvertretungen seien davon nicht erfasst, heißt es. Menschen, die sich im öffentlichen Raum bewegen, können im Alltag die Abgrenzung zwischen Bundes-, Landes- und Gemeindekompetenzen nicht nachvollziehen, wenn es um die Beseitigung von Barrieren geht. Welche Initiativen werden Sie unter Beachtung der Übergangsfrist (bis 1. Jänner 2016) im Kompetenzbereich der Gemeinde Wien setzen, um die Bezirke in ihren Aktivitäten für mehr Barrierefreiheit zu unterstützen?) 

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Das ist natürlich ein Themenfeld insgesamt, das mir seit der Zeit, die ich diesem Haus angehöre, ein ganz, ganz besonderes Anliegen ist. Das hat wahrscheinlich biographische, also bei mir mit Sicherheit biographische Gründe. Aber solche Erlebnisse hat man dann immer, die lösen dann natürlich auch ein besonders emotionelles Niveau auch im Engagement aus. Ich könnte natürlich jetzt, und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben das ja sehr gut vorbereitet, in großer Zahl anführen, was die Stadt Wien getan hat, um die Barrierefreiheit entsprechend zu erreichen. Ich will das nicht tun, denn ich sage dazu, auch mir ist das noch immer zu wenig. Es ist großartig, es ist viel hier gemacht worden, aber es ändert nichts an der Tatsache, dass es noch immer zu wenig ist. Und das hängt natürlich auch damit zusammen, wenn man in, ich sage einmal, fünfzehn oder zwanzig Jahren das aufholen soll, wo vorher nie etwas gemacht wurde, weil es auch kein Bewusstsein dafür gegeben hat, dann ist das natürlich auch im hohen Ausmaß ein finanzielles Problem. Die finanziellen Mittel, die heute im öffentlichen Raum oder genauso beim Wohnen in öffentlichen Gebäuden und Ähnlichem eingesetzt werden, sind sehr groß. Trotzdem denke ich, dass wir hier unsere Bemühungen allfällig auch noch zu dynamisieren haben. 

Der Brief, den Sie hier in Ihrer Fragestellung erwähnen, dazu sage ich ganz offen, ist eine De-facto-Rechtsauskunft. Ich hätte ihn trotzdem nicht so geschrieben. Denn natürlich ist es richtig, dass dies auch im Wesentlichen im Bundesrahmen festzulegen ist. Aber es gibt natürlich, wie wir alle wissen, eine ganze Reihe von Handlungsfeldern, sagen wir einmal so, etwa beim Wohnen, aber natürlich auch im öffentlichen Raum, wo wir selbstverständlich gefragt sind und wo wir uns ja auch seit Jahren entsprechend bemühen und tun, was ich vorhin auch erwähnte und daher hätte ich dies so nicht abgehandelt. Das sage ich ganz offen, denn das mag rechtlich und juristisch korrekt sein, aber es ist nicht das, was sozusagen auch vom emotionellen Zugang zu diesem Thema, aber auch vom realen Zugang zu diesem Thema tatsächlich die Haltung der Stadt auch widerspiegelt. Daher denke ich, dass wir uns diesbezüglich zu bemühen haben, aber auch zu bemühen haben in Richtung hin zu einer entsprechenden Verankerung einer Antidiskriminierung auch für Behinderte im Antidiskriminierungsgesetz. Sie haben die ausführliche Auskunft der zuständigen Stadträtin bekommen, die am Schluss in die Richtung hin geht: Wenn die EU-Richtlinie beschlossen ist, dann werden wir die diesbezüglichen Bestimmungen auch im Wiener Antidiskriminierungsgesetz verankern. Anfang April ist nun im Europäischen Parlament diese Richtlinie verabschiedet worden. Wir werden daher ganz rasch daran gehen, diese Richtlinie auch im Landesgesetz entsprechend umzusetzen. Ich halte das für wichtig und ich halte das auch für fair und für gerecht. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Praniess-Kastner gestellt. Bitte.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, vielen Dank, Herr Bürgermeister. 

Ich bin sehr erfreut darüber und weiß es ja auch aus meiner Arbeit in der Behindertenkommission, dass das Thema Barrierefreiheit eigentlich fraktionsübergreifend ein großes Anliegen ist. Sie haben von Bewusstseinsbildung gesprochen, Herr Bürgermeister, und dieses Thema halte ich auch für sehr, sehr wichtig. Daher haben wir eine Initiative zur Bewusstseinsbildung gestartet, wie wichtig Barrierefreiheit ist. Und erlauben Sie mir bitte, dass ich Ihnen die Unterschriften dieser Initiative hier im Rahmen der Fragestunde überreiche. (Beifall bei der ÖVP.)
Ja, Herr Bürgermeister, lassen Sie mich jetzt noch einmal zu Ihrer Antwort auf meine schriftliche Anfrage kommen. Der Brief ist unerfreulich. Sie haben es auch selber gesagt, Sie hätten es nicht so formuliert, weil ich denke, es geht ja auch darum, nicht den Bezirksvorstehern zu sagen „Das geht euch im Grunde nichts an“ - so flapsig formuliert -, sondern „Es wäre schön, wenn ihr euch darum kümmern würdet.“ Und es ist ja auch wichtig und richtig, weil das Bundesbehindertengleichstellungsgesetz ja für alle Themen gilt, die auf Bundesebene zu vollziehen sind, und das betrifft auch die Bezirksämter auf Bezirksebene wie zum Beispiel die Schulgebäude, die ja meistens als Wahllokale verwendet werden. Es betrifft die Bezirksämter, wo ich mir einen Pass ausstellen lassen muss. Das sind ja alles Angelegenheiten des Bundesvollzugs und daher gilt das Bundesbehindertengleichstellungsgesetz zumindest im Falle der Diskriminierung sehr wohl für die Bezirke. Ich denke, das muss man sich rechtlich noch mehr ansehen. 

Meine ganz konkrete Frage, es wurde ja ... Der Herr Vorsitzende lächelt schon. Meine ganz konkrete Frage zu TownTown: Sie wissen, es gab eine Übersiedlung mehrerer Magistratsabteilungen nach TownTown, das leider nicht barrierefrei gestaltet war. Als wir dann Nachfragen gestellt haben, weshalb nicht, hat man sich eigentlich auf den Vermieter ausgeredet. Meine ganz konkrete Frage: Weshalb nimmt die Stadt die Vermieter da nicht von vornherein in die Pflicht und kontrolliert selber, ob für alle Menschen, die einen barrierefreien Zugang zu diesen magistratischen Ämtern benötigen, dieser auch gegeben ist?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal, sehr geehrte Frau Gemeinderätin, ich halte ja diese Initiative, die Sie hier zur Bewusstseinsbildung, wie man mit Fragen für Behinderte umgeht, für sehr gut. Das ist überhaupt keine Frage. Alles, was dazu beiträgt, dass man sich in einer doch relativ seelenlosen Zeit dieses Themenfeld bewusst macht und diese Probleme, die da verbunden sind, bewusst macht, ist auf jeden Fall einmal gut. Ob die Unterschriftenübergabe im Rahmen der Fragestunde tatsächlich das Nonplusultra ist, das weiß ich nicht. Ich fürchte sehr, sehr geehrte Frau Gemeinderätin, Sie haben da eine Tür aufgemacht, die man möglicherweise nachher nicht mehr zukriegen wird. Aber wie dem auch immer sei, es ist so vollzogen worden und soll daher sein.

Was nun Ihre konkrete Frage dazu betrifft, so schaue ich mir das noch einmal an. Aber grundsätzlich bin ich der Auffassung, dass in allen öffentlichen Ämtern, wo Publikumsverkehr ist, dieser auch tunlichst barrierefrei gestaltet werden soll, insbesondere dann, wenn es neu gemacht wird. Ich sage das bewusst aber auch so. Bei mir ist ausschließlich eine Dienststelle präsent, nämlich der KAV und den Publikumsverkehr in der KAV-Zentrale würde ich als höchst eingeschränkt bezeichnen. Aber ohne jetzt auf alle Details der Stadt einzugehen: Vom Grundsatz her halte ich es für richtig, Amtsgebäude, die Publikumsverkehr haben, sollten tunlichst barrierefrei gestaltet werden, möglichst bald barrierefrei gestaltet werden, wenn sie das noch nicht sind. Und dort, wo neu gebaut wird, da sollte das von vornherein auch so angedacht sein. Wenn wir vom öffentlichen Bereich hier nicht mit einem guten Beispiel voran gehen, dann wird es kein Beitrag zu einer entsprechenden Bewusstseinsbildung auch in der Gesellschaft sein und natürlich auch für Private und das würde ich persönlich gesehen für nicht gut halten.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zu-
satzfrage wird von Herrn GR Dr Günther gestellt.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Wie wir gerade festgestellt haben, heißt Barrierefreiheit ja nicht nur räumliche Erreichbarkeit, sondern heißt noch viel, viel mehr. Und eine Bevölkerungsgruppe, nämlich schwerhörige oder gehörgeschädigte Menschen, sind im Endeffekt von großen Bereichen des Kulturlebens ausgeschieden, weil sie es einfach nicht hören. 

Jetzt gibt es sowohl im Kino- als auch im Theaterbereich viele Bereiche in Wien, wo die Stadt Wien Subventionen vergibt. Wäre es eine Möglichkeit aus Ihrer Sicht, dass man in diesem Bereich Induktionsanlagen einrichtet, um dieser Bevölkerungsgruppe, die gar nicht so klein ist, auch die Möglichkeit zu geben, an solchen Veranstaltungen teilzunehmen und davon auch was zu haben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat, grundsätzlich ist mir der Gedanke durchaus zugänglich, das ist gar keine Frage. Was am effizientesten in diese Richtung hin zu machen ist, das können solchen Anlagen sein. Aber soviel ich von Betroffenen weiß, ich habe selber Gott sei Dank noch keine Erfahrung damit, gibt es da auch noch andere Möglichkeiten dazu. Wir denken darüber nach, ja, Ihr Gedanke ist mir zugänglich.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zu-
satzfrage wird von Frau GRin Smolik gestellt.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Ich möchte mich für die sehr klaren Worte bedanken auch bezüglich der Vorbildfunktion, die die Gemeinde Wien auch hier hat, und hoffe, dass die Privaten dann nachziehen in Bezug auf Barrierefreiheit. Wir haben hier schon öfters Anträge eingebracht, dass wir unserer Meinung nach Etappenpläne brauchen, um auch eine Finanzierungssicherheit zu haben und das Geld auch zur Verfügung steht. Diese Anträge wurden immer abgelehnt. Sie haben es selber erwähnt, dass es in den letzten Jahren verabsäumt wurde und die letzten 15, 20 Jahre auch das Bewusstsein noch nicht so da war, hier die Gelder nicht zur Verfügung standen und dass jetzt natürlich ja mehr Gelder notwendig sind, weil man ja Zeit verstreichen hat lassen. 

Mich würde interessieren: Was wird jetzt konkret passieren? Sie haben sich dazu bekannt. Sie haben auch gemeint, dass natürlich Amtshäuser und andere öffentliche Einrichtungen auch barrierefrei sein müssen oder sollen, soweit es halt möglich ist. Nur die konkreten Schritte fehlen mir. Und ich möchte Sie bitten, uns konkret auch zu sagen: Was wird passieren? Wird es im Budget einen Niederschlag finden? Wird es Budgetausweitungen geben, dass Geld dafür zur Verfügung gestellt wird, weil wir Amtshäuser haben, die weit davon entfernt sind, nur annähernd barrierefrei zu sein, von Schulen und Kindertagesheimen gar nicht zu sprechen? Auch da haben wir noch einiges aufzuholen. Aber wird es Budgetposten geben, wo Gelder dafür zur Verfügung gestellt werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also zunächst einmal ein völliges Missverständnis. Ich habe überhaupt nicht davon gesprochen, dass in den letzten 15, 20 Jahren überhaupt nichts passiert ist, sondern im Gegenteil, ich habe davon gesprochen, dass in den letzten 15, 20 Jahren überhaupt etwas passiert ist, nachdem man vorher nicht wirklich ein Bewusstsein dafür hatte, weil ein erheblicher Teil gerade der Amtshäuser ja nicht in den letzten 15, 20 Jahren gebaut worden ist, sondern das war schon früher der Fall. Ich sage sozusagen aus eigener familiärer Erfahrung, wie schwierig diese Dinge sind. Mein Stiefvater war ein Kriegsversehrter, der beide Beine verloren hatte und war Richter und es war mit Sicherheit das Leben in der Normalität einer Nichtrücksichtnahme auf körperbehinderte Menschen nicht ganz einfach. Daher glaube ich, sind wir erst auf einem Weg und was wir zu tun haben, ist, neben der Sachpolitik, die wir hier zu erfüllen haben, eben auch diesen Bewusstseinsprozess weiterzutreiben. Und tatsächlich sind wir in den letzten Jahren natürlich schon sehr viel weiter gekommen, denn es machen sich viel mehr Menschen Gedanken auch darüber und viel mehr Menschen empfinden heute auch so, dass das gut und richtig ist. Vor 20 Jahren hat man noch ganz andere Meldungen gehört, was diese Dinge betroffen hat. 

Ich kann Ihnen daher nur sagen: Jawohl, wir werden das rascher noch als in der jüngeren Zeit vorantreiben, weil ich das für wichtig halte. 
Die vielen kleinen Maßnahmen wären durchaus auch Bestandteil eines Konjunkturpaketes. Das heißt, an sich findet sich vieles, das man in dem Zusammenhang auch lösen kann. Aber man kann nicht sagen, dass nichts passiert wäre - wenn ich nur an die Bauordnungsänderung und viele andere Dinge denke, die wir gemacht haben und die ich hier aus zeitlichen Gründen nicht taxativ aufgezählt habe.

Eine Budgetpost einzurichten, davon würde ich meinen Freunden abraten. Denn selbst bei der höheren Flexibilität, die im Wiener Gemeinderatsbudget gegeben ist - im Vergleich zum Beispiel zu dem Bundesgesetz, das auf Ebene der Republik beschlossen wird -, meine ich trotzdem, dass man sich hier nicht Fesseln anlegen soll, sondern gerade in Zeiten wie diesen größtmögliche Flexibilität wahren soll. 

Daher: Schauen wir es uns in der Sache an, aber nicht nach den Zahlen, die in irgendwelchen Papieren stehen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 4. Zusatzfrage wird von Frau GRin Praniess-Kastner gestellt.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ja, danke für Ihre Ausführungen und für Ihr Bekenntnis, das ich auch schon im Zweiergespräch feststellen konnte, dass Sie eine große Bereitschaft für Barrierefreiheit haben. 

Ein Satz noch dazu: Wir dürfen nicht vergessen, dass Barrierefreiheit nicht nur behinderten Menschen, sondern auch älteren, gebrechlichen Menschen zugute kommt, Müttern und Vätern mit Kinderwagen und – auf Grund der demographischen Entwicklung, wie sie sich in Wien darstellt - letztendlich einmal uns allen. Ich denke, wenn man das betrachtet, dann sind auch die Kosten, die barrierefreie Umbauten verursachen, in eine andere Relation zu stellen.

Herr Bürgermeister! Sie haben gerade die Bauordnung angesprochen. Diese wird leider nicht immer so exekutiert. Ich habe Ihnen gerade vorhin von einem Bauträger erzählt, der leider noch immer nicht barrierefrei baut, auch 2009 noch nicht. Das heißt, da gibt es auch noch viel Aufklärungsbedarf.

Meine ganz konkrete Frage: Ich könnte jetzt viele Beispiele aufzählen, wo es leider noch nicht gelungen ist, etwas barrierefrei zu machen. Ein unlängst vorgestelltes Fortbewegungsmittel, nämlich die Touristen-Bim, ist leider nicht barrierefrei begehbar. Ich habe schon gesagt, es kommt ja vielen Bevölkerungsgruppen zugute, aber ältere oder behinderte Touristen, die Wien besuchen, können diese Straßenbahn leider nicht benützen.

Herr Bürgermeister! Werden Sie sich dafür einsetzen, dass es hier auch eine adäquate Möglichkeit für Touristen in Wien gibt, die schöne Stadt Wien zu besichtigen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Das ist jetzt wirklich schwierig, das sage ich ganz offen. Denn bei dieser Touristen-Bim - wenn man sie so nennen kann - handelt es sich natürlich um eine Traditionsstraßenbahn, eine, die eigentlich aus dem Museum herausgeholt wurde und die genau für diese Frage von Fremdenverkehrsbetreuung, von Fremdenverkehrswerbung natürlich auch eingesetzt wird. Das ist das, was der überwiegende Teil unserer Gäste will - das muss man auch dazusagen -, und das ist eines jener Beispiele, die aus einer Zeit stammen, in der man, obwohl es aus den Kriegsfolgen heraus mit Sicherheit sehr viel mehr Körperbehinderte gegeben hat, über solche Dinge nicht nachgedacht hat. 

Wie man diesen Interessenskonflikt auflöst, weiß ich, ehrlich gesagt, nicht genau. Das muss ich auch in aller Offenheit eingestehen, das weiß ich nicht. Aber ich bin sehr dafür, dass wir uns gerade auch mit diesen Dingen des Alltags beschäftigen. Denn beispielsweise das Problem von - unter Anführungszeichen - im Weg stehenden, herumstehenden Abfalleimern oder Mistkübeln lässt sich lösen, davon bin ich überzeugt. Die MA 48 ist eine sehr flexible Truppe, das kann man ohne Weiteres lösen. Wie man allerdings zum Beispiel Postkästen so aufhängt, dass sie nicht in den Straßenraum respektive Gehsteigraum hinausragen, ist mir noch ein bisschen ein Rätsel. Das weiß ich nicht genau.

Ich wollte diese zwei Beispiele nur erwähnen, um darauf hinzuweisen: Jawohl, ich bin bereit, wir sind bereit, über die Normalität des Alltags, das reale Leben der Menschen zu reden und durchaus auch entsprechende Verbesserungen durchzuführen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 01714-2009/0001 - KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR Dr Günther gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. (Laut Dokumenten, die der Wiener Zeitung [Bericht vom 18. April 2009] vorliegen, wird bestätigt, dass Krankenakte in der Personalabteilung gehortet und Privatdetektive zur Überprüfung von Mitarbeitern eingesetzt wurden! Ebenso sind zahlreiche Mobbingfälle bei den Wiener Linien bekannt geworden. Es ist nicht auszuschließen, dass diese Krankenakte Teil des Mobbings sind. Was gedenken Sie, gegen Mobbing und Datenmissbrauch bei den Wiener Linien zu unternehmen?) 

Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren!

Die Anfrage befasst sich mit dem Thema Mobbing und Datenmissbrauch. Ich möchte inhaltlich zu diesen Themen Stellung nehmen, nicht zu irgendwelchen Zeitungsberichten, weil ich glaube, dass wir uns hier in der Diskussion nicht darüber unterhalten sollten, was irgendjemand darüber schreibt, was angeblich irgendwo war, sondern darüber, was wirklich war.

Zum Thema Mobbing: Auch das ist kein neues Thema, wir haben ja im Ausschuss schon darüber diskutiert, auch im Ausschuss der Personalstadträtin. Zum Thema Mobbing kann ich Ihnen sagen, dass die Wiener Linien gerade jetzt sehr intensiv am Aufbau eines unternehmensweiten Beratungssystems arbeiten. Erste Ansprechstellen wurden schon geschaffen, weitere konkrete Schritte werden in den nächsten Monaten umgesetzt. 

Es soll damit bis Jahresende ein System in Kraft sein, das den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Wiener Linien im Konfliktfall ganz konkrete Hilfestellungen bietet. Es wird zum Beispiel so genannte Konfliktlotsen geben, die besonders geschult und Ansprechpartner vor Ort sind. Deswegen hat es diese Entscheidung gegeben. Man hätte auch sagen können, es sind die Einrichtungen der Stadt dafür zuständig, aber ich glaube, dass die Arbeitssituation doch eine so spezifische ist, dass man sich innerhalb der Wiener Linien mit dem Thema auf diese Art und Weise auseinandersetzt, um eben diese Konfliktlotsen, die direkt vor Ort sind, noch näher an die Leute heranzubringen.

Auch auf Führungsebene werden gezielt Schulungen initiiert, um auf das Thema aufmerksam zu machen und auch dafür zu sensibilisieren. Wir wissen ja alle, dass das ein ganz sensibles Thema ist und man wirklich auch entsprechende Schulungs- und Öffentlichkeitsarbeiten machen muss, um damit ein konkretes Bewusstsein dafür zu schaffen, wie man im Anlassfall wirklich mit entsprechender Sensibilität vorgehen soll.

Zum Vorwurf des Datenmissbrauchs möchte ich festhalten, dass - und das ist mir sehr wichtig - eine Bespitzelung von kranken Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen genauso wenig stattfindet, wie Krankendaten dazu - wie es in der Anfrage heißt – „missbraucht" werden. 

Der Einsatz von Privatdetektiven kommt bei den Wiener Linien, wie im Übrigen auch bei vielen anderen Unternehmungen in der Privatwirtschaft, nur bei ganz konkreten Verdachtsfällen von Krankenstandsmissbrauch vor. Bei diesen wenigen, ich betone, ganz wenigen Fällen - ich habe mir darüber sehr genaue Information von den Wiener Linien bringen lassen -, bei diesen ganz wenigen Fällen, bei denen sich die Wiener Linien eines Detektivs bedient haben, wurde in fast allen Fällen leider auch das Ergebnis der Nachforschungen bestätigt.

Ich möchte schon festhalten, dass bei einem Krankenstandsmissbrauch eines Mitarbeiters oder einer Mitarbeiterin, der oder die seine beziehungsweise ihre Dienstpflichten unberechtigt nicht einhält und Entgeltfortzahlung vom Arbeitgeber erhält, ohne tatsächlich krank zu sein, dies ein Vorgehen ist, das nicht nur das Unternehmen schädigt, sondern auch die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die Kollegenschaft, die Allgemeinheit, und das von daher von niemandem goutiert werden kann. Gerade als öffentlicher Arbeitgeber sind die Wiener Linien verpflichtet, derartiges, die Allgemeinheit schädigendes Verhalten auch entsprechend abzustellen. 

Ich denke, niemand kann bestreiten, dass dieses Abstellen notwendig ist und dass etwas, was vor allem auch den Kollegen und Kolleginnen schadet, nicht zugelassen werden kann. Gleichzeitig sage ich natürlich auch, dass die Methode dazu immer zielgerichtet sein muss und dass gleichzeitig das möglichst gelindeste Mittel einzusetzen ist. 

Grundsätzlich möchte ich sagen, dass mir vor allem zum Thema Krankenstand ein präventiver Zugang ganz, ganz wichtig ist. Denn ich denke, dass Bewusstseinsbildung darüber notwendig ist, was man selbst tun kann, um gesund zu bleiben, aber auch Bewusstseinsbildung darüber, dass eben der Krankenstand nur dann wirklich einzubringen ist, wenn es eine entsprechende Erkrankung gibt, und man primär versuchen soll, Krankenstände zu vermeiden. Das ist ein Zugang, der mir persönlich sehr wichtig ist. Dazu gibt es in der Stadt viel, dazu gibt es bei den Wiener Stadtwerken viel, dazu machen auch die Wiener Linien viel, dass sie darauf aufmerksam machen.

An sich ist, glaube ich, bekannt - aber ich sage es in dem Zusammenhang gerne noch einmal -, dass es bei den Wiener Linien so genannte Gesundheitstage gibt. Da werden in verschiedenen Modulen verschiedene Themen der Gesundheitsprävention abgehandelt: Wie hebe ich richtig? Wie trage ich richtig? Es geht um Ernährungsfragen, es gibt generell Gesundheitstage bei den Wiener Stadtwerken, es gibt das Projekt vom gesunden Lernen. 

Nicht zuletzt geht es darum - und das natürlich gerade bei einem Unternehmen wie den Wiener Linien, wo sehr viel an körperlicher Tätigkeit gefragt ist, aber die Menschen auch sehr lange sitzen müssen, wie zum Beispiel unsere Fahrer und Fahrerinnen -, dass man auch sehr darauf achtet, dass die technischen Einrichtungen ergonomisch passend sind, wie zum Beispiel ergonomisch geformte Fahrersitze. 

Das heißt, es gibt im Präventionsbereich sehr gute Initiativen. Soweit es mir möglich ist - es ist ja bekannt, dass die Wiener Linien keine Magistratsabteilung, sondern ein Unternehmen sind, aber soweit es mir möglich ist -, werde ich auch darauf dringen, dass diese Präventionsschiene weiter ausgebaut wird

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Günther gestellt.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vizebürgermeisterin!

Danke für die Antwort; der Antworttext ist so ähnlich wie die Mitteilung, die an die Mitarbeiter gegangen ist und in der dringestanden ist, dass alles ohnehin nicht so schlimm war. 

Ich stimme Ihnen zu: Wenn jemand den Krankenstand zu seinem eigenen Vorteil nützt, ohne wirklich krank zu sein, habe ich dafür null Verständnis, und auch die Kollegenschaft wird sicher kein Verständnis haben. Wenn es nicht so ist und derjenige wirklich krank war, gibt es andere Möglichkeiten. Sie haben ja gesagt, die Prävention wäre sicher eine der wichtigen Geschichten.

Im Bereich Mobbing ist es gut, dass dort etwas passiert. Schade ist, dass immer zuerst etwas passieren muss, bevor etwas passiert; Mobbing ist nicht etwas, das erst in den letzten Wochen und Monaten ausgebrochen ist. Mobbing ist sicher auch eine Sache, die in allen Bereichen der öffentlichen Verwaltung und auch in Betrieben stattfindet. Vielleicht ist man zu spät dran, aber dass jetzt etwas passiert, ist auf alle Fälle einmal positiv zu sehen. 

Eines, wovon man jetzt wieder ein bisschen hört, möchte ich nicht als Mobbing bezeichnen, aber über die längeren Wartezeiten, die derzeit bei der U-Bahn passieren und auf Grund von Arbeitszeitregelungen dazukommen, hört man von Mitarbeitern der Wiener Linien, dass sie von ihren Chefs, ich sage es einmal sehr freundlich, gebeten werden, doch Dienste zu machen, die sie auf Grund gesetzlicher Regelungen vielleicht nicht mehr machen dürften.

Wie sehen Sie die Möglichkeit, dass gegen diese Verspätungen, die vor allem am Wochenende und, wenn ich nur an die U6 denke, dort sehr exzessiv auffallen, etwas durchgeführt wird, ohne dass Druck auf die derzeit bestehenden Mitarbeiter ausgeübt wird?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Noch eine Bemerkung zu der Frage, ob Aktivitäten gegen Mobbing zu spät gekommen sind: Ich stimme Ihnen zu, man kann immer sagen, es hätte alles noch früher und noch früher getan werden können, aber ich möchte nicht im Raum stehen lassen, dass bisher nichts passiert ist. Es gibt zum einen eine zentrale Stelle im ÖGB, die sich mit dieser Frage befasst.

Ich weiß aus meiner Zeit als Personalstadträtin, dass es viele Diskussionen darüber gegeben hat, ob es nicht grundsätzlich klüger wäre, eine Mobbingstelle außerhalb des Unternehmens zu haben. Mobbing ist ja ein Thema, das erst seit einiger Zeit entsprechend in der öffentlichen Diskussion ist, und da hat es viele Fragen gegeben: Ist es überhaupt gescheit, wenn es im Unternehmen ist? Ist es gut, wenn Leute, die sich gemobbt fühlen, zu einer Institution des eigenen Unternehmens gehen müssen, oder ist es nicht überhaupt gescheiter, dass es ganz außerhalb des Unternehmens ist? - Eben in der Gewerkschaft, wo die Kollegen und Kolleginnen hundertprozentig sicher sein können, dass das Leute sind, die auf ihrer Seite sind. 

Es ist also nicht so, dass es da nicht viele, auch inhaltliche Diskussionen gegeben hat. Es gibt in der Stadt schon viele Initiativen, und auch bei den Wiener Stadtwerken hat es natürlich vorher Maßnahmen gegeben. Aber Sie haben recht, dieses konkrete Projekt wird jetzt umgesetzt. Da kann man immer sagen, gescheiter noch wäre es vor einem Jahr, vor zwei Jahren oder vor drei Jahren gewesen. Aber ich glaube, wir sind uns einig: Es ist gut, dass es jetzt passiert, und es ist, glaube ich, ein sehr wohldurchdachtes und sehr vernünftiges Projekt.

Zu Ihrer Frage - das ist ja auch schon öffentlich diskutiert worden - des Personalstands, der Arbeitnehmerschutzbestimmungen, der Arbeitszeitbestimmungen und ich glaube, Sie haben im Zusammenhang mit angeblichen Verspätungen den Begriff exzessiv verwendet: Ich werde mich sicher nicht in die operative Ebene des Unternehmens einmischen. Denn dass Arbeitszeitbestimmungen eingehalten werden, dass die Leute richtig eingeteilt werden und dass gleichzeitig das eingehalten wird, was der Auftrag an die Wiener Linien ist, nämlich sicher und zur vollen Zufriedenheit der Kunden und Kundinnen zu funktionieren, ist der Job der Geschäftsführung! Den werde ich sicher nicht übernehmen. Ich erlaube mir nur, ein bisschen die Begrifflichkeit zurechtzurücken. 

Sie haben von exzessiv gesprochen, und ich darf Ihnen sagen, ich habe mir natürlich, nachdem diese Dinge bekannt geworden waren, bei den Wiener Linien entsprechend die Unterlagen besorgt. Bei den Ausfällen, von denen wir sprechen handelt es sich um 2,7 Tausendstel der Gesamtleistung! Also der Begriff exzessiv auf der einen Seite und der Begriff 2,7 Tausendstel der Gesamtleistung widersprechen einander, um es höflich zu formulieren. Bei allem Verständnis dafür, dass man als Opposition, wenn irgendwo etwas nicht hundertprozentig funktioniert, dies aufzeigt und sich draufsetzt - das verstehe ich, Herr Kollege, aber ich würde doch meinen, dass man bei der Begrifflichkeit ein bisschen vorsichtig sein soll. Denn 2,7 Tausendstel sind keine exzessive Verspätung!

Aber, noch einmal gesagt, die Wiener Linien haben den Auftrag, sicher, pünktlich und zur vollen Zufriedenheit der Wiener und Wienerinnen zu funktionieren. In hohem, äußerst hohem Ausmaß tun sie das! Es wurde heute schon erwähnt, dass die EURO gut funktioniert hat; davon können sich, glaube ich, auch die Wiener Linien einen großen Teil abschneiden. Sie kennen alle die Befragungen der Wiener und Wienerinnen, die mit den Wiener Linien sehr zufrieden sind. Aber das heißt nicht, dass es nicht im Einzelfall Organisationsprobleme gibt, und da hat die Geschäftsführung dafür Sorge zu tragen, dass das raschest in Ordnung gebracht wird.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Puller gestellt. - Bitte.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Frau Stadträtin!

Vorerst kann ich es mir nicht verkneifen, dass ich den Herrn Bürgermeister korrigiere - doch, es fällt in Ihr Ressort! - bezüglich Touristenstraßenbahn. Es handelt sich nicht um ein Museumsfahrzeug, sondern um eine ganz normale Hochflurgarnitur der Type E1, die auch im normalen Betrieb noch unterwegs ist, und man kann durchaus auch Niederflurgarnituren einsetzen.

Zu meiner Frage: Die Wiener Linien fallen in den letzten Jahren vermehrt durch Negativ-Schlagzeilen auf - ich kann sagen, seit Sie das Ressort von Herrn Rieder übernommen haben. Die Beispiele möchte ich jetzt nicht aufzählen. Der allerjüngste Vorfall ist eben der akute Personalmangel bei den Wiener Linien, wie ihn Herr GR Günther schon angesprochen hat. 

Sie sprechen von 2,7 Tausendsteln. Es handelt sich nicht um 20 oder 30 Personen an fehlendem Fahrpersonal, sondern ich möchte da nur ein Beispiel bringen. Im Zeitraum von 1.4. bis 17.4.2009 sind allein in der Busgarage Rax, nur an dieser Dienststelle, 83 Schichten beziehungsweise Gruppen teilweise bis gar nicht besetzt worden. Wie kommen Sie da auf 2,7 Tausendstel? Da frage ich mich schon sehr genau, woher Sie diese Daten haben. Anscheinend werden Sie von der Geschäftsführung der Wiener Linien nicht wirklich informiert.

Meine konkrete Frage - da gehe ich aber davon aus, dass Sie von der Geschäftsführung der Wiener Linien informiert wurden -: Wie können Sie diesen akuten Personalmangel selbst verantworten? Denn wenn von einer Dienststelle so viele Schichten ausfallen, kann man sich ausrechnen, wie viel das im Gesamtnetz für die Fahrgäste bedeutet: lange Wartezeiten und Nichteinhaltung der Fahrpläne. Wie können Sie, wenn Sie davon gewusst haben, bezüglich Personalmangel der Wiener Linien es sich so zuspitzen lassen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Frau Kollegin!

Ich habe es Ihnen schon wiederholt gesagt, und ich wiederhole es gerne: Es ist nicht meine Aufgabe, die Schichteinteilung in der Rax-Garage zu machen. 

Meine Aufgabe in dieser Stadt ist es, gerade in Zeiten wie diesen ein Budget zu verwalten, das 11 Mil-
liarden EUR ausmacht, und in einer Wirtschaftskrise, in der es im restlichen Österreich 28 Prozent Arbeitslosigkeit gibt, dafür zu sorgen - gemeinsam mit allen anderen -, dass die Arbeitslosigkeit in Wien möglichst niedrig ist. Das ist schon gelungen und bleibt hoffentlich auch so; darüber werden wir heute bei meiner Mitteilung noch diskutieren können. Es ist meine Aufgabe, dafür zu sorgen, dass die Rahmenbedingungen funktionieren. Es ist nicht meine Aufgabe, den Schichtdienst in der Rax-Garage einzuteilen.

Sehr geehrte Frau Kollegin! Ich möchte Ihnen schon auch Folgendes sagen: Bei allem Verständnis dafür - ich sagte das vorhin schon -, dass die Opposition, wenn in ihren Augen irgendwo etwas nicht funktioniert oder nicht in Ordnung ist, sich draufsetzt und man darüber diskutiert, möchte ich Sie doch auch darum bitten, nicht so zu verallgemeinern. Denn gerade bei Ihnen wundere ich mich schon sehr darüber, dass Sie als Mitarbeiterin das gesamte Unternehmen und damit Ihre eigenen Kollegen und Kolleginnen permanent schlechtmachen. 

Sie sagen, die Wiener Linien sind dauernd in den negativen Schlagzeilen. Das ist nicht richtig! Jawohl, wie in jedem großen Unternehmen gibt es Dinge, die nicht funktionieren - bei zigtausenden Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen - und die man verbessern muss. Das ist der Job der Geschäftsleitung! 

Im Großen und Ganzen sehen Sie doch, bitte, die Ergebnisse. Sie kennen die Befragungen, Sie wissen, was in Vorbereitung des UITP-Kongresses gerade die Wiener Linien an positiven Rückmeldungen bekommen haben. Ich möchte bei allem Verständnis, wirklich bei allem Verständnis dafür, dass Sie auch mit Ihrem Insider-Wissen, das Sie haben, sagen, da passt dies nicht, da passt das nicht, mich doch wirklich dagegen verwahren, dass man die gesamten Wiener Linien und damit alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen schlechtmacht. So ist es nicht!

Dort, wo es Dinge gibt, die nicht in Ordnung sind - ich nehme das jetzt von Ihnen auf, ich habe bisher über die Schichteinteilung in der Rax-Garage noch nichts gehört, das ist auch, wie gesagt, nicht mein Job, aber wenn Sie sagen, da passt irgendetwas nicht, und wenn etwas nicht passt, ist es Aufgabe der dort Zuständigen, das in Ordnung zu bringen. Und wenn sie das nicht können, ist es Aufgabe der Geschäftsleitung, dort einzugreifen.

Zu Ihrer Korrektur des Herrn Bürgermeisters: Selbstverständlich ist diese Straßenbahn, die vom Tourismusverband für die Touristen-Bim ausgesucht wurde, eine alte, es ist eine - sie wird auch so genannt - Nostalgie-Bim. Dort wird selbstverständlich kein moderner, aerodynamisch und hypermodern ausschauender ULF eingesetzt, sondern es ist eine Straßenbahn, die dem traditionellen Bild entspricht. Das soll so bleiben, das war der Wunsch, und ich glaube, es macht auch Sinn, wenn das so ist, weil wir damit ja rund um die Ringstraße fahren, wo sozusagen das imperiale Erbe Wiens präsentiert wird. Da soll diese Straßenbahn dazupassen. Sosehr mir unsere neuen, schönen, modernen Waggons gefallen, die passen dort sicher nicht hin. Das war der Wunsch des Tourismusverbandes, und ich glaube, es war ein gescheiter Wunsch. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zu-
satzfrage wird von Herrn GR Mag Gerstl gestellt. - Bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Ihrer Aussage, die Sie darüber getroffen haben, wie und in welcher Form man mit Krankenständen grundsätzlich umgehen sollte, ist - glaube ich - nichts hinzuzufügen. Sie haben hier immer das Prinzip des geringst möglichen Mittels angeführt. Sie sind davon ausgegangen, dass Sie einen ordentlichen Betrieb führen wollen. Ich glaube, das kann man wirklich unterschreiben, und es wird hier wahrscheinlich von jedem Einzelnen unterschrieben. 

Wir haben aber auf der anderen Seite die Situation, dass wir bei den Wiener Linien auch immer mehr Meldungen von Personen haben, dass Missstände offensichtlich vorhanden sind. Sie haben sich ja auch darüber berichten lassen, wie Sie jetzt selbst gesagt haben. Ich stimme Ihnen voll zu, dass Sie für das operative Geschäft nicht zuständig sind, das ist nicht Ihr Part. Das bestimmt sich daraus, dass die Wiener SPÖ die Wiener Linien ausgegliedert hat, und seit diesem Moment kein Stadtrat mehr eine unmittelbare Verantwortung für das operative Geschäft hat. 

Aber Sie sind noch immer Eigentümervertreter! Als Eigentümervertreter und als Mitglied der SPÖ sind Sie auch dafür verantwortlich, was hier im Gemeinderat von der SPÖ beschlossen worden ist: Nämlich einen Masterplan zu haben, laut dem der öffentliche Verkehr ständig gefördert werden muss, laut dem es notwendig ist, dass man den Anteil des öffentlichen Verkehrs erhöht. Hier stellen die Wienerinnen und Wiener jedoch immer mehr fest, dass gerade am Wochenende, insbesondere am Sonntag, die Wiener Linien zunehmend ausgedünnt werden. 

Jetzt kann ich mir schon vorstellen, dass es eine Statistik geben kann, in der man bei den Ausfällen in den Tausendstelbereich kommt, nämlich gerade dann, wenn man nicht in der Stoßzeit noch weiter ausdünnt. Ich glaube aber, Frau Vizebürgermeisterin, es ist der falsche Weg, wie gerade gespart wird, vor allem dann, wenn wir einen Masterplan, mit dem wir den Anteil des öffentlichen Verkehrs noch erhöhen möchten, erfüllen wollen. Wenn das unser gemeinsames Interesse ist, dann müssen wir auch daran ein Interesse haben, dass wir die Intervalle verdichten, und nicht, dass wir sie ausdünnen. 

Daher möchte ich in diesem Sinne an Sie als Eigentümervertreterin die Frage stellen, ob Sie in der nächsten Generalversammlung dem Aufsichtsrat der Wiener Linien den Auftrag geben werden, mit dem Vorstand gemeinsam an neuen Konzepten dafür zu arbeiten, wie die Intervalle verdichtet werden können und die Anzahl der Krankenstände grundsätzlich auch im Vergleich zu der Anzahl der Krankenstände mit Gemeindebediensteten in der Stadtgemeinde Wien entsprechend verglichen wird.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Sie verzeihen mir, wenn ich zuerst noch auf Ihre Formulierung eingehe: Nicht die SPÖ hat irgendetwas ausgegliedert! Ich weiß schon, dass das irgendwie ein netter rhetorischer Schmäh ist - wenn Sie mir in aller Kollegialität erlauben, das so zu formulieren -, dass man immer dann, wenn man kritisiert, die SPÖ da hineinbringt. Sie wissen natürlich ganz genau, dass das nicht so ist, sondern dass hier ausführliche Diskussionen vorausgegangen sind und dass die entsprechenden Gremien entsprechende Beschlüsse gefasst haben, mit allen Rahmenbedingungen und allen Korrektheiten, die dazu notwendig waren. 

Wenn Sie sagen, ich bin dafür zuständig - gemeinsam mit dem Herrn Verkehrsstadtrat -, dass der öffentliche Verkehr gefördert wird: Jawohl, zu dem bekenne ich mich. Aber dann würde ich doch einmal sagen: Nehmen wir nicht Einzelfälle, in denen der eine oder andere sich nicht gut behandelt fühlt oder kritisiert, sondern schauen wir doch die Fakten an! Das sind die Fakten, von denen Sie selbst gesagt haben, dass ich dafür zuständig bin. Nicht für das Operative bin ich zuständig, sondern dafür: Wie schaut generell die Situation der öffentlichen Verkehrsmittel aus - natürlich immer gemeinsam mit dem Verkehrsstadtrat, weil wir hier ja eine Arbeitsteilung haben, die in Wirklichkeit eine sehr gute Zusammenarbeit ist -, wie schaut denn das aus? 

Tatsache ist, dass wir in Wien ein ehrgeiziges und super gut funktionierendes Ausbauprogramm der 
U-Bahn haben. Tatsache ist, dass, während in anderen Städten Straßenbahnen zugesperrt werden, bei uns neue gemacht werden. Tatsache ist, dass - und das sehe ich natürlich - immer, wenn es passiert, regelmäßig an die Bezirksvorsteher und Bezirksvorsteherinnen Infos gegeben werden, wo die Zeiten noch verlängert werden, wo die Intervalle verdichtet werden. (GR Franz Ekkamp: Die ÖVP ist in Döbling gegen eine Verlängerung!) 

Die ÖVP ist in Döbling gegen eine Verlängerung? Das kann ich mir gar nicht vorstellen. Das würde ja dem widersprechen, was der Herr Kollege jetzt gesagt hat. Der Herr Kollege ist ein anständiger Mann und würde so etwas nie tun! (Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP.)
Das heißt, wir haben hier Verlängerungen, wir haben Verdichtungen, wir haben ein ehrgeiziges Ausbauprogramm. Über das Ergebnis, sehr geehrte Damen und Herren, brauchen wir jetzt nicht zu diskutieren und zu streiten - der hat uns dies erzählt, der hat uns das erzählt, da gibt es einen Bewohner, der der Meinung ist, es ist besser oder schlechter geworden, da gibt es einen Medienbericht, wonach es besser oder schlechter ist -, sondern schauen wir uns die Fakten an!

Die Fakten sind - das wissen wir alle - der Modal-Split, die Aufteilung zwischen öffentlichem Verkehr und Individualverkehr, und da gibt es wenige Städte, nur wenige Städte! Ich war letzte Woche, gemeinsam mit einigen von Ihnen, bei der Konferenz des RGRE in Malmö, wo natürlich auch das Thema öffentlicher Verkehr diskutiert wurde. Dort haben uns alle gesagt, wie stark sie Wien dafür bewundern, dass hier der öffentliche Verkehr immer mehr zulegt und wir ihn gegenüber dem Individualverkehr erhöht haben. Sehr geehrte Damen und Herren, das ist, denke ich, wirklich ein gutes Ergebnis: Der öffentliche Verkehr legt zu, der Individualverkehr ist überholt worden. Das ist ein sehr gutes Ergebnis!

Das heißt nicht, dass dort, wo Dinge nicht funktionieren, sie nicht sofort abgestellt werden sollen. Aber das heißt, dass generell - und darüber diskutieren wir hier - auch in meiner Verantwortung das System des öffentlichen Verkehrs in Wien sehr gut funktioniert. Daran werden wir auch in diesem Sinne weiterarbeiten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Vizebürgermeisterin. - Die 4. Zusatzfrage wird von Kollegin Mag (FH) Wehsely gestellt. - Bitte.

GRin Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Noch einen anderen Ausschnitt kurz beleuchtend: Die Stadt Wien führt laut der Mercer-Studie ganz aktuell in der Lebensqualität und ist da die Weltstadt Nummer 1. Die Daseinsvorsorge ist sicherlich ein ganz wichtiger Bereich, der dazu beiträgt, dass wir so weit vorne sind. 

Sie haben mit dem Beschäftigungspaket, das natürlich auch den Wiener Linien ganz massiv zur Verfügung steht, für neue Investitionsimpulse gesorgt. Was erhoffen und erwarten Sie sich davon?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Das stimmt, wir haben im Zuge unseres Konjunkturpaketes natürlich auch Maßnahmen für die Wiener Linien vorgesehen. Diese Maßnahmen sind in vielen Bereichen sehr technischer Natur; dies darzustellen, würde jetzt wahrscheinlich wenig Sinn machen. 

Ich habe mir natürlich auch immer wieder berichten lassen, was denn mit diesem Geld passiert, nicht, weil ich es im operativen Bereich technisch beurteilen kann, zum Beispiel - um Ihnen nur einige Dinge zu nennen, die mit diesen zusätzlichen Mitteln passieren - die Erneuerung von Weichenstellanlagen und Weichenheizungen, den Einbau elektrischer Weichen, Gleiserneuerungsarbeiten, Brandrauchventilatoren, Stromzuführungsanlagen und vieles andere mehr, nicht, weil ich beurteilen kann, ob das wirklich das Wichtigste ist oder nicht. Das ist genau diese operative Ebene, die ich mir nicht anmaße, sondern für Folgendes habe ich mich sehr wohl zuständig gefühlt und fühle mich auch zuständig, wenn im Zuge eines Konjunkturpakets die Wiener Linien Geld bekommen: Sind diese Maßnahmen arbeitsmarktrelevant? 

Sind das Projekte, von denen man sagen kann, da haben wir eine sehr hohe Chance - natürlich unter Einhaltung aller gesetzlichen Vergaberichtlinien -, dass die Wiener Unternehmungen, die Klein- und Mittelunternehmungen auch entsprechend ihre Aufträge bekommen? Das wurde mir versichert. Ich denke, das ist ganz, ganz wichtig: Was passiert mit diesem Geld? Denn wir wollen hier eine Win-win-Situation erreichen, sie soll gut für die Wirtschaft sein, aber auch gut für die Kunden und Kundinnen der Wiener Linien. Ein Projekt, das ganz deutlich und, glaube ich, am besten klarmacht, wo diese Win-win-Situation ist, sind die 11 Millionen EUR, die wir in die Unterpflasterstraßenbahn in Wieden und Margareten investieren, um dort eine völlig neue Gestaltung der Haltestellen und der gesamten Verfliesung umzusetzen, mehr Licht und alles, was in diesen Stationen sonst noch notwendig ist.

Nicht zuletzt - als letzte Bemerkung, auch anschließend an die vorherige Diskussion - erinnere ich an die bauliche Veränderung bei der Station Blechturmgasse, wo wir einen Lift einbauen, was eine technisch ganz schwierige Sache war. Deswegen ist uns die Blechturmgasse bis jetzt übrig geblieben, wenn ich das so formulieren darf. Jetzt schaffen wir es mit diesen zusätzlichen Mitteln aus dem Konjunkturpaket, dass dieser ganze Bereich der USTRA endgültig barrierefrei ist und auch die Blechturmgasse einen Lift bekommt. Das freut mich auch persönlich besonders.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Die 5. Zu-
satzfrage wird von Herrn GR Dr Günther gestellt. - Bitte.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vizebürgermeisterin!

Ich darf noch einmal auf das Thema Datenschutz zurückkommen. Selbstverständlich haben Sie recht damit, dass Sie dort nicht die Geschäftsführerin, sondern die Eigentümervertreterin sind. Aber auf zwei Sachen schauen Sie sicher auch: erstens das Budget der Wiener Linien und zweitens die Vollziehung von Rechtsvorschriften. 

Wenn es im Bereich des Datenschutzes bei Videokameras Überwachungsbereiche gibt, die nachher von der Datenschutzkommission abgelehnt werden, dann ist das einfach ein Fehlverhalten der Geschäftsführung, die etwas macht, bevor sie sich über die rechtlichen Schritte einig wird. Wenn dann wirklich so etwas passiert, dann hat es an dieser Haltestelle, wo Fußgängerbereiche gefilmt wurden, die nicht benützt werden dürfen und wo es auch gar nicht notwendig ist, sie zu benützen, Fehlinvestitionen gegeben, von denen niemand weiß, wie hoch sie sind. Es kann sich, wie Sie zuerst gesagt haben, im Tausendstelbereich des Budgets der Wiener Linien bewegen, es kann aber auch viel mehr sein. 

Meine Frage dazu: Werden Sie auf die Geschäftsführung einwirken, dass solche - ich benenne es einmal freundlich - Pannen nicht wieder passieren und das Datenschutzgesetz und der Datenschutzrat im richtigen Augenblick eingesetzt werden, um damit auch finanzielle Belastungen zu verhindern?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich habe mir natürlich auch zu diesem Vorwurf des Datenmissbrauchs im Zusammenhang mit der Videoüberwachung, der ja ein sehr schwerwiegender ist, berichten lassen. Ich glaube, wir sind uns einig darüber, dass grundsätzlich diese Videoüberwachung im Sinne der Sicherheit und des Schutzes unserer Kunden und Kundinnen und auch im Zuge der Beweissicherung, wenn strafrechtlich relevantes Verhalten vorliegt, etwas Sinnvolles ist. 

Ich darf Ihnen sagen - und darüber habe ich mich sehr genau informieren lassen -, dass mit diesen aufgezeichneten Informationen sehr sorgsam und verantwortungsvoll umgegangen wird. Das ist ein äußerst komplexes System, das verschlüsselt ist, das mit dem allgemeinen Server gar nicht verbunden ist und nur mit spezifischer Hard- und Software - deren Details ich, in aller Offenheit gesagt, nicht nachvollziehen kann -, nur mit einer sehr, sehr spezifischen Hard- und Software auswertbar ist. Darüber hinaus ist auch nicht jeder, sondern nur ein ganz eng definierter, kleiner Personenkreis überhaupt berechtigt, auf dieses System zuzugreifen. Die Regelung ist die, dass die Auswertung nur innerhalb von 48 Stunden bei den Stationen und nur innerhalb von 120 Stunden bei den Fahrzeugen erfolgen darf. 

Zu dem von Ihnen angesprochenen Vorwurf, der ja auch öffentlich kommuniziert wurde - deswegen habe ich mir darüber berichten lassen -, kann ich Ihnen sagen, dass die Wiener Linien im Ombudsmannverfahren vor der Datenschutzkommission bewiesen haben, dass eine Auswertung innerhalb von 48 Stunden erfolgt ist und dass die Wiener Linien sich rechtskonform verhalten haben. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Damit ist die Fragestunde beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Klub der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Konjunkturüberlebende Maßnahmen im Rahmen der Wiener Wohnbaupolitik" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Dr Stürzenbecher, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit zehn Minuten beträgt.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wir begehen in diesen Tagen 90 Jahre Rotes Wien und können bei dieser Gelegenheit feststellen, dass seit 90 Jahren Arbeit, Wirtschaft und Wohnen immer Schwerpunktthemen der Wiener Sozialdemokraten waren. Wenn man von den elf dunklen Jahren der beiden Faschismen absieht, waren Sozialdemokraten immer in verantwortungsvoller Position, immer durch die Wählerinnen und Wähler in verantwortungsvolle Positionen gewählt und haben in diesen 79 Jahren viele Krisen gemeistert. Wir werden das auch in Zukunft tun! (Beifall bei der SPÖ.) 

In diesem Sinn ist es so, dass wir auch die jetzige schwierige Krise, die jetzigen schwierigen Zeiten meistern werden. Wir fürchten uns nicht, sondern wir tun das Maximum und, wie ich hoffe, auch das Optimum, um die negativen Wirkungen der Weltwirtschaftskrise möglichst gering zu halten. Ich glaube nicht, dass man sie fernhalten kann, aber wir versuchen das Optimum, um sie gering zu halten, auch wenn wir alle wissen und niemand bestreitet, dass die Verursacher der Krise ganz woanders sind, dass das nicht die Wienerinnen und Wiener sind, nicht die Arbeitnehmer und auch nicht die Österreicher, sondern dass die Verursacher der Krise die Ideologen des Neoliberalismus sind, die Vertreter der schrankenlosen Profitgier und die falschen Ideologen des „Immer weniger Staat und immer mehr privat". Diese haben die Krise verursacht, und wir müssen sie jetzt ausbaden. (Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Aber wir werden unser Bestmögliches tun, und dazu haben wir in Wien schon ein großes Konjunkturpaket geschnürt, bei dem 700 Millionen EUR in Investitionen in Forschung, Infrastruktur, Gesundheitswesen und Arbeitsmarktpolitik fließen.

Aber heute besprechen wir das besonders wichtige Thema „Konjunkturbelebende Maßnahmen im Rahmen der Wiener Wohnbaupolitik". Denn in der Wohnbaupolitik ist es ja so, dass diese Maßnahmen, wenn man sie setzt, besonders wirksam und besonders nachhaltig sind und dass diese Maßnahmen die heimische Wirtschaft ankurbeln, sichere Arbeitsplätze und Beschäftigung in Wien schaffen, die städtische Infrastruktur ebenso wie die Wohnqualität steigern, die Energieeffizienz steigern und die Lebensqualität der Wienerinnen und Wiener nachhaltig verbessern. 

In diesem Sinn werden zusätzliche - zusätzliche! - 17 Millionen EUR an Investitionen bei Sanierung und Verbesserung von Gemeindebauten in Wien eingesetzt. Das Bauen und Wohnen ist ein Konjunkturmotor, und vor allem das Sanieren. Kollege Fritz Strobl wird bestätigen können, dass gerade bei den Sanierungen die kleinen und mittleren Betriebe, die bei uns in Wien ein so wichtiger Garant für eine funktionierende Wirtschaft sind, besonders gefördert und eingesetzt werden. Deshalb ist das besonders wichtig, und ebenso die thermische Sanierung, die dem Klimaschutz dient, den Mieterinnen und Mietern, den Bewohnerinnen und Bewohnern Geld sparen hilft und natürlich Arbeitsplätze sichert. Es gilt eben, dem möglichen Rückgang bei privaten Aufträgen wirksam und frühzeitig entgegenzuwirken. 

Wir laden auch den Bund ein mitzuwirken; wir können als Stadt Wien sicherlich nicht alles allein machen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Schon beschlossen!) Der Bund hat teilweise auch Signale ausgesandt, dass er mitwirkt. Wirtschaftsminister Mitterlehner hat angekündigt, dass er zusätzliche 50 Millionen EUR für die thermische Sanierung von Ein- und Zweifamilienhäusern macht - eine gute Sache! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Nicht angekündigt! Schon beschlossen!) Bei uns in Wien allerdings haben wir nicht so viele Ein- und Zweifamilienhäuser, bei uns wäre es besonders wichtig, dass auch die mehrgeschoßigen Altbauten aus der Gründer- und Zwischenkriegszeit einbezogen werden. Also auch mehrgeschoßige Bauten wirklich fördern und thermisch sanieren! Das ist unser Appell an den Bund, hier mitzumachen. 

Ganz besonders wichtig ist aber das gestern von VBgmin Brauner und Wohnbaustadtrat VBgm Ludwig vorgestellte Konjunkturpaket zur Sicherung des geförderten Wohnbaus durch Begebung von Anleihen im Ausmaß von 200 Millionen EUR, also einer durchaus hohen Summe. Dazu muss man wissen, dass unser diesbezügliches System auf zwei Pfeilern steht. Zum einen ist der geförderte Wohnbau im Wesentlichen durch die Förderungsmittel der Stadt Wien gesichert, die Stadt Wien ist, glaube ich, in diesem System gut aufgestellt. Aber die zweite Säule besteht darin, dass mit langfristigen Krediten von Spezialbanken gearbeitet wird. Hier versuchen wir natürlich, Maßnahmen zu setzen, um diese Banken vor allfälligen Problemen zu schützen beziehungsweise sie zu unterstützen. 

Wir haben ja grundsätzlich 475 Millionen EUR an Wiener Wohnbauförderungsmitteln als sicheres Fundament, aber die Wohnbaubanken und die Bausparkassen - das sind die Spezialbanken - sind nicht ungefährdet. Hier versuchen wir, sofort und wirksam gegenzusteuern, durch eine Finanzierungssituation, die wir herstellen wollen, dass eben alle Bereiche im Wohnbau sichergestellt werden, dass es zu einer gesicherten Refinanzierung der Darlehen kommt und dass hier quasi die Bonität der Stadt Wien, die in hohem Maß gegeben ist, das alles absichert. Die Stadt Wien gibt Anleihen im Ausmaß der erwähnten 200 Millionen EUR her und lädt die Banken ein, diese zu ziehen. Das sind dann sehr gut besicherte Anleihen, die wiederum die Basis für die Emission von Wohnbauanleihen sind.

Dabei werden natürlich - das muss dazugesagt werden - die Banken im Gegenzug verpflichtet, Mittel für den geförderten Wohnbau unter Einhaltung der vereinbarten Zinsobergrenzen zur Verfügung zu stellen. Das ist also ein Geben und Nehmen im Interesse der Wirtschaft, damit diese funktioniert, und im Interesse der Krisenbewältigung. Die niedrige Verzinsung ist im Wohnbau besonders wichtig, weil diese niedrige Verzinsung es überhaupt ausmacht, dass unser System so attraktiv ist. 

Da sind wieder Klein- und Mittelbetriebe ganz besonders betroffen, weil zumindest 50 Prozent des Kreditrahmens im Bereich der Sanierung diesen zugute kommen. Wichtig ist auch, dass vor allem Bauträger mittlerer Bonität - diejenigen bester Bonität haben es ja nicht so notwendig -, und unter den Bauträgern mittlerer Bonität insbesondere Wohnungseigentumsgemeinschaften Konditionen erhalten, die sie sonst nicht zur Verfügung hätten. 

Das alles zusammen bewirkt, an diesem Beispiel gesehen, dass die Krise in ihren Auswirkungen gemildert wird, bekämpft wird und möglichst zurückgedrängt wird und dass der soziale Wohnbau, wie er in Wien existiert, auch weiterhin die positiven wirtschaftlichen Faktoren zur Verfügung hat - natürlich neben den positiven Faktoren für die Bewohnerinnen und Bewohner, wo wir ja bei der Mercer-Studie schon bisher immer Erster waren. Beim Wohnen waren wir immer schon Erster, und jetzt sind wir das erste Mal auch insgesamt - darauf können wir als Wienerinnen und Wiener stolz sein - bei der Mercer-Studie Erster von 215 Großstädten dieser Welt. 

Darauf können wir meiner Ansicht nach wirklich stolz sein, das ist etwas, was bisher, glaube ich, noch nie gelungen ist. Bisher war meistens Zürich vorne. Zürich hat aber eher als Bankenzentrale jetzt anscheinend auch in diesen Hard Facts etwas abgenommen, während Wien nicht nur immer schon in den weichen Faktoren - wie eben in der Lebensqualität, wie fühlt man sich?, wie ist die Sicherheit?, und so weiter - gut dasteht, sondern jetzt im Vergleich zu den anderen Städten auch in den harten wirtschaftlichen Faktoren vorne ist. Das ist ein Hauptgrund dafür, dass wir in der Mercer-Studie den ersten Platz eingenommen haben. 

Das ist auch ein wichtiges Zeichen für die Betriebsansiedlungen, für das Image der Stadt Wien weltweit und damit auch für die wirtschaftliche Situation. Bei uns herrscht eben das Prinzip „Es gibt nichts Gutes, außer man tut es". Konjunkturbelebende Maßnahmen im Wohnbereich und in den anderen Bereichen sind ein bester Beleg dafür. Wir werden diesen Weg fortsetzen, der Krise die Stirn bieten und alle Maßnahmen im Interesse der Wienerinnen und Wiener setzen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für alle weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass die Redezeit fünf Minuten beträgt. 

Als nächster Redner hat sich Herr StR Herzog gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende! 

Der vorliegende Bericht und auch die gestrige Presseaussendung der Vizebürgermeister Brauner und Ludwig ist sehr interessant, ein sehr wichtiger Schritt in einer Konsolidierung der Wirtschaft und der Wohnbaupolitik, keine Frage. Dessen ungeachtet sind einige Anmerkungen zu treffen, zum Beispiel die, dass eben die zusätzlichen Mittel in der Höhe von 700 Millionen EUR natürlich nur Umschichtungen sind. Das heißt, im Großen und Ganzen wird konkret nur ein Betrag von 100 Millionen zugeführt, nicht von 700 Millionen, und die 700 Millionen EUR werden wiederum irgendwo anders fehlen. 

Zur Begebung von Anleihen in der Höhe von 200 Millionen EUR wird auch angemerkt, dass die Sicherheit der Anleihen für Privatkunden jener von Sparbüchern sehr nahe kommt. Der Vorredner hat soeben von Spezialbanken gesprochen. Mich würde interessieren, zum Beispiel angesichts der Situation, in der sich Raiffeisen und die Erste Bank befinden - doch auch in einer schwierigen Situation, die durchaus gefährlich werden kann -: Wie schaut die Situation der betreffenden Wohnbaubanken aus? Wie läuft hier die Gestion? Welche Gefährdung ist bei diesen Institutionen in irgendeiner Form gegeben?

Zur Sache selbst haben wir gestern in einem Pressedienst und natürlich schon öfters vorgeschlagen, dass der Gemeindewohnungsbau wiederaufgenommen wird; wir halten es für notwendig, die Gemeindewohnungsbauten verstärkt wiederzubetreiben. Das ist von den Sozialisten eingestellt worden. 5 000 Wohnungen im Jahr wären notwendig, um ein dringendes soziales Bedürfnis abzudecken. Im Jahr 2030 werden wir eine deutlich höhere Einwohnerzahl haben. Wir haben einen großen Bedarf, das heißt also, wir haben Handlungsbedarf. 

Ich glaube daher, dass die Abschaffung des Gemeindewohnungsbaus in Verbindung mit der Einführung von 90 Prozent des Richtwertzinses für die Gemeindebauten bei Neuvergabe - unter Bruch des Versprechens Faymanns, beim Kategoriezins zu bleiben - etwas ist, womit sich die SPÖ vom sozialen Wohnbau verabschiedet. Das haben wir schon öfters gesagt: Wir brauchen den Gemeindewohnungsbau, um die sozial Schwachen zu versorgen, und zwar zu leistbaren Preisen, eben nicht zum Richtwertzins! Wenn Stürzenbecher von 90 Jahren Rotes Wien spricht, würde ich meinen, es wäre nicht schlecht, darauf hinzuweisen, dass sich die SPÖ irgendwo genau davon zur Zeit verabschiedet. 

Ein weiterer Vorschlag von uns geht in Richtung massive Weiterbetreibung des Dachboden- vielleicht nicht -ausbaus, aber des Dachbodeneinbaus und der Aufstockungen. Trotz der EU-Neuordnung ist das ein Riesenpotenzial, allerdings nicht im Bereich der Innenbezirke, wo durchaus auch eine gewisse Stadtbildzerstörung eingetreten ist, sondern in stabilen Bauten in Außenbezirken, wo es eine massive Offensive für den Privathausbereich geben sollte, um in verstärktem Ausmaß Dachbodenausbauten und Aufstockungen vorzunehmen. 

Ich darf noch zu einem ganz anderen Punkt kommen, eigentlich noch zu mehreren, aber das wird sich natürlich wie immer nicht ausgehen. 

Die SPÖ führt eine massive Debatte über alle möglichen Sachen wie Vermögenssteuer oder Vermögenszuwachssteuer, sie redet über eine Reichensteuer. Ich hätte da einen Vorschlag, wie man konkret ansetzen sollte. Weil Kollege Stürzenbecher gerade gesagt hat, es gibt nur Gutes, das man tut, würde ich vorschlagen, dass die wohlhabenden Abgeordneten zum Nationalrat, zum Gemeinderat hier in Wien und woanders vielleicht zu den Landtagen, aber auch zum Bundesrat - zumindest die Wiener - bereit sind, sich von ihren billigen Eigentumswohnungen zu trennen, und dass sie diese aufgeben, so sie sie haben. Es wird interessant sein festzustellen, wo noch Abgeordnete im Gemeindebau wohnen und damit den Menschen, die es wirklich brauchen, eigentlich den Wohnraum wegnehmen. Ich halte das für eine dringende Notwendigkeit. 

Wir Freiheitliche können sagen, von uns wohnt keiner mehr in einem Gemeindebau. SPÖ, ÖVP und GRÜNE müssen einmal anschauen, wie das bei ihnen ist. Ich glaube, dass hier Handlungsbedarf ist (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Kollegin Matiasek ...!) - ich kann bei fünf Minuten Redezeit keine Antworten geben (GR Godwin Schuster: Wo sind Eigentumswohnungen ...?) -, dass es dringend notwendig ist, hier eine Handlung zu setzen und als Zeichen die Gemeindewohnungen für diejenigen freizugeben, die sie brauchen. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist unfair gegenüber Kollegin Matiasek! Ich muss sie in Schutz nehmen!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das wäre ein ganz wesentlicher Schritt für soziale Gerechtigkeit und ein Zeichen dafür, dass die Reichen - unter Anführungszeichen -, oder sagen wir, die Wohlhabenden, bereit sind, sich im Rahmen des Möglichen ein bisschen einzubremsen. Die Aufgabe der Gemeindewohnung von halbwegs wohlhabenden Menschen des Gemeinderates ist auch eine mögliche Sache. (Beifall bei der FPÖ. - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Kollegin Matiasek wohnt im Gemeindebau! Sie bedankt sich dann nach der Rede des Kollegen Ellensohn!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Anleihe zum Wohnbau ist natürlich zu begrüßen, wiewohl der Anlass ein dramatischer ist. Die Banken sind nämlich nicht mehr in der Lage, der freie Markt ist nicht mehr in der Lage, ohne Staats- oder ohne Stadtzuschüsse und -unterstützung den Wohnungsbau aufrechtzuerhalten. Das sind die Auswüchse, die wir kennen, und woher die Krise kommt, das wissen wir auch. 

Was noch ein bisschen offen ist bei den Detailfragen zu dieser Anleihe - zu welchen Zinskonditionen et cetera -, daran wird offensichtlich noch gearbeitet. Welche Zinskonditionen sind es, wenn es heißt, „günstige" - das heißt aber noch nichts -, oder gibt es für diese Anleihe einen bestimmten Verteilungsschlüssel? Welche Banken können das in Anspruch nehmen, welche Spezialbanken; sind das bestimmte, sind es alle? Wie lange ist die Laufzeit der Anleihe? - Auf all diese Detailfragen gibt es noch keine Antwort. Es ist offensichtlich ein Schnellschuss, aber nicht der verkehrteste, und ich nehme an, dass daran noch gearbeitet wird.

90 Jahre Rotes Wien - 1 000 Delogierungen im Gemeindebau, das könnten wir auch gegeneinandersetzen. Wir haben tatsächlich ein Problem, unten bei den ökonomisch Schwachen, mit Delogierungen im Gemeindebau, über die sich alle in dem Haus nicht freuen. Wir haben viel zu wenige Sozialwohnungen, und da wäre es notwendig, nicht ein bisschen herumzukleckern, sondern zu klotzen. 

Der Vorschlag der GRÜNEN ist: Bauen wir doch über einen bestimmten Zeitraum 10 000 neue Wohnungen, die weniger als 250 EUR kosten! Das können keine großen Wohnungen sein, aber daran fehlt es in der Stadt. Diese größeren Genossenschaftswohnungen sind zu teuer für viele Einzelne, sind zu teuer für viele Familien. Was wir brauchen, sind tatsächlich günstige Wohnungen.

Wie könnte man das machen? - Indem man zum Beispiel die Stellplätze dort wegnimmt, weil die Leute, die überhaupt kein Geld haben und kleine Mieten zahlen, für gewöhnlich auch kein Auto haben! Das ist weniger wegen der Ökologie und der Frage, ob wir den Autoverkehr in der Stadt reduzieren sollen, darum geht es mir hier gar nicht, sondern vielmehr um die Frage: Wie schaffen wir Wohnraum für diejenigen, die sich momentan in der Stadt offensichtlich keinen leisten können? - Noch einmal: 1 000 Delogierungen im Jahr allein im Gemeindebau, dem stehen natürlich viel mehr Delogierungen außerhalb des Gemeindebaus gegenüber. Das sind tausende, zehntausende Leute, die am Ende auch auf der Straße stehen.

Wenn man den Wohnbau ankurbeln will - das ist ja vorhin alles richtig gewesen: die kleinteilige Wirtschaft fördern, Arbeitsplätze fördern und den ökonomisch Schwachen helfen -, wäre es das nächste Wichtige, die Sanierungen voranzutreiben. Vorhin haben wir gehört, es gibt 17 Millionen EUR zusätzlich. 17 Millionen sind natürlich in Zeiten wie diesen tatsächlich Kleingeld, das muss man so formulieren. Mit 17 Millionen zusätzlich in den Sanierungen werden Sie nicht wahnsinnig weit kommen. Deswegen sind auch die Sanierungslisten bei Wiener Wohnen so, wie sie sind, nämlich: Wohnungen und Häuser, die Sie alle auch schon im Fernsehen gesehen haben, wie die Frömmlgasse jenseits der Donau, verfallen vor sich hin, denn seit 50 Jahren hat es dort keinen einzigen Euro gegeben, der in eine Sanierung gesteckt worden wäre. 

Sie kennen diese Bilder; ich möchte Ihnen ein neues Beispiel sagen: die Breitenseer Straße 68-74 in Penzing. Rasche Sanierung wird gefordert, die „Kronen Zeitung" hat darüber berichtet. Dort schaut es ungefähr so aus. (Der Redner hält nacheinander mehrere Fotografien von Gebäudeteilen in die Höhe.) Nur, damit man sich ein Bild davon machen kann, wie dort die Wasserleitungen ausschauen, wie es überall vor sich hin rostet! 

Da geht der Hausinspektor hin und sagt, das muss nicht saniert werden. Das Haus steht seit 1959, also genau 50 Jahre, und zitiert wird in der „Krone": Ein Sprecher des Büros Ludwig sagt, das steht nicht auf der Prioritätenliste, da muss man nichts machen. Da hat man nicht einmal gesagt, wir machen das ohnehin nächstes oder übernächstes Jahr, sondern nur: Die sind jetzt nicht dran, Punkt. Das heißt für gewöhnlich, die sind in den nächsten drei bis fünf Jahren nicht dran. 

Solche Bauten gibt es genug in der Stadt, deswegen: Sanierungen nicht mit 17 Millionen, sondern reden wir, wie in anderen Bereichen auch, über viele, viele, viele Millionen! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Die sind zusätzlich!) Der Vorschlag der GRÜNEN war (VBgm Dr Michael Ludwig: Zusätzlich! Im Jahr 600 Millionen!) - zusätzlich -: Geben wir in 2 Jahren 1 Milliarde EUR für Sanierungen aus! Das trifft ganz viele, nämlich genau - entsprechend den Argumenten, die vorhin richtigerweise gekommen sind - die kleinteilige Wirtschaft, genau unsere Arbeitsplätze werden gesichert, es nützt am Ende denen, die drinnen wohnen, weil sie niedrigere Energiekosten haben, und gleichzeitig ist es auch noch ökologisch, damit wir das auch noch dabeihaben. Aber tatsächlich hilft es in erster Linie den Menschen, die Arbeit suchen, und es nützt den Leuten, die drinnen wohnen, weil die Energiekosten sogar halbiert werden können, und dort noch mehr, wo es total hinausbläst.

Die wichtigsten zwei Forderungen in dem Zusammenhang: Trauen wir uns nicht nur dort, wo die Banken versagen, mit dem Geld zu kommen! Denn das ist es jetzt mit der Anleihe, diese ist richtig und notwendig. Wahrscheinlich wird leider noch sehr viel mehr Geld notwendig sein; das sind bereits die ersten 200 Millionen, die die Banken bekommen, um die Kredite zu gewähren. 

Aber trauen wir uns gerade im Wohnbau, wo es um sehr, sehr viele Arbeitsplätze geht, sehr, sehr viel mehr zu! Die 17 Millionen zusätzlich sind besser als nichts, aber es ist zu wenig. Schaffen wir leistbaren Wohnraum in der Stadt, damit nicht jedes Jahr - und diese Tendenz ist steigend - 1 000 Haushalte, das sind mehr als 1 000 Leute, im Gemeindebau von Ihnen delogiert werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Walter.

StR Norbert Walter, MAS: Frau Vorsitzende! Herr Vizebürgermeister! Geschätzte Damen und Herren! 

Wenn ich auf meine drei Vorredner kurz eingehen darf. - Zu Herrn Stürzenbecher: Ja, 90 Jahre Rotes Wien sind wahrlich genug, denn es bröckelt leider! (Beifall bei der ÖVP. - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Noch lange nicht genug!) Wenn Sie sich die Zustände anschauen, zumindest manche in den Gemeindebauten (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Erster in der Mercer-Studie, und wir sind zuständig!), dann hat früher das Rote Wien sehr wohl funktioniert, aber mittlerweile funktioniert es nicht mehr gut, sondern nur noch schlecht. (Beifall bei der ÖVP.) Sie wissen selbst darüber Bescheid, denn die Beschwerden, die tagtäglich eingehen, zeugen ja davon. 

Zu StR Herzog: Neue Gemeindewohnungen zu bauen, wenn man 220 000 als Manövriermasse hat, davon halte ich überhaupt nichts. Denn da ist es nur eine Frage, wie man sie richtig belegt und richtig durchmischt. Dann haben wir genügend soziale Manövriermasse in dieser Stadt.

Zu StR Ellensohn: Ich gebe Ihnen vollkommen Recht, das Umweltpaket könnte man in der Tat anständig und größer machen. Es sind nämlich diese 200 Millionen ein Paketchen. Herr Vizebürgermeister, Sie wissen es ohnehin selbst, wir machen damit in Wahrheit nicht wirklich viel. Denn letztendlich kommen die 445 Millionen - oder es sind 450 Millionen EUR - nämlich auch vom Bund, Herr Kollege Stürzenbecher, und das wissen Sie. Das ist nicht Geld, das die Stadt Wien einsetzt, sondern das sind Bundessteuermittel, die die Stadt Wien bekommt. (Beifall bei der ÖVP. - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Es kommt vom Steuerzahler! - VBgm Dr Michael Ludwig: Die Stadt Wien ist es wohl! Finanzausgleich!)
Finanzausgleich ist auch okay, aber es sind jedenfalls Bundesgelder; es ist ja egal. (GR Kurt Wagner: Nicht Steuerzahler, die Stadt Wien ...!) Jedenfalls sind die 200 Millionen ein guter Ansatz, wenngleich man sich die Konditionen und die Dinge im Detail noch anschauen muss. 

Aber lassen sie mich noch kurz zwei Punkte aus meiner Sicht anführen. Es wäre doch möglich - weil wir heute auch von den Klein- und Mittelbetrieben gesprochen haben -, den Klein- und Mittelbetrieben eine Garantieübernahme zu geben, zum Beispiel für Betriebe bis 50 Mitarbeiter, wodurch die Stadt sozusagen Betriebsmittelkredite besichert. Das würde den Klein- und Mittelbetrieben sofort, nicht erst in zwei bis drei Jahren helfen. Denn eines ist klar, diese Maßnahme mit den 200 Millionen EUR wird frühestens in drei Jahren schlagend werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Denn, Herr Vizebürgermeister, Sie wissen auch, dass wir im großvolumigen Geschoßwohnbau das Problem haben, dass viele Firmen am Ende des Tages pleite sind. Ob das der Maler, der Installateur oder wer auch immer ist, wir haben viele Betriebe, die bei Großprojekten am Ende des Tages immer wieder vor dem Nichts stehen. Ich glaube, da sollte man sich dringend auch überlegen, was man tun kann. (VBgm Dr Michael Ludwig: Vorschläge?)
Ein weiterer Punkt ist die ganze Frage der Bürokratie. Das Tempo, das wir hier in Wien an den Tag legen, ist wahrlich ein Schneckentempo! Wenn ich mir Niederösterreich anschaue, wenn ich mir Oberösterreich anschaue, wo 85 Prozent aller Genehmigungsverfahren bei Gewerbebetrieben im Schnitt innerhalb von acht Wochen abgewickelt werden, dann sind es in Wien Wochen, Monate und manchmal Jahre. (Beifall bei der ÖVP.)
Es gäbe einen weiteren Aspekt, den wir jedenfalls sofort angehen könnten, das ist die Frage der Infrastruktur. Da geht es um Baurechte, zum Beispiel für Schulbauten. Das ist ein Thema, das auch immer wieder ursächlich im Zusammenhang mit Stadtentwicklung, Wohnbau und natürlich den Schulausbauten stattfindet. 

Ein weiteres Thema ist das Liegenschaftsmodell an sich. Man könnte zum Beispiel Teile von Liegenschaften an private Investoren, Banken oder wen auch immer verkaufen, die sozusagen die Infrastruktur vorziehen, rascher herstellen und damit den Mix, den wir ja alle dort haben wollen - nämlich nicht nur Wohnbauten, sondern auch Betriebsansiedelungen -, raschest vorantreiben. 

Wir brauchen aber auch für die Individuen in dieser Stadt, und zwar für all diejenigen, die selber in der Wohnung etwas tun wollen, ob das in der Miete oder im Eigentum ist, einen Anreiz. Da könnte man sich vorstellen, dass man sagt: In der Höhe von 20 Prozent fördert das die Stadt, egal, ob die Wohnung groß oder klein ist, wie alt oder wie neu sie ist; 20 Prozent werden von der Stadt direkt gefördert. Abgewickelt werden könnte das über den Nachweis eines Energieberaters, der gleichzeitig auch den Energieausweis vorlegt. Diese Investitionen würden jedenfalls nachhaltig bei 1 EUR an Investition zusätzliche 42 Cent auslösen.

Lassen Sie mich am Schluss nur eines sagen: Das Paketchen von 200 Millionen EUR ist ein erster Ansatz. Ich gehe davon aus, dass wir in Folge mindestens 500 Millionen EUR - die Milliarde sehe ich im Moment noch nicht, aber jedenfalls mindestens 500 Millionen EUR - brauchen werden, und vielleicht ist etwas weniger PR-Aufwand manchmal sinnvoller. Ich plädiere dafür, nämlich im Sinne auch der Situation, die in dieser Stadt, in diesem Land, in Europa und auf der Welt herrscht, dass man sich zu einem Runden Tisch zusammensetzt, dieses parteipolitische Hickhack hintanstellt und bei einem Runden Tisch tatsächlich über ernsthafte, konkrete, sofortige Lösungen nachdenkt.

Jede der Fraktionen hier in diesem Haus hat etwas anzubieten. Nehmen Sie das Angebot wahr! Wenn nicht, dann werden wir versuchen, aus der Opposition so etwas zu organisieren. In diesem Sinne: Frischer Wind in alte Gemäuer, damit in Wien etwas weitergeht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste gelangt Frau GRin Frank zum Wort. – Bitte.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zuerst ganz kurz zu Herrn Dr Stürzenbecher: Zuerst habe ich gedacht, Sie glauben, noch immer am Parteitag zu sein, und halten jetzt eine ideologische Rede, aber dann musste ich feststellen, dass die SPÖ leider viel zu sehr für Studien lebt und nicht für Menschen in dieser Stadt. Wir hören hier immer nur, welche Rangordnung sie einnehmen, aber nicht, wie es den Menschen dabei geht. (Beifall bei der FPÖ.)

In der Ankündigungspolitik zu Strukturmaßnahmen, Herr Stadtrat, sind Sie ja nicht alleine - Frau StRin Brauner, der Herr Bürgermeister, Sie alle sitzen in einem Topf -, und darin sind Sie ja schon seit Jahren wirklich Weltmeister. Ich erinnere noch an die seinerzeitige Baumilliarde in Schilling, wo man nie wirklich gewusst hat, was daraus eigentlich entstanden ist. Das war einmal so in den Raum gestellt. 

Vor der Nationalratswahl hat der Herr Bürgermeister angekündigt, bis 2010 gibt es 20 000 neue Wohnungen, dann gab es 30 000 Wohnungen - innerhalb von sechs Wochen hat er da seine eigene Zahl überholt. Wie viele es wirklich waren? - Gehört haben wir nie etwas. Von den Polizisten und Ordnungshütern rede ich ja gar nicht.

Aber höchst interessant habe ich gefunden, dass jetzt Frau StRin Brauner plötzlich das Bauen entdeckt. Seit sie jetzt Finanzstadträtin ist, hat sie genau eine halbe bis dreiviertel Minute dem Bauen gewidmet, wenn es darum ging, einen Rechnungsabschluss oder eine Budgetdebatte zu eröffnen, und zusätzlich wurden in dieser Zeit immer die Wohnbaufördermittel gekürzt, nämlich genau um diese 200 Millionen EUR, die Sie jetzt plötzlich mit diesen Wohnanleihen, die ja noch nicht einmal als Anleihe gesichert sind, aufbringen wollen. Damit wollen Sie das jetzt wieder ins rechte Lot rücken. (GR Mag Wolfgang Jung: Hier wird um die Nachfolge gerittert!) 

Nur ist es mit dieser Anleihe jetzt so eine Sache. Bei den Wohnbauförderungsdarlehen war es so, dass man die Bürger jahrelang von jeglichen Kosten ferngehalten hat. Die Verwaltung war bei den Banken, auch die Kosten, weil man gesagt hat, die verdienen ja dadurch auch – Nachfolgegeschäfte. Plötzlich kommen aber jetzt dort Kosten. Noch werden sie nicht verrechnet, aber ich fürchte, bei den Wohnanleihen wird es sich nicht viel besser verhalten. Also da muss ich schon sagen, das ist noch eine sehr, sehr heikle Sache.

Aber das Schlimmste daran war, dass Sie jetzt sagen, dass durch diese Wohnanleihe heuer 7 000 Neuerrichtungen und 10 000 geförderte Sanierungen gesichert sind. - Das habe ich bisher vorausgesetzt, auch ohne diese 200 Millionen EUR! Das heißt ja, dass die Stadt Wien blank war, dass wir überhaupt nichts machen konnten - und jetzt, weil die 200 Millionen EUR vielleicht kommen, geht etwas weiter. Also, das habe ich wirklich nicht gut gefunden.

Aber was sehr, sehr schlimm ist: Dass Ihre Strukturmaßnahmen in erster Linie - und das muss ich jetzt schon sehr ehrlich sagen - aus Belastungen resultieren. Nicht nur, dass Sie die Betriebskosten ständig in die Höhe treiben, Sie sichern sich jetzt auf eine billige Art und Weise Kredite bei den Leuten, indem Sie einfach zu hohe Flächen verrechnen, oft bis um 100 Prozent mehr, als die Bewohner tatsächlich haben. Nicht jeder Bewohner kann sich dann den nachfolgenden Prozess leisten, um seine Kosten zurückzugewinnen. Wenn die Leute ausziehen, müssen sie Kautionen für Gas- und Stromleistungen hinterlegen. Das ist ein Körberlgeld für Sie, aber das belastet die Armen. Und als Strukturmaßnahme kann man das schon überhaupt nicht werten, sondern nur als eine finanzielle Zugabe für die Stadt Wien. Anders kann ich es nicht bezeichnen.

Wo man aber sicher Einsparungen machten könnte, das wäre bei den Kontrahentenverträgen. Vielleicht sollte man hier einmal überprüfen, damit es nicht zu Absprachen bis zu 300 Prozent kommt, denn dann würde sich die Stadt sehr viel Geld ersparen, das man anderweitig einsetzen könnte. Das wurde in dieser Form überhaupt noch nicht erwähnt. Es ist aber auch bei den Installationen – wir haben es ja damals sehr ... (GR Godwin Schuster: Wo zum Beispiel?) – Bis zu 300 Prozent, habe ich gesagt, bitte. (GR Godwin Schuster: Wo zum Beispiel, Kollegin Frank? – VBgm Dr Michael Ludwig: Wer ist da beteiligt? Können Sie da Namen nennen?) – Also, das will ich jetzt nicht näher erörtern (GR Godwin Schuster: Ja, aber Vorwürfe machen!), denn die Sanitärdebatte damals, diese Installationsdebatte, die haben wir wirklich mehr als genug diskutiert. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber ganz wesentlich erscheinen mir die Reparaturzyklen. Es kann doch nicht sein, dass sich die Stadt Wien bei Sanierungen fast schon ausschließlich auf Thewosan konzentriert, und das oft nach 50 Jahren - 50 Jahre wurden keine Fenster ausgewechselt, die Fassade bröckelt, und, und, und. Hier wäre sehr viel Potenzial für Klein- und Mittelunternehmen, sukzessive Beschäftigung zu haben. Denn wenn diese Klein- und Mittelbetriebe einmal ihre Arbeiter abgebaut haben, dann können sie das von heute auf morgen nicht mehr rückgängig machen.

Was ich jetzt noch ganz kurz anschneiden möchte, das ist diese Reichensteuer, die Sie jetzt immer wieder in den Mund nehmen. Bedenken Sie, dass die Grundsteuer - und die Immobilien sind Vermögen! ... (GR Godwin Schuster: Vermögenszuwachssteuer heißt das, nicht Reichensteuer!) – Nein, es steht nirgendwo die Vermögenszuwachssteuer, lesen Sie Ihre Aussendungen! Es ist von der Vermögenssteuer die Rede (GR Godwin Schuster: Nein, Vermögenszuwachssteuer!), und das betrifft alle Wiener und Wienerinnen, die im sozialen Wiener Gemeindebau wohnen. (GR Godwin Schuster: Nein! Überhaupt nicht! Überhaupt nicht!) Auch das sollten Sie einmal bedenken. (Beifall bei der FPÖ.) 

Jawohl, wir sind für Strukturmaßnahmen! Wir sind dafür, dass der Wiener soziale Gemeindebau, so wie es Herr StR Herzog gesagt hat, wieder auflebt. Aber wir sind nicht dafür, dass Sie Ihre Strukturmaßnahmen mit Belastungen einhergehen lassen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste gelangt Frau GRin Dipl-Ing Gretner zum Wort. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Eine Sache nur zu Herrn Stürzenbecher: Nachdem wir ja einen Appell an den Bund gerichtet haben, muss ich schon ein bisschen schmunzeln. Da unser Bundeskanzler der ehemalige Wohnbaustadtrat und sozusagen ein ausgewiesener Experte in diesem Bereich ist, müsste es ja eigentlich ziemlich einfach durchzusetzen sein, die relativ lächerliche Investitionssumme von 50 Mil-
lionen EUR auf Bundesebene, nämlich für Sanierung, auf eine beispielsweise von der Bauinnung geforderte Milliarde hochzubekommen, was - Sie haben ja alle Argumente dafür geliefert – in Zeiten wie diesen auf jeden Fall sinnvoll wäre.

Ich möchte jetzt zwei Themen ansprechen, die noch nicht so sehr Inhalt der Debatte waren, und zwar den Neubau und die demographische Entwicklung, die wir in Wien haben. Es ist laut unseren Statistikern zu erwarten, dass die Stadt wächst, dass wir in 30 Jahren in Wien um 300 000 Menschen mehr haben werden - was schön und gut ist, nur: Was ich da nicht erkennen kann, ist, dass der Wiener Wohnbau in diesem Ausmaß darauf reagiert. 

Es gab im letzten Jahr - und das sind jetzt Zahlen, die nicht ich mir ausgedacht habe, sondern die die gemeinnützigen Bauvereinigungen herausgegeben haben - im Wiener Wohnbau einen Rückgang von 1 800 gebauten Wohneinheiten. Im Jahr 2009 wird es sich wieder einpendeln auf die rund 5 000 Wohneinheiten, aber 2010 rechnet man dann wieder mit einem Rückgang. Und da muss ich auch sagen, in Zeiten wie diesen kann ich das nicht ganz nachvollziehen. 

Es gibt ja auch ganz konkrete Vorschläge, wie man diese Neubautätigkeit beschleunigen könnte, beispielsweise, indem man sagt, man vereinfacht die Prozesse innerhalb des Magistrats. Das ist ein Thema, das ich auch schon im Zusammenhang mit anderen Angelegenheiten mehrmals angesprochen habe. Ich verstehe nicht ganz, warum das Planungsressort mit der Flächenwidmungsabteilung und dann wiederum die Baupolizei im Wohnbauressort und dann wieder der Wohnfonds als Dritter damit befasst werden müssen. Es ist klar, dass es da Reibungsverluste und auch zeitliche Erschwernisse gibt. Da wäre es, glaube ich, dringend notwendig, dass man sich überlegt, die Verwaltung anders zu organisieren, um diese Zusammenarbeit und die Beschleunigung der Verfahren sicherzustellen.

Ein anderes Thema in diesem Zusammenhang ist auch etwas, was mich ärgert: Sie sprechen davon, dass es richtig und gut ist, dass auch mittelständische Unternehmen, kleine Unternehmen Gott sei Dank dieses kleine Paket zu spüren bekommen werden. Allerdings: Die Zahlungsdisziplin der Stadt Wien selbst diesen kleinen Unternehmen gegenüber ist katastrophal. Ich höre immer wieder von Bauunternehmern oder auch von Planern, dass sie hingehalten werden, dass sie ewig auf ihr Geld warten müssen - mit lächerlichen Begründungen, beispielsweise dass bei irgendwelchen Plänen Videnden fehlen, die aber eigentlich im Magistrat einzuholen wären. Da muss ich schon sagen: Wenn Sie es ernst meinen und diesen Unternehmen ordentliche Arbeitsbedingungen geben wollen, dann würde ich an Sie appellieren, daran zu arbeiten. 

Wichtig wäre auch, Baurechtgründe vermehrt zur Verfügung zu stellen, dass der Grundkostenanteil sinkt, dass man mehr kleine und günstige Wohneinheiten errichtet. Da gibt es einen großen Mangel, auch im Zusammenhang mit der demographischen Entwicklung - es gibt leider immer mehr Menschen, die im Alter alleine sind und die dann ein dementsprechendes Angebot bräuchten.

Ein anderes wichtiges Thema wäre in dem Zusammenhang auch die Weitergabe von geförderten Wohnungen, zum Beispiel im Genossenschaftsbau. Aber auch bei Gemeindebauten läuft das dann oft sehr intransparent in der Familie weiter. Und da stellt sich dann schon die Frage: Sind das wirklich diejenigen, die man mit diesen günstigen, billigen Wohnungen versorgen möchte?

Das zweite große Thema – es wurde schon angesprochen – ist die Sanierung. Derzeit liegt die Sanierungsrate bei 1 Prozent. Das ist weitaus zu wenig, um die Kyoto-Ziele zu erreichen. Es drohen Strafzahlungen. Insofern wäre auch zu überlegen, eine Beratungsstelle in Wien einzurichten. Wien ist eines von den zwei Bundesländern in Österreich, die so eine Energieberatungsstelle, also eine Beratungsstelle speziell zum Thema Energie im Bereich Sanierung, nicht haben. Da könnte man natürlich auch überlegen, ob man dann Förderung von Energie-Contracting vermehrt anbietet. Dann wäre nicht nur jeder Zehnte für eine Sanierung bereit – so wie dann, wenn es keine Förderung gibt -, sondern dann wären möglicherweise auch mehr dazu bereit, wenn es solche Anreize gäbe. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster gelangt Herr GR Ing Mag Dworak zum Wort. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Zuerst zum Kollegen Stürzenbecher: Ich verstehe schon, 90 Jahre Rotes Wien ist zu feiern - aber 90 Jahre, in denen Wien rot war, sind eigentlich genug. (Beifall bei der ÖVP.)

Aber beginnen wir beim Verursacher der Krise: Man sollte halt schon die Kirche im Dorf lassen und wissen, wer der Verursacher war. Es waren nämlich die Demokraten in den USA, die jedem, auch dem, der es sich nicht leisten konnte, ein Haus zukommen lassen wollten. Und da sind sie eben schlechte Schuldner gewesen. Und was dann hinterher passiert ist, hat nicht immer nur mit Neoliberalismus zu tun.

Das Thema Bund möchte ich unterstreichen. Ich glaube, dass es notwendig wäre, auch Eigentumsobjekte verstärkt zu fördern - nicht nur Ein‑ und Zweifamilienhäuser, sondern ich kann unterstützen, dass die Gründerhäuser genauso unter Druck stehen, dass sie eine Sanierung notwendig brauchen. 

Aber ich möchte mich jetzt doch auf das 200-Millionen-Paket, die Anleihe, die im Frühherbst begeben werden soll, konzentrieren. Ich glaube, die Konditionen sind noch nicht ausgegoren. Am Markt sind sehr unterschiedliche Konditionen. Mir wurde auch noch nicht gesagt, mit welchen Banken verhandelt werden soll. Also die Abwicklung erscheint mir noch offen. Und ob die Banken verpflichtet werden können, nochmals die gleiche Summe dem geförderten Wohnbau zur Verfügung zu stellen, ist ebenso ungeklärt. 

Heuer sollen 7 000 Wohnungen, geförderte Wohnungen, gebaut werden. Bereits 1999, sprich, vor 10 Jahren, wurden 7 000 Wohnungen gebaut. Das ist nicht unbedingt ein deutliches, starkes Signal. Wir wissen angesichts der demographischen Entwicklungen, dass wir deutlich mehr Wohnungen brauchen. 

Positiv ist zu bemerken, dass mindestens 50 Prozent des aufgelegten Kreditvolumens der Sanierung zugute kommen sollen, wirkt doch diese Sanierung deutlich besser auf den Arbeitsmarkt als der Neubau.

Ich möchte jetzt auf das Thema Gemeindebau eingehen, insbesondere die Sanierung. Auch wenn das Management angeblich deutlich verbessert werden soll - bis jetzt habe ich noch nichts gemerkt. Wir haben ein Grundproblem beim Gemeindebau: Es gibt keine Reserven. Die Mietzinsrücklagen sind beim Gemeindebau praktisch null in ganz Wien. Das bedeutet, dass die Mieterinnen und Mieter überproportional belastet werden, wenn eine große Sanierungsinitiative stattfindet. 

Hier ist unsere Forderung, dass für diesen Bereich deutlich mehr Geld in die Hand genommen werden muss, denn es kann nicht sein, dass die Mieterinnen und Mieter im Gemeindebau in Zukunft so hohe Belastungen erfahren müssen, wenn die Sanierung erfolgt. Wir wissen alle, dass viele Teile des Gemeindebaus eben sehr sanierungsbedürftig sind. 

Nach Meinung der ÖVP ist das Paketchen - StR Walter hat es schon gesagt - ein wirkliches Paketchen. Deutlich mehr als die 200 Millionen EUR wären notwendig, um hier wirklich eine attraktive und interessante Förderung in die Welt zu setzen.

Außerdem haben wir noch ein Problem: Das, was für den Gemeindebau gilt, gilt natürlich auch bei vielen privaten Objekten. Hier sollten durchaus die Förderungen erhöht werden, nämlich die prozentuellen Förderungen - also bis zu 50 Prozent, und nicht 25 oder 30 Prozent, wie es derzeit der Fall ist. 

Ja, es stimmt: Es wäre natürlich eine Sanierungsinitiative notwendig. Aber nur bei einem erhöhten Paket kann man darauf hinweisen, dass in Wien ein wesentliches, massives Bauvolumen auslösbar ist. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste gelangt Frau GRin Schubert zum Wort. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Meine Vorredner haben einige Themen aufgeworfen. Ich glaube, in meinen Ausführungen kann ich auf diese Themen eine Antwort geben. 

Nur eine Aussage muss ich dezidiert ansprechen: Herr StR Herzog hat gesagt, Wien braucht keinen sozialen Wohnbau. - Meine Damen und Herren! Diese Aussage ist grundfalsch! Das kann man nicht so im Raum stehen lassen.

Ich komme nun zu meinen Ausführungen zum Thema konjunkturbelebende Maßnahmen beim sozialen Wohnbau.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Wienerinnen und Wiener leben sicherlich sehr gerne in ihrer Stadt. Sie haben dazu auch allen Grund, denn bei den jährlichen Städtevergleichen in Sachen Lebensqualität liegt Wien immer unter den ersten drei Metropolen weltweit - heuer sogar an erster Stelle. Dabei liegt unsere Stadt weder am Meer noch an einem großen See, wie dies bei anderen Spitzenstädten wie zum Beispiel Vancouver, Sydney, Genf oder Zürich der Fall ist. Diesen Nachteil macht unsere Stadt aber durch eine Reihe anderer Faktoren wett, vor allem durch ihre sehr, sehr hohe Wohnqualität. 

Schöner wohnen zu leistbaren Preisen - das ist und war immer das Motto des Wiener Wohnbaues. Sechs von zehn Wienerinnen und Wienern leben in einer geförderten Wohnung. Neben den 220 000 Gemeindewohnungen sind das noch 200 000 geförderte Miet- und Eigentumswohnungen. Diese Förderung bringt nicht nur den Betroffenen Vorteile, weil sie billiger wohnen, sondern diese 420 000 preisgünstigen Wohnungen senken auch das Preisniveau des restlichen Wohnungsangebotes. Wer nach München, London oder Paris schaut, weiß, was es heißt, auf einem Wohnungsmarkt ohne geförderte Wohnungen zu suchen. Das heißt, sündteure, kleine Unterkünfte zu beziehen, aber auch weit entfernt von der Stadt zu wohnen und täglich Stunden zur Arbeit zu pendeln. Ich weiß schon, niemand sagt, meine Miete ist zu niedrig, aber bei objektiver Betrachtung der Sachlage muss man schon zur Kenntnis nehmen, dass Wohnen in Wien nicht nur günstig ist, sondern auch sehr, sehr hohe Qualität hat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Wiener Wohnbauförderung stellt sicher, dass trotz steigender Nachfrage auch in Zukunft genügend leistbare Wohnungen zur Verfügung stehen. Wie die Statistik Austria feststellt, soll die Wiener Wohnbevölkerung - das wurde ja heute auch schon hier erwähnt - bis zum Jahr 2030 auf 2 Millionen Menschen ansteigen. Das ist gut so, denn unsere Stadt wird dadurch dynamischer. Aber dieser Anstieg um 300 000 zusätzliche Wienerinnen und Wiener muss durch ein breites Angebot von Wohnungen abgedeckt werden, ansonsten droht ein Wohnungsengpass wie jener Anfang der 90er Jahre, der zu spürbaren Teuerungen des Wohnraums geführt hat. 

Wohnbau ist eine langwierige Angelegenheit: Planung, Ausschreibung, Ausführung - all diese Dinge brauchen ja ihre Zeit. Deshalb werden schon jetzt die Weichen für 2030 gestellt. So werden jährlich 7 000 geförderte Wohnungen errichtet. Das ist ein Rekordniveau! Parallel dazu werden 10 000 Wohnungen aus den Mitteln der Wohnbauförderung saniert. Hier war schon einmal die Rede von diesen 475 Millionen EUR. Das bringt nicht nur den Bewohnern dieser Wohnbauten Vorteile, es ist auch ein enorm großer Wirtschaftsimpuls. 

Die Bauwirtschaft ist ein Schlüsselbereich der heimischen Wirtschaft. Durch den Bau werden Aufträge und Arbeitsplätze in diversen Nachfolgesektoren geschaffen. Das ist besonders in einer wirtschaftlichen Krise wichtig. Wir spüren ja auch bereits heute den Unterschied: In Österreich ist die Arbeitslosigkeit im Vorjahresvergleich um 28 Prozent gewachsen, in Wien hingegen nur um 7 Prozent. Das ist nur ein Viertel des Österreich-Schnitts. Es ist natürlich noch immer viel zu viel, aber es zeigt, dass mit einer aktiven Wohnbaupolitik wirksam gegen Arbeitslosigkeit vorgegangen werden kann. 

Die 600 Millionen EUR für Neubauten und Sanierungen sind gut angelegtes Steuergeld. Rund 23 000 Arbeitsplätze werden dadurch direkt gesichert. Besonders die heimischen Klein- und Mittelbetriebe erhalten durch die Wohnbauförderung Aufträge. Ohne diese Aufträge würden viele in Konkurs gehen. 

Leider ist meine Redezeit schon zu Ende, ich hätte noch so vieles zu sagen. Zusammenfassend noch ein Satz: Die Wiener Wohnbaupolitik schafft vielfältiges, leistbares Wohnungsangebot, leistet einen wesentlichen Beitrag zur hohen Lebensqualität unserer Stadt und sichert tausende Arbeitsplätze. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist hiermit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen neun von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen, vier von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus und zwölf von Gemeinderatsmitgliedern des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eingelangt sind. 

Von den GRen Mag Johann Gudenus, Mag Wolfgang Jung und Veronika Matiasek wurde eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend Sicherheitsnotstand in Wien gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Wenn diese um 16 Uhr noch nicht beendet ist, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen eine, des Grünen Klubs im Rathaus zwei, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien sieben Anträge eingelangt. 

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1, 2, 4 und 5, 7, 9 bis 11, 13 und 14, 18 und 19, 24, 28 bis 31, 33, 35 bis 37 und 39 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zum Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 15 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 16, 17, 22, 20, 21, 23, 25, 26, 27, 32, 34, 40, 3, 6, 8, 12 und 38. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke hat sich gemäß § 16 der Geschäftsordnung zu einer Mitteilung betreffend „Wien für dich – Wiens Maßnahmen gegen die Krise" zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit 40 Minuten begrenzt ist. 

VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte Sie heute mit dieser Mitteilung an den Wiener Gemeinderat unter dem schon zitierten Titel „Wien für dich – Wiens Maßnahmen gegen die Krise" im Detail darüber informieren, welche Schritte die Stadtregierung unternommen hat und weiterhin unternehmen wird, um den zu beobachtenden und - folgt man den nationalen und internationalen Prognosen - sich verstärkenden Abschwung möglichst zu dämpfen, gut hintanzuhalten. 

Ich möchte gleich zu Beginn mein Credo formulieren und auch das, was Grundlage all unserer Arbeit ist: Erfolgreich können und werden wir nur gemeinsam sein, wenn wir alle Kräfte bündeln. - Wien tut das, sehr geehrte Damen und Herren, und ich denke, in den letzten Monaten mit herzeigbaren Ergebnissen. 

Wir leben, wie wir seit gestern wissen, in der lebenswertesten Stadt der Welt. Wir haben erstmals Zürich eingeholt und dabei gleich überholt. (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der ÖVP und von GR Mag Wolfgang Jung.) Darüber kann man lachen, wenn einem die Lebensqualität der Wiener und Wienerinnen nicht ernst ist. Uns ist sie ernst, wir sind stolz darauf. Wir glauben, dass das eine große Leistung ist, eine Anerkennung für unsere Stadt und für alle, die für die Lebensqualität in dieser Stadt arbeiten. Das sind die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, aber vor allem alle Wiener und Wienerinnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ihnen ist zu danken für diese Qualität, denn sie, die Wiener und Wienerinnen, ob sie jetzt hier im Magistrat arbeiten, in einem privaten Unternehmen sind, ob sie Pensionisten oder Pensionistinnen sind, Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen, Unternehmer oder Unternehmerinnen - sie prägen diese Stadt. Und wenn wir weltweit bei der Lebensqualität so weit vorne liegen, dann ist das ihr Ergebnis, ihnen ist zu danken.

Wir fragen natürlich: Warum?, und: Welche Ergebnisse haben sich denn hier geändert, was hat dazu geführt, dass Wien hier Nummer 1 ist? Denn Sie wissen, in den vergangenen Jahren war es immer ein Kopf-an-Kopf-Rennen mit Vancouver und Zürich. Haben sich denn diese beiden Städte so verschlechtert? – Nein! Die Antwort darauf ist: Es haben sich nicht Vancouver und Zürich verschlechtert, sondern Wien hat schlicht und einfach seit dem letzten Jahr positiv zugelegt. Und ich denke, dass das schon auch ein Ergebnis von konsequenter Anstrengung und konsequenter Arbeit ist, worauf wir stolz sein können. (Beifall bei der SPÖ.)

Wir haben unsere Position deswegen erreicht, weil wir uns, und das lässt sich bei dieser Studie sehr genau herauslesen, vor allem im Bereich der Wohnungen - die Diskussion vorher hat das ja bewiesen - noch weiter verbessert haben, vor allem aber auch im Bereich des Kulturlebens, der Freizeitangebote. 

Wir haben deswegen diese Spitzenposition - und auch das ist nicht Selbstlob von unserer Seite, sondern Ergebnis dieser internationalen und weltweit sehr beachteten Studie -, weil wir eine sichere Millionenstadt sind, weil wir ökologisch vorangehen, weil wir eine soziale Stadt sind, weil wir Gesundheit, Bildung, einem guten Nahverkehr höchsten Stellenwert beimessen - und weil wir uns als Stadtregierung gemeinsam mit allen anderen stark für den Wirtschaftsstandort engagieren. Von nichts, sehr geehrte Damen und Herren, kommt nämlich nichts, wie es im Volksmund richtigerweise heißt. Die Mercer-Studie bestätigt den Wiener Weg, und sie ist ein Ansporn für uns alle. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin seit meinem Amtsantritt sehr viel in Wiener Betrieben unterwegs, ich habe viele Arbeitsstätten besucht, ich war bei den Menschen, bei den Unternehmern und Unternehmerinnen, ich habe sehr viel mit Personalisten und Personalistinnen gesprochen, mit den Betriebsräten und Betriebsrätinnen, denn ich bin zuständig für die Unternehmungen der Stadt. Und vor Kurzem habe ich eine ganz spannende Firma besucht, TTTech, ein Unternehmen mit Sitz im 4. Bezirk, das sich auf das Entwickeln von zeitgesteuerten Computersystemen konzentriert hat und sich damit einen wirklich internationalen Namen gemacht hat. Wien ist das internationale Headquarter, und Wien ist das Entwicklungszentrum weltweit. Das ist ein wirkliches, echtes Wiener Vorzeigeunternehmen, und es symbolisiert auf sehr positive Art und Weise den Technologiestandort Wien. 

Was mich besonders gefreut hat: Es wurden schon mehrfach innovative Entwicklungen von TTTech durch ein Förderinstrument der Stadt Wien unterstützt. Und das sagen die Damen und Herren dort auch, dass für ihre Grundarbeit, für ihren Start, das Förderinstrument der Stadt Wien ausschlaggebend war im positiven Sinn. Ich denke, das beweist, dass die Förderinstrumente der Stadt gut wirken und dass sie richtig eingesetzt sind. 

Diese von TTTech entwickelten Produkte befinden sich international in äußerst spannenden Bereichen: im Bereich der Automobile, im Luftfahrtwesen, bei den Nutzfahrzeugen. Und wenn die Entwicklung weiter so gut geht, dann, so haben mir die Damen und Herren dort erzählt, wird Technik made in Vienna auch bald zum Mond fliegen, denn auch die NASA ist Kundin von TTTech. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) – Auch darüber können Sie sich lustig machen. Man kann sich über alles lustig machen. Wenn man Unternehmen nicht ernst nimmt, wenn man die Wirtschaft nicht ernst nimmt, wenn man Menschen nicht ernst nimmt, dann ist das sehr bedauerlich. - Wir nehmen sie ernst, und dass unser Weg der richtige ist, beweist, glaube ich, gerade ein Unternehmen wie TTTech. (Beifall bei der SPÖ.)

Aber, sehr geehrte Damen und Herren, gerade dieses Unternehmen zeigt natürlich auch, mit welchen Schwierigkeiten die Wiener Wirtschaft im Moment zu kämpfen hat, denn ein großer Teil der Produkte von TTTech geht in den Export. Das Unternehmen hat Büros in Kalifornien, in Deutschland, in Rumänien, in Japan, in Italien. Die offenen Märkte haben viele unserer Unternehmungen sehr erfolgreich gemacht. Viele haben sich auch nicht zuletzt Dank unserer Unterstützung in den letzten 15 Jahren erfolgreich internationalisiert. Aber natürlich, diese positiven Seiten der Internationalisierung bedeuten eine massive internationale Vernetzung, und jetzt gilt es, mit einer weltweit rapid veränderten Situation umzugehen, einer Situation, die für uns ganz neu ist und die uns vor neue Herausforderungen stellt. 

Und so, wie dieses erwähnte Forschungsunternehmen seine Chance nutzt, so gehen auch wir mit den Schwierigkeiten um, indem wir die Herausforderung annehmen. Denken wir zurück: Im Sommer 2008 waren die Zeitungen voll mit Fragen des Preisauftriebs bei den Energiemärkten, hohe Inflationsrate, und manche haben sich gedacht: Na ja, da werden halt ein paar Immobilienspekulanten auf die Nase fallen, das interessiert uns nicht. - Uns hat das interessiert! Wien hat die Vorboten richtig gedeutet, und nicht deswegen, weil der Herr Finanzdirektor und ich eine allwissende Glaskugel auf dem Tisch stehen haben, nein, sondern weil diese Vorzeichen schon deutlich zu erkennen waren, und deswegen haben wir nicht den Kopf in den Sand gesteckt, sondern haben Maßnahmen gesetzt: Maßnahmen für die Arbeitsplätze, für die Wirtschaft, für die Klein- und Mittelunternehmungen. Und das deswegen, weil wir wollen, dass die Menschen sich auf uns verlassen können, dass sie uns vertrauen können. - Und das können sie, gerade jetzt! 

Wir haben deswegen schon beim Voranschlag 2009 eine Rekordsumme - Sie wissen es - von 573 Mil-
lionen EUR zusätzlich an nachfragewirksamen Ausgaben vorgesehen, und im zweiten Schritt, als sich die Krise verschärft hat, noch einmal 100 Millionen EUR draufgelegt für unser jetziges Konjunkturpaket, durch das fast 700 Millionen EUR ausgegeben werden. 

Und diese 700 Millionen EUR geben wir wohlüberlegt aus, gezielt aus, eng abgestimmt mit den Partnern und verantwortungsvoll. Denn eines hat überhaupt keinen Sinn, und ich habe ja schon in der Öffentlichkeit einige dieser Kassandra-Rufe gehört: Es muss immer mehr werden, man überbietet sich mit 200 Millionen, 500 Millionen, 1 Milliarde. - Sehr geehrte Damen und Herren, etwas wird nicht funktionieren: Wenn man auf der einen Seite sagt, die Stadt soll noch sehr viel mehr ausgeben, gleichzeitig darf sie aber keine neuen Einnahmen tätigen und gleichzeitig darf man auch keine Schulden machen. Das, sehr geehrte Damen und Herren, ist sogar einem Sechsjährigen beim DKT klar, dass das nicht funktionieren kann! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir gehen einen anderen Weg. Wir schauen sehr genau: wo sind Maßnahmen nötig?, und dort setzen wir sie. Wir achten sehr darauf, dass die Stadt ihre gute Position als eine sehr stabile Stadt mit wenig Schulden bestmöglich erhält. Wir schauen: was ist notwendig für die Wirtschaft?, was ist notwendig für die Wiener und Wienerinnen?, und dort setzen wir die Maßnahmen - ganz gezielt, ganz genau, ganz wohlüberlegt. Und wenn wir dafür Schulden machen müssen, werden wir es tun - aber nicht als Selbstzweck, sondern immer genau abgestimmt darauf, wo die Maßnahmen auch wirklich Sinn machen und wo die Maßnahmen auch gezielt eingesetzt werden. Und ich denke, die Ergebnisse geben uns recht, dass wir hier sehr erfolgreich unterwegs sind. 

Aber natürlich, sehr geehrte Damen und Herren, sehen wir, dass auch die Wirtschaftskrise Wien noch verstärkt erreicht. Wir haben beim Tourismus zum Beispiel Rückgänge von 10 bis 15 Prozent. Gleichzeitig muss man aber sagen, dieser Februar, in dem ein Minus von 15 Prozent zu verzeichnen war, ist immer noch der zweitbeste Februar aller Zeiten! Auch hier muss man also relativieren. Aber wir nehmen diese Vorzeichen und diese Zeichen sehr, sehr ernst. Auch am Arbeitsmarkt: Wenn wir sehen, dass Wien bei der Arbeitslosigkeit nur eine Steigerung von 7 Prozent hat, während das restliche Österreich 28 Prozent hat, dann nehmen wir trotzdem diese Steigerung ernst, denn jeder und jede einzelne Arbeitslose ist einer/eine zu viel, und wir setzen entsprechende Maßnahmen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir dürfen uns hier, so sehr wir uns darüber freuen, dass sich Wien noch sehr gut hält, nicht Illusionen machen. Denn wenn zum Beispiel in der VOEST 6 000 Menschen in Kurzarbeit sind, dann hat das natürlich auch Auswirkungen auf Wien. Wien ist hier nicht isoliert von der Welt, nicht isoliert vom restlichen Österreich, und wir werden auch hier, sowohl am Arbeitsmarkt als auch in der Wirtschaft und damit auch in den öffentlichen Haushalten, bemerken, dass wir diese Krise noch verstärkt zu spüren bekommen. Wir haben das Ende der Fahnenstange noch nicht erreicht. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir bekennen uns dazu, dass es im Bund eine Steuerreform gegeben hat, die gerade auch von Wien immer wieder eingefordert wurde. Und wir wissen natürlich, dass wirtschaftliche Probleme sich auf die Einnahmen auswirken, und das wird natürlich auch für Wien bedeuten, dass wir hier einen Rückgang an Einnahmen haben werden. Umso wichtiger ist es, dass wir unsere Verwaltung immer verbessern und modernisieren und effizienter gestalten. Und ich denke, gerade Wien hat da sehr gute Best-Practice-Modelle. So konnten wir vor Kurzem unser SAP-Modell abschließen, wo wir ein Tool, ein Instrument für eine effiziente Verwaltung in dieser Stadt eingesetzt haben, und der Chef von SAP Österreich hat mir vor Kurzem erzählt, dass Wien hier Vorbild ist und dass es keine andere Stadt gibt, die bei dieser Verwaltungsreform so weit ist wie wir Wiener und Wienerinnen. 

Etwas ist ebenfalls zu sagen, sehr geehrte Damen und Herren, wenn wir jetzt über die Krise und über die Bewältigung der Krise reden: Jawohl, wir stellen uns der Verantwortung, die wir haben, wir stellen uns gegen die Krise, aber es kann nicht so sein, dass wir als Politiker und Politikerinnen hier ein reines Räum- und Kehrkommando sind, frei nach dem Motto: Wir räumen auf internationaler, nationaler und regionaler Ebene die Trümmer eines außer Rand und Band geratenen Finanzsystems zur Seite. Es ist, denke ich, hier notwendig, auch über strukturelle Veränderungen und über eine Veränderung des Systems zu diskutieren. Und da gilt gerade in Österreich, dass wir auch auf der Einnahmenseite unseres Steuersystems mehr Gerechtigkeit im Auge haben müssen. Wir wissen - und alle Wirtschaftswissenschafter bestätigen das -, dass wir in Österreich Arbeit entlasten und Kapital stärker belasten müssen. Das sagen uns alle Wirtschaftsforscher und Wirtschaftsforscherinnen. Insofern brauchen wir eine vernünftige Diskussion und eine vernünftige Form der Besteuerung von Vermögenszuwächsen. 

Und wenn ich über Vermögenszuwächse rede, dann meine ich nicht die Oma mit ihrem sparsam und mühsam erarbeiteten Ersparten - denn diese Oma, sehr geehrte Damen und Herren, zahlt schon ihre Vermögenszuwachssteuer für die paar Euro, die sie auf ihrem Sparbuch hat, nämlich im Zuge der Kapitalertragsteuer auf Zinsen. Nur die anderen, die wirklich Großen, die, die innerhalb von kürzester Zeit 100 Millionen aufstellen können, wenn es notwendig ist, die zahlen noch nicht. Und das, sehr geehrte Damen und Herren, ist keine Form von Gerechtigkeit, wie ich sie mir vorstelle. (Beifall bei der SPÖ.)

Eine Vermögenszuwachssteuer, die Aktiengewinne betrifft, und eine Transaktionssteuer, die international notwendig ist, das ist das, worüber wir ernsthaft diskutieren sollten; eine Transaktionssteuer, die nicht nur dazu führt, dass die Einnahmen entsprechend gesteigert werden, sondern die auch einen Regelungsmechanismus hat für jene Spekulanten und Spekulantinnen, die in Stundenabständen Geld in der Welt herumschieben. Auch da würde so eine Transaktionssteuer eine neue Ethik, ein neues Verantwortungsbewusstsein im Finanz- und Bankensektor herstellen. 

Ich denke, darüber gibt es ja mittlerweile auch international sehr gute Diskussionen, auch über die Rolle der Rating-Agenturen, die einerseits mitverantwortlich sind für jene Situationen, in denen wir jetzt sind, und sich gleichzeitig anmaßen, zum Beispiel Österreich international jetzt schlecht darzustellen. Das passt überhaupt nicht zusammen, und dagegen müssen wir auch gemeinsam ankämpfen, dass das gute Image Österreichs weltweit zerstört wird. Ich bin hier auch in sehr engem Kontakt mit dem Wirtschaftsminister, und wir haben auch vereinbart, international gemeinsam gegen dieses Schlechtreden und gegen die schlechte Darstellung Österreichs entsprechend aufzutreten. 

Ich weiß, sehr geehrte Damen und Herren, dass budgetär keine einfachen Zeiten auf uns zukommen. Wir wissen, dass die wirtschaftliche Situation schwieriger wird, wir wissen, dass wir das Ende der Fahnenstange noch nicht erreicht haben. Auf der einen Seite freuen wir uns darüber, dass wir im Moment noch einen relativ guten Stand haben, dass Wien sich gut schlägt, aber gleichzeitig wissen wir, dass viele Herausforderungen auf uns zukommen. Und deswegen lehnen wir uns nicht zurück, deswegen sind die Maßnahmen, die wir bisher gesetzt haben, noch nicht alles, deswegen werden wir weiter Maßnahmen setzen - Maßnahmen auf drei zentralen Schwerpunkten: Erstens, um die Arbeitsplätze zu erhalten und, wo immer möglich, neue Arbeitsplätze zu schaffen (Beifall von GRin Erika Stubenvoll.); zweitens, um den Mittelstand zu fördern und die Kaufkraft zu stärken; und drittens, um die Wiener Betriebe, ganz besonders die Klein- und Mittelbetriebe entsprechend zu stärken, mit maßgeschneiderten, zielgerichteten Instrumenten. 

Das wichtigste Thema ist die Sicherung der Arbeitsplätze, sehr geehrte Damen und Herren. Arbeitslosigkeit muss mit aller Macht zurückgedrängt werden. Jeder Arbeitslose ist einer zu viel. Wir müssen Arbeitslosigkeit bekämpfen, wo immer es möglich ist, und ich bin sehr, sehr froh, dass wir eine Bundesregierung haben, die in dieser Frage Partnerin ist, dass wir einen Sozialminister haben, der mit uns gemeinsam kämpft und mit dem wir gemeinsam auch schon entsprechende Arbeitsmarktpakete vorgestellt haben: 33 Millionen EUR zusätzlich, davon 10 Millionen EUR von der Stadt Wien im Kampf gegen Arbeitslosigkeit, mit einem ganz besonderen Schwerpunkt bei den Jugendlichen. Auch hier denke ich, dass Wien vorbildlich agiert hat und mit dem Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds ein Instrument hat, das es in keinem anderen Bundesland gibt und mit dem wir wirklich den Schlüssel zu mehr Beschäftigung, mehr Qualifikation und damit einem wirklichen Kampf gegen Arbeitslosigkeit haben. (Beifall bei der SPÖ.)

Qualifikation, das war immer der Schwerpunkt des WAFF. Und gerade jetzt zeigt sich, wie wichtig dieser Schwerpunkt ist, denn mehr als die Hälfte derer, die jetzt in Wien arbeitslos sind, haben nur einen Pflichtschulabschluss. Und das, sehr geehrte Damen und Herren, zeigt, dass dieser Weg der Qualifikation ganz, ganz wichtig ist. 

Warum uns die Jugendlichen besonders am Herzen liegen, brauche ich in dieser Runde, glaube ich, nicht zu erklären: Junge Menschen, die keine Zukunftschance haben, das ist das Schlimmste, was einer Gesellschaft passieren kann. Deswegen geht mehr als die Hälfte der Mittel, die wir hier zusätzlich zur Verfügung stellen, im Kampf gegen Jugendarbeitslosigkeit und für junge Menschen drauf. Und ich glaube, jeder Cent davon ist sehr gut investiert. 

Wir stehen aber auch denen zur Seite, die von Kurzarbeit bedroht sind, wo die Unternehmungen Schwierigkeiten haben. So bin ich zum Beispiel in permanentem Kontakt sowohl mit der Geschäftsleitung als auch mit den Betriebsräten von General Motors, und wir werden als Stadt alles in unserer Macht Stehende tun, um dieses Werk, das ja eines der produktivsten, wenn nicht das produktivste des ganzen Konzerns mit zukunftsorientierten Produkten ist, auch entsprechend zu unterstützen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben hier viele Maßnahmen bereits gesetzt, aber auch die Unternehmungen der Stadt Wien setzen entsprechende Maßnahmen. Die Wiener Stadtwerke werden bis 2013 über 4 Milliarden EUR investieren, um Arbeitsplätze zu sichern. Mehr als 311 Millionen EUR unseres Konjunkturpakets sind in die Gesundheit geflossen. 17 Mil-
lionen EUR zusätzlich haben wir für die Gemeindebauten und für die Amtshäuser für thermische Sanierung zur Verfügung gestellt. Wir haben vorher gehört, wie wichtig der Wohnbau als Konjunkturmotor ist.

Aber auch die Kultur ist ein wichtiger Arbeitsplatzfaktor. Auch hier haben wir zusätzlich mehr als 2,5 Millionen EUR an Mitteln für die Kultur und für die entsprechenden Maßnahmen bereitgestellt. 

Wir versuchen, immer Win-win-Situationen zu erreichen. Wir versuchen, Maßnahmen zu setzen im Sinne dieser präzisen, zielorientierten Arbeit, Maßnahmen zu setzen, die den Kunden und Kundinnen helfen, die das soziale Verantwortungsbewusstsein und das Umweltbewusstsein entsprechend fördern. Gerade das Energiesparen ist ein Thema, das in allen Konjunkturpaketen immer ganz vorne steht. Nur: Energiesparen ist gut, aber wir dürfen den sozialen Aspekt nicht vergessen! Denn: Menschen, die wenig Geld haben, zu sagen: Kauft halt einen neuen energiesparenden Kühlschrank, tauscht eure Gastherme aus!, wenn diese Menschen aber die dafür notwendigen finanziellen Mittel nicht haben, das, sehr geehrte Damen und Herren, ist nicht unser Weg. 

Wir unterstützen konkret! Zu diesen beiden Themen haben wir schon gemeinsam Projekte vorgestellt, und ich darf Ihnen heute noch eine zusätzliche Maßnahme präsentieren, die darin besteht, dass wir für jene Wiener und Wienerinnen, die in einem Haus wohnen, wo es Fernwärmeanschluss gibt, die aber aus vermutlich ökonomischen Gründen, oder weil sie zu wenig Informationen hatten, diesen Fernwärmeanschluss bisher nicht gemacht haben und Heizkostenzuschussbezieher sind, gratis diesen Anschluss für die Fernwärme herstellen werden. Das sind 2 500 Menschen, die für dieses Projekt in Frage kommen und von denen ich denke, dass wir ihnen damit eine entsprechende Unterstützung geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wie uns überhaupt das Thema Wohnen ein ganz, ganz großes Anliegen ist. Wir haben ja gerade gestern gemeinsam mit dem zuständigen Stadtrat, VBgm Dr Ludwig, ein Projekt vorgestellt, wo wir als Stadt Wien noch einmal viel Geld in die Hand nehmen, um diesen Konjunkturmotor Wohnbau auch weiter am Laufen zu halten. Ich wiederhole noch einmal: Wir achten genau darauf: Wo kann es Schwierigkeiten für die Wiener Wirtschaft und damit die Wiener und Wienerinnen geben?, und dort gezielt arbeiten wir - in engster Zusammenarbeit mit den Banken, in engster Zusammenarbeit mit den Unternehmern und Unternehmerinnen, in diesem Fall auch in engster Zusammenarbeit mit den Wohnbauträgern und denjenigen, die in diesem Bereich aktiv sind. 

Sie wissen, die Förderung des Wohnbaus ist ganz zentral, aber auch die Finanzierung über den privaten Markt ist ganz zentral. Und natürlich sind auch die Wohnbaubanken nicht verschont gewesen von den Schwierigkeiten des internationalen Finanzsystems, und es drohten dieser Motor und dieser Kreislauf, ins Stocken zu kommen. Deswegen mischen wir uns als Stadt Wien jetzt ein. Deswegen werden wir als Stadt, als stabiler Faktor, uns zwischen diese verschiedenen Player mit einmengen und werden damit den Kunden, die eine Wohnbauanleihe kaufen, den Banken, die sie begeben, und vor allem den Wohnbauträgern, die weiter in unserem Sinn bauen sollen, Sicherheit geben und damit, mit dieser großen Summe von 200 Millionen EUR, den Konjunkturmotor Wohnbau weiter am Arbeiten und am Leben erhalten. Das sind 200 Millionen EUR, die die Stadt hier zusätzlich zu den 700 Millionen EUR investiert, und ich denke, das ist ein gutes Beispiel dafür, wie wir gezielt, sinnvoll und in guter Abstimmung mit denjenigen, die in diesem Bereich arbeiten, Maßnahmen setzen und damit Wohnbau sichern und in ganz hohem Ausmaß die Wirtschaft unterstützen und Arbeitsplätze sichern. (Beifall bei der SPÖ.)

Aber ich darf Ihnen auch noch ein zweites neues Projekt präsentieren – in einem Bereich, der ebenfalls Job-Motor in dieser Stadt ist und den wir vorher im Zuge der Fragestunde auch schon andiskutiert haben. Auch die Wiener Linien werden von der Stadt Wien noch ein zusätzliches Konjunkturpaket zur Verfügung gestellt bekommen: 42,5 Millionen EUR für die Infrastruktur, für die Verbesserung der Infrastruktur, die vor allem in die Richtung geht, dass Wiener Klein- und Mittelunternehmungen entsprechende Maßnahmen setzen können, und die damit von Vorteil sind für die Qualität für unsere Kunden und Kundinnen, für die Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, aber natürlich ganz stark auch insofern, als wir damit auch entsprechend Arbeitsplätze sichern und vor allem - bei Wahrung, ich wiederhole mich, bei Wahrung aller rechtlich korrekten Vergabebestimmungen - Wiener Unternehmungen, Klein- und Mittelunternehmungen. 

Das sind viele, viele Aktionen, die kleinteilig wirken, die aber Arbeitsplätze sichern. Und ich glaube, dass diese Aktion eine ist, die in hohem Ausmaß für die Wiener Linen und damit auch entsprechend für die Wiener und Wienerinnen Sinn macht.

Immer ist der Fokus - bei all dem, was wir tun – auf die Sicherung von Arbeitsplätzen. Der zweite Fokus - ich habe ihn schon genannt - betrifft den Mittelstand und die Sicherung der Kaufkraft. Diesbezüglich haben wir mit dem Gratiskindergarten, der ja hier schon öfters präsentiert und diskutiert wurde, einen ganz zentralen Schritt gesetzt. Das ist wohl die größte und massivste Entlastung des Mittelstandes und damit Kaufkraftstärkung in dieser Stadt. Wien setzt damit einen Meilenstein: einen bildungspolitischen, einen integrationspolitischen, einen vereinbarkeitspolitischen, aber eben auch - und das zu sagen, ist mir wichtig - einen wirtschaftspolitischen, denn die Stärkung der Kaufkraft ist ein ganz, ganz zentrales Thema.

Generell, denke ich, sehr geehrte Damen und Herren, müssen wir darauf achten, dass die Dienstleistungen der Stadt leistbar sind. Und das ist ein ganz zentraler Auftrag, eine zentrale Aufgabe der Stadt, aber auch aller ihr nahestehenden Unternehmungen. Und da komme ich auch auf die Wiener Linien zu sprechen, die mir gerade mitgeteilt haben - und ich denke, das ist eine wichtige Nachricht für die Wiener und Wienerinnen -, dass die Wiener Linien alle ausschließlich Wien betreffenden Tarife nicht erhöhen werden, sehr geehrte Damen und Herren. (GR DDr Eduard Schock: Wie lange gilt denn das, Frau Stadträtin? – StR Johann Herzog: Bis 2010?) Die Wiener Linien werden weder die Jahreskarte noch die Monatskarte noch die Wochenkarte erhöhen. (GR DDr Schock: Gilt das bis 2010? Gilt das im Mai oder im Juni oder bis 2010? – GR Heinz Hufnagl: Das ist ein Schlag für die FPÖ: keine Tariferhöhungen!) Es wird lediglich eine Preisanpassung bei jenem Fahrschein geben, wo wir mit Niederösterreich und dem Burgenland im Verkehrsverbund Ostregion verbunden sind und wo wir die Preisanpassungen, die dort erfolgen, mitmachen müssen. Das heißt, lediglich beim Einzelfahrschein, der im Verkehrsverbund Ostregion mit allen anderen mitgehen muss, gibt es eine Preisanpassung von 10 Cent. Die Stammkunden - 95 Prozent der Fahrten, die in Wien getätigt werden -, die Besitzer von Jahreskarten, die Besitzer von Monatskarten, die Besitzer von Wochenkarten werden keine Preiserhöhung haben, und damit beweisen die Wiener Linien, dass sie ein sozial verantwortungsbewusstes Unternehmen sind und die Loyalität, die ihnen die Wienerinnen und Wiener zeigen, mit dieser Aktion auch zurückgeben, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich habe aber vorhin auch noch einen dritten Aspekt erwähnt, der mir ganz wichtig ist: Dass wir die Wiener Unternehmungen, vor allem die Klein- und Mittelunternehmen, ganz besonders stärken müssen. Und auch hier gilt: kein Gießkannenprinzip, sondern ganz gezielt und verantwortungsvoll diejenigen unterstützen, die es auch brauchen. Denn dass Wien ein attraktiver Wirtschaftsstandort ist, das, denke ich, und auch hier zitiere ich objektive Zahlen, beweist die Wiener Ansieldungsbilanz 2008.

119 internationale Betriebe haben sich angesiedelt, und viele Unternehmer und Unternehmerinnen sind nach wie vor, trotz der wirtschaftlich schwierigen Zeiten, dabei, sich in dieser Stadt anzusiedeln. Auch die ersten Monate dieses Jahres laufen erfreulicherweise sehr gut. Und wir haben, um diese zu unterstützen und vor allem die Wiener Unternehmungen zu unterstützen, auch die Schlagkraft der Wirtschaftsförderung erhöht. Ich darf daran erinnern, dass im Budget für heuer die Wirtschaftsförderung um nahezu 30 Prozent erhöht wurde.

Wir haben in Forschung und Innovation investiert: Gemeinsam mit Herrn Wissenschaftsstadtrat Mailath-Pokorny haben wir auch hier Projekte präsentiert, und allein heuer sind es 20 Millionen EUR mehr, die in diese Wissenschaft und Forschung fließen. 

Wir machen Dampf in Wien-Aspern. Gerade gestern haben wir im Präsidium des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds aus Mitteln des Konjunkturpaketes 5 Mil-
lionen EUR für die Entwicklung gerade zum Thema Forschung und Technologie in Aspern beschlossen, aber auch zum Thema Energieeffizienz. Und damit wird in Aspern ein Gesamtinvest von über 60 Millionen EUR ausgelöst. 

Sie wissen, dass wir in unserem Konjunkturpaket den Tourismus unterstützen und dass wir auch für die Landwirtschaft - denn auch diese darf man nicht unterschätzen als Arbeitsgeber hier in dieser Stadt - Geld in die Hand genommen haben.

Wo wir alle wissen, dass die Unternehmen im Moment Schwierigkeiten haben, das ist der Export. Auf Grund der internationalen Vernetzung, von der Wiener Unternehmungen jahrelang profitiert haben, machen wir natürlich jetzt auch die entsprechend negativen Entwicklungen mit. Und auch hier wieder: Genau schauen, wo Hilfe notwendig ist! Nicht verantwortungslos das Geld zum Fenster rausschmeißen, sondern ganz gezielt dort helfen, wo es notwendig ist und wo es der Wiener Wirtschaft dient! - Wir stellen fest, im Wohnbau kann es unter Umständen zu Schwierigkeiten kommen: Wir unterstützen. - Wir stellen fest, im Tourismus gehen Zahlen zurück: Wir unterstützen. - Und jetzt stellen wir fest, dass der Export ein Problembereich für die Wiener Wirtschaft ist, und deswegen erhöhen wir unsere Exportförderung. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir übernehmen zusätzliche Ausfallbürgschaften für zinsgünstige Exportkredite und stellen zusätzlich Widmungskapital in der Höhe von insgesamt 20 Millionen EUR zur Verfügung – zusätzlich zu den schon bisher vorhandenen beachtlichen 70 Millionen EUR. Wie vorher gesagt, arbeiten wir immer sehr eng auch mit den Privaten zusammen, und auch hier handelt es sich um ein PPP-Modell mit den Banken, denn die verdoppeln diese Summe, sehr geehrte Damen und Herren. Und das gilt der Exportförderung von Wiener Klein- und Mittelbetrieben, und das ist jetzt ganz besonders wichtig. (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Es gibt so viele Maßnahmen, die wir gesetzt haben, dass die Zeit, die ich hier habe, gar nicht ausreicht, sie alle anzusprechen. Ich habe versucht, die wichtigsten anzusprechen, und vor allem die neuen, die wir heute dargestellt haben. Denn wir wissen, die Krise wird leider keinen Bogen um Wien machen, und ich glaube, wir haben im sehr, sehr breiten Bereich richtige Maßnahmen gesetzt.

Wir haben eine gute Basis in Wien, wir haben eine gute dienstleistungs- und produktionsbasierte Wirtschaftsstruktur in dieser Stadt, die sich sehr modern entwickelt hat. 

Aber das Licht am Ende des Tunnels ist noch nicht sichtbar, und wir werden noch einige Zeit mit dieser Krise leben und gegen sie ankämpfen müssen. Sie ist nicht virtuell, diese Krise ist sehr real. Wir dürfen sie nicht kleinreden, wir müssen sie auch sehr realistisch betrachten. Aber wir müssen dagegen ankämpfen, wir müssen hier auch mit Optimismus und vor allem miteinander die Auswirkungen dieser Krise bekämpfen. Wir müssen Vertrauen in unsere eigenen Stärken haben, wir müssen als Stadt und auch als politisch Handelnde Kurs halten, denn die Menschen erwarten zu Recht Rückhalt und Zuversicht. Und gerade deswegen habe ich Ihnen heute diese Maßnahmen kursorisch und auszugsweise noch einmal dargestellt und Ihnen die neuen Maßnahmen präsentiert, die wir setzen. Denn wir lehnen uns nie zurück, sondern wir arbeiten immer noch weiter, um zu versuchen bestmöglich gegen die Krise anzukämpfen. Daher habe ich Ihnen also auch diese neuen Maßnahmen präsentiert: das 200 Millionen EUR Wohnbaukonjunkturpaket, 42,5 Millionen EUR für die Wiener Linien, mehr Mittel für die Exportförderung der Wiener Unternehmungen und einen Ausbau der Fernwärme in Wien, die den sozial Schwächeren zugute kommt. Und diese für die Kaufkraft wichtige Maßnahme der Wiener Linien, die jene Tickets, die ausschließlich in Wien gelten, nicht erhöhen werden und sich nur in einem ganz geringen Bereich den Maßnahmen, die rund um Wien passieren, anpassen werden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, dass dieser Wiener Weg des aktiven Eingreifens - sozusagen die Stadt als Investitionsmotor im Abschwung - die richtige Antwort auf die Krise ist. Ich glaube, dass die bisherigen Maßnahmen Erfolg gezeigt haben. Ich bin überzeugt davon, dass wir uns da keinesfalls ausruhen dürfen, sondern weiterarbeiten müssen. Und ich ersuche alle, und da mache ich drei Rufzeichen dahinter, denn streiten können wir jederzeit - wir können auch inhaltlich natürlich immer darüber diskutieren -, aber ich denke, unser Ziel muss immer dasselbe sein, nämlich für die Menschen da zu sein. Und parteipolitisches Hickhack hat, glaube ich, jetzt in Zeiten der Krise keinen Sinn, sondern da sollen wir zusammenarbeiten, zusammenhalten, zusammenstehen, gemeinsam hier und jetzt, denn das sind wir der Stadt schuldig, den Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen, den Betrieben. Gemeinsam sind wir stärker, und gemeinsam kommen wir jedenfalls besser durch die vor uns liegende, sicher nicht einfache, aber - ich bin der festen Überzeugung - zu bewältigende Situation. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. (Anhaltender Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich danke der Frau Vizebürgermeisterin. 

Die Geschäftsordnung bestimmt, dass bei der nun folgenden Besprechung kein Mitglied des Gemeinderates öfter als zweimal und mehr als insgesamt 20 Minuten sprechen darf. Ausgenommen von dieser Beschränkung sind der Herr Bürgermeister und die zuständigen amtsführenden Stadträte und Stadträtinnen, deren Redezeit pro Wortmeldung mit 20 Minuten beschränkt ist. 

Zur Besprechung der Mitteilung erteile ich jetzt Herrn GR DDr Schock das Wort.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Frau Vizebürgermeisterin! Man merkt, die Wahlen kommen näher (VBgmin Mag Renate Brauner: Ach so? Welche?), der Wahlkampf rückt näher (GRin Anica Matzka-Dojder: Wahlkampf macht nur die FPÖ! – GR Heinz Hufnagl: Strache 09!): Es gibt nach einer jahrelangen Pause wieder einmal eine Mitteilung einer Amtsführenden Stadträtin. Und man merkt es auch daran, dass uns viele Märchen aufgetischt werden, dass sich StadträtInnen hier zu MärchenerzählerInnen entwickeln. 

Frau Stadträtin! Sie haben sich heute in diesem Hause als Märchenerzählerin beziehungsweise Märchentante profiliert! 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich kurz auf das eingehen, was Sie heute gesagt haben. 

Im Märchen Nummer 1 geht es um die Mercer-Studie, von der keiner in diesem Haus mehr hören kann, weil sie die weichen Standortfaktoren misst. Es sieht jedoch anders aus, wenn man sich die harten Standortfaktoren anschaut, die in anderen Studien berücksichtigt werden, und zwar in der Mehrzahl der Studien, etwa in jener von Cushman and Wakefield, wo die harten Faktoren gemessen werden. 
Meine Damen und Herren! Das hören Sie nicht gerne! Aber an diesen Studien sieht man, dass wir zurückfallen, dass wir im Vorjahr sogar um zwei Plätze auf den 26. Platz von 34 europäischen Städten zurückgefallen sind, und dass heute osteuropäische Städte bereits vor uns liegen. – Das ist die Wahrheit! (GR Kurt Wagner: Das glauben Ihnen ja nicht einmal die eigenen Leute!)
Meine Damen und Herren! Damit sind wir schon beim zweiten Märchen, nämlich beim Konjunkturpaket. Frau Stadträtin! Sie sind jetzt ja schon einige Jahre im Amt: Wissen Sie, was ein Maastricht-Überschuss ist? Ihr Budget weist einen Maastricht-Überschuss aus. Meine Damen und Herren! Das ist ganz einfach! Das statistische Zentralamt der Europäischen Union definiert diesen Maastricht-Überschuss genau so, und in diesem Sinne ist das ein Budget, das der Wirtschaft Kaufkraft entzieht! Das geht gar nicht anders! Das ist halt so! (VBgmin Mag Renate Brauner: Was Sie da sagen, ist ja peinlich!) 

Es verhält sich bei uns in Österreich so, dass der Bund hier ein Defizit hat, und die Länder – auch Wien – in diesem Bereich einen Überschuss ausweisen. Das ist so ausgemacht. Sie aber stellen sich dann hier her und rühmen das Konjunkturprogramm, Frau Stadträtin! Sie weisen 154 Millionen EUR Überschuss aus, und genau dieser Betrag wird der Wirtschaft entzogen! (VBgmin Mag Renate Brauner: Bitte reden Sie das nächste Mal über etwas, wovon Sie auch etwas verstehen!) 
Frau Stadträtin! Sie haben heute vom DKT gesprochen. – Ich bitte Sie! Halten Sie sich an das, was Sie sagen! DKT ist ganz einfach! Nehmen Sie Ihren Überschuss, also Ihre 154 Millionen EUR, zur Hand und investieren Sie diese in die Wirtschaft und in Arbeitsplätze in Wien! (Beifall bei der FPÖ.)
Jetzt aber zum dritten Märchen, zur sozialen Gerechtigkeit: Die Frau Stadträtin spricht hier von neuen Steuern für Reiche, von einer Vermögenssteuer und von einer Aktienzuwachssteuer, mit der sie natürlich genau den Mittelstand trifft. (GR Kurt Wagner: Was Sie da sagen, ist lächerlich!)

Frau Stadträtin! Ich frage Sie: Wo sind denn die wirklichen Vermögen heute? (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Die sind längst in Stiftungen! Frau Stadträtin! Wie aber gehen Sie mit diesen Stiftungen um? – Ihr sozialistischer Bundeskanzler hat die Stiftungssteuer gesenkt! Der sozialistische Bundeskanzler hat erst vor einem Jahr die Stiftungssteuer, welche die Steuer für die Reichen ist, gesenkt!

Frau Stadträtin! Sie tun also genau das Gegenteil von dem, was Sie hier sagen! Es steht Ihnen natürlich frei, zwei Tage vor dem 1. Mai sozialistische Parolen zu schwingen, die gut klingen. Das, was Sie hier in Wien sagen, ist diesfalls aber genau das Gegenteil von dem, wie die Bundesregierung handelt. Und wenn der sozialistische Bundeskanzler die Reichen auch noch entlastet, dann wird dieser Wahlschwindel nach hinten losgehen, Frau Stadträtin! Dafür werden Sie die Wähler bestrafen! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren! So weit zu den Märchen. – Sie haben sich heute hier als Kämpferin für das Soziale zu profilieren versucht. Es ist aber eigentlich auch ein Wahlschwindel, auf die anderen, nämlich auf die Reichen, zu zeigen, die irgendwo sind, nur nicht in den eigenen Reihen, und die Besteuerung von irgendwelchen Reichen zu fordern, sich im eigenen Bereich aber einfach zu bedienen. – Damit meine ich die Betriebe der Stadt Wien, wo viele Parteigünstlinge der SPÖ sitzen. Sie haben sich hier durch die Ausgliederungen in den letzten Jahren ein entsprechendes Imperium geschaffen: 1999 waren es die Wiener Stadtwerke, 2000 war es Wiener Wohnen, 2002 waren es die Spitäler, 2005 war es der Fonds Soziales Wien, und in der letzten Sitzung kam Wien Kanal hinzu. All das sind ausgegliederte Betriebe, in denen Generaldirektoren und Geschäftsführer mit riesigen Gagen sitzen. 

Meine Damen und Herren! Ich frage Sie: Warum verheimlichen Sie uns eigentlich diese Gagen? Warum führen Sie hier große Reden, aber rücken nicht heraus? Wir wissen ja, warum das verheimlicht wird! Weil das nämlich Supergagen beziehungsweise Monstergagen sind! In diesen Betrieben verdienen die Günstlinge der SPÖ das Doppelte des Einkommens des Bürgermeisters!

Meine Damen und Herren! Wo ist denn da die soziale Relation? Diese Leute verdienen doppelt so viel wie der Wiener Bürgermeister und Landeshauptmann!

Ich bringe daher heute einen Beschlussantrag ein, gemäß welchem all diese Gehälter offen gelegt werden sollen, die Gehälter von Politikern, aber auch die Gehälter von Managern im halbstaatlichen und vor allem im kommunalen Bereich. Es ist dies ein Gesetzesantrag für ein umfassendes Verfassungsgesetz. 

„Der Gemeinderat der Stadt Wien fordert die Bundesregierung auf, dem Nationalrat ein Verfassungsgesetz über die Offenlegung von Einkommen und Vermögen im öffentlichen Bereich vorzulegen."

Dem Antrag, den ich hier einbringe, liegt ein umfassender freiheitlicher Entwurf für ein solches Gesetz bei. Ich meine, wir sollten im Ausschuss mit allen Fraktionen sehr genau darüber reden. Ich bitte daher um Zuweisung. 

Meine Damen und Herren! Frau Vizebürgermeisterin! Ich meine, keiner von diesen Monopolmanagern in Wien braucht in Wahrheit mehr als der Wiener Bürgermeister beziehungsweise Landeshauptmann von Wien zu verdienen! Niemand von diesen Monopolmanagern braucht in Wahrheit mehr als 16 000 EUR im Monat zu verdienen! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Wer sieht das wirklich ein? Schauen wir uns diese Betriebe einmal an! Mitten in der Krise werden etwa in den Spitälern Supergagen bezahlt. Worin besteht denn die Leistung dieses Spitalsmanagements? – Das Spitalsdefizit explodiert, es gibt eine Zwei-Klassen-Medizin, und dann werden dort riesige Gagen bezahlt: 25 000 EUR plus Dienstwagen, plus Abfertigung! Wer sieht das heute noch ein, Frau Stadträtin?

Das gilt auch für die Wiener Stadtwerke: Worin besteht die Leistung dort? Es ist das ein Monopolbetrieb, der einfach die Preise erhöht. Dieser Monopolbetrieb hat die Strompreise in Wien um 20 Prozent und die Gaspreise um 33 Prozent hinauf geschnalzt. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Das hören Sie nicht gerne, Frau Stadträtin, das ist mir schon klar! Sie sind jetzt nach hinten gelaufen, weil Sie nicht gerne hören, dass Ihre Parteigünstlinge in diesen Betrieben 25 000 EUR verdienen! 

Worin besteht die Leistung der Manager in diesen Monopolbetrieben? – Sie machen ihren Kunden Angst! Sie schreiben – wie wir das aufgezeigt haben – ihren Kunden Briefe, in denen sie ihnen drohen, ihnen mitten im Winter den Strom oder das Gas abzudrehen. Das ist die Leistung Ihrer Monopolmanager dort! Dafür verdienen sie 25 000 EUR im Monat!

Meine Damen und Herren! Auch mit dem Flughafen haben sich Rot und Schwarz ein Faulbett geschaffen. Dort gibt es nicht nur rote, sondern auch schwarze Günstlinge. Der schwarze Landeshauptmann Pröll hat erst vor wenigen Wochen interveniert und hat einen gescheiterten Landesrat aus Niederösterreich, nämlich Herrn Gabmann, dort quasi hinein interveniert. Der sitzt jetzt dort im Vorstand und kassiert eine Monstergage.

Meine Damen und Herren! Schauen wir uns einmal die Leistungen dieser Manager an! (Zwischenruf von GRin Anica Matzka-Dojder.) Frau Kollegin! Ich habe eine schriftliche Anfrage an Frau Brauner und an Herrn Bgm Häupl gerichtet. Ich habe gefragt, wie es sich eigentlich mit den Managergagen verhält, und ich habe von der Frau Vizebürgermeisterin beziehungsweise vom Herrn Bürgermeister die Antwort erhalten: Gute Leistung muss auch gut entlohnt werden! – Das schreiben Frau Brauner beziehungsweise der Herr Bürgermeister.

Schauen wir uns diese Leistung auf dem Flughafen einmal an! Wie schaut denn das aus? Da gibt es den Skylink, den Terminal, bei dem die Baukosten außer Kontrolle geraten sind. Bei diesem Skylink geht überhaupt nichts mehr weiter, jetzt, mitten in der Konjunkturkrise, wurde eine Bausperre verhängt! Dort könnten wir viele 100 000 EUR investieren, es geht aber überhaupt nichts weiter! Meine Damen und Herren! Glauben Sie wirklich, dass jemand versteht, dass die Manager in diesem rot‑schwarzen Betrieb, in dem überhaupt nichts mehr weitergeht, 31 000 EUR verdienen?

Jetzt noch ganz kurz zum sozialen Gewissen der SPÖ: Es stört Sie überhaupt nicht, dass Ihre roten Manager dort 31 000 EUR verdienen! Wie aber gehen Sie mit den Arbeitnehmern um? – Sie haben dort tatsächlich in den letzten Tagen 30 Menschen entlassen! Sie haben am Flughafen, wo dieses rot-schwarze Management sitzt, 30 Mitarbeitern den blauen Brief geschickt, weil die Manager versagt haben, weil der Skylink zu einem Skandalprojekt wird, weil es eine Bausperre gibt und man die Leute nicht mehr braucht. Auf Grund dieses misslungenen Projektes Skylink greift man zur Feder und schreibt den Menschen blaue Briefe! Dort stehen jetzt 30 Mitarbeiter mit ihren Familien mitten in einer Wirtschaftskrise vor dem Nichts! 

Meine Damen und Herren! Ich verstehe schon, dass alle davongelaufen sind, dass kein einziger Stadtrat mehr da sitzt und alle hinausgelaufen sind! Wenn das das soziale Gewissen der SPÖ in diesen Tagen ist, dann wollen Sie sich das begreiflicherweise nicht gerne anhören, meine Damen und Herren!

Es steht Ihnen natürlich frei, hier vor dem 1. Mai politische Parolen zu schwingen, die vielleicht für die Menschen gut klingen. Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! Wenn Sie allerdings genau das Gegenteil von dem tun, was Sie hier versprechen, wenn Sie hier von sozialer Gerechtigkeit in Wien reden, im Bund aber die Reichensteuer senken, wenn Sie hier von sozialer Gerechtigkeit sprechen, aber am Flughafen einerseits Leute kündigen, andererseits jedoch weiterhin 31 000 EUR an Ihre gescheiterten Manager bezahlen, dann wird Sie der Wähler in Wien dafür bestrafen!

Meine Damen und Herren! Wir fordern Sie daher auf: Hören Sie auf, hier nur schöne Reden vor dem 1. Mai zu halten, sondern setzen Sie das um, wovon Sie hier sprechen! Machen Sie Schluss mit diesen Monstergagen in Ihren Betrieben, und nehmen Sie vor allem diese skandalösen Kündigungen auf dem Wiener Flughafen wieder zurück, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Als nächster Redner hat sich Herr StR Ellensohn gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es war dies jetzt insofern eine mutige Rede von Herrn Schock, weil er sich tatsächlich getraut hat, in erster Linie auf Günstlinge hinzuweisen, und dabei ganz vergisst, die freiheitliche Job-Börse Seibersdorf zu erwähnen. Da gibt es immerhin einen Nationalratspräsidenten, der von der FPÖ gehalten wird. Dabei rede ich gar nicht über die inhaltliche Unzufriedenheit mit Herrn Graf – wobei ich das jetzt sehr freundlich formuliere –, sondern stelle nur in den Raum: Wie ist es zu begründen, dass jemand, der ein paar Jahre dort gearbeitet hat, 220 000 EUR Abfertigung und eine Einmalzahlung von 50 000 EUR erhält? Ist das ein Günstling oder nicht? Und genau das will ich nicht haben! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Genau das will ich nicht, weder bei der FPÖ noch bei der ÖVP noch bei der SPÖ! Ich wünsche mir das nirgends! 

Aber Sie können sich jetzt doch wirklich nicht herstellen und so tun, als ob Sie die Saubermänner dieser Republik wären! Kaum ist ein Futtertrog in der Nähe, wird hineingegriffen und herausgenommen! Das haben Sie so praktiziert, als Sie dran waren. Und das tun Sie jetzt noch, da brauchen Sie sich nicht auf eine alte Regierung auszureden. Jetzt sitzt Martin Graf dort, hat die Taschen voll, dass er sich kaum mehr bewegen kann, und hat 220 000 EUR mit offenen Händen genommen. Das ist die FPÖ-Politik: Wenn irgendein Futtertrog vorbeikommt, dann wälzen Sie sich darin. Führen Sie sich daher bitte nicht so auf, als ob Sie irgendetwas gegen Günstlinge hätten! Das einzige Problem ist, dass Sie selbst noch nicht dabei sind! (Beifall bei den Grünen.)

Zur Offenlegung: Wir sind auch für die Offenlegung von Gehältern! Wir haben das oft genug hier gefordert und stimmen einer Zuweisung dieses Antrages zu, weil wir meinen, dass man sich das tatsächlich im Detail anschauen muss, damit am Schluss nicht von allen MitarbeiterInnen in den verschiedenen Büros zwar die Putzfrau ihr Gehalt, Herr Prinzhorn seinen Reichtum aber nicht offenlegen muss. Das wollen wir nicht! Diskutieren wir darüber! Reden wir darüber, welche Gehälter offengelegt werden müssen! Ich habe das schon vor ein paar Jahren gesagt, da haben noch alle darüber gelächelt, dass wir irgendwann einmal hier stehen und auch über Höchstgehälter in stadtnahen und staatsnahen Betrieben reden werden. Jetzt ist es so weit. Es wird darüber diskutiert, und es wird irgendwann eine Höchstgrenze geben. 

Ich glaube nicht, dass man niemanden finden wird, der einen KAV leiten will, wenn er weniger als 20 000 EUR brutto bekommt. Das glaube ich nicht! Ich glaube, dass man qualifiziertes Personal findet, das auch um Beträge von 15 000 EUR oder 16 000 EUR monatlich arbeitet. Auch andere Leute arbeiten in dieser Stadt für sehr, sehr viel weniger.

Wir sagen Ja zu einer Offenlegung, es soll aber im Detail festgelegt werden, wer genau offenlegen soll, damit es nicht die Kleinen trifft und die Großen ungeschoren davonkommen.

Zurück zum vorgeschlagenen und vorgestellten Konjunkturpaket: Ich möchte mich jetzt gar nicht auf lauter Kleinigkeiten und den Wahlkampf, mit dem einige schon angefangen haben, einlassen. Wir sagen Ja zu jeder zusätzlichen Million, die in den richtigen Bereich fließt. Wir sind der Meinung, dass hier noch immer sehr defensiv vorgegangen wird, auch wenn sukzessive in Wien, wie auch anderswo, die Zahlen immer wieder erhöht werden. Am besten hat das Frau Merkel in Deutschland gemacht, die in wenigen Wochen von null auf viele, viele Milliarden hinaufgeschossen ist. Zuerst hat es aber auch immer geheißen, dass das und jenes nicht möglich ist; jeder grüne Vorschlag war zuviel.

Ich resümiere noch einmal, was wir gefordert haben: Erstens ging es uns um Schulsanierungen. Sie kennen ja die Schulen, wo es von der Decke bröckelt. Sie wissen, dass Kinder in Containern sitzen, und zwar das ganze Schuljahr über. Das muss man so schnell wie möglich abstellen! Jetzt muss die öffentliche Hand eingreifen. Jetzt können Jobs nur noch geschaffen werden, wenn die Stadt eingreift. 

Außerdem haben wir vorgeschlagen, 150 Millionen EUR schnell in die Kindergärten hineinzubuttern. Ich rede jetzt nicht davon, was, wie viel und für wen etwas beim Kindergarten gratis sein soll. Man wird sowohl Ausbau, Sanierung als auch Neubau brauchen. 70 Mil-
lionen sind veranschlagt.

Zu den Amtshäusern, die heute in der Aktuellen Stunde bereits auch vom Herrn Bürgermeister angesprochen wurden: Viele sehen zwar schön und museal aus, sind aber leider nicht barrierefrei. Für die Sanierung von Amtshäusern sind ebenfalls 70 Millionen veranschlagt.

Die Arbeitsmarktpolitik in Wien ist in Zeiten steigender Arbeitslosigkeit notwendiger denn je. Jetzt kommt der 1. Mai, an dem der „Tag der Arbeit“ gefeiert wird. Die Grünen begehen morgen den „Tag der Arbeitslosen“. Es werden leider jedes Jahr mehr, und zwar momentan sehr viel mehr. Wir fordern eine Verdoppelung der Mittel des WAFF, plus 60 Millionen.

Ferner sollen die Öffis ausgebaut werden. Schade, dass es zu einer Tariferhöhung kommt! Dabei bin ich froh, dass es den Einzelfahrschein und nicht noch viel mehr trifft! Aber noch lieber wäre mir gewesen, dass gerade im Bereich öffentlicher Verkehr die Radwege ausgebaut werden. Wir haben 80 Millionen für den öffentlichen Verkehr veranschlagt. Wie Sie wissen, haben aber die Leute, die am Stadtrand leben, nichts davon, dass man in der Innenstadt sehr gut vorwärts kommt. In Transdanubien und am Stadtrand Richtung Wienerwald schaut das anders aus. Radwege müssen ausgebaut werden. 30 Millionen EUR werden aufgewendet, damit wir irgendwann den Modal-Split, den alle vor sich hertragen, auch tatsächlich erreichen. 

Auch Wärmedämmungsmaßnahmen müssen wirklich angegangen werden. In diesem Bereich geschieht tatsächlich zu wenig!

Auf einer Pressekonferenz vor drei Wochen wurde das „Handbuch der Armut in Österreich“ vorgestellt. Es wurden viele Initiativen vorgeschlagen, und im Rahmen dieser Pressekonferenz wurde ein sozialpolitisches Konjunkturpaket vorgeschlagen, das auch wir unterstützen. Und das soll nicht wieder nur ein Paketchen sein. Als Beispiel wurde Finnland Anfang der 90er Jahre, zur Zeit des Endes der Sowjetunion, angeführt. Die Sowjetunion war der wichtigste Handelspartner gewesen, und Finnland stand sehr schlecht da. Man hatte dort damals genau eine solche Krise, wie wir sie jetzt aus anderen Gründen hier haben, und man hat überlegt, was getan werden kann. Es wurde dann in Bildung, in den Sozialbereich und in Pflege investiert.

Diesbezüglich haben wir einen Notstand in Wien beziehungsweise nicht nur in Wien, sondern in ganz Österreich. In diesen Bereich gehört hier jetzt investiert, dort müssen Jobs geschaffen werden. In diesem Bereich würden wir ein Paket brauchen, das dem entspricht, das in vielen anderen Bereichen, etwa im Wohnbaubereich, zumindest ansatzweise geschnürt wird. Ein solches Sozialkonjunkturpaket vermisse ich, in dem es in erster Linie darum geht, den Personalmangel tatsächlich abzufedern. Im Pflege- und Sozialbereich geschieht viel zu wenig. Sie kennen ohnedies die die Zahlen über den Burn-out in diesem Bereich!

Fragen Sie einmal beim Stadtgartenamt, welche Ausbildung viele Leute dort haben! – Im Stadtgartenamt landen die Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen, die vorher wegen Burn-out aus ihrer Arbeit ausgestiegen sind. Die Arbeit dort ist eine schöne und redliche Tätigkeit, aber eigentlich bilden wir nicht Menschen zu SozialarbeiterInnen aus, damit sie am Ende im Stadtgartenamt arbeiten! Wir würden die Qualifikation dieser Leute dort brauchen, wo es tatsächlich notwendig ist! Wir haben qualifizierte Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen, und diese sollen auch in ihrem Bereich eingesetzt werden. Das wäre allerdings leichter, wenn man ihnen entsprechende Arbeitsbedingungen gibt, wie wir alle sie uns wünschen.

Ich erinnere noch einmal an den Vorschlag, den ich heute schon eingebracht habe: Es fehlt in Wien an günstigem Wohnraum, vor allem an kleinen Wohnungen, also an Wohnraum für Einzelpersonen. Es nützt nichts, wenn immer wieder größere Wohnungen, etwa große Genossenschaftswohnungen et cetera, gebaut werden! Vielmehr brauchen wir ein Paket, gemäß welchem 10 000 Wohnungen, die unter 250 EUR Miete kosten, geschaffen werden. Das kann man in einem Fünfjahrespaket, 2 000 Wohnungen pro Jahr, wunderbar realisieren. Das ist vielleicht eine Anregung für den Wahlkampf, allerdings wäre ich froh, wenn das wirklich umgesetzt wird und nicht ein Wahlkampfschlager bleibt. Der Errichtung von 10 000 Kleinwohnungen unter 250 EUR schafft Arbeitsplätze und ist von Nutzen, weil die Leute diesen Wohnraum dringend brauchen.

Wir haben darüber geredet. Sie müssen auch im Gemeindebau Leute delogieren. Das betrifft immerhin 1 000 Haushalte im Jahr, und das ist eine steigende Zahl. Sie hatten das schon einmal auf unter 700 eingedämmt, jetzt sind es leider wieder 1 000, und es schaut nicht so aus, als ob es viel weniger werden würden.

Die Debatte, die unweigerlich dazu gehört und die nur sehr kurz geführt wurde, war die Debatte rund um die Vermögenssteuern. Wer zahlt diese Krise? Man hört da neue Töne, und ich will jetzt gar nicht lang herumreden, wie sich das geschichtlich entwickelt hat, von den Neokonservativen über den dritten Weg der englischen Labour Party und die Sozialdemokratien quer über den Europäischen Kontinent bis in diese Gemeindestube. Das Cross Border Leasing war ein Auswuchs der neoliberalen Wirtschaftspolitik. Jetzt ist es wieder anders, und ich bin froh, dass es wieder anders ist! Viele besinnen sich wieder auf die Idee von Reichensteuern, Vermögenssteuern, Vermögenszuwachssteuern, wie immer man das nennen möchte.

Wir werden heute einen Antrag einbringen, der treffsicher nicht die Mittelschicht, nicht den Mittelstand, nicht den Durchschnittsverdiener und die Durchschnittsverdienerin und nicht die Oma mit dem Sparbüchl treffen soll, sondern die Reichen und Superreichen, die obersten 10 Prozent in dem Land: Die sollen das bezahlen, die anderen können es nämlich nicht zahlen. Alles andere ist Augenauswischerei. Das beweisen einmal mehr auch die Anträge, die von der Volkspartei noch eingebracht werden. Während mit der FPÖ überhaupt kein Staat zu machen ist, ist mit der ÖVP kein Sozialstaat zu machen. Das beweisen diese Anträge! 
Ich sage das jetzt gar nicht wahlkampfmäßig: Die Einzigen, die diese Vermögensschieflage in Österreich verändern können, sind die Sozialdemokratie, die Gewerkschaften, die Arbeiterkammer und die Grünen gemeinsam, und sonst niemand! Alles andere bleibt vorläufig leider leere Forderung. Es wird ja gleichzeitig immer gesagt, dass nichts geht, wenn der Partner nicht will, und die Sozialdemokratie redet sich einmal mehr auf die ÖVP aus. Das wird auch so bleiben, die ÖVP wird immer die Lobby für die reichen 10 Prozent sein. Sie bekommen leider auch einen Haufen anderer Stimmen dazu, aber das bleibt so!

Ich deklariere mich immer wieder: Ich glaube, dass mit der ÖVP kein Sozialstaat zu machen ist. Fertig! Irgendjemand wird sich einmal trauen müssen, irgendwann etwas anderes anzudenken! Das einzige Modell, mit dem tatsächlich etwas gelingt, ist eine rot-grüne Mehrheit in diesem Land, sonst funktioniert´s nicht, auch wenn Sie sagen, dass das nur eine absolute SPÖ kann. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Werden Sie nicht nervös! Sie bereiten Tag und Nacht die Koalition vor, das wissen wir eh! Sie haben die Jobs quasi schon verteilt und wissen schon genau, wer wo sitzen wird, ein bisschen wird man noch streiten und intern abstimmen müssen, aber in Wahrheit sind Sie sich schon einig. Es wäre lächerlich, etwas anderes vorzumachen! (Lebhafte Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Gehen Sie doch einmal hinaus! Da geht es um Hahn, und Strache ist als Bürgermeister auch noch vorstellbar! Sagt das bitte oft genug! Das greift wenig und bringt einen Teil der Wählerschaft der ÖVP direkt zu den Grünen! Vielen Dank für diese Interviews! 
Herr Hahn und der Herr Strache sind ein wunderbares Pärchen! Ich wünsche mir, dass ich das oft genug sehe, vielleicht auf einem gemeinsamen Foto! Fechten müssen Sie nicht, weil Sie ja befreundet sind. So bleibt Herrn Hahn zumindest das erspart. Aber offensichtlich hat die Bundes-ÖVP die Linie vorgegeben. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.) Herr Gerstl! Sie haben gewiss auch gelesen, was Ihr Generalsekretär auf Bundesebene sagt: „In Wien mit der FPÖ.“ Herr Hahn sagt: „In Wien mit der FPÖ vorstellbar.“

Sie riskieren im Wahlkampf damit, der FPÖ einen Gefallen zu tun, in der Hoffnung, dass Sie Ihr Ergebnis verbessern. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Das ist Ihnen wurscht, weil es Ihnen ausschließlich darauf ankommt, dass Sie am Ende dabei sind! – Das sage ich jetzt aber nur nebenher. Machen Sie, wie Sie glauben! Es nutzt eh nichts! 

Wie ist nun die Geldverteilung in Österreich? – Das wissen wir, und das wissen auch Sie, da brauchen wir keine grüne Studie und keine linken Institute, sondern das sagt die OECD oder auch die Oesterreichische Nationalbank, und die gehören nicht zu den Grünen! Laut entsprechenden Studien hat das reichste Prozent ein Drittel des ganzen Vermögens, und 90 Prozent von uns – und darin ist, glaube, auch die Mittelschicht enthalten – haben auch so viel. Das ist leiwand! Das obere eine Prozent hat gleich viel wie die anderen 90! Wunderbar! 

Sagen Sie, das soll so sein? – Das ist in Wirklichkeit ein Irrsinn! Und das ist auch ökonomischer Schwachsinn! Diese Verteilung ist nicht nur nicht sozial, sondern sie ist auch ökonomisch ein Blödsinn! Das wissen Sie! Wider besseres Wissen verteidigen Sie ausschließlich die Rechte der ganz Oberen. Das ist sehr schade!

Beim Geldvermögen ist das noch dramatischer: Ein Promille der Menschen in Österreich besitzt gleich viel Geldvermögen – jetzt reden wir nicht von den Häusern und vom Eigentum, sondern vom Geld! – wie 50 Prozent! Die Mehrheit in diesem Land gemeinsam hat so viel wie das obere Eintausendstel! Diese Studie über die Verteilung ist nicht von mir, sondern von der OeNB. Menschen, die sich für Studien interessieren und Fakten sprechen lassen wollen, können das alles auf der entsprechenden Homepage herunterladen und nachlesen. 

Wer zahlt jetzt diese Reichensteuer? Damit muss man genau dieses eine Promille beziehungsweise das oberste Prozent treffen, und sicherlich nicht mehr als die oberen 10 Prozent. Dann ist die Mittelschicht draußen! Sie können die Mittelschicht nicht mit jenen definieren, die 600 000 EUR Barvermögen neben ihrer Eigentumswohnung haben. In meiner Verwandtschaft gibt es keinen von denen! Ich bin das durchgegangen: Ich kenne extrem wenig Leute, die so aufgestellt sind. Vielleicht kennen Sie den einen oder anderen, ich nicht! 

Ich habe überhaupt kein Problem damit zu sagen: Diese Leute sollen das zahlen, sie haben in der Vergangenheit von der Krise auch profitiert! Wer hat denn die Gewinne gescheffelt, die in den letzten Jahren angefallen sind? Das waren nicht die unteren Einkommensbezieher! Auch das kann man überall nachlesen. Auch dazu braucht es keinen GRÜNEN, um Ihnen das zu erklären!

In Wahrheit wissen Sie all das. Aber es wird Quatsch verbreitet. Da ist die Rede von der Häuslbauerin oder dem kleinen Mann, der irgendwie 5 000 EUR zahlt. Sie wissen, dass das Blödsinn ist, aber Sie sagen es trotzdem. 

Was mich in dieser Frage tatsächlich fast irritiert, ist das, was die FPÖ tut. Sehr lange haben Sie sich vor den „kleinen Mann“ und die „kleine Frau“ gestellt. Jetzt wurde plötzlich ein Schutzwall aufgebaut und gesagt: Die SPÖ will die Reichensteuer, das wollen wir nicht! Das richtet sich gegen den Mittelstand! – Nein! Das kann man so machen wie in anderen Ländern. Sie tun, als ob das etwas ganz Kommunistisches wäre!

Der Durchschnitt der OECD liegt bei 5 Mil-
liarden EUR. Und darauf bezieht sich auch der Antrag, der heute von den Grünen eingebracht wird. Das ist übrigens viel niedriger als in den USA, in Japan, in der Schweiz, in Frankreich und in Großbritannien. (Zwischenruf von GR Mag Alexander Neuhuber.) Das ist ein anderes Steuersystem! Richtig! Herr Neuhuber! Wenn Sie mit mir einer Meinung sind, dass man das Steuersystem so ändert, dass man von den Vermögen viel mehr mit Vermögenssteuern wegnimmt als in den USA oder in Großbritannien, dann können wir über alles andere als Nächstes reden! Sie sagen aber, dass es schlecht ist, dass dort versucht wird, den Vermögenden mehr abzuknöpfen als den anderen. 

In Dänemark gibt es einen Höchstsatz von 65 Prozent! Dort herrscht sozialer Frieden, die Leute sind zufrieden und haben mitunter eine bessere Pension. Das geht auch. Mir geht es nicht darum, wie viele Steuern wer zahlt, sondern wie wir eine soziale Gesellschaft organisieren! 

Mir ist wurscht, was der Millionär am Ende brennt! Ich hätte gerne, dass die unten mit dem Leben davon kommen! Ich sage es, wie es ist: Es ist mir völlig egal, wie viel Steuern Karl-Heinz Grasser und Fiona zahlen. Sie sollen so viel wie möglich zahlen! Mich interessiert überhaupt nicht, ob die Jacht kleiner oder größer wird oder ob sich der zweite, dritte oder vierte Porsche ausgeht! – Mich interessiert, was wir mit den zusätzlichen Arbeitslosen und mit jenen Leuten tun, die arbeiten gehen und nicht mehr davon leben können. Working Poor werden sie genannt. Sie arbeiten Vollzeit und können davon nicht leben. Jeden Monat und jeden Tag werden es mehr.

Sie aber schützen die Leute, die nicht wissen, was sie mit ihren Millionen machen sollen. Wie lange hat der Meinl gebraucht? – Er hat in 56 Minuten 100 Millionen aufgestellt. Da frage ich: Wo sind wir überhaupt? Es gibt 1 000 Delogierungen im Gemeindebau und mehrere 1 000 außerhalb. All das nehmen Sie hin! Das sollten Sie aber auch dazu sagen! Entweder zahlen nämlich die Menschen die Krise, die weiter oben sind und mehr Geld haben, oder die anderen. Das ist ja die Logik der ÖVP: Wenn man Schulden macht, muss es irgendjemand zahlen. Und wenn es die einen nicht zahlen können, dann zahlen es die anderen. Sagen Sie das den Leuten!

Das, was wirklich kommen muss, sind soziale Sparpakete, etwa im Gesundheitsbereich und im Bildungsbereich. Das muss kommen, denn es gibt ja nichts anders. Wenn das als klassenkämpferisch empfunden wird, dann soll mir das recht sein. Und wenn ein Neidkomplex geschürt wird, dann sage ich: Jemand, der tatsächlich von 800 EUR leben muss, darf ruhig neidig sein, wenn Meinl nach 56 Minuten wieder spazieren geht, nachdem er 100 Millionen aufgestellt hat! Der darf ruhig neidig sein. Die Leute sollten noch viel neidiger sein! In Frankreich hat sich der Volkszorn schon so weit geäußert, dass Manager entführt werden. 
Das will man doch nicht! Aber wenn man das nicht will, dann muss man doch vorher schauen, dass der soziale Frieden gewährleistet bleibt! Aber das ist ja – darf man das sagen? – Perlen vor die Säue schmeißen! Ich glaube, das ist ein normaler sprachlicher Ausdruck. (Zwischenrufe bei ÖVP und SPÖ.) Entschuldigung! Dann nehme ich das gleich wieder retour und sage: Es ist umsonst! Meine Aufforderung ist vergeblich, weil man mit diesem Argument bei Ihnen nicht durchkommt! 

Wo steht die FPÖ in dieser Frage? Ich suche nach einer Erklärung, wenn ich mir in letzter Zeit denke: Wo kommen all diese Plakate her? Wer zahlt das? – Früher hat es geheißen, die Industriellenvereinigung zahlt Geld an die FPÖ und irgendwelche Großindustrielle und, und und. Übrigens wäre auch eine Offenlegung der Spenden an die einzelnen Parteien eine gute Idee. Das wurde von den Grünen schon mehrfach gefordert. Mich würde nämlich interessieren: Woher kommt die Kohle von der FPÖ, dass sie Tag und Nacht in Wien alles zuplakatieren können? Vielleicht gibt es da einen Zusammenhang! Das gibt es ja nicht: Für den kleinen Mann sein und dann den Millionär schützen! 

Leistung muss sich wieder lohnen, der Meinung bin ich auch. Menschen, die die ganze Woche und das ganze Jahr arbeiten gehen, sollten von dem Geld, das sie verdienen, leben können. Die Gemeinde Wien könnte voran gehen und die eigenen Niedriglöhne erhöhen! Dass KindergartenpädagogInnen am Anfang 1 100 EUR netto verdienen, ist zu wenig. Das entspricht nicht dem, was geleistet wird! Die LeistungsträgerInnen müssen entsprechend entlohnt werden, und das sind nicht die Leute, die 6 000 plus verdienen, damit man nicht hier herinnen glaubt, man ist automatisch Leistungsträger oder Leistungsträgerin, nur weil man am Monatsende genug auf dem Konto hat!

Die LeistungsträgerInnen gehören entsprechend gezahlt, und die Stadt Wien könnte voran gehen! 1 300 EUR netto ist der Mindestlohn, den man bei der Gemeinde Wien zahlt. Und bis zu einer entsprechenden Anhebung sollten alle Gehälter über 6000 EUR brutto eingefroren werden. Da sind wir alle dabei, die wir hier sitzen. Wir bekommen einfach keine Erhöhungen, bis wir das geschafft haben. Es wäre nämlich die Aufgabe der Politik, die Löhne genau dorthin zu ziehen, dass die Leute davon auch leben können. Und wenn es dann so weit ist, reden wir wieder darüber, ob wir auch mehr verdienen dürfen. Vorher frieren wir das aber ein. Das ist Politik für die kleineren Leute, das würde ihnen etwas bringen!

Ich bin froh um jede einzelne Maßnahme, die gesetzt wird. Ich bin froh um jede 10 und 100 Millionen, die in Wohnbausanierungen et cetera gehen. Und wir werden dafür noch viel mehr brauchen.

Bei den Vermögenssteuern wünsche ich mir mehr Mut. Ich will nicht, dass herumgeredet wird, ohne dass entsprechende Zahlen genannt werden. Der Antrag der Grünen redet von einem Mix, bei dem wir am Schluss auf eine Summe von 5 Milliarden EUR und nicht auf 200 oder 300 Millionen kommen. Solche Summen wurden nämlich schon hundertfach geschenkt. Stimmen Sie diesem Antrag zu, dann weiß man nämlich, wo in Österreich die Fronten in dieser Frage verlaufen! Und wir hoffen, dass sie nicht zwischen den Grünen und dem Rest der Welt verlaufen, sondern zwischen ÖVP und FPÖ, die hier die Lobbyisten der Reichen abgeben, und den anderen Fraktionen in diesem Haus. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Nächste am Wort ist Herr Mag Neuhuber. Ich erteile es ihm.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege Ellensohn! Für die Rede hätte Sie weiland Genosse Breschnew links und rechts abgebusselt wie Erich Honecker! (Beifall bei der ÖVP.) 

Das war Klassenkampf pur, aber es war ja nichts anderes zu erwarten! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Weil er die OeNB zitiert hat?) Sie behaupten, dass wir positioniert sind, und ich meine, Sie sind auch eindeutig positioniert! Das ist ja in einem politischen Spektrum okay! Man muss allerdings den Diskurs vernünftig, unemotional und unaufgeregt führen. Ich werde Ihnen nachher zeigen, dass das nämlich nicht immer der Fall ist! 

Ganz kurz zu dem heute vorgestellten neuen Konjunkturprogramm. Mein Kollege Aichinger wird sich damit dann noch ein bisschen genauer auseinandersetzen. Ich glaube, Frau VBgmin Brauner wird es schaffen, uns das Konjunkturprogramm mit diesen 700 Millionen nächstes Jahr auch noch einmal neu zu verkaufen! Das zieht sich einstweilen ja schon über mehrere Jahre! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Das war schon im letzten Budget im Herbst vergangenen Jahres. Seitdem ist ein halbes Jahr vergangen, und die Krise hat sich inzwischen massiv verschlechtert. Alles, was der SPÖ einfällt, waren heute aber nur diese 200 Millionen Wohnbauanleihen und 20 Millionen für die Exportförderung. 

Ich sage Ihnen – und da bin ich jetzt mit Herrn Kollegen Ellensohn sogar einer Meinung –: Das wird zu wenig sein! Das ist in Wirklichkeit für die größte weltwirtschaftliche Krise seit der Depression der 30er Jahre ein Tropfen auf den heißen Stein! Erkennen Sie das, meine Damen und Herren von der SPÖ! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und jetzt rühmt man sich noch, wie gut es uns in Wien im Vergleich mit den anderen Bundesländern doch geht! – Dazu sage ich: No na net! Wien ist ja ein Bundesland, das nicht so stark von der Industrie abhängig ist, sondern eher vom Dienstleistungssektor. Ich brauche aber keine Glaskugel wie die Frau Vizebürgermeisterin, um Ihnen vorauszusagen, dass wir im Dienstleistungssektor nach der Industrie und der Exportwirtschaft, die heute schon genannt wurden, Probleme haben werden. 

Ich meine, im Dienstleistungsbereich wird es mit den Schwierigkeiten im Sommer beziehungsweise Herbst dieses Jahres als logische Konsequenz der anderen Problemzonen losgehen. Und für diesen Bereich haben wir noch überhaupt nichts getan, meine Damen und Herren! Es wäre vor allem nötig, dass die Stadt Wien in diesem Bereich mehr Garantieren für Unternehmen übernimmt, die keine Kredite mehr bekommen. Daran sind nicht die Unternehmer schuld. Jeder, der aus der Praxis kommt, weiß das heute. Es ist extrem schwierig geworden, Kredite zu bekommen!

Ich kann jedes Mal nur lachen, wenn ich höre, dass es keine Kreditklemme gibt! – Es gibt diese nämlich, meine Damen und Herren! Es gibt genügend Banken, die nicht einmal mehr bereit sind, ein Neukundengeschäft zu machen, geschweige denn, dass sie von ihren bestehenden Kunden immer mehr Sicherheiten und höhere Eigenkapitalerfordernisse abfragen. Und das bringt die mittelständische Wirtschaft über kurz oder lang um. Das ist so sicher wie das Amen in der Kirche, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Frau Vizebürgermeisterin hat gesagt, dass es eine Bankenwoche gegeben hat, bei der maßgeschneiderte Finanzierungen und Förderberatung angeboten wurden. – Von dieser Beratung hat der Unternehmer allerdings nicht sehr viel, wenn er am Schluss keinen Kredit bekommt!

Noch ein Satz zu Brauner: Ihrem Appell, dass wir gemeinsam vorgehen sollen, kann ich sehr viel abgewinnen. Ich glaube auch, dass außergewöhnliche Krisen außergewöhnliche Maßnahmen erfordern! Vielleicht kann sich die SPÖ einmal dazu durchringen, sich auch mit den Oppositionsparteien an einen Tisch zu setzen, damit wir gemeinsam überlegen können, und zwar unaufgeregt und abseits von politischem Kleingeldwechsel, was für diese Stadt das Beste ist. – Die Bereitschaft unserer Fraktion dazu kann ich jederzeit anbieten!

Ich möchte mich in der Folge ein bisschen mit der Debatte um die Vermögens‑ und Eigentumsbesteuerung auseinandersetzen. Ich gebe zuerst einmal offen zu, dass ich überrascht bin, wenn ich mir die Anträge, die am SPÖ-Parteitag gestellt wurden, und das anschaue, was heute herausgekommen ist. Da muss ja irgendetwas innerparteilich geschehen sein! Die Bezirksorganisation Döbling forderte die Einführung einer umfassenden Vermögenssteuer. Bei der Meidlingern ist von Wertschöpfungsabgaben und auch von der Vermögenssteuer die Rede, ganz zu schweigen von den Forderungen der jungen Generation. Sie kennen das ja wesentlich besser als wir! Und ich nehme nicht an, dass all diese Anträge abgelehnt wurden! 

All das schlägt sich jedoch im heutigen Antrag von Kollegen Strobl, Kollegin Wehsely und Herrn Lindenmayr nicht nieder! Da ist auf einmal von einer Vermögenssteuer nicht mehr die Rede. – Dafür gibt es natürlich mehrere Interpretationen!

Erste Erklärung: Der Herr Bundeskanzler hat ein Machtwort gesprochen, was ja durchaus möglich ist. 

Zweitens will ich Ihnen auch zugestehen, dass es einen Lernprozess gegeben hat und Sie seit letztem Samstag erkannt haben, dass die Vermögenssteuer doch nicht der richtige Weg ist. 

Dritte Variante: Sie haben einmal nachgerechnet, was eine Vermögenssteuer für den größten Hauseigentümer in dieser Republik, nämlich für die Stadt Wien, eigentlich bedeuten könnte, wenn man etwa, Schulmeister gehorchend, von 0,5 Prozent vom tatsächlichen Verkehrswert und nicht vom Einheitswert ausgeht. Rechnen wir einmal kurz gemeinsam im Kopf: Der Wert der Wiener Gemeindewohnungen beläuft sich etwa auf eine Größenordnung von 150 oder 200 Milliarden. Mit 0,5 Prozent davon kommen wir schon an 1 Milliarde heran, die das Wiener Budget und damit die Wienerinnen und Wiener in letzter Konsequenz in ihrem Säckel treffen würde, meine Damen und Herren! Grundsteuer der Vermögenssteuer gerade für die Gemeinde Wien ist wirklich eine hervorragende Idee! (Beifall bei der ÖVP.)
In diesem Resolutionsantrag steht ein Satz, mit dem ich mich ein bisserl näher beschäftigen möchte, weil wir da auf ein paar interessante Dinge kommen. Es heißt da: „Akteure auf weitgehend unregulierten, unkontrollierten Finanzmärkten haben sich in den vergangenen Jahren enorme Gewinne gemacht und Vermögen angehäuft.“ – Jetzt muss man einmal schauen: Wer sind denn diese Akteure? Das sind diejenigen, die immer als die „Gierigen“ dargestellt wurden. Da muss man zurückgehen und schauen, wie die Krise eigentlich begonnen hat. Wir müssen allerdings nicht ganz so weit zurückgehen wie Herr Ellensohn heute.

Begonnen hat die Krise in Wirklichkeit unter der Regierung Clinton, einer demokratischen Regierung, mit der durchaus gewollten und gebilligten Verschuldung durch Privathaushalte. Das war so! Man wollte für jeden ein Eigenheim, egal, über welches Einkommen er verfügt. Und letzten Endes wollte man auch die Privatausgaben ankurbeln, um damit die Kaufkraft zu stärken. Die Verschuldung wurde schlicht und einfach in Kauf genommen. Parallel dazu hat die Federal Reserve die Zinsen gesenkt. 
Ich rede jetzt einmal vom Clinton und seiner Politik der Schleusenöffnung des Geldmarktes. Im Jahr 2003 betrugen die Leitzinsen im Amerika schon 1 Prozent. Es war also wahnsinnig billig zu finanzieren und sich zu verschulden, und das haben die Menschen dort auch getan. Parallel dazu gab es niedrige Zinsen auf US-Staatsanleihen, das war unattraktiv außer für die Chinesen, die haben aber eh immer gekauft, für sonstige Anleger war das jedoch unattraktiv. Daher hat das Anlagekapital nach neuen Produkten gesucht, und da ist man bei der hohen Verschuldung der US-Hausanteile über den Hypothekarmarkt sehr schnell fündig geworden. (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.) Lassen Sie mich einmal weiter reden, vielleicht können wir alle etwas lernen! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Machen Sie sich doch nicht lächerlich!)
Damals wurden neue Produkte, auch Hypothekarkredite, diese Mortgage Backed Securities, kreiert. (GR Kurt Wagner: Lassen Sie sich das einmal von Ihren Freunden im Banken- und Versicherungssektor erklären!) Mir müssen sie nicht viel erklären, denn ich stehe jeden Tag in der Wirtschaft, Herr Kollege! Ich bin damit jeden Tag an vorderster Front beschäftigt! Glauben Sie mir: Ich kenne das nicht in der Theorie wie Sie, sondern ich kenne das in der Praxis! (Beifall bei der ÖVP.)
Dann wurde auf Teufel komm raus verbrieft, und die Rating-Agenturen – das ist der nächste Fehler – haben falsche Ratings abgegeben, sowohl für die Kreditnehmer als letzten Endes auch für die, die diese Produkte emittiert haben. Dazu kamen noch die hohen Fremdfinanzierungen und hohe Leverage auf diese Produkte. Diese neuen Instrumente sind – das gestehe ich durchaus ein, das muss man vernünftigerweise sagen – völlig aus dem Ruder gelaufen. Es gab zu wenig Eigenkapitalhinterlegung bei den Banken. 

Als letzter Punkt kam die kriminelle Energie hinzu. Das muss man wirklich auch sagen, von Madoff bis wahrscheinlich – es gilt die Unschuldsvermutung – Meinl. Dadurch wurde natürlich auch wahnsinnig viel kaputt gemacht. Ich füge hinzu: Völlige Aufklärung von Amerika bis Österreich ist in jedem dieser Fälle notwendig.

Das war in Wirklichkeit der Mix, der letzten Endes zu einem Fastbankrott des Systems geführt hat. 

Wer sind jetzt wirklich die Akteure? Wollen Sie die Herren Clinton und Greenspan vor den Kadi zerren? Sollen diese jetzt hier in Wien und in Österreich dafür zahlen? Haben uns das die US-Häuslbauer eingebrockt? Sind es die Generaldirektoren der Hypothekarinstitute in Amerika? – Letztere oder auch Hedgefondsmanager wären in Wirklichkeit zum Großteil die Schuldigen, meine Damen und Herren! Diese sitzen aber nicht in Österreich!

Bei allem, was wir hier diskutieren, schütten wir also das Kind mit dem Bade aus. Nicht die großen Gierigen in Österreich sind daran schuld!

Herr Ellensohn! Sie kennen, wie Sie gesagt haben, wenig Menschen mit Vermögen. Ich kenne jedenfalls mehr Leute, die in den letzten sechs Monaten sehr viel Vermögen verloren haben. Sie haben in dieser Krise ziemlich abgebissen, auch die Reichen und Superreichen. Ich sage Ihnen: Es gibt nur sehr wenige echte Profiteure in dieser Krise. Und wie man an diese herankommt, da bin ich persönlich auch überfragt! Aber auch mit 1 Prozent oder 10 Prozent erwischen Sie die Unschuldigen! Ich glaube, bei 10 Prozent würden Sie durchaus auch schon im Mittelstand landen, nämlich bei Einkommen um die 3 000 EUR netto, zumindest bei den obersten 10 Prozent der Einkommensbezieher.

Man trifft immer sehr schnell die Falschen. In Wirklichkeit versucht man jetzt, mit Schrotgewehren auf Fliegen zu schießen. Dabei werden aber auch sehr viele Unschuldige getroffen, meine Damen und Herren! (Zwischenruf von StR David Ellensohn.) Kommen Sie doch nicht immer mit diesem Klassenkampf, Herr Kollege! Glauben Sie wirklich, wir sitzen im Klub und überlegen uns die ganze Zeit, wie wir die Superreichen in Österreich schützen können? (Beifall bei der ÖVP.)

Welches Rollenbild und Politikverständnis des letzten Jahrhunderts haben Sie eigentlich? Das stimmt doch nicht, meine Damen und Herren! Jeder Arbeitslose ist uns genau so unangenehm, denn als Unternehmer müssen wir die Leute teilweise persönlich entlassen! Jedes dieser Schicksale ist uns extrem wichtig, das können Sie mir glauben! (Beifall bei der ÖVP.)
Die Suche nach den Gründen und nach den Schuldigen ist durchaus legitim, keine Frage, aber Sie muss maßvoll betrieben werden. Da komme ich wieder auf Brauner zurück: Wir müssen gemeinsam vorgehen und dürfen nicht Öl ins Feuer gießen. Es liegt nämlich ein ziemlich dünner Grat zwischen einer Analyse und dem Aufhetzen!

Ich weiß: Es ist verführerisch, mit einfachen Erklärungsmodellen jetzt politisches Kapital schlagen zu wollen oder mit einem fast schon verklärten Blick auf gescheiterte Staatsmodelle der letzten Jahre zu schielen. Herr Stürzenbecher hat heute von Profitgier gesprochen. Das greift zu kurz, das ist zu einfach! Es gibt da jetzt schon eine Verschwörungstheorie der Superreichen. Die sitzen aber nicht in Washington, in Brüssel oder in London. Sie sind ja schon fast ein Verschwörungstheoretiker, wenn Sie immer sagen: Die Profitgier der Superreichen und die Gierigen war es! Meine Damen und Herren! Diese Erklärungsmuster passen auf einen Bierdeckel. Diese sind aber wirklich für eine so komplexe Krise wie die jetzige viel zu einfach! (Beifall bei der ÖVP.)
Der Bierdeckel ist noch nicht alles, es gibt noch Schlimmeres, es gibt auch den Schmierzettel. (Zwischenruf von GR Dr Kurt Stürzenbecher.) Herr Raidl ist ein sehr verantwortungsvoller Unternehmer, da haben Sie völlig recht, sollten Sie das jetzt gesagt haben! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es gibt ja den Schmierzettel, und es gibt Exponenten Ihrer Partei, die auf dem Schmierzettel jetzt ordentlich herumgekratzt haben. Ich darf Ihnen zum Beispiel den Landeshauptmann-Stellvertreter Haider aus Oberösterreich zitieren. Sie kennen das vielleicht. Er sagt: „Jeder, der mit Aktien handelt, muss spüren, dass er unerwünscht ist.“ – Meine Damen und Herren! Das ist eine Form des Milchmädchen-Marxismus, die wirklich eines Landeshauptmann-Stellvertreters in diesem Land unwürdig ist! (Beifall bei der ÖVP.)
Immer, wenn man glaubt, es geht nicht mehr schlimmer, legt Haider noch ein Schäuferl nach. Er sagte dann nämlich noch im selben Interview: „Alles, was mit Spekulation zu tun hat, ist böse.“ – Abgesehen davon, dass das Ökonomie für Analphabeten ist, die er da verbreitet, meine Damen und Herren, verkennt er völlig das Wirtschaftssystem. Das, was er als Spekulation bezeichnet, ist nämlich in Wirklichkeit die Triebfeder der Marktwirtschaft, nämlich das Profitstreben. Dieses gibt es nun einmal. Dieses kennzeichnet nicht nur den Aktienspekulanten, sondern auch den Inhaber eines Würstelstandes. Auch dieser versucht, den Leberkäse billiger einzukaufen und teurer zu verkaufen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Bei Ihrem Herrn Haider werden wirklich die Grundprinzipien der Wirtschaft generell außer Kraft gesetzt. Aber er schwelgt halt jetzt in einer vorwahltechnischen Sozialromantik. Ich hoffe nur, dass er wieder einmal zur Besinnung kommt! 

Es gibt aber noch einen Zweiten bei Ihnen, der nicht schlecht ist! Das muss ich Ihnen sagen! Zum Thema „griffige Aussagen“ ist Haider nicht mehr alleine, sondern da hat sich ein Zweiter aufs Feld begeben. Sie können sich wahrscheinlich schon ungefähr vorstellen, wen ich meine. Dieser ist sogar eine Stufe höher, er ist Landeshauptmann. 

Die Aussage von Herrn Lhptm Voves ist nämlich schon ein bisserl gefährlich. Wie ich vorher gesagt habe: Gießen wir nicht Öl ins Feuer! – Voves sagt: „Wenn die wirklich Reichen nicht vernünftig werden, dann wird ihnen wohl bald je- mand anderer als ich Vernunft nahe legen.“ – Das ist schon eine grenzwertige Aussage! In welche Richtung geht das jetzt? 

Er folgte dann noch eine griffige Aussage in diesem Zusammenhang: „Außi mit dem Gel aus die Haar’!“ – Was ist denn Herr Voves? Ist er auf einmal der Reichenterminator aus der Steiermark, meine Damen und Herren? (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Das klingt schon sehr Hollywood-mäßig verbrämt, so wie, um bei einem anderen Steirer zu bleiben: „I’ll be back!“ – Genieren Sie sich eigentlich für solche Aussagen Ihres Kollegen nicht, meine Damen und Herren? Viel tiefer geht es beinahe nicht mehr! (Beifall bei der ÖVP.)
Versuchen wir, das Ganze wieder ein bisschen zu versachlichen. – Thema Vermögensbesteuerung: Wir alle wissen, dass diese 1994 abgeschafft wurde. Im letzten Jahr ihrer Einhebung hat sie ungefähr 700 Millionen EUR gebracht. Damals hat man sich durchaus auch überlegt, wie die Gegenfinanzierung laufen soll. Die Kapitalertragssteuer auf Zinsen und Dividenden wurde damals als Endbesteuerung eingeführt. Diese hat seit der Einführung nicht weniger als 33 Milliarden EUR, alleine davon im Jahr 2008 3,8 Mil-
liarden EUR, gebracht, sie ist also im Vergleich eine wesentlich höhere, sehr sinnvolle Steuer.

Da können Sie jetzt Modelle vorrechnen, wie Sie wollen! Wir haben andere Modelle. Wenn man wirklich in die Vermögensbesteuerung mit den 5 Milliarden und Ähnlichem hineingehen will, dann wird es letzten Endes ohne den Mittelstand nicht gehen, da es sonst viel zu viele Ausnahmen gibt. (Zwischenruf von StR David Ellensohn.)
Jetzt sagen Sie wieder: Nein, die Superreichen!

Es ist einer der ältesten Sprüche in der Geldwirtschaft „Das Geld oder Kapital ist wie ein scheues Reh.“ – Wissen Sie, wie schnell das weg ist? Ich kenne schon die ersten Stiftungen, die jetzt in die Schweiz gehen. Einzelne Kantone überbieten sich momentan mit Angeboten an Reiche, sich dort anzusiedeln, allein wegen der Diskussion in Österreich. Dieses „scheue Reh“ werden wir dann sehr schnell vertrieben haben und damit auch sehr viele Industrieunternehmen in Probleme bringen, weil dann auf einmal die Headquarters nicht mehr in Österreich, sondern in irgendeinem Kanton in der Schweiz sein werden, und wie dann die Entscheidungen über österreichische Arbeitsplätze ausfallen werden, brauche ich Ihnen nicht zu sagen, meine Damen und Herren! Es ist also eine gefährliche Diskussion, auf die wir uns da einlassen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Noch dazu ist die Einführung einer Vermögenssteuer beziehungsweise Vermögenszuwachssteuer gerade in einer Zeit, in der – wie ich vorher ausgeführt habe –sehr viele Aktienbesitzer Geld verlieren, nicht sehr sinnvoll. Wenn es nämlich eine Besteuerung von Zuwachs gibt, dann muss es auch eine Gutschrift für Verluste geben. Da müssten wir momentan bei einer Vermögenszuwachssteuer gleich mit Gutschriften für diejenigen, die Geld verloren haben, beginnen! Alles andere würde ja vor dem Gleichheitsgrundsatz nicht standhalten. Wenn es hinauf geht, muss es auch hinunter gehen, meine Damen und Herren. Und auch da verstehe ich die Sinnhaftigkeit nicht im Mindesten!

Außerdem wissen Sie eh alle, dass eine Vermögenssteuer letzten Endes eine Dreifachbesteuerung ist. Es ist ja nicht so, dass ein vorhandenes Vermögen noch nie besteuert wurde. Dazu kommt die Kapitalertragssteuer, und dann würde die Substanz noch einmal besteuert werden. Es gibt genügend Rechenmodelle gerade im Immobilienbesitzbereich: Auch wenn jemand auf den ersten Blick reich ausschaut, wenn er ein Haus und ein paar 100 000 EUR Sparguthaben hat, kann in schlechteren Zeiten eine derartige Substanzsteuer zum echten Problem auch sehr wohl für den gehobenen Mittelstand werden! (Beifall bei der ÖVP.).) 
Abgesehen davon ist die Vermögenssteuer wahnsinnig aufwändig in der Administration: Jeder Bürger müsste wieder einen Anlagespiegel führen, was er auf der einen und anderen Seite hat. Und Sie kennen das wahrscheinlich aus der Praxis oder zumindest vom Hörensagen. Was war das früher vor der Abschaffung der Erbschaftssteuer immer für ein Theater, was man beim Notar oder bei der Verlassenschaft deklarieren musste, ob jetzt der Schmuck der Oma dazukommt oder nicht und was mit den Sparbüchern zu geschehen hat! 

Wollen wir uns all das wieder anfangen, gerade mit der Erbschaftssteuer? – Im Jahr 2006 gab es 62 000 Erbschaftssteuerfälle, davon hatten nur 95 einen Wert von 365 000 EUR und 16 Fälle von über einer Million Euro. Da sehen Sie einmal, wie viele Superreiche es im Erbschaftsbereich in Österreich gibt, meine Damen und Herren! (GR Heinz Hufnagl: Sie wissen, wie man rechtzeitig andere Wege wählt!) 
Über Wege aus der Krise sollten wir eigentlich gemeinsam viel intensiver reden! Ich halte die Diskussion im Hinblick darauf, wie auf dem Markt oder im Staat vorgegangen wird, für völlig falsch, denn es geht in Wirklichkeit um das Miteinander und die Frage: Wie müssen sich Markt und Staat miteinander positionieren? Da besteht kein Gegensatz! Das ist der Denkfehler in diesen Schablonen! Da besteht überhaupt kein Gegensatz! Sozialstaat und Kapitalismus bilden keinen Gegensatz, weil ein Sozialstaat ohne Kapitalismus scheitert. In der DDR gab es bis vor 20 Jahren ein diesbezügliches Eins-zu-eins-Modell!

Märkte sind kreativ und dynamisch, aber sie sind manchmal auch unstabil. Der Staat hingegen kann genau diese Stabilität geben, die der Markt nicht hat, und deshalb müssen wir über die Regeln reden, wie dieses Miteinander in Zukunft ausschauen soll.

Verstaatlichung oder keine Aktien mehr ist ein Retro-Konzept, das überhaupt keinen Sinn macht. Der Markt ist nicht schlecht. Das verhält sich so wie mit dem alten Spruch: Demokratie ist eine schlechte Staatsform, aber es gibt keine bessere. Ähnliches gilt für den Markt. Natürlich ist er nicht perfekt, aber es gibt keine bessere Lösung. Und viele Maßnahmen, über die wir reden, haben auf lokaler Ebene gar keinen Sinn. Vielmehr müssen wir über globale Maßnahmen nachdenken, denn alles, was den Bereich der Finanzregeln betrifft, muss global sein, sonst hat es keine Wirkung. Sonst könnte man heute im Zeitalter des Internet ja sofort auch von Österreich seine Transaktionen anderswo durchführen. 

Apropos Transaktionssteuer: Das ist etwas auf europa- oder weltweiter Basis, worüber man durchaus reden kann. Aber es hat keinen Sinn, wenn wir das einführen. Das muss zumindest auf europäischer Ebene geschehen.

Sie merken schon: Wir halten die Diskussion über zusätzliche Steuern für unnötig. – Ich bringe im Hinblick darauf heute einen entsprechenden Antrag mit meinem Kollegen Aichinger ein, in dem wir uns gegen die Wiedereinführung der Erbschafts- und Schenkungssteuer sowie gegen die verstärkte Besteuerung von Vermögen und Eigentum aussprechen. (Beifall bei der ÖVP.)
Herr Vorsitzender! Ich komme somit schon zu meinen Schlusssätzen. Ich möchte Ihnen noch zwei Sozialdemokraten zitieren, die, wie ich glaube, sehr maßvoll und vernünftig agieren. Einer davon ist Kollege Hundstorfer, den wir alle hier in diesem Haus bestens kennen. Er sagt: „Ich halte die Diskussion für legitim, aber die Steuer nicht für sofort umsetzbar.“ – Ich glaube, daran sollte man sich halten!

Leider hat die SPÖ nicht wirklich sehr viele herzeigbare Unternehmerpersönlichkeiten. Einen, der fast der Doyen der Unternehmer bei der SPÖ ist, gibt es, und dieser wird von Ihnen auch immer, wenn es um Konzepte geht, befragt: Hannes Androsch hat am 15. April, also erst vor wenigen Tagen, gesagt: „Die nunmehr ausgelöste Steuerdebatte ist überflüssig, weil Österreich seit Langem ein Hochsteuerland ist. Die Gesamtsteuerlast fällt in unserem Land deutlich höher aus als in Deutschland. Die Wiedereinführung der Vermögenssteuer kann nicht als zielführend betrachtet werden, wenn eine höhere Wirtschafts- und Innovationsleistung erreicht, mehr Arbeitsplätze und höhere Einkommen geschaffen und letztlich auch ausreichend Steuereinnahmen zu Finanzierung generiert werden sollen.“ Bitte zuhören, meine Damen und Herren! „Fazit: Die in die öffentliche Diskussion eingebrachten steuerlichen Vorschläge verkennen die gesamtwirtschaftlichen Zusammenhänge und würden nicht zukunftsfördernd, sondern vielmehr zukunftshemmend wirken. Sie sind in der Krise das falsche Signal.“ – Dieser Meinung sind wir zu 100 Prozent auch! Das wäre dafür jetzt die Unzeit. Die Krise wird damit nicht bekämpft, vielmehr wird dadurch der Weg aus der Krise erschwert. – Lernen Sie Ihren Androsch, meine Damen und Herren! (Beifall der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Strobl hat sich gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Die anwesenden Gemeinderätinnen und Gemeinderäte der Sozialdemokratischen Fraktion weisen Schilder mit der Aufschrift „Wien ist Nummer 1 der Welt bei Lebensqualität“ vor.) 

Das ist der Lohn der Arbeit für die Menschen und vor allem mit den Menschen in dieser Stadt, und darauf sollten wir alle gemeinsam stolz sein! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Frau Vizebürgermeisterin hat schon darauf hingewiesen, dass das nicht von allein geschieht, sondern dass da wirklich Arbeit dahinter steckt. Ich habe es schon erwähnt: Es steckt Arbeit für die und vor allem mit den Menschen in dieser Stadt dahinter. Und wir betrachten diese Auszeichnung nicht als Ruhekissen, sondern wir werden im Sinne der Menschen in unserer Stadt weiter arbeiten! (Beifall bei der SPÖ. – Lebhafte Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben heute schon sehr viel gehört, und ich werde nachher auch noch auf die Ausführungen des Kollegen Neuhuber zurückkommen.

Jetzt möchte ich mich aber wirklich dem Thema zuwenden, denn ich glaube, es ist notwendig, nach drei oppositionellen Rednern wieder einmal in Erinnerung zu rufen, was denn alles in dieser Stadt vor sich geht und was wir unternommen haben. Wir wissen – und ich glaube, darüber sind wir uns alle einig –, dass eine Wirtschaftskrise in der Form, wie wir sie jetzt haben, nicht vor den Toren Wiens halt macht: Wien, Österreich, Europa und die ganze Welt sind betroffen.

Folgendes unterscheidet uns aber: Es gibt zu dieser Wirtschafts‑ und Finanzkrise sehr viele Wortmeldungen. Ideen werden vorgebracht, es gibt manch gute Idee und manch weniger gute Idee, und es gibt auch ganz schlechte Ideen. Es besteht aber in jedem Fall ein signifikanter Unterschied zu Wien und auch zur SPÖ: Während nämlich andere reden, polemisieren und politisches Kleingeld wechseln wollen, arbeiten wir in dieser Stadt für die Wirtschaft, für den Arbeitsmarkt und für die Menschen. Wir sind aktiv, wir investieren in den Wirtschaftsstandort und in den Arbeitsmarkt, und das zahlt sich aus.

Rufen wir uns jetzt ein bisschen die Aktionen in Erinnerung, wie das Ganze begonnen und wer wann gehandelt hat. Ich weiß jetzt nicht, wer von meinen Vorrednern das gesagt hat, möchte aber bemerken: Hier andere Bundesländer zu nennen und so zu tun, als ob Wien mit seinen Aktionen oder Reaktionen säumig gewesen wäre, ist wirklich ein starkes Stück! Ich erinnere mich nämlich zum Beispiel an Niederösterreich, wo der Herr Landeshauptmann, als Wien schon sein Budget und zusätzliche Gelder beschlossen hatte, um die Konjunktur zu beleben, gesagt hat: Wir schauen uns das einmal an, und wenn es wirklich arg ist, werden wir vielleicht auch Geld in die Hand nehmen. – So kann es nicht gehen!

Wien war das erste Bundesland, das bereits im Oktober des vergangenen Jahres alle Sozialpartner und die Interessenvertretungen an einen Tisch geholt hat. Dabei kam ein Konjunkturpaket heraus, das Investitionen in Infrastruktur, Wirtschaft, Technologie und Forschungsförderung beinhaltet hat. Es wurden Investitionen in den Klimaschutz und vor allem in den Arbeitsmarkt vorgenommen. 700 Millionen EUR mehr als noch im Jahr davor wurden im Rahmen eines Konjunkturpaketes in die Wiener Wirtschaft investiert.

Wir wissen auch, dass in wirtschaftlich schwierigen Zeiten die private Nachfrage sinkt. Diesbezüglich muss man handeln. Es wird nämlich nicht mehr investiert, es gehen sowohl Betriebe als auch Arbeitsplätze verloren, und daher ist es ganz wichtig, dass die öffentliche Hand einspringt. In dieser Hinsicht hat die Stadt Wien als Auftraggeberin noch stärker als bereits in den vergangenen Jahren investiert. Allein 4,4 Milliarden EUR an nachfragewirksamen Ausgaben sind im Wiener Budget etwa für Gebäudesanierungen, Investitionen in den Nahverkehr oder in die Instandhaltung von Straßen, Leitungen, Kanälen et cetera vorgesehen. Davon wiederum entfallen zirka 1,6 Milliarden EUR auf das Bau- und Baunebengewerbe.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, wir alle sind uns darüber einig, dass die Baubranche eine sehr beschäftigungsintensive Branche ist. Jeder Cent, der von der öffentlichen Hand in diesen Bereich investiert wird, stärkt die Betriebe und somit auch die Kaufkraft der Beschäftigten und fließt daher direkt in die Wirtschaft zurück. Ich glaube, das sind Maßnahmen, die sich für unsere Stadt wirklich lohnen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese Investitionen sichern allein heuer in Wien 23 000 Arbeitsplätze im Bau- und Zulieferbereich. Aus dem Konjunkturpaket fließen nochmals 17 Millionen EUR in thermisch-energetische Sanierungs- und Verbesserungsmaßnahmen, von der Deckensanierung über den Fenstertausch bis hin zur Außendämmung in Gemeindebauten und Amtshäusern.

Die Stadt Wien ermöglicht somit allein im Jahr 2009 mit einem Fördervolumen von rund 475 Millionen EUR, die in Neubau und Sanierung investiert werden, ein Bauvolumen von 1,425 Milliarden EUR. Dazu kommen noch 475 Millionen EUR an Fördervolumen für den Wohnbau, die erfahrungsgemäß ein Bauvolumen von über 1,4 Milliarden EUR auslösen. Ich weise darauf hin, dass damit wiederum zirka 17 000 Arbeitsplätze gesichert werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Schauen wir uns einen anderen Bereich an, nämlich die Investitionen in den Gesundheits- und Sozialbereich. Durch das Konjunkturpaket werden in diesem Bereich Rekordinvestitionen von zirka 311 Millionen EUR vorgenommen. Diese vorwiegend kleineren Projekte von der Aufzugssanierung über Fenster- und Fassadeninstandsetzung bis hin zu Malerarbeiten sollen überwiegend die Klein- und Mittelbetriebe unterstützen und somit natürlich auch die Arbeitsplätze in diesen Betrieben. In den nächsten Jahren – auch das wurde heute schon erwähnt – investieren die Wiener Stadtwerke über 4,2 Milliarden EUR in den Ausbau der Infrastruktur, und auch hier sind wiederum sehr viele Klein- und Mittelbetriebe und ihre Beschäftigten dabei. Somit werden rund 26 000 Arbeitsplätze allein in diesem Bereich gesichert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich jetzt ganz speziell – ich habe es schon ein paar Mal angesprochen – zum Bereich der Klein- und Mittelbetriebe und der Ein-Personen-Unternehmen in unserer Stadt kommen, der mir persönlich ein sehr großes Anliegen ist. Letztendlich sind auch diese Betriebe verantwortlich dafür, dass wir die Nummer 1 in Lebensqualität in der Welt sind. Auch das sollte einmal erwähnt werden, denn ich glaube, man sieht gerade in einer Zeit, wie wir sie jetzt durchmachen, was diese Betriebe für diese Stadt leisten: In diesen Klein- und Mittelbetrieben werden Arbeitsplätze nicht so leichtfertig abgebaut wie das in anderen Betrieben erfolgt, und dafür richte ich ein herzliches Dankeschön an deren Adresse! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nun noch ein paar Stichwörter zur Wirtschaftsförderung, die in erster Linie auch den Klein- und Mittelbetrieben zugute kommt. – Wir haben die Wirtschaftsförderung für das Jahr 2009 um 30 Prozent erhöht. Wir wollen genau diesen Betrieben starken Rückhalt geben, wir wollen neue Projekte ankurbeln, und wir wollen die wirtschaftliche Dynamik in unserer Stadt mit aller Kraft unterstützen und erhalten. 

Die wichtigste diesbezügliche Anlaufstelle für alle Förderungen ist der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds. Wir haben 2008 45 Millionen EUR des Wiener Budgets in den WWFF investiert und damit ein Investitionsvolumen von rund 244 Millionen EUR ausgelöst.

In Wien wurde in den letzten Jahren zum Beispiel auch ein Schwerpunkt auf die Förderung von Wiener Betrieben gesetzt, die in der Sachgüterproduktion tätig sind. Hievon sind rund 3 500 Betriebe betroffen, die Sachgüter erzeugen: In diesen 3 500 Betrieben sind rund 320 000 Menschen beschäftigt. Und weil Sie die Förderungen immer wieder kritisieren, möchte ich Sie einmal einladen, zu einer Veranstaltung zu kommen, bei der die Betriebe für ihre Tätigkeit ausgezeichnet werden. Dort werden Sie immer wieder hören, wie dankbar diese Betriebe für die Unterstützung sind, denn fast jedes Projekt, das in diesem Bereich vorgestellt wird, könnte nicht umgesetzt werden, wenn es diese Förderungen nicht gäbe.

Ein anderes Beispiel ist die Nahversorgungsförderung: In diesem Bereich gibt es seit Anfang dieses Jahres eine Neuerung: Es werden Unternehmen gefördert, die ein leerstehendes Geschäftslokal übernehmen, das über ein Jahr leer gestanden ist. Dafür gibt es zusätzlich eine Prämie von bis zu 5 000 EUR.

All das sind zwar keine Millionenbeträge, es sind dies aber ganz gezielte Maßnahmen, die zu einer Win-win-Situation führen. Ich glaube, ich brauche Ihnen das nicht näher zu erklären: Davon profitiert das Unternehmen, davon profitieren die Geschäftsstraße und das ganze Viertel und letztlich natürlich die Konsumentinnen und Konsumenten.

Die Frau Vizebürgermeisterin hat es schon erwähnt: Wir haben natürlich auch die Exportbetriebe mit der Exportförderungsaktion unterstützt, und zwar 5 500 vorwiegend auch Klein- und Mittelbetriebe. Wir haben in diesem Bereich aber auch die Förderung für Internationalisierung von Betrieben ausgebaut beziehungsweise sogar auf 2 Millionen EUR verdoppelt.

Ich könnte Ihnen jetzt allein im Bereich der Förderungen wirklich unzählige Maßnahmen aufzählen, die den Betrieben direkt nützen, und die den Beschäftigten und den Menschen in unserer Stadt nützen und die sich wirklich nicht nur im nationalen, sondern auch im internationalen Bereich sehen lassen können.

Ich möchte jetzt einen anderen Bereich ansprechen, den auch Herr Kollege Neuhuber angesprochen hat, aber wir haben natürlich unterschiedliche Zugänge dazu.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Thema der fehlenden beziehungsweise zu teuren Kredite gerade für Klein- und Mittelbetriebe ist ein sehr schwieriges Thema. Den Selbstständigen und Unternehmern keine Kredite zu geben, ist das schlechteste Mittel gegen die Wirtschaftskrise überhaupt. Ich glaube, darüber sind wir uns grundsätzlich einig. Doch leider – und auch darüber sind wir uns einig, zumindest, was die Aussagen des Herrn Kollegen Neuhuber betrifft – sehen sich die Wirtschaftstreibenden mehr und mehr mit diesem Umstand konfrontiert, dass sie keine Kredite bekommen. 

Ich würde Ihnen empfehlen, wenn Sie demnächst eine Wirtschaftssitzung haben, dieses Thema ausführlich mit den Kollegen zu diskutieren! Es kommt nämlich immer wieder die Aussage: Es ist eigentlich gar nicht so arg, wie ihr tut! – Ich kann das nicht bestätigen! Ich werde tagtäglich vor allem von Unternehmerinnen und Unternehmern von Klein- und Mittelbetrieben kontaktiert, die ihre Investitionen nicht vornehmen können, weil sie keine Kredite bekommen. 

Ich bin sehr froh und wirklich dankbar, dass Frau VBgmin Renate Brauner diese Bankenaktionswoche ins Leben gerufen hat, die Sie, Herr Kollege Neuhuber, nach dem Motto „Wofür brauchen wir das?“ abgetan haben. Das geschah übrigens – diesen Aspekt sollte man hier auch betonen – auch in Absprache mit der Wirtschaftskammer und mit Frau Präsidentin Jank. Ich habe überhaupt kein Verständnis für Ihre Haltung! Gerade Sie haben in Ihrer Rede immer wieder darauf hingewiesen, dass man in einer solchen Situation nicht Öl ins Feuer gießen und die Menschen nicht verunsichern soll. Im Hinblick darauf verstehe ich nicht, warum Frau StRin Leeb in einer solchen Situation eine Aussendung macht und sagt: All das brauchen wir nicht, die Stadt Wien soll gefälligst andere Maßnahmen setzen! – So etwas ist mehr als entbehrlich, denn es ist hier wirklich Gemeinsamkeit und Unterstützung für alle Beteiligten gefragt! (Beifall bei der SPÖ.)

Herr Kollege Neuhuber! Ich habe ein bisschen den Eindruck, dass Sie hier als ein wirklich sehr engagierter Vertreter des Neoliberalismus aufgetreten sind! (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Die Thesen, die Sie hier von sich gegeben haben, habe ich schon von anderer Stelle sehr oft gehört!

Lassen Sie mich jetzt gleich auf ein Thema kommen, das sehr wichtig ist. Vielleicht finden wir hier auch eine Gemeinsamkeit! Ich glaube, dass es sehr wichtig wäre, die Kriterien für die Vergabe von Krediten an Klein- und Mittelbetriebe dahin gehend zu verändern, dass Basel II bei diesen Betrieben nicht angewendet wird. Bei bis zu einer Million Euro muss es nicht angewendet werden, das wissen Sie. Wenn Sie Kontakt mit Klein- und Mittelbetrieben haben, dann wissen Sie aber auch, dass schon bei Kleinstkrediten diese Kriterien trotzdem angewendet werden. Vielleicht können wir gemeinsam eine diesbezügliche Lösung im Sinne der Klein- und Mittelbetriebe finden!

Jetzt komme ich zu Ihren Ausführungen bezüglich Finanztransaktionssteuer, Vermögenszuwachssteuer und so weiter. – Es ist wichtig und höchst an der Zeit, dazu stehe ich, dass es dort, wo es wirklich nötig ist, eine dementsprechende Regulierung und Kontrolle gibt. Das gehört dringendst umgesetzt, und auch diesbezüglich gibt es grundsätzlich ein Einvernehmen der Fraktionen. Deshalb habe ich mich jetzt ein bisschen gewundert.

Wichtig ist für mich auch – und deswegen bringe ich auch gleich den Antrag ein –, dass es zu einer Vermögenszuwachssteuer kommt. Ich nenne Ihnen jetzt ein Beispiel. Es versteht niemand, wenn vor einigen Jahren bei der Privatisierung von Böhler-Uddeholm eine Investorengruppe eingestiegen ist, nach drei Jahren das Aktienpaket verkauft, damit 600 Millionen EUR Gewinn macht und keine Steuer dafür zahlen muss. Das kann es nicht geben, dagegen muss etwas unternommen werden, und deshalb bin ich für die Einführung einer Vermögenszuwachssteuer, und das mit sehr gutem Gewissen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Warum schlägt mein Herz so sehr für die Klein- und Mittelbetriebe und die Ein-Personen-Unternehmer in dieser Stadt? – Ich habe es schon erwähnt: Sie sind es, die die Wirtschaft in dieser Stadt ankurbeln. Sie sind der Motor in dieser Stadt, und sie sind es auch, die die Arbeitsplätze in dieser Stadt sichern. 54 Prozent aller Unternehmen und Betriebe in Wien sind mittlerweile Ein-Personen-Unternehmen. Und gerade diesen Kleinstbetrieben, die sich ihren eigenen Arbeitsplatz schaffen, müssen wir weiterhin unsere Unterstützung geben. Die Klein- und Mittelbetriebe beschäftigen die meisten Menschen nicht nur in dieser Stadt, sondern in diesem Land. 

Ich kann Ihnen das an Hand einiger Zahlen verdeutlichen: 82,2 Prozent aller Betriebe in Österreich beschäftigen eine/einen bis neun MitarbeiterInnen und nur 0,4 Prozent aller österreichischen Betriebe beschäftigen mehr als 300 MitarbeiterInnen. Sie sehen also ganz klar die Struktur, und somit ist auch ganz klar, wohin die Unterstützung in erster Linie gehen soll.

Jetzt nenne ich noch einen ganz wichtigen Bereich, nämlich den Bereich der Lehrlingsausbildung. Auch dieser liegt mir am Herzen, und zwar deshalb, weil in der Öffentlichkeit zu diesem Thema immer ganz falsch diskutiert wird. Es wird immer so getan, als ob der wichtigste Bereich für die Lehrlinge in diesem Land die Industriebetriebe sind. Wissen Sie, wie viele Lehrlinge Österreich-weit insgesamt in der Industrie beschäftigt sind? Sie wissen es wahrscheinlich nicht! Es sind zirka 16 000, also 12 Prozent aller Lehrlinge in Österreich. Wissen Sie aber, wie viele Lehrlinge zum Beispiel nur in der Sparte Gewerbe und Handwerk ausgebildet werden? – 61 500, also rund 47 Prozent aller Lehrlinge, die in diesem Land ausgebildet werden, und das in Klein- und Mittelbetrieben!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme zum Schluss. Die Menschen in unserer Stadt brauchen unsere Unterstützung, um durch die Krise zu kommen. Daher bedarf es einer entsprechenden Führungsqualität, es sind Leadership und Vertrauen vonnöten. Wir brauchen Politiker und Politikerinnen in dieser Stadt, die anerkennen, dass die Zeiten schwierig sind, die handeln und die Menschen unterstützen.

Ich habe heute hier sehr viele Zahlen und Fakten genannt, möchte jetzt aber betonen, dass es wesentlich ist, dass es den Menschen in unserer Stadt gut geht und dass sie ihr Leben finanzieren können. Dafür brauchen sie Arbeit und dafür brauchen sie Politiker und Politikerinnen, die Verantwortung übernehmen und im Sinne dieser Menschen handeln. 

Die SPÖ tut das, und ich möchte mich ganz besonders bei Bgm Dr Michael Häupl und bei unserer Finanz- und Wirtschaftsstadträtin Renate Brauner dafür bedanken, dass sie die Zügel nicht nur fest, sondern äußerst kompetent in der Hand haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Niemand weiß, wie lange diese Krise noch andauern wird. Etwas weiß ich aber ganz genau: Die SPÖ ist an der Seite der Menschen und an der Seite der Betriebe, vor allem der Klein- und Mittelbetriebe. (Beifall bei der SPÖ.)

Lassen Sie mich jetzt noch auf den Antrag eingehen, den ich schon kurz erwähnt und begründet habe: 

„Der Wiener Gemeinderat appelliert an die Bundesregierung, sich für eine umfassende Regulierung und Kontrolle aller Akteure und Instrumente auf den europäischen und globalen Finanzmärkten aktiv einzusetzen, mit einer Finanztransaktionssteuer Umsätze von Finanzgeschäften steuerlich zu erfassen und der ungehemmten Spekulation mit großen Finanzbeträgen, die zur Finanz‑ und Wirtschaftskrise geführt hat, Einhalt zu gebieten und mit einer Vermögenszuwachssteuer auch die Einkommen und Gewinne aus Finanzgeschäften gerechter als bisher steuerlich zu erfassen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön.

Wie Sie bemerkt haben, sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates, gab es auch eine gewisse Toleranz bei der Redezeit der Vorredner.

Zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile im das Wort.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau nicht sichtbar anwesende Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Wie Kollege Neuhuber richtig gesagt hat: Das, was uns da alles als Maßnahmen gegen die Krise aufgewartet wird, spottet jeder Beschreibung! 

Mein Letztredner, Kollegen Strobl, hat mit fast weinerlicher Stimme gesagt: „Wissen Sie, warum mir die Klein- und Mittelbetriebe so sehr am Herzen liegen?“ – Darauf antworte ich, wie Kollege Neuhuber richtigerweise gesagt hat: Weil die Arbeiterkammerwahl vor der Tür steht! Das ist ja klar!

Es sollte vielleicht auch klar gesagt werden, dass dieses Basel II bei Krediten unter einer Million überhaupt nicht zwingend anzuwenden ist. (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) Dann geht doch zum Beispiel zur BAWAG und erklärt ihnen, dass sich die BAWAG einen Wettbewerbsvorteil einheimsen kann, wenn sie Basel II ab sofort für Klein- und Mittelbetriebe nicht mehr anwendet! (GR Dr Herbert Madejski: Das gilt auch für die Bank Austria!) Das gilt auch für die Bank Austria. Man kann als Machthaber ja nicht immer nur darüber jammern, sondern man kann ja auch was tun! 

Wenn ich höre, dass Ihnen die Lehrstellen und die Lehrlinge am Herzen liegen, kann ich nur sagen: Laut einer Statistik von Oktober 2008, also vor beziehungsweise am Beginn der Krise, war Wien das Land mit den meisten Lehrstellensuchenden. Auf 360 Lehrstellen kamen 2 500 Lehrstellensuchende. Dazu sage ich: Tut doch etwas, wenn euch das ein so großes Anliegen ist! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Im Hinblick auf diese Mitteilung „Wien für dich“, die mit diesem schmalztriefenden Credo „erfolgreich nur gemeinsam“ begonnen hat, muss man sich natürlich in der Wiener Szene auskennen und wissen, dass, wenn die Frau Vizebürgermeisterin „erfolgreich nur gemeinsam“ sagt, damit nicht die Opposition gemeint ist, sondern dass das „gemeinsam mit allen sozialistischen Betrieben“ heißt. Sonst hätte man uns nämlich eventuell vorher eingebunden, bevor man angeblich irgendwelche Konjunkturpakete schnürt! 

Deswegen bin ich auch misstrauisch, wenn sie sagt, dass man genau schauen muss, wo die Maßnahmen wirken, und eine Win-win-Situation herauskommen muss. – Nur zu oft kommt in solchen Zusammenhängen dann eine Win-win-Situation in der Hinsicht heraus, dass SPÖ-nahe Betriebe gewinnen und die SPÖ selbst unter Umständen auch gewinnt. – Dagegen müssen wir uns schon aussprechen!

Zu Kollegen Ellensohn möchte ich ganz klar sagen: Herr Dr Graf ist ein leitender Angestellter. Er wurde frühzeitig entlassen, um einem Sozialisten Platz zu machen, und wie jeder Angestellter hat er ein Recht auf eine Abfertigung, wenn er gekündigt wird. 
Aber wenn Sie uns schon sozusagen hier festmachen, dann erlaube ich mir, auf Ihren Pressedienst vom 22. April einzugehen, mit dem Sie sozusagen zur Selbstbesteuerung auffordern. Das ist ja etwas ganz Kurioses! Da reden Sie von einer freiwilligen Vermögenssteuer von Herrn Kollegen Ellensohn mit Freibeträgen von 100 000 EUR pro Person und 25 000 pro Kind. Verstehe ich das richtig? Dann muss man nichts zahlen. Das bedeutet, wie Herr StR Ellensohn schreibt, bei einem Beitrag von einer halben Million Euro einen grünen Solidarbeitrag von 3 000 für Alleinstehende, 2 250 für zwei Personen oder 1 125 für eine vierköpfige Familie. (StR David Ellensohn: Genau!)

Nächster Satz: „Rechenfaule können einen Pauschalbetrag von 1 000 EUR zahlen.“ – Ist das jetzt eine Spende, ist das eine Steuer, was ist das überhaupt? Jetzt denkt man: Am 22. April haben zwei Personen eingezahlt, Herr Ellensohn selbst als Initiator und ein Unternehmer. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Das steht hier, was soll ich machen? 

Jetzt frage ich mich: Warum zahlt Kollege Ellensohn? Er fällt ja unter den Begriff der Superreichen. Er muss also offensichtlich die Freibeträge, die da stehen, überschritten haben, sonst gibt es keinen vernünftigen Grund einzuzahlen. Oder ist das einfach nur als Spende zu sehen? Dann frage ich mich aber: Haben alle anderen grünen Abgeordneten schon eingezahlt? (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Kollege Maresch hat auch eingezahlt, ihr habt es gehört!

All diese Diskussionen über die Vermögenssteuer erinnern mich ein bisschen an einen Cartoon, obwohl man damals noch nicht Cartoon gesagt hat. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich habe jetzt keine Zeit, darauf einzugehen! Ich habe nur 20 Minuten, und jetzt kommt die SPÖ dran! Es gab, als 1850 der Kommunismus aufgekommen ist, einen Cartoon. Damals hat man das, wie gesagt, noch anders genannt. 1850 sind in den „Fliegenden Blättern“ ein Kommunist und ein Bürgerlicher zu sehen, und der Kommunist sagt: „Du hast so viel Geld, ich hab nix! Mein Vorschlag ist: Wir teilen!“ Darauf sagt der Bürgerliche: „Ja, aber wenn du dein Geld ausgibst und ich spare oder schaffe mehr: Was machen wir dann?“ Darauf sagt der Kommunist: „Dann teilen wir wieder!“ – Auf genau das kommt der Milchmädchen-Marxismus von Herrn Neuhuber hinaus!

Nun zur berühmten Mercer-Studie: Sicherlich hat Wien eine hohe Lebensqualität. Das bestreitet keiner! Wissen Sie aber, wer da befragt wird? – Da werden Mitarbeiter internationaler Firmen befragt. Die Fragen lauten zum Beispiel: Kann man hier schnell Möbel kaufen? Wie sind die Verkehrsanbindungen? et cetera. Sicherlich freuen wir uns, wenn wir hier vorne sind, aber wir dürfen uns nicht auf dem Faulbett ausruhen. Und es gibt auch andere Studien, wie wir gesehen haben. Fragen Sie einmal die Wiener! Gehen Sie einmal in den 15. Bezirk und fragen Sie, wie sie mit der Lebensqualität zufrieden sind! Fragen Sie einmal, was man dort von der explodierenden Kriminalität und den 80 Prozent nicht aufgeklärter Kriminalfälle in Wien hält! Fragen Sie nach! (Zwischenrufe von GR Karlheinz Hora.) 

Ich kann auf keine Zwischenfragen eingehen! Ich muss ein ganzes Paket abarbeiten! Ich habe nämlich mehr Inhalt zu bieten, als die Mitteilung der Frau Vizebürgermeisterin enthalten hat! (Beifall bei der FPÖ.)

Nun zu Strom und Gas: Jahrelang hat Wien immer nur die Strom- und Gaspreise erhöht. Im Februar gab es jetzt einmal eine kleine Senkung beziehungsweise eigentlich eine gewaltige Senkung um 19,5 Prozent. Gestern habe ich mir bei E-Control die Vergleichspreise bei einem durchschnittlichen Haushaltskunden mit 3 500 Kilowattstunden von April 2009 unter Einrechnung aller Begünstigungen angeschaut. Wer ist, glauben Sie, der teuerste Anbieter? – Wien Energie mit einem Einsparungspotenzial von 114 EUR pro Jahr!

Beim Gas seid ihr nur die Zweitteuersten, da liegt Salzburg voran, dort gibt es auch eine rote Landeshauptfrau. Beim Gas gibt es für Wien bei 15 000 Kilowattstunden auch ein Einsparungspotenzial von 1 000 EUR pro Jahr. – Dieser Durchschnitt wurde von E-Control gerechnet und nicht von Herrn Ebinger!

Im Hinblick darauf meine Frage: Was ist daran sozial? Da machen mehr oder weniger ausgegliederte Betriebe Gewinne auf Kosten der Ärmsten und Armen, auf Kosten der Bevölkerung! Jetzt bekommen sie von dem Konjunkturpaket noch etwas hineingeschoben, damit sie besser wirtschaften können!

Auch im Zusammenhang mit der Arbeitslosigkeit brauchen wir nicht stolz zu sein! Vom Jahr 1994 bis Oktober 2008, also bis zum Beginn dieser Krise, hatte Wien den größten Zuwachs an Arbeitslosen. In ganz Österreich ist in diesem Zeitraum die Arbeitslosigkeit um 32 Personen gestiegen, in Wien ist sie um 4 720 Personen gestiegen. Das heißt, 99 Prozent des Anstiegs gab es in Wien. Mit einer Arbeitslosenrate von 7,2 Prozent hat Wien die höchste Arbeitslosigkeit. Und wenn diese jetzt nicht noch weiter steigt, dann heißt das nicht, dass wir jetzt so super sind, denn Wien hat gar keine Krise gebraucht, um diese Arbeitslosigkeit zu produzieren! Das war hausgemacht von der SPÖ-Wien, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ) 

Und wenn sie jetzt in den anderen Bundesländern nicht weiter steigt, hängt das vielleicht auch damit zusammen, dass es zu wenig Betriebsansiedlungen und vielleicht zu wenig Zulieferbetriebe gibt. Es muss mehr Dienstleistung geben. Die Krise kommt dort erst im Oktober, und die anderen sind schon vorher betroffen. Dafür muss man sich aber auch nicht unbedingt loben! 
Das Konjunkturpaket und das, was wir jetzt immer wieder hören, ist sozusagen ein abgelutschtes G’schichterl. Und das Sozialpaket, das im Rahmen 
des Konjunkturpaketes im Jänner präsentiert wurde, 
mit Pflegegelderhöhung, Heizkostenzuschusserhöhung, Erhöhung der Sozialbeihilfe, Sozialhilfe, ist im Wesentlichen auch ein alter Hut. Es ist erstens praktisch inhaltsleer und zweitens ein alter Hut. Vor der Nationalratswahl hat der Bürgermeister das Fünf-Punkte-Programm für Wien unter dem Motto „Wer sofort hilft, hilft doppelt“ präsentiert. Dabei ging es um genau dieselben Punkte. Warum wird das Pflegegeld erhöht? – Weil es der Bund erhöht! Das hat ja nicht die SPÖ in Wien erfunden. Das hat der Bund gemacht. Es wird je nach Pflegestufe um maximal 6 Prozent erhöht. 10 bis 15 Jahre ist es überhaupt nicht erhöht worden. Eigentlich sollte es um 20 bis 30 Prozent erhöht werden, das wäre sozial!

Man rühmt sich also mit etwas, wo man nur nachzieht. Die Sozialhilfe wurde mit 1. Jänner um 3,4 Prozent erhöht. Super! Bis 2008 hatte Wien allerdings die niedrigste Soziahilfe von ganz Österreich! Darauf brauchen wir auch nicht stolz zu sein! Jetzt wurde erhöht, und ob das ausreicht, werden wir sehen!

Eine Erhöhung des Heizkostenzuschusses fordern alle Oppositionsparteien jedes Jahr. Ich erinnere daran, dass wir jetzt 200 EUR haben. Wir haben 600 gefordert, 100 pro Monat der Heizperiode. Jetzt sind wir endlich auf 200, zwei Jahre waren wir auf 100 und vorher auf 50 EUR. Das ist ein Tinnef! Erklären Sie mir jetzt nicht, dass in der Sozialhilfe 40 bis 50 EUR Heizkostenbeihilfe enthalten sind. Derjenige, der 700 EUR oder 800 EUR im Monat bekommt, kann sich bei diesen Preisen hier die 50 EUR auf die Seite legen, damit er im Winter heizen kann! 

Mit solchen Dingen müssen wir uns ständig herumschlagen! Das wird von der SPÖ ständig als das Gelbe vom Ei verkauft! Und am 23. und 24. veranstaltet ihr eine große Show am Rathausplatz. Ich möchte gerne wissen, was das kostet, etwa an Überstunden! Statt dass man den Armen das Geld gleich direkt gibt, erklärt man ihnen, wie super alles ist und dass überhaupt kein Handlungsbedarf besteht. (Beifall bei der FPÖ.)

Der liebe Kollege Wagner hat sich auch hier bemüßigt gefühlt, zum wichtigen Thema Armut etwas zu sagen. Es ging wieder um genau dasselbe: Sozialhilfe und Heizkostenzuschuss. Er hat sich dann auch noch verstiegen, den Satz zu sagen: „Von dem ab Herbst des heurigen Jahres geltenden Gratiskindergarten werden auch finanzschwächere Familien profitieren.“

Meine Damen und Herren! Meine Tochter ist jetzt 18. Bevor sie in die Schule gegangen ist, hatten die Finanzschwächeren auch schon den Gratiskindergarten! Das war abhängig vom Einkommen. Ich habe gezahlt, die Finanzschwächeren nicht. Wisst ihr das nicht? Wie kann man so etwas ernsthaft behaupten?

Ich komme noch einmal auf das zurück, was auf dem Rathausplatz vor sich gegangen ist: „Wien für dich. Die perfekt funktionierende Stadt.“ – Da ging es etwa um glasklares Hochquellwasser. Dass es das gibt, ist aber auch kein SPÖ-Verdienst, die Wasserleitung hat ein freiheitlicher Bürgermeister bauen lassen, das ist schon viele Jahre her. 

Weiters war die Rede von einer funktionierenden Müllabfuhr. Meine Damen und Herren! Die Müllabfuhr funktioniert tatsächlich, wir sind Gott sei Dank nicht Neapel! Keiner behauptet, dass sie nicht funktioniert! Aber sie funktioniert mit Überschuss. Sie würde auch kostendeckend funktionieren, und wir bräuchten nicht 21 Millionen an Müllsteuer aus dem allgemeinen Budget auf Kosten der Leute lukrieren, die es sich eh schwer leisten können. Das wird aber nicht dazugesagt.

Anstatt ein solches Fest zu veranstalten, sollten einfach die Müllabfuhr, die Wassergebühr und die Kanalgebühr kostendeckend und nicht gewinnbringend sein. Was ist sozial daran, wenn die Daseinsvorsorge, über die der Herr Bürgermeister immer so gerne redet, gewinnbringend ist? 

Außerdem würde ich, wie gesagt, gerne sehen, was die Veranstaltungen für diese Beweihräucherung auf dem Rathausplatz tatsächlich kosten. Der Herr Bürgermeister hat einmal unfairerweise HC Strache als „Hassprediger“ bezeichnet. Ich meine, man könnte die Granden der SPÖ als „Schönbeter“ bezeichnen. Etwas anderes ist das nämlich hier nicht!

Da gibt es zum Beispiel den Mobilpass. Gleichzeitig mit der Saisoneröffnung der Bäder werden die Gebühren von 4,50 auf 4,70 EUR erhöht. Das wird beinhart durchgezogen, und dann dürfen die, die einen Mobilpass haben, billiger hineingehen. 

Nun kommt noch das Schmankerl zum Schluss: Die Frau Vizebürgermeisterin hat am 16.3. einen Pressedienst gemacht, bei dem es um das Kulturleben und um Geldsparen mit dem Familyticket ging. Meine Damen und Herren! Wiener Holding bietet ein spezielles Familyticket an. Im Hinblick darauf gibt es zwei Rechenbeispiele, damit sich das jeder leisten kann: Ein Erwachsener und drei Kinder wollen in das Musical „Rudolf“ gehen. Solche soll es geben! Zum Normalpreis müsste die Familie für Karten der höchsten Kategorie 98 EUR pro Person, also 392 EUR zahlen. Dank des Familytickets der Frau Vizebürgermeisterin zahlen sie nur 289,10 EUR.

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Wissen Sie eigentlich noch, was kleine Leute sind? Sie sind ja so abgehoben! Wissen Sie, was 300 EUR für einen Theaterbesuch für jemanden bedeuten, der knapp 1 000 EUR im Monat hat? Wie kann man so ein Beispiel hineinnehmen? Es ist ja perfid, den Leuten ein solches Beispiel zu nennen, um ihnen quasi zu zeigen, dass sie Armutschkerln sind! Aber das sind halt Tickets für gewisse Familys, etwa für Gugerell-Tumpel-Familys, Swoboda-Eder-Familys oder andere Familys hier in diesem Hause, die wir jetzt nicht weiter bereden wollen. Die können sich das schon leisten! Für die ist es wahrscheinlich super, wenn sie das auch noch billiger bekommen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Was geht mich der Prinzhorn an, das ist ein Industrieller! (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Das ist die Abgehobenheit der SPÖ, meine Damen und Herren! Solche Beispiele kann man nur bringen, wenn man keinen Realitätsbezug mehr hat, wenn man zum Mond fliegt oder wie das zuerst ausgedrückt wurde!

Wir haben jetzt Arbeiterkammerwahlen. Ich weiß nicht genau, was der Herr Arbeiterkammerpräsident verdient. Seine Frau wird sicherlich weit mehr verdienen. Ich weiß nur, welchen Wein er trinkt, nämlich den teuersten Barolo, den es gibt. Das kann man sich als guter Sozialist immer noch leisten!

Ich weiß nicht, ob Herr Huber so supergut war oder nicht. Auf jeden Fall wurden ihm die Abfertigung und der Konsulentenvertrag über 800 000 EUR nachgeschmissen. 

Sie führen jetzt mit den Lehrern Diskussionen um zwei Stunden mehr oder weniger. Man mag dazu wie auch immer stehen. Mit welcher Stirn kommt aber eine sozialistische Ministerin und verhandelt und wendet gleichzeitig Steuergelder in der Höhe des Monatsgehalts eines Lehrers nur für Make-up auf? – Das ist abgehoben, meine Damen und Herren! Dafür wird sie der Wähler in Bälde zur Rechenschaft ziehen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Von der Mitteilung „Wiens Maßnahmen gegen die Krise“ hätte ich mir mehr erwartet als das Aufwärmen all der Punkte, die wir in der Budgetdebatte und auch bei einer Aktuellen Stunde danach schon besprochen haben. Es handelt sich um die immer wieder zitierten 700 Millionen EUR, die de facto nichts anderes waren als eine Inflationsabgeltung und eine Weiterführung beschlossener Projekte im U-Bahn-Bau und im Krankenanstaltenverbund. Darüber müssen wir nicht lange reden.

Bedauerlich ist aber, dass StRin Brauner, die sich nicht einmal das Ende dieser Diskussion gibt, sich bisher überhaupt nicht dazu geäußert hat, wie die finanzielle Situation Wiens gegenwärtig eigentlich aussieht.

Es ist mir wichtig, das vorweg zu erläutern, um einmal Größenordnungen klarzustellen. Für das Jahr 2009 wird Wien um knapp 400 Millionen EUR weniger erhalten beziehungsweise mehr benötigen, als zum Zeitpunkt der Budgeterstellung überhaupt angedacht wurde. Im Jahr 2010 wird der Stadt Wien mittlerweile mehr als eine halbe Milliarde EUR fehlen, davon knapp 300 Millionen EUR durch Steuerreform und Wirtschaftsabschwung, und das nach der eher positiven Prognose, von der Bundesminister Pröll ausgegangen ist, die das WIFO und viele andere Institute überhaupt nicht teilen. Knapp 80 Millionen der 90 Millionen fehlen auf Grund des Gratiskindergartens und knapp 70 Millionen durch zusätzlichen Mehraufwand im Bereich der Sozialhilfe, weiters gibt es einen Wegfall von knapp 30 bis 50 Millionen im Bereich der Kommunalsteuer.

Das ist die Wiener Ebene, und wir wissen, dass es auf Bundesebene genauso aussieht. Da gibt es keinen Plan der Stadt Wien.

Wir haben schon im November darauf hingewiesen, dass die Krise kein Kriserl ist, das man einfach durchsitzen kann, sondern dass man dagegen arbeiten und investieren muss. Damals wurden wir von allen anderen Fraktionen hier im Haus noch verlacht. Ich habe mir extra die Protokolle angesehen. Man hat uns gesagt: „Ihr seid Schwarzseher! Man darf all das nicht so betrachten!“ Als wir gesagt haben, dass es zu einem massiven Einbruch in der Wirtschaft und in der Steuerleistung kommen wird und man auch mit Investitionen gegensteuern und bereit sein muss, Schulden in Kauf zu nehmen und ein Defizit zu machen, hat man uns nicht ernst genommen. Insbesondere auch StRin Brauner hat damals noch gesagt: „Wir erfüllen den innerösterreichischen Stabilitätspakt.“

Das glaubt jetzt eh niemand mehr! Heute erfolgte im Gemeinderat offiziell zum ersten Mal die Abkehr. Beim letzten Mal ist Bgm Häupl bei der Beantwortung der entsprechenden Frage noch voll zum innerösterreichischen Stabilitätspakt gestanden. – Schwamm darüber! Es geht jetzt tatsächlich darum, sich zu überlegen, wie wir diese Krise ohne massiven Sozialabbau, ohne massiven Abbau im Bereich der Gesundheitsdienstleistungen, der Bildungsdienstleistungen und der öffentlichen Dienstleistungen überstehen können, ohne gleichzeitig in ein riesiges Defizit zu geraten?

Kollege Neuhuber! Wenn Sie eine Diskussion darüber, wie es einem Staat und in weiterer Folge auch einer Stadt erspart bleibt, in ein massives Defizit zu geraten, sofort in Richtung Breschnew umdefinieren, dann muss ich Ihnen sagen: Von Ihrer Seite ist bislang noch kein einziger Beitrag gekommen, wie Sie sich vorstellen, sowohl das gesamtstaatliche Defizit zu reduzieren, als auch in Wien hinkünftig die diversen Dienstleistungen zu finanzieren. (GR Dr Fritz Aichinger: Sparen!)

Sie reden über Sparen! Bei einer gesamten Steuerleistung, die für 2009 mit knapp 66 Millionen EUR prognostiziert wurde, reden Sie über Sparen in der Größenordnung – nur um die Wirtschaftskrise zu verdeutlichen – von 10 Milliarden EUR beziehungsweise je nach Schätzung bis zu 17 Milliarden EUR. Das glaubt doch niemand, dass das mit einer Verwaltungsreform eingespart werden kann! Wo wollen Sie denn plötzlich 10 Milliarden EUR im Land Österreich beim gesamtstaatlichen Budget einsparen? Ich nehme jetzt die parastaatlichen Aufwendungen wie Sozialversicherung in einer Größenordnung von 120 Milliarden EUR bis 130 Mil-
liarden EUR dazu. Wo wollen Sie denn diese Summen einsparen? Das ist nicht möglich! (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 
Kollege Ellensohn hat das schon ausgeführt: Irgendjemand wird für diese Krise bezahlen müssen. Entweder es wird gespart, wie Sie es bezeichnen. Und das bedeutet dann: weniger Infrastruktur, weniger Gesundheitsdienstleistungen, weniger Bildungsdienstleistungen, weniger Kindergärten. Oder es müssen eben alle dafür viel mehr zahlen.

Ich sage es ganz offen: Das ist nicht der Standpunkt der GRÜNEN! Es ist nicht der Standpunkt der GRÜNEN, dass jetzt alle für eine Krise bezahlen sollen, von der nur ganz, ganz wenige profitiert haben. Und es ist legitim, und hat nichts mit Kommunismus zu tun, über eine Vermögenssteuer nachzudenken, insbesondere wenn man weiß, dass gerade die Ungleichverteilung der Vermögen maßgeblich dafür verantwortlich ist und war, dass es diese Krise überhaupt gibt. 

Ich könnte jetzt eine Vorlesung über Zusammenhänge zwischen Anhäufung von Vermögen und Wirtschaftskrise halten. Ich erspare es mir, weil ich überzeugt bin, dass Sie diese Zusammenhänge auch kennen. Ich habe mir jetzt wirklich die Politik der letzten 25 bis 30 Jahre angeschaut: Es war immer Ihre Politik, zunächst zu schauen, dass die Reichen ihr Stück vom Kuchen bekommen, und für die Ärmeren war in Ihrer Logik die Sozialdemokratie verantwortlich. Und das zeigt sich jetzt halt wieder! Es ist auch für Sie ganz klar – Ihr Finanzminister hat das präsentiert –, dass es zu einem dramatischen Anstieg des Budgetdefizits kommt. Und obwohl auch in Ihrer Logik vollkommen klar ist, dass das keine langfristige Perspektive ist, obwohl kein vernünftiger Wirtschaftsforscher sagt, dass wir in fünf Jahren vollkommen aus der Krise draußen sein werden, sondern eher das Gegenteil der Fall ist, und von den meisten prognostiziert wird, dass der Höhepunkt der Krise gegen Ende dieses Jahres kommen wird, das nächste Jahr auch noch ganz schlimm sein wird und es erst dann langsam berauf gehen wird, ist vollkommen klar, dass Sie sagen werden: Alle müssen sparen! Und „alle müssen sparen“ bedeutet, alle werden belastet! Wir können nichts gegen die Armutsbekämpfung unternehmen, die Menschen müssen höhere Selbstbehalte zahlen. Das ist Ihre ÖVP-Politik!

Im Hinblick darauf stehe ich dazu, dass diejenigen Menschen, die Millionen angehäuft haben, einen erheblich stärken Beitrag als bisher zur gesamtstaatlichen Finanzierung leisten müssen, zu einer Finanzierung, die Wien mehr als nur notwendig braucht. 

Erklären Sie mir: Wo soll die Stadt Wien 500 Mil-
lionen EUR sparen? Wir reden oft genug darüber im Bereich der Parkraumbewirtschaftung und wissen: Da geht es um 30, 40, 50 Millionen EUR. Aber soll die Stadt Wien im Bereich der Sozialausgaben, der Bildungsausgaben, der Gesundheitsdienstleistungen sparen? Nein! Gerade deshalb glaube ich, dass man auch auf Ihrer Seite Schluss machen muss mit dem Glassturz über das oberste 1 Prozent, das mehr als ein Drittel des Gesamtvermögens besitzt! Man sollte endlich tatsächlich an die breite Masse der Bevölkerung denken, an jene Menschen, denen es – ich sage es ganz konkret – momentan unglaublich dreckig geht, die Angst vor Arbeitsplatzverlust haben, Lohneinbußen hinnehmen müssen und oftmals nicht wissen, wie sie die kommenden sechs, sieben Monate überstehen sollen, etwa bei den Kreditraten, die sie möglicherweise auf ihrem kleinen Eigenheim haben. Denen würde man mit der Vermögenssteuer nicht einmal einen Euro wegnehmen, sondern für diese besteht vielmehr die Gefahr, dass sie sich die Kreditraten nicht mehr leisten können und letztendlich ihr Haus versteigern.

In diesem Bereich müssen wir gegensteuern! Wenn Ihnen die Menschen ein Anliegen sind, dann nehmen Sie diesen Glassturz weg!

Jetzt komme ich zur SPÖ: Ich habe nach dem letzten Parteitag der SPÖ, wenn man etwa Franz Voves zugehört hat, geglaubt, dass dieser Glassturz langsam aber sicher entfernt wird. Sie von der Sozialdemokratie müssten es doch besser wissen, dass Einnahmen aus einer Vermögenssteuer gerade für die Stadt Wien unabdingbar notwendig werden, während, zusammengefasst, bei Einnahmen von 5 Milliarden EUR, über den Finanzausgleich verteilt, der Stadt Wien, grob gerechnet, rund 300 Millionen EUR zustehen. Sie müssten daher erkennen, dass die Vermögenssteuer notwendig ist und daran kein Weg vorbei führt. Und Sie müssen natürlich erkennen, dass mit der ÖVP und der FPÖ in diesem Zusammenhang kein Staat zu machen ist!

Kollege Ellensohn hat es schon gesagt: Wer tritt in Österreich für eine Vermögenssteuer ein, damit es endlich wieder gerechter zugeht in diesem Land? – Die Gewerkschaften, die GRÜNEN und bei Sonntagsreden manche sozialdemokratischen KollegInnen. Aber im Endeffekt müsste Bgm Häupl auch im Interesse Wiens und der Wiener Bevölkerung – so wie der Franz Voves – hier sagen: Selbstverständlich brauchen wir eine Vermögenssteuer, denn sonst können wir uns in Wien à la longue den Gratiskindergarten nicht leisten, sonst können wir uns in Wien keine kleineren Klassen mehr leisten, sonst können wir uns in Wien keinen Ausbau des Gesundheitsbereiches leisten! 

Was aber tut Herr Häupl? – Er schweigt! Was tut die Finanzstadträtin? – Sie sagt: Wir erhöhen den Preis beim Einzelfahrschein. Das war die einzige wirklich ganz konkrete Maßnahme, die sie genannt hat. Ansonsten ist man im Großen und Ganzen bei schwammigen Ankündigungen geblieben, wovon, wie ich glaube, weder bei den KollegInnen von der Opposition noch bei der eigenen Fraktion sehr viel hängen geblieben ist. Sie wollen nur durchtauchen. Nur durchtauchen wird es aber nicht spielen! 

Ich glaube daher tatsächlich – und ich wünsche es mir –, dass Sie unserem Antrag „Vermögenssteuer statt Belastungspaket“ zustimmen werden! Mit einer Finanztransaktionssteuer – das wissen Sie so gut wie ich – wird man nämlich nicht die erforderlichen Mittel einbringen können, und mit einer Finanztransaktionssteuer wird man auch nicht – und das zu erwähnen, ist mir auch noch ganz wichtig – das Spekulieren verhindern. Ich rede jetzt bewusst übers Spekulieren und nicht übers Investieren. Zur Unterscheidung: Spekulieren ist nichts anderes, als ins Casino zu gehen und auf Rot oder Schwarz zu setzen! Das ist Spekulieren. Es kann gut gehen, es kann nicht gut gehen.

In diesem Zusammenhang stellt sich natürlich die Frage, ob es sinnvoll und notwendig ist, dass man mit der Weltwirtschaft überhaupt spekuliert. Nur um da auch einmal mit einer Mär aufzuräumen: Wenn einmal Aktien ausgegeben wurden und die Person X der Person Y Aktien verkauft, dann hat das nichts mit Investieren zu tun, sondern dann hat einfach eine Person der anderen Person Aktien verkauft. Für Unternehmen kommt nur Geld herein, wenn die Aktien ausgegeben werden, und sonst zu keinem anderen Zeitpunkt. 
Es ist ganz wichtig, dass man wirklich weiß, dass es für ein Unternehmen im Zweifelsfall vollkommen wurscht ist, ob die X-Person der Y-Person Aktien verkauft! Das Unternehmen hat nichts davon! Und man muss sich tatsächlich überlegen, ob diese Art der Spekulation auf dem Finanzmarkt mit diesen Auswirkungen, die sich jetzt deutlich zeigen und die sich – um nur kurz einen internationalen Schwenk zu machen – in Europa immer noch in einer wesentlich milderen Form darstellen als in Asien und in Afrika, wirklich unterstützen will. Die Wirtschaftskrise wirkt sich in Asien und in Afrika nämlich so aus, dass 10 000 Menschen mehr am Tag verhungern, nur um das wirklich klipp und klar zu sagen. Ich wage zu bezweifeln, dass man diese Art der Spekulationen unterstützen will!

Ich bin jedenfalls dagegen! Und ich glaube auch nicht, dass man das mit einer Finanzstransaktionssteuer tatsächlich in den Griff bekommt, wenngleich das eine durchaus sinnvolle Maßnahme ist. Wir werden diesem Antrag auch zustimmen. Es ist dies wie anderen vermögensbezogene Steuern eine durchaus sinnvolle Maßnahme, um zumindest Teilbereiche zu reglementieren.

Ein Wort noch zu den vermögensbezogenen Steuern, weil das immer wieder kommt. Ich glaube, dass wir es uns da schwerer machen, als es notwendig ist! – Mir würde reichen, dass wir einen gleichmäßigen Lohn- und Einkommensteuersatz haben, weil eigentlich nicht nachvollziehbar ist, dass jemand, wenn er das Glück hat, 5 000 EUR brutto zu verdienen, momentan einen Grenzsteuersatz von knapp 54 Prozent für das hat, was er arbeitet, während jemand, der 5 000 EUR Zinsen für Geld erhält, wofür er überhaut nichts arbeitet, nur 25 Prozent Steuern zahlen muss. (Zwischenruf von GR Dr Fritz Aichinger.)  

Kollege Aichinger! Es müsste Ihnen doch klar sein, dass es bei Einkommen nicht darum geht, wann man es bekommt! Manche Leute haben Glück und gewinnen in der Lotterie eine Million Euro. Diese eine Million Gewinn in der Lotterie sei ihnen gegönnt! Aber warum werden die Zinsen niedriger besteuert als bei jemandem, der dafür arbeiten gehen muss? Es ist doch nicht gerecht, dass man für Geld, das man verdient, höher besteuert wird für als Geld, wofür man nicht arbeitet! Aber das ist Ihre Position! Sie sind tatsächlich der Meinung, dass Leute, die Geld geschenkt bekommen und das Glück haben, nichts dafür arbeiten müssen, weniger Steuern zu zahlen haben als die, die arbeiten! Und das sind in der Regel die Reichen, das ist das oberste 1 Prozent, das viel Geld kassiert, ohne dafür zu arbeiten. Letztere werden niedrig besteuert.

Wenn es nach uns geht, dann wollen wir das ändern. Das sage ich ganz klar! Und Sie können den Klassenkampf ausrufen, wenn Sie möchten! Es geht darum, dass es endlich eine gerechte Besteuerung gibt und dass wir wirklich wieder ein solidarisches System und einen Wohlfahrtsstaat in Österreich errichten können. Und die Hoffnung, dass wir uns tatsächlich durchsetzen können, liegt, nachdem ich heute FPÖ und ÖVP zugehört hab, tatsächlich nur bei der Sozialdemokratie! Ich wünsche mir, dass Sie uns diesbezüglich nicht enttäuschen, wenngleich sich momentan auch auf Grund des heute Gesagten meine Hoffnung sehr in Grenzen hält.

Ich bringe daher unseren Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Vermögenssteuer statt Belastungspaket ein, in dem es einfach darum geht, dass sich der Wiener Gemeinderat dafür ausspricht und die Bundesregierung auffordert, einen Gesetzesentwurf vorzulegen, mit dem auch in Österreich mehr Steuergerechtigkeit unter nachfolgenden Prämissen hergestellt wird: Sofortige Einführung beziehungsweise Ausbau von Vermögenssteuer und vermögensbezogenen Steuern im Umfang von 5 Milliarden EUR jährlich, wobei selbstverständlich darauf Bedacht zu nehmen ist, dass nicht der kleine Häuselbauer oder das Sparbuch von der Oma betroffen ist, sondern tatsächlich die reichsten 10 Prozent der Bevölkerung die Vermögenssteuer aufbringen sollen. – Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aichinger. – Bitte schön.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Auditorium ist wieder relativ schwach besetzt! Aber das sind wir hier im Hause gewohnt, wenn es wirtschaftliche Debatten gibt und die regierende SPÖ ihre Ausführungen absolviert hat. (GR Godwin Schuster: Schauen Sie bitte auch ins rechte Eck!) 

Meine Damen und Herren! Wir sind uns, glaube ich, einig, dass es derzeit eine Situation gibt, wie sie es seit 1945 auf der Welt nicht gegeben hat. Wir haben weltweit sehr, sehr schwierige wirtschaftliche Zeiten, und es handelt sich hiebei nicht wie bei einigen Krisen, die es vor Jahren gegeben hat, um eine partielle Krise.

Es war daher sehr interessant, dass die SPÖ beziehungsweise die Frau Vizebürgermeister heute eine Mitteilung mit dem Titel „Wien für dich – Wiens Maßnahmen gegen die Krise“ gemacht hat.

Und ich sage es ganz offen. Ich war ganz besonders enttäuscht von dir, lieber Kollege Strobl, dass die erste Antwort, die du gegeben hast, das Vorweisen eines Taferls war, dass Wien Nummer 1 unter den Wohlfühlstädten ist. – Das stimmt vielleicht! Das ist ganz wunderbar! Das ist das Ergebnis einer Studie. Und ich rede Wien wirklich nicht schlecht! Aber es ist dies eine Studie, die auf Umfragen unter Managern basiert, wie wohl sich diese hier fühlen. Aber wir wissen ganz genau, dass es im Großen und Ganzen viele Studien gibt, bei denen wir bei den Hard Facts leider nicht immer ganz vorne sind. 

Aber ich will Wien, wie gesagt, nicht schlechtreden, sondern ich will darauf zurück kommen, wie man sich in Wien jetzt in dieser Situation einsetzt und was vor allem, meine Damen und Herren, die allein regierende SPÖ unternimmt, damit das Umfeld für die Wiener Wirtschaft besser wird. Und wir haben uns ganz einfach von der Mitteilung der Frau Vizebürgermeister ein bisschen mehr erwartet, das muss auch gesagt werden! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie hat damit begonnen, dass man nur gemeinsam erfolgreich sein kann. – Wir merken aber nichts von der Gemeinsamkeit! Sie verkündet Dinge, die sie schon einige Male verkündet hat. Sie hat wieder begonnen mit den berühmten 700 Millionen EUR, wobei bekannt ist, dass 573 EUR die Inflationsabgeltung für das Budget von 11 Milliarden, die es sowieso gibt, sind. Wir hatten also ein Konjunkturpaket von 100 Millionen EUR, wofür ein Kredit aufgenommen werden musste, von dem aber auch schon wieder über zwei Drittel vergeben worden sind.

Ich möchte jetzt nur zwei Punkte dazu erwähnen. Ich komme dann auch noch auf die Klein- und Mittelbetriebe zurück, weil diese dir besonders am Herzen liegen, Fritz Strobl! Darauf komme ich später noch zurück, möchte jetzt aber festhalten, dass zwei Institutionen, nämlich der KAV und die Wiener Linien, bereits einen Großteil des Konjunkturpakets bekommen haben. Die Wiener Linien haben schon im ersten Konjunkturpaket 15 Mil-
lionen EUR bekommen, und sie bekommen im zweiten, wie wir heute gehört haben, noch einmal 40 Mil-
lionen EUR dazu.

Wenn also immer nur die eigenen Betriebe der Gemeinde Wien all diese Subventionen bekommen, dann sehe ich nicht, wo Strobls geliebte Klein- und Mittelbetriebe sind, die der Garant des wirtschaftlichen Erfolgs sind, die die meisten Arbeitsplätze schaffen, wie du selbst gesagt hast, und die im ganzen Jahr 2008, wie du erwähnt hast, 45 Millionen EUR von der Wirtschaftsförderung bekommen haben. (Zwischenruf von GR Friedrich Strobl.) Alle Betriebe zusammen!

Jetzt aber bekommen mit einem Federstrich die Wiener Linien wieder einmal um 40 Millionen EUR mehr. Und ich füge hinzu: Sie haben in einem Jahr zusätzlich über 60 Millionen EUR bekommen, wobei ich das auch in Relation setzen möchte: Sie machen einen Umsatz von 400 Millionen EUR! Ich hätte als kleiner Unternehmer auch gern, dass mir die Gemeinde Wien 15 Prozent meines Umsatzes ganz einfach zur Verfügung stellt, damit ich investieren kann! – Wenn das Wirtschaftspolitik für die Klein- und Mittelbetriebe sein soll, dann verstehe ich das im Großen und Ganzen nicht! (Beifall bei der ÖVP.)
Dazu muss man noch sagen: Dann wird als einzige Maßnahme definiert, wie wir auch bereits gehört haben, dass gewisse Fahrpreise um 10 Cent erhöht werden. Wir werden schauen, wie das vor sich geht, wenn die anderen nicht erhöht werden!

Meine Damen und Herren! Die Frau Vizebürgermeister hat sehr viel vom Gemeinsam-erfolgreich-Sein und Ähnlichem gesprochen. Und sie hat wieder erzählt, was denn alles geschehen ist: Es seien 119 Ansiedlungen in Wien vonstatten gegangen. – Sie wissen aber schon, dass die AWS sehr stark daran beteiligt ist, dass diese 119 Firmen nach Wien kommen!

Welche waren die vier ganz konkreten Andeutungen, die heute neu gebracht wurden? 

Und wo waren jetzt die vier ganz konkreten Andeutungen, die heute sozusagen neu, wie gesagt, wieder gebracht worden sind? Das waren auf der einen Seite, schon gestern verkündet, die 200 Millionen der Wohnbauanleihe, die jetzt demnächst aufgelegt werden soll und wo wir ganz genau wissen, dass das einige Zeit – Monate, wenn nicht ein, zwei Jahre – dauert, bis sie zur Wirkung kommen. Und da möchte ich dann sehen, wie viel davon wieder für die Klein- und Mittelbetriebe zur Verfügung steht, damit die investieren können im Großen und Ganzen. 

Dann sind das – bereits auch schon von mir erwähnt – die 42 Millionen für die Wiener Linien. Die sind ein, sage ich jetzt, in dem Sinn privilegiertes Unternehmen, wo man ganz einfach auf jeden Fall zuschießen muss und die ganze Wirtschaftsförderung wesentlich weniger ausmacht, und dann die Exportwirtschaft. Absolut richtig! Die Exportwirtschaft in Österreich ist ein Hammer. Wir brauchen sie, und wir wissen ganz genau, dass 50 Prozent unserer gesamten Wertschöpfung von den Exportbetrieben kommt. Und dafür haben wir 20 Mil-
lionen EUR Bürgschaften. Ich glaube, auch da könnte man etwas nachlegen.

Ich möchte jetzt nicht missverstanden werden, meine Damen und Herren, auch diese Maßnahme ist natürlich eine richtige und eine gute Maßnahme, aber man soll es uns nicht als Konjunkturpaket verkaufen, dass es jetzt 2 500 neue Fernwärmeanschlüsse gibt. Eine ausgezeichnete Maßnahme, aber was haben die vielen Klein- und Mittelbetriebe davon, dass diese Anschlüsse dann getätigt werden? (VBgmin Mag Renate Brauner: Machen die Heinzelmännchen die Anschlüsse? Wer macht denn die Anschlüsse?) Das ist richtig, aber wo ist die Förderung, wo könnte man im Großen und Ganzen etwas für die Klein- und Mittelbetriebe tun? (VBgmin Mag Renate Brauner: Das machen die Stadtwerke ja nicht selbst!) Die Wiener Stadtwerke machen das in den meisten Fällen, und die Fernwärme macht das im Großen und Ganzen. (VBgmin Mag Renate Brauner: Das machen doch die Klein- und Mittelbetriebe!) 
Aber es geht ja nur darum, immer auch eine Neiddiskussion zu bringen. Mein Kollege Neuhuber hat das schon ausgeführt, weil ja heute in letzter Sekunde dann doch ein Antrag von der SPÖ wegen der Aktienbesteuerung und Ähnlichem mehr gekommen ist. Und da möchte ich vor allem auf einen Begründungssatz eingehen, warum es derzeit keine Steuerdiskussion geben soll: Um ganz einfach wieder das Vertrauen in den Wirtschaftsstandort Wien und in die Wiener Wirtschaft zu haben. Und es steht da wortwörtlich drinnen: „Mehr Privat, weniger Staat hat sich als fatal erwiesen." Ich glaube, es gibt keine bessere Lösung als die soziale Marktwirtschaft, meine Damen und Herren. Es ist hier ganz einfach effizient gehandelt worden.

Wir brauchen aber, und jetzt zitiere ich den Herrn Bürgermeister von heute (GR Karlheinz Hora: Ja, das „sozial" ist wichtig bei der Marktwirtschaft!), Herr Kollege Hora, ich zitiere von heute. Der Herr Bürgermeister hat in Klosterneuburg gesagt: Wenn wir eine soziale Marktwirtschaft haben, dann brauchen wir Regeln. Und er hat davon gesprochen, dass die Regeln eingehalten werden müssen. Das ist richtig, und es ist wichtig. Und wenn wir die Regeln bei der sozialen Marktwirtschaft haben, dann ist es ganz einfach ein Erfolgsmodell, dann wird hier ganz einfach effizient am Wohlstand gearbeitet. (GR Karlheinz Hora: Es würde mich freuen, das Wort „sozial" im neuen Programm der ÖVP zu finden! Das würde mich wirklich sehr freuen!) Und da ist es ganz, ganz wichtig, dass wir daran nicht rütteln, dass wir keine Retro-Wirtschaftspolitik betreiben und wieder zu einer Verstaatlichung kommen.

Kollege Strobl, noch ganz kurz vielleicht. Du hast es selbst erwähnt, der WWFF hat im ganzen Jahr 45 Millionen EUR für die Klein- und Mittelbetriebe gehabt. Auch ich bin davon überzeugt, dass die ein wichtiger Faktor in der Wiener Stadt und in der Wiener Wirtschaft sind, aber da gibt es nicht mehr. Im WWFF gibt es derzeit business as usual. Es wird nicht mehr gemacht, es werden nicht mehr Anreize geschaffen, es wird ganz einfach nicht offensiv auf die Wiener Wirtschaft zugegangen und gesagt, hier soll mehr investiert werden. (GR Friedrich Strobl: Das stimmt ja nicht!)

Und bei der Lehrlingsausbildung. Wie oft haben wir zum Beispiel gesagt – ein kleiner Hinweis auf die Lehrlingsausbildung –, könnte da nicht auch die Gemeinde Wien oder die SPÖ mehr machen? Der Antrag von uns war einmal, zum Beispiel die Kommunalsteuer für Lehrlingsentschädigung ganz einfach wegzulassen. Auch hier ist nichts passiert, meine Damen und Herren.

Ich glaube daher, es sind schöne Worte gefallen, es sind Worte der Beruhigung gefallen, aber im Endeffekt war es ein Beginn des Wahlkampfes für die nächsten Gemeinderatswahlen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Strobl. Bitte schön. Die Redezeit beträgt drei Minuten.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich muss mich da zu Wort melden, denn der Kollege Aichinger hat hier in den Raum gestellt, dass die 42 Millionen EUR Subvention – so war die Formulierung – an die Wiener Linien aus der Wirtschaftsförderung kommen. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Aus dem Konjunkturpaket!)

Das ist nicht der Fall. Das ist ein zusätzliches Geld für die Wiener Linien, und das ist für zusätzliche Investitionen. Und ein kleiner Nachsatz: Das machen nicht die Wiener Linien selbst. Da werden Klein- und Mittelbetriebe beschäftigt. Das nützt den Klein- und Mittelbetrieben.

Und wenn ich schon da bin und drei Minuten habe, dann nehme ich auch gleich die zweite tatsächliche Berichtigung vor. Der Kollege Aichinger hat gesagt, es wird im Wiener Wirtschaftsförderungsfonds nicht mehr für die Wiener Wirtschaft gemacht. 

Wir haben das Budget um 30 Prozent erhöht, und wir haben selbstverständlich auch neue Aktionen für die Wirtschaftstreibenden in dieser Stadt. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Mag (FH) Wehsely, bitte schön.

GRin Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wir haben einen wichtigen Punkt noch nicht ausführlich besprochen, das ist Arbeitsmarkt und Beschäftigung, den ich gerne noch ein bisschen mehr ausführen würde, auch ein paar interessante Sachen dazu. Da komme ich dann auf meinen Vorredner auch noch zurück mit den guten Tipps, was die Lehrlingsausbildung in Wien betrifft und so weiter. Da haben wir ein paar interessante Sachen, aber dazu vielleicht zum Schluss mehr.

Ich möchte es ruhig halten, denn es ist sicherlich ein ganz, ganz wichtiges Thema. Wir stehen, wie VBgmin Brauner auch schon ausgeführt hat, den Wiener Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zur Seite; nicht erst jetzt in der Krise, aber jetzt während der Krise und in der Krise stärker denn je. Der WAFF – Sie wissen es alle – als Wiener Instrument der Arbeitsmarktpolitik ist die Stelle, ist der Hafen, wo es darum geht, Menschen zu qualifizieren, weiterzubilden, zu schulen, sie zu beraten, sie auch zu fördern, und zwar ganz real mit viel Geld für betroffene Wienerinnen und Wiener, für interessierte Wienerinnen und Wiener. Und das machen wir nicht erst seit unlängst, das machen wir schon lange, aber wir machen es natürlich auch in Zeiten der Krise verstärkt.

Qualifizierung und Schulung als Schlüssel zur Beschäftigung und auch zur Beschäftigungsfähigkeit, die ganz, ganz wichtig ist – nämlich auch zu individuell befriedigender Beschäftigung, das darf man auch nie außer Acht lassen –, ist für uns immens wichtig. Arbeit und Beschäftigung – wir wissen es alle – ist für uns besonders bedeutend, ist Sinnstiftung, ist Teilhabemöglichkeit in unserer Gesellschaft. All dem fühlen wir uns in höchstem, höchstem Maße verpflichtet, auch mit unseren Paketen, die wir extra für Konjunktur und Beschäftigung in Zeiten der Krise geschnürt haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Stadt Wien stellt dem WAFF sowieso jährlich 56 Millionen EUR zur Verfügung. Wir haben sofort zusätzliche 10 Millionen EUR in den WAFF geschickt, wir haben sofort 10 Millionen EUR mehr zur Verfügung gestellt für arbeitsmarkt- und beschäftigungsrelevante Maßnahmen, Angebote und Projekte. Sie wissen auch, dass die Leistungen des WAFF sowieso zu 60 Prozent plus Frauen zur Verfügung gestellt werden, Frauen zugute kommen, wenig und niedrig qualifizierten Menschen zugute kommen und in einem großen Ausmaß – ein Viertel ungefähr – auch Migrantinnen und Migranten.

Es ist also ein sehr sozialer, ein sehr direkter Ansatz, der hier verfolgt wird mit unserer Arbeitsmarktpolitik und unserem Instrument, dem Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds, denn das Thema Nummer 1 ist die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Jeder Arbeitsplatz, der gehalten werden kann, jeder Arbeitsplatz, der gesichert werden kann, der geschaffen werden kann, ist jede Anstrengung wert, die wir auch bereit sind zu unternehmen. Jede Anstrengung!

Wie auch schon angesprochen wurde, unser Gegenüber im Bund ist jetzt glücklicherweise ein guter alter Freund, es ist der Sozial- und Arbeitsminister Rudi Hundstorfer – das macht einen großen Qualitätsunterschied zu früher aus, das sei auch noch einmal gesagt –, und wir haben zusammen ein Paket geschnürt von insgesamt 33 Millionen EUR für den Wiener Arbeitsmarkt, für beschäftigungswirksame Angebote, Projekte und Maßnahmen, die den Wiener Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zur Verfügung stehen, jetzt schon und verstärkt auch in naher Zukunft. Die Angebote reichen von natürlich vermehrter Schulung über Bildungskarenz Plus, über Stiftungsmaßnahmenausbau. Es ist eine große Bandbreite, mit der wir, wie schon gesagt, niemanden im Regen stehen lassen wollen.

Wir haben im WAFF alle Stiftungen aufgestockt, die wir bisher schon hatten, offene Arbeitsstiftungen und darüber hinaus. Wir stehen den Wiener Betrieben und den Wiener Beschäftigten als Partner zur Verfügung in der Beratung, in der engen Kooperation mit dem Arbeitsmarktservice. Wir haben gemeinsam mit dem AMS auch im Stiftungsbereich eigene Pakete geschnürt. Da sei auch wieder der Bereich der KMUs angesprochen, der kleinen Betriebe. 

Wir haben eine neue Maßnahme im Bereich der Stiftungen, nämlich einen erweiterten Zugang für kleine Unternehmen, die sich die Beiträge in die Arbeitsstiftungen nicht leisten können. Da nehmen wir Abstand davon, oder es sind geringere Beiträge, die zu zahlen sind. Das ist eine wirklich wichtige Maßnahme und das ist im Stiftungsbereich auch eine neue Maßnahme. 

Wir haben Bildungskarenz Plus auch in Wien eingeführt, was bedeutet, Unternehmen werden unterstützt, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden qualifiziert, können sich in der Krise aufschulen, umschulen, weiterbilden und so hoffentlich auch gestärkt daraus hervorgehen, sodass sie sozusagen im Unglück, das ihnen möglicherweise widerfährt und das man auch wirklich ernst nehmen muss und wo man an ihrer Seite stehen muss mit allem, was uns zur Verfügung steht, zumindest für ihr persönliches Weiterkommen gut gerüstet sind und weitergebildet werden. 

Da ist sicherlich der Krise auch nachhaltig zu begegnen und nachhaltig zu investieren. Mit gezielter Weiterbildung, Aus- und Fortbildung ist sicher eine Investition getätigt, die den Menschen nützt und die auch der Wirtschaft nützt.

Eines der wichtigsten Felder haben wir auch noch nicht zur Genüge diskutiert, wo es sich sehr, sehr lohnt zu investieren, was wir auch immer getan haben – und da komme ich dann auch noch zu den Ausführungen im Bereich Lehrlinge et cetera –, das ist natürlich der Jugendbereich. Also wenn sich wo der Kampf um Arbeitsplätze und Ausbildung wirklich, wirklich, wirklich lohnt und er ganz, ganz dringend nötig ist, dann ist das im Bereich der Jugendausbildung. 

Das Jugendpaket der Stadt Wien, das auch bisher schon bestand, umfasst über 3 000 Plätze in einer überbetrieblichen Lehrausbildung, die wir gemeinsam mit dem Arbeitsmarktservice, dem WAFF durchführen. Es besteht natürlich auch in der Förderung von Lehrbetrieben in der Wirtschaft – es existiert faktisch keine ungeförderte Lehrausbildung mehr –, in der Beratung und Betreuung von jungen Menschen, seien es jetzt mädchenspezifische Sachen, atypische, also sozusagen nicht mädchenspezifische Berufe. Mit „Sprungbrett", „Amandas Matz" oder sonstigen Beratungsstellen oder auch anderen Beratungen ist man bestrebt, besonders auf diese Situationen einzugehen, ebenso mit unserem Bildungsbonus für erfolgreich abgeschlossene Lehrausbildung et cetera, et cetera. Das ist alles schon im Regelprogramm der Stadt Wien und des WAFF. 

Wir haben das aufgestockt, wir haben sofort reagiert, wir haben sozusagen mit jetzigem Stichtag 3 750 Plätze in der überbetrieblichen Lehrausbildung. Das ist immens viel. Wir haben sie sofort aufgestockt. Damit auch kurz zum Kollegen Margulies, weil du gemeint hast, Martin, ihr seid die Einzigen gewesen, die gewusst haben, dass die Krise kommt, alle anderen haben es noch geleugnet. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ihr habt es geleugnet!) Wir haben es noch geleugnet, was weiß ich was. Wir wussten sofort, noch bevor sozusagen die große Diskussion ausgebrochen war, natürlich auch schon in den Gremien der überbetrieblichen Lehrausbildung, dass wir aufstocken müssen. Das sind ja lange Vorläufe, die zu einer Aufstockung führen und zu einem Mehr, weil Ausschreibungen et cetera davor liegen. Wir haben natürlich schon im Herbst gewusst, wir werden hinaufgehen müssen. Wir haben uns mit den Berufsschulen kurzgeschlossen. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Nein, wir sind zum Beispiel im Landesforum Lehre, wo die Sozialpartner drinnen sitzen, alle Menschen, die sich damit befassen, der Regionalbeirat, das AMS Jugendliche, der Vorstand des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds. Das ist alles sozialpartnerschaftlich besetzt. Wir diskutieren das dort, aber auch wir, ja wir, die SPÖ, schlagen das ganz, ganz oft vor. Das ist schon korrekt, dass wir da ganz besonders dahinter sind.

Ich habe auch ein Wortprotokoll und habe es mir auch angeschaut, also mich sozusagen vorbereitet, und da sind natürlich in der Aktuellen Stunde im Dezember damals vom Kollegen Bacher-Lagler auch schon die vier wichtigen Bereiche angesprochen worden, in denen wir unbedingt zu investieren planen, um der Krise zu begegnen. Dazu gehört natürlich das Beschäftigungs- und Konjunkturpaket. Das ist alles da und ausgehoben und nachgelesen. Das nur zur historischen Wahrheit, wer hat wann was wie gesagt, geglaubt und so getan et cetera. Okay. Ich meine, es bleibt jeder bei seiner Ansicht. Du sagst, kleingeredet wird, ihr sagt, gar nichts ist passiert ist. Das ist alles okay. Hier gibt es das Protokoll. 

Wie gesagt, die überbetriebliche Ausbildung ist auf 3 750 Plätze aufgestockt worden. Das ist eine enorme Sache, die gemeinsam sozialpartnerschaftlich im Landesforum Lehre beschlossen wurde. Wir erhöhen aber nicht nur – und das erscheint mir ganz, ganz wichtig – die Quantität, wir erhöhen auch die Qualität. Wir werden ganz genau darauf schauen, insbesondere nach den jetzigen Ausbildungen nach dem Berufsausbildungsgesetz, wo wir nur mehr volle Lehrverträge an Jugendliche vergeben, die drei Jahre dauern, die abschließen und die einen geringeren Vermittlungsdruck haben. Da werden wir genau auf die Qualität schauen: Was wird den Jugendlichen dort geboten? Wie viele schaffen es nicht, dort zu bleiben? Wie viele Abschlüsse haben wir? Da arbeiten wir auch ganz eng mit den Sozialpartnern zusammen, dass wir auch das schaffen, nämlich die qualitätsvolle Steigerung der überbetrieblichen Ausbildung für Jugendliche in Wien. (Beifall bei der SPÖ.)

Das Nachholen von Bildungsabschlüssen ist, wie wir wissen, auch eine ganz besonders wichtige Sache. Wir haben auch für die Jugendlichen oder jungen Menschen im Bereich der zweiten Schwelle, Eintritt in den Arbeitsmarkt, vorgesorgt, uns dazu Gedanken gemacht. Es ist ja nicht nur an der so genannten ersten Schwelle um die 15 Jahre, sondern auch mit 18 Jahren teilweise ein Problem, in den Arbeitsmarkt einzusteigen. Wir haben mit unserem WAFF-Angebot „Meine Chance" ein neues Angebot kreiert, das stiftungsähnlich ist, aber natürlich mit dem Unterschied, dass da niemand mit einbezahlen muss und auch kein Betrieb dafür vorhanden sein muss, der für den Arbeitnehmer, die Arbeitnehmerin investiert. Das Angebot ist für junge Menschen von 18 bis 25 Jahren, die abgebrochene Ausbildungen nachholen können, Lehrabschlüsse nachholen können, auch andere abgebrochene Ausbildungen abschließen können. Wir wollen ihnen eine zweite Chance geben, eine dritte Chance geben. Sie sollen aus der Krise gestärkt hervorgehen mit einer Ausbildung, mit einem Abschluss, um dann sofort Anschluss zu finden. Das heißt, es wird eine Berufsorientierungsphase geben, es wird eine Qualifizierungsphase geben, und es wird natürlich eine gemeinsame Arbeitssuche geben. 

Bei all dem wird der WAFF unterstützen, und es handelt sich dabei schon um Ausbildungen, die man nachholen kann, auch im Bereich von ein, zwei bis drei Jahren. Also es ist definitiv auch hier im Jugendbereich eine nachhaltige Maßnahme zur Sicherung der Arbeitsfähigkeit, zum Eintritt in den Arbeitsmarkt für junge Menschen. 

Auch nachhaltig soll ein Übergangsmanagement für junge Menschen, für ausgrenzungsgefährdete Jugendliche in Wien etabliert werden, für jene Jugendliche, die in dem bisherigen doch sehr gut geknüpften Netz an Ausbildungen sozusagen keinen Fuß reinsetzen können, nicht den Einstieg finden, für sich keine Möglichkeit erkennen, so eine Ausbildung zu machen. Auch diesen Jugendlichen und jungen Menschen wollen wir zur Seite stehen, wir wollen sie unterstützen, wir wollen wirklich niemanden zurücklassen. Es soll um regionale Beschäftigungs- und Bildungsprojekte gehen, wo wir Jugendliche mit unseren Strukturen, die wir im Rahmen der Volksbildung und der Jugendarbeit haben, dort abholen, wo sie sind, sie qualifizieren, weiterbilden und in eine weitere Ausbildung, die mit einem Abschluss endet, weiterführen können.

Ich komme schon zum Abschluss, und da lassen Sie mich Folgendes sagen: Was natürlich auch ganz, ganz wichtig ist in der Stadt und wo wir auch aufstocken und wo wir auch sagen, wenn wir die Möglichkeit haben, noch mehr auszubilden, dann machen wir es: Das ist die Stadt Wien selbst als größte Ausbildnerin der ganzen Region. Wir haben in der Stadt und ihren Unternehmungen permanent 1 200 junge Menschen in Ausbildung in vielen verschiedenen Berufsfeldern. Hier erhalten sie eine hervorragende Ausbildung, wo sie rotieren können, wo sie schnuppern können, wo sie nicht nur ihre Ausbildung kennenlernen auf ihrer Dienststelle, sondern viel mehr, wo sie Kurse bekommen, Zusatzangebote, Zusatzqualifikationen. Eine wirklich gute, eine wirklich fundierte Ausbildung! Wir haben eine hohe Übernahmequote, aber wir bilden über den Bedarf aus. Ich glaube, das ist rechtfertigbar in Zeiten wie diesen, wo es eine Erstausbildung gibt, die gut sein muss, die aber eine Erstausbildung bleibt. In Zeiten des lebenslangen Lernens muss man Jugendlichen eine gute Ausbildung gewähren, sie umfassend bilden, nicht nur in ihrem eigenen Berufsfeld, sondern auch mit zusätzlichen Maßnahmen.

Die Stadt Wien ist, wie gesagt, eine sehr gute Ausbildnerin und unternimmt verstärkte Anstrengungen, noch mehr Jugendliche und junge Menschen aufzunehmen, als sie es bisher mit 1 200 jungen Menschen tut, die sie permanent in Ausbildung hat. 

Und wieso sage ich das jetzt auch extra noch dazu? Die ArbeitnehmerInnenpolitik der FPÖ, die schaut so aus, dass man ohne Not zum Beispiel die Streichung der Arbeitsmarktprivilegien für türkische Staatsbürger fordert. Mit dem zieht der Kollege der freiheitlichen ArbeitnehmerInnen ins Feld und in die Kammerwahlen. Das ist Ihre Art der Politik, ohne Not, ohne Grundlage handeln Sie so. Das sagt er übrigens selbst, das ist ein Zitat des Herrn Rösch, Obmann der freiheitlichen Arbeitnehmer: Bei der Streichung der Arbeitsmarktprivilegien für türkische Staatsbürger handelt es sich nicht um ein nachhaltiges Problem. Also eigentlich ist es wurscht. Das Wichtige ist nur, Bevölkerungsgruppen auseinanderzudividieren, gegenseitig aufzuhetzen. Das ist Ihr Plan und sonst nichts. Sie geben es sogar selbst zu. Das ist Ihre Politik: Aufhetzen, aufhetzen, aufhetzen! (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Wichtig ist, auf unsere Staatsbürger zu schauen und deren Probleme zu lösen!) Ja, ja, Sie werden es noch oft hören, Herr Jung. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie können es ruhig sagen! Sagen Sie es auch den Arbeitslosen!)

Was natürlich auch lustig ist oder eigentlich nicht lustig, sondern ein bisschen traurig, ehrlich gesagt, ist die Lehrlingspolitik und die Jugendförderung von Schwarz-Grün. Denn wenn wir nach Graz schauen, so hatten wir da im Jänner dieses Jahres einen Initiativantrag, natürlich von der SPÖ, von niemand anderem als von den Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten in Graz, die gefordert haben, man möge bitte sofort die Lehrlingsausbildung der Stadt Graz erhöhen. Auch wenn man es in Verhältniszahlen nimmt – Graz ist viel kleiner, die Stadt Graz ist viel kleiner –, dann haben wir dort trotzdem – und du weißt das sicher ganz genau, lieber Martin – nicht 1 200 zu einem Verhältnis von 65 000, sondern wir haben dort bei der Stadt Graz und Rotierenden ungefähr 7 000 – ich habe extra nachgefragt –, und, bitte auf der Zunge zergehen lassen, 25 Lehrlinge. 25! Ich hoffe, dass die Initiative der SPÖ in der Stadt Graz, in der schwarz-grünen Stadt Graz aufgeht, es zu Aufstockungen kommt und auch dort eine ordentliche Lehrlingsausbildung stattfindet, auch wenn sie noch immer nicht an unsere Zahlen herankommt, und man sich verantwortlich zeigt für die jungen Menschen in der Stadt. 

Wir tun das, wir setzen sehr stark darauf. Die Jugendlichen in dieser Stadt können sich jedenfalls auf uns verlassen. Wir werden unsere Anstrengungen, so es nötig ist, verstärken, verstärken und verstärken, denn wir lassen sie sicher nicht im Regen stehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt jetzt keine weitere Wortmeldung mehr vor. Die Debatte ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung der Anträge.

Ich beginne mit dem Beschlussantrag der FPÖ betreffend Offenlegung von Einkommen und Vermögen im öffentlichen Bereich. Beantragt ist die Zuweisung. Wer für diese Zuweisung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei der FPÖ und den Grünen fest. Die Zuweisung hat keine Mehrheit.

Ich komme nun zum Antrag der ÖVP betreffend keine neue Belastung für die Steuerzahler. Die sofortige Abstimmung ist verlangt. Wer ist für diesen Beschlussantrag? – Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP und FPÖ. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag der SPÖ betreffend Aktienbesteuerung. Die sofortige Abstimmung ist verlangt. Wer ist für diesen Antrag? – Es gibt Zustimmung von SPÖ und Grünen. Der Antrag hat die erforderliche Mehrheit.

Antrag der Grünen betreffend Vermögenssteuern statt Belastungspaket. Die sofortige Abstimmung ist beantragt. Wer ist dafür? – Hier gibt es die Zustimmung der Grünen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen zur Postnummer 15 der Tagesordnung. Sie betrifft Subventionen an den Verband österreichischer gewerkschaftlicher Bildung. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Troch, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Die Redezeit beträgt für den Erstredner jeder Partei 40 Minuten.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Ich werde die 40 Minuten sicher nicht ausnützen, keine Frage. Wir haben heute einen Beschlussantrag eingebracht, der sich mit der Lage der kulturellen Situation in der Türkei beschäftigt, und zwar unter besonderer Berücksichtigung der kulturellen Situation der kurdischen Bevölkerung in Ostanatolien. 

Anlassfall war eine Einladung zur Teilnahme am Neujahrsfest Newroz am 21. März in Diyarbakir, die an uns ergangen ist. Diyarbakir ist eine der großen Städte der Türkei, ein Zentrum des Kurdentums und ein Zentrum kurdischer Identität und Kultur. 

Wir sind überzeugt davon, dass wir in Österreich und in ganz Europa insofern eine etwas falsche Sichtweise von kulturellen, künstlerischen und sonstigen Lebensweisen der dortigen Bevölkerung haben, eben vor allem auch der kurdischen, weil wir uns doch auf Sicht gesehen immer nur mit der offiziellen türkischen Linie beschäftigen, diese uns nahegebracht wird, und alles andere deutlich untergeht. 

Das Bild des Landes in der Bevölkerung ist überhaupt geprägt durch Badeurlaube in Alanya, in Antalya, in Fethiye oder sonst wo, und das hat mit der Türkei an und für sich überhaupt nichts zu tun, nicht mit der, von der ich rede. Die Türkei ist ein offensichtlich zweigeteiltes Land mit einem westlich orientierten Westteil, geschützten Regionen um Istanbul, und einem völlig anders sich entwickelnden Landesteil im Osten. 

Die Situation der Kurden ist eine zutiefst unglückliche. Sie sind eines der großen Völker dieses Landes, sie haben zwischen einem Viertel und einem Drittel der Bevölkerung – Genaueres wird schwer festzustellen sein, da steht Behauptung gegen Behauptung –, und in dieser Situation wird seit Jahrzehnten, seit Atatürk, die kurdische Bevölkerung unterdrückt. In früherer Zeit – das ist noch nicht so lange her – wurde der Name Kurde nicht erwähnt, sie wurden Bergtürken genannt, und bis heute ist eine freie Entfaltung des politischen Lebens und auch des künstlerischen und sprachlichen Lebens dieses Volkes nicht möglich und wird von der Türkei verhindert.

Wenn man sich wundert, wieso eigentlich die Türkei als EU-Beitrittswerber bei der Zahl der Asylwerber in Österreich immer auf dem zweiten, dritten Platz, einmal sogar einmal auf dem ersten Platz gewesen ist, ist es kein Wunder, wenn man weiß, wie die Türkei mit Minderheiten umspringt, mit der kurdischen, aber auch mit den christlichen, die durchaus im osttürkischen Gebiet rund um die syrische Grenze hinauf zu durch Jahrzehnte hindurch wirklich verfolgt und unterdrückt wurden. Es gibt dort Unmengen an Kirchen und Klöstern – wir haben sie zum Teil besucht –, nur gibt es keine Christen mehr. Teilweise wurden die Dörfer niedergebrannt, die Bevölkerung zur Auswanderung gezwungen, es gibt also Zustände, die himmelschreiend waren, und bis heute ist die Unterdrückung des Christentums in der Türkei eine Tatsache; angefangen vom Patriarchat in Istanbul bis zu allfälligen Neubauten von Kirchen, die gar nicht möglich sind. Das heißt also, die Unterdrückung ist gegeben, und so schauen ja auch die Verhältnisse aus. Die Kurden haben sogar einen eigenen Fernsehsender von der Regierung zugestanden bekommen, er betreibt aber naturgemäß reine Regierungspropaganda und sonst gar nichts. 

Ich glaube also, dass es wirklich wichtig wäre, dass Wien als Stadt Europas, als österreichische Hauptstadt, verpflichtet den Grund- und Menschenrechten, sich aufrafft und etwas macht, nämlich Kontakte mit den Kurden zu knüpfen, bewusst zu knüpfen in dem Sinn, dass wir mit der Stadt Diyarbakir ein Abkommen oder zumindest eine kulturelle Vereinbarung treffen zum Kulturaustausch. 

Wir waren ja bei diesem großen Fest dabei, bei diesem Neujahrsfest Newroz. Bei diesem Fest waren anderthalb Millionen Menschen anwesend, eine unglaubliche Zahl – ich habe in meinem Leben so etwas noch nie gesehen –, die dort ihren Wünschen friedlich Nachdruck verliehen haben und die friedlich stundenlang an einer solchen politischen, natürlich auch musikalischen Kundgebung teilgenommen haben. Wir waren anschließend beim Bürgermeister von Diyarbakir auf Besuch, und dieser Bürgermeister Osman Baydemir hat eben im Rahmen dieses Gespräches den Wunsch geäußert, kulturelle Kontakte mit Wien knüpfen zu können. Er war bereits zweimal in Österreich im Parlament auf Besuch und würde sich sehr freuen, wenn hier in dieser Richtung etwas geschähe. 

Daher werden wir einen Beschlussantrag stellen, dass eben ein solches Kulturaustauschprogramm mit der ostanatolischen Stadt Diyarbakir gemacht wird, um eine Gesamtdarstellung des kulturellen, künstlerischen und sprachlichen Lebens in der Türkei unter Einschluss der starken kurdischen Minderheit zu erreichen. Der Antrag selbst wird – ich kann ihn ja nicht stellen – von meiner Kollegin Frank in der Folge gestellt werden.

Es war diese Veranstaltung also eine unglaublich eindrucksvolle. Wir waren auch sehr stark vertreten. Es waren Europaabgeordneter Mölzer, die Abgeordnete Unterreiner vom Parlament, eine Bundesrätin, die Frau Mühlwerth, ich selbst und Gemeinderatsabgeordnete Frank und Günther anwesend. Interessant ist, dass die Veranstaltung, wie gesagt, äußerst friedlich war. Wir sind auf der Ehrentribüne gesessen und hatten dort stundenlang die Möglichkeit, diesen unglaublichen Freiheitswillen zu erleben und dieser unglaublichen Veranstaltung folgen zu können. 

Der Bürgermeister ist einer, der selbst die Repression kennengelernt hat. Er war oft genug eingesperrt. Und überhaupt ist eines festzustellen: Die Politiker der DTP, also die kurdischen Politiker, die heute unterwegs und frei sind, sind zumeist sozusagen nur vorläufig in Freiheit und können jederzeit wieder eingesperrt werden, was ja auch sofort nach der Wahl der Fall war. Denn der friedliche Ablauf des heurigen Neujahrsfestes war ja nur dadurch zu erklären, dass acht Tage später die Kommunalwahlen, also Gemeinderatswahlen stattgefunden haben und deshalb die Regierung auf Frieden Wert gelegt hat. 

Ansonsten geht es da schon wirklich zu, und man muss ja einfach Folgendes sagen: Im Jahr 2008 gab es eine unglaubliche Zahl von Verletzten, sowohl in der Stadt Diyarbakir selbst als auch rundherum. Es gab fünf Tote, 300 Festnahmen und es wurden Sondereinheiten mit Panzern, Gasbomben, Wasserwerfern, Hubschraubern eingesetzt, und die Zahl der Verletzten ging in die Hunderte. Im Jahr 2008 – ich will das jetzt nicht weiter ausführen – hat es einfach eine Unmenge von Zusammenstößen gegeben. Es gibt auch wirklich unglaubliche Dinge, so etwa die Inhaftierung einer Person, weil die Babykleidung des Kindes rot, grün, gelb war, also in den Parteifarben der DTP gehalten war. Und natürlich gehen die türkischen Behörden gegen Minderjährige vor. Im Jahre 2006 sind 14 Verfahren gegen Minderjährige abgehalten worden. 

Die Reise ist also eine sehr interessante gewesen. Wir haben dann auch einen Besuch im Umland gemacht. Wir haben auch den zukünftigen Standort des Ilisu-Staudammes besucht, wo die türkische Regierung versucht, das mit aller Gewalt durchzusetzen; leider auch vielleicht – ich hoffe nicht – mit österreichischer, bundesdeutscher und Schweizer Hilfe, was vielleicht nächste Woche ein Ende finden wird. Aber es wird hier versucht, das durchzudrücken um jeden Preis. Man hat sogar in den Ortschaften in diesem Gebiet arabische Bevölkerung aus dem Süden angesiedelt, um den Widerstand der an und für sich dort lebenden Kurden zu brechen. 

Die Wahlen eine Woche später haben in einer klaren Niederlage der Regierungspartei geendet. Bürgermeister Osman Baydemir hat in Diyarbakir 65,4 Prozent der Stimmen erreicht und seine Partei 59 Prozent. In Batman, wo eine neue Großstadt entstanden ist auf Grund von Erdölvorkommen und auch in Bezug auf die Bautätigkeiten, die mit dem Ilisu-Staudamm im Zusammenhang stehen; in diesem Batman hat die Regierung versucht, sich durchzusetzen. Auch hier wurde der Bürgermeister mit 59 Prozent gewählt, und in der Stadt Hakiri, die 1993 vom türkischen Militär niedergebrannt wurde, hat der Bürgermeister ebenfalls 77 Prozent erhalten. 

Interessant war, dass bei dieser Reise durch die Umgebung festzustellen war: Kurdistan ist ein besetztes Land, sonst gar nichts. Panzersperren, Militärposten und dann interessanterweise immer wieder Straßensperren, wo man von Zivilisten, also von Nichtuniformierten, aufgehalten wird, die locker eine Maschinenpistole umgehängt haben und uns freundlich auf Englisch gefragt haben, wo wir hin wollen. Da haben wir gesagt, dort und dort hin, also zum Tigris. Wir waren sehr zufrieden, aber wir haben jemanden mitgehabt, der Türkisch konnte, und dem Chauffeur und der Reisebegleitung haben sie erklärt, wir dürfen nicht nach Batman einreisen, denn dort finden die Newroz-Feiern statt und unsere Beteiligung ist unerwünscht. Wir würden sofort verhaftet, wenn wir das täten. Das war die Drohung, die ausgesprochen wurde. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Was ist das jetzt? Ein Reisebericht?) 

Ja auch! Das gehört dazu, denn ich glaube, dass man wissen muss, warum man einen Kulturaustausch sogar mit einer weit entfernten Stadt in Ostanatolien anstreben muss, und ich glaube, dass Wien als Stadt, die sich der Verfassung und den Grund- und Freiheitsrechten verpflichtet fühlt, sehr wohl ein Platz sein muss, um diese Dinge zu schildern und darzustellen. Es ist meines Wissens das erste Mal, dass im Gemeinderat – ich bin jetzt seit immerhin 19 Jahren da – über so etwas überhaupt geredet wird. Ihr, die Sozialdemokraten, aber auch die ÖVP schweigen sich aus. Auch die Grünen, gar keine Frage, schweigen sich aus. Es werden im Allgemeinen immer nur die Rechte der Türken verteidigt, die Türkei ist eigentlich sakrosankt. (Widerspruch bei der SPÖ.) Ja, hier im Gemeinderat. Vielleicht macht ihr das woanders anders. (GR Godwin Schuster: Moment! Moment! Die Kurden, die dort vertrieben worden sind, sind großteils in Wien! So ist das!) Im Gemeinderat – Frau Yilmaz, Sie schauen mich so an – sind Sie immer herausgeeilt und haben festgestellt, wie sehr in der Türkei die Dinge richtig laufen, sodass endlich der EU-Beitritt erfolgen könnte. Doch nach der Wahl wurden hunderte Leute verhaftet in Anatolien, also in Gebieten der Kurden in Kurdistan, und ich kann nur feststellen, dass das Gott sei Dank eine gewisse Öffentlichkeit bekommen hat. In der „Neuen Zürcher Zeitung" steht das drinnen, und auch die Wiener „Krone" hat das am 15. April klar geschrieben. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube daher, dass es notwendig ist, eine solchen Schritt zu setzen, weil es einfach notwendig ist, dass man hier zu einer entsprechenden Regelung kommt und durch einen Kulturaustausch auch der Wiener Bevölkerung nahebringt, dass die Türkei auch aus einem großen Anteil kurdischer Bevölkerung und Leistung besteht. 

Daher steht der Antrag und wird eingebracht. Wir haben jetzt etwas erlebt, was sehr verwunderlich war. (GR Marco Schreuder: Auch in der Wiener Bevölkerung gibt es viele Kurden!) Richtig! Gar keine Frage. In etwa ein Drittel der so genannten türkischen Bevölkerung in Wien besteht sicher ebenfalls aus Kurden. Die FPÖ hat eben einen Antrag eingebracht, und zwar, wie wir vereinbart hatten, am Vortag. Ergebnis: Was mit dem Antrag geschehen ist, ist im Grunde genommen eigentlich ein demokratiepolitischer Gewaltakt. Wir bringen einen Antrag ein, der ausformuliert ist, die SPÖ vor allem, aber im Schlepptau auch, nehme ich an, die ÖVP und die Grünen, streichen sämtliche Bezugspunkte auf die FPÖ heraus und machen daraus einen Drei-Parteien-Antrag. Dann kommen Sie zu uns und sind so gnädig, uns anzubieten, unserem eigenen Antrag beitreten zu dürfen. So ungefähr. Herr Woller hat mir in dürren Worten mitgeteilt, dass das jetzt der Antrag sein wird – Veränderungen sind nicht möglich; er ist völlig textgleich bis auf die Streichungen, wo FPÖ vorkommt oder etwas Ähnliches –, und dass wir großzügigerweise eingeladen werden, dem eigenen, von mir formulierten, Antrag beitreten zu dürfen, was bitte eine Ungeheuerlichkeit darstellt. 

Es ist eine Ungeheuerlichkeit, ein Willkürakt, und ich frage mich, was für eine demokratische Praxis hier herrscht. Und ich darf Ihnen eines ankündigen: Ich werde meiner Partei empfehlen, sich an diese Absprache über allfällige Einbringung von Anträgen und Ähnliches nicht mehr zu halten, weil es schade um die Zeit ist, wenn man so was macht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir stimmen aber selbstverständlich zu, und ich möchte noch feststellen, es geht uns in dem Sinn nicht um irgendwelche eigenen Vorteile. Die Kurden, sowohl die in Kurdistan als auch jene hier in Österreich, sind in ihrer politischen Vertretung durch die Bank links orientiert. Also die haben mit uns sicher nichts am Hut in dem Fall. Aber es geht um die Freiheit, und Freiheit ist unteilbar. Meine Freiheit gehört verteidigt und auch die Freiheit der Kurden. Das sollte keine Frage sein. (Beifall bei der FPÖ.) 

Daher, meine Damen und Herren, stimmen natürlich auch wir diesem Drei-Parteien-Antrag zu, was ja sonst unsinnig wäre, weil es ja mein eigener Antrag ist, keine Frage, aber ich glaube, dass die Vorfälle, die sich hier in einem solchen Ausmaß entwickelt haben, unzumutbar sind, sodass ich um eine Sitzungsunterbrechung und die Einberufung einer Präsidiale ersuche. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist interessant zu beobachten, wie die FPÖ sich jetzt um die Kurden kümmert. Das ist natürlich eine sehr erfreuliche Tatsache, denn ich glaube, sie brauchen Aufmerksamkeit, Sichtbarkeit für ihr Anliegen. Wir Grüne haben ja seit vielen Jahren sehr, sehr gute Beziehungen zu kurdischen Community, sind oft bei den Feiern anwesend und haben uns sehr ins Zeug gelegt, als es darum ging, dieses sehr umstrittene Staudammprojekt des Ilisu-Staudammes zu verhindern. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ihr habt zugestimmt!)

Ich darf Sie daran erinnern, sehr geehrter Herr StR Herzog, dass die österreichische Finanzierung des Ilisu-Staudammes damals unter Ihrem Finanzminister Grasser beschlossen wurde. Das mag Ihnen zwar nicht angenehm sein, sich an diesen zu erinnern, es ist aber eine Tatsache, dass Ihre Abgeordneten damals mitgestimmt haben. 
Eva Glawischnig hat dagegen ein klares Zeichen gesetzt. Sie ist in die Türkei gefahren, ist in das Gebiet gefahren und hat sich den Staudamm selber angeschaut. Sie hat sich angeschaut, was dieses Projekt, das schändlicherweise auch mit österreichischen Mitteln gebaut werden sollte, bedeutet. 

Wir sagen da auch ganz klar, dass wir die kurdische Community sehr unterstützen in ihrem Kampf um Freiheit, um ihre Rechte. Es gibt seit vielen Jahren sehr, sehr viele Aktivitäten dieser Community in Wien, die wir immer gerne unterstützen, weshalb wir uns auch sehr freuen – deshalb werden wir selbstverständlich mit großer Freude dem Antrag zustimmen –, hier ein kulturelles Austauschprogramm auf die Beine zu stellen und mit Diyarbakir als Partnerstadt von Wien ein klares Zeichen dieser Freundschaft und auch dieses Miteinanders zu setzen. Dieser Antrag wird von meinem Kollegen Ernst Woller dann eingebracht werden. Er wird von uns unterstützt und wir sind auch Mitantragsteller.

Lassen Sie mich jetzt doch zu der Kulturpolitik im engeren Sinne kommen, zu der Frage der Budgets im Bereich der Kultur. Wir hatten heute eine interessante Fragestunde mit Bgm Häupl, in der ich einer großen Sorge Ausdruck gegeben habe, nämlich hinsichtlich eines Passus, der noch vor wenigen Wochen in zwei ganz offiziellen Subventionsakten des Kulturausschusses zu finden war. Da stand zu lesen: „Und die Stadt Wien hat die Möglichkeit, im Falle finanzieller Schwierigkeiten die Subventionen jährlich um 20 Prozent zu kürzen." 

Offensichtlich hat der Verfasser dieser Klausel sich nicht einmal ausgerechnet, was das bedeuten würde. Im Falle einer Subvention, ganz konkret an Liquid Loft, zum Beispiel, hätte das eine Reduktion der Subvention des Vier-Jahres-Vertrages von 150 000 EUR auf 45 000 EUR bedeutet, also ein völliges Absurdmachen einer jeglichen Vier-Jahres-Förderung.

Es ist gelungen, den Kulturstadtrat davon zu überzeugen, dass es keine gute Idee ist, diesen Passus in diesen Akten drinnen zu lassen, und er hat kurz vor dem Ausschuss offenbar die Entscheidung getroffen, ihn aus diesen zwei Subventionsakten streichen zu lassen. Das vielleicht sei dem Herrn Bürgermeister auch mit auf den Weg gegeben, der gesagt hat, Sie sprechen da von irgendeinem Passus in einem Akt, ich kenne ihn nicht. Der war in den ganz offiziellen Kulturausschussakten zu finden. 

Ich freue mich, dass das korrigiert wurde – das ist wichtig, das ist wichtig für die Stadt, das ist wichtig für die Kulturschaffenden –, und ich freue mich auch, dass der Herr Bürgermeister heute auf meine Frage gesagt hat: Nein, es wird keine Kürzungen im Kulturbereich geben. Das ist wichtig, das ist ganz wichtig. Der Kulturbereich ist in Wien ein wichtiger Wirtschaftsfaktor, nicht nur für den Tourismus, sondern auch weil er Arbeitsplätze schafft. Es gibt zahlreiche Studien, teilweise auch von der Stadt Wien in Auftrag gegeben, die ganz offensichtlich zeigen, Kunst und Kultur sind nicht nur wichtig, weil sie einen Freiraum geben, weil sie uns die Möglichkeit geben, zu reflektieren und nachzudenken und gerade in Zeiten der Krise vielleicht auch auf neue Ideen zu kommen, sondern auch, weil dort Arbeitsplätze geschaffen werden und dort Arbeitsplätze zu finden sind. Deshalb ist es so wichtig, dass das Kulturbudget auch in schwierigen Zeiten nicht als Luxus abgetan und gekürzt wird. 

Was ich allerdings auch hinzufügen möchte, ist: Wenn das Kulturbudget gleichbleibt und große Teile des Budgets dann aber verwendet werden, um Löcher einzelner großer Kulturtanker zu stopfen, dann haben Sie mit den GRÜNEN auch ein Problem. Das, was ich da ganz konkret anspreche, ist eine APA-Meldung, der ich entnehme, dass die Vereinigten Bühnen in diesem Jahr ein 6 Millionen Defizit haben werden. Lassen Sie sich das kurz auf der Zunge zergehen: 6 Millionen EUR! Es wird still im Raum, und das ist nicht schlecht. Lassen Sie es sich auf der Zunge zergehen: 6 Millionen EUR. Das ist keine Phantasiezahl von der Marie Ringler, das ist eine offizielle Zahl der Vereinigten Bühnen und des Herrn Generalintendanten Drozda. 6 Millionen!

Was wir uns nicht vorstellen können, sehr geehrte Damen und Herren, ist, dass das Kulturbudget jetzt in weiterer Folge dafür verwendet wird, hier Löcher zu stopfen; Löcher zu stopfen, weil man nicht in der Lage ist, Musicals zu produzieren, die wirklich ein Publikum ansprechen, weil man immer nur einen Aufguss und noch einen Aufguss von einem ehemals erfolgreichen Habsburg-Musical macht. 

6 Millionen EUR Verlust in diesem Jahr, das ist ein gewaltiger Brocken. Ich hoffe sehr und ich wünsche mir, dass die Vereinigten Bühnen unter der Leitung von Herrn Drozda, auf den ich große Stücke halte und von dem ich glaube, dass er ein guter Kulturmanager ist, diese Sache hoffentlich in den Griff bekommen und in der Lage sein werden, diese Geldmittel aus eigenen Mitteln und durch sinnvolle Veränderungen innerhalb des Budgets aufzubringen.

Wir werden zusätzliche Mittel sicher nicht unterstützen. Das auch deshalb nicht, weil viele Kleine in dieser Krise jetzt auch Probleme haben werden, weil das Publikum sich überlegt: Wenn ich weniger Geld habe, wenn mein Immobilienfonds jetzt weniger wert ist, wenn das Sparbüchel auch nicht mehr so viele Zinsen abwirft, gehe ich dann wirklich einmal im Monat ins Theater, ins Kino, in eine Ausstellung und gebe dort recht viel Geld aus oder bleibe ich zu Hause? 

Ich glaube, dass diese Rückgänge bei den Kartenverkäufen in diesem und vermutlich auch im nächsten Jahr ein Thema sind, das wir uns genau anschauen müssen, weil es vor allem die Kleinen schmerzhaft treffen wird, die sowieso immer über zu wenig Geld verfügen und die daher unsere Unterstützung besonders brauchen werden. 

Das sei Ihnen mit auf den Weg gegeben, bevor ich einen Einzelantrag einbringe, der quasi noch einmal die Gretchenfrage stellt, und ich hoffe, dass er auch eine Zustimmung von Seiten der Sozialdemokratie findet.

„Der Wiener Gemeinderat fordert den zuständigen Stadtrat für Kultur und Wissenschaft und die zuständige Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke auf, sich zu verpflichten, in den nächsten zwei Jahren keine Kürzungen am Kulturbudget vorzunehmen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ 

Das ist, wenn Sie so wollen, die Gretchenfrage. Der Herr Bürgermeister hat heute schon gesagt, nein, wir werden nicht kürzen, und jetzt schauen wir, ob das Ganze hier auch noch eine Mehrheit bekommt und auch die gesamte Sozialdemokratie dies so sieht. – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Bitte schön.

Nein, halt, ich muss noch eine Unterstützungsfrage klarstellen. Bitte, sich noch ganz kurz zu gedulden, Herr Gemeinderat. 

Herr StR Herzog hat verlangt, die Sitzung zu unterbrechen, um ein Thema der Geschäftsordnung im Zusammenhang mit der Einbringung von Anträgen in einer Präsidiale zu besprechen. Dieses Verlangen ist derzeit nicht von einem Drittel der Mitglieder des Gemeinderates unterstützt. Sollte es die Unterstützung durch insgesamt mehr als einem Drittel der Mitglieder des Gemeinderates geben, dann würde ich jetzt die Sitzung unterbrechen.

Ich stelle daher die Unterstützungsfrage: Wer für eine Sitzungsunterbrechung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist die FPÖ und damit weniger als ein Drittel.

Wir fahren daher in der Tagesordnung fort, und ich bitte den Herrn GR Dworak jetzt wirklich um seinen Debattenbeitrag.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren!

Wir wollen heute einiges zur Wiener Kulturpolitik reden. Ich möchte auf meine Vorrednerin kurz eingehen. Der Geschäftsführer der Vereinigten Bühnen Wien hat gesagt, dass 3 Millionen EUR einmal fehlen, jetzt das Gesamtdefizit aber 6 Millionen EUR sein wird. Jetzt stellt sich natürlich schon die Frage: Im letzten Kontrollamtsbericht hat man davon gesprochen, dass die Stadt Wien um 3 Millionen EUR sozusagen übervorteilt worden ist. Man hat ja das Geld von 40 Millionen nicht gebraucht, 3 Millionen sind dort, 3 Millionen wird heuer das Defizit zusätzlich sein, das wären die 6 Millionen EUR, und ein bisschen Reserve gibt es. Also ich glaube nicht, dass der Herr Kulturstadtrat sich sehr stark machen wird, dass die Vereinigten Bühnen heuer noch mehr Gelder bekommen werden. 

Allerdings darf ich auf einen Umstand hinweisen, der sehr eigenartig ist. Während wir in Spanien auf Kulturausschussreise waren, sind doch die Verträge der beiden Direktoren der Vereinigten Bühnen verlängert worden, allerdings nicht um vier Jahre, wie ursprünglich ihr Vertrag war, sondern nur um drei Jahre. Und ganz eigenartig auf jeden Fall: Jetzt tauchen die Minus auf. Das ist schon sehr, sehr eigenartig, aber das sind die Eigenartigkeiten der Wiener Kulturpolitik.

Beim zweiten Punkt, wo ich anwesend war und wo ich feststellen konnte, dass der Herr Stadtrat sehr wohlwollend Gelder zugesagt hat, die man vielleicht nächstes Jahr nicht mehr haben wird, betrifft das Wien Museum. Das Wien Museum hat mit seinem wirklich großartigen Auftritt anlässlich der 50-Jahr-Feier eine durchaus gute Performance gezeigt, aber es sind zwei Punkte ausständig, nämlich wesentliche Finanzpunkte. 

Erstens einmal das Depot, wo schon vor vier Jahren im Kontrollamtsbericht darauf hingewiesen wurde, dass Gefahr in Verzug sei, doch offensichtlich gibt es Finanzierungsformen, die für die Stadt Wien möglich sind, sodass man trotzdem dieses Depot baut. Aber es wird die Stadt Wien zusätzlich Geld kosten, und ich frage mich, ob man das so einfach aus dem Kulturbudget zahlen wird können. 

Und zweitens geht es beim Wien Museum um die Neuaufstellung der Schausammlung. 50 Jahre sind ein schönes Alter, aber 50 Jahre lang hat sich halt auch in manchen Bereichen nichts verändert, und da hat der Herr Stadtrat bei der Festveranstaltung zur Schausammlung sehr positiv seine Stimme erhoben. 

Bei diesen beiden Punkten will ich es schon belassen und möchte auf andere eigenartige Vorgänge in der Wiener Kulturpolitik hinweisen, und zwar geht es um das Wiener Volksbildungswerk und den angeschlossenen Verein Original Wiener Stegreifbühne, vormals Tschauner, BetriebsGmbH. Als Vorgeschichte muss man wissen, dass die Ablöse des Geschäftsführers des Volksbildungswerkes im September des Vorjahrs statutenwidrig war. Einerseits ist es ganz eigenartig, wie es zur Bestellung der neuen Geschäftsführerin gekommen ist. Man hat sich nämlich nichts anderes gewünscht, als dass man die Büroleiterin des Stadtrates als neue Geschäftsführerin einsetzt. Ja, das kann schon sein, die SPÖ hat in diesem Gremium die Mehrheit, aber es gibt Statuten, und man hat sich offensichtlich an diese Statuten nicht gehalten. Man hat einerseits diese Generalversammlung zu spät eingereicht, zweitens hat man nicht unterschrieben, dass man sich die Büroleiterin von Herrn Dr Mailath-Pokorny als neue Geschäftsführerin wünscht, nämlich alle beide sollten unterschreiben, der Geschäftsführer und der Präsident. Das Papier, das ich hier in Händen habe und das ja bekannt ist, hat jedoch nur der Herr Prof Nedwed unterschrieben.

Man kann natürlich sagen, das ist alles ein interner Vorgang und man nimmt es nicht so genau, denn der 16. September, an dem das alles passiert ist, war ein paar Wochen bevor Prof Harry Kopietz Landtagspräsident geworden ist. Er war damals noch Landesgeschäftsführer der SPÖ, und man wollte natürlich keine großen Wellen. Man kann das alles als Schlamperei abtun, aber man hat natürlich auch Prof Strohmer nichts Gutes getan. Im ganzen Kudlmudl hat man ihm nämlich nach der Generalversammlung Mitte Oktober von heute auf morgen gesagt, er kann seinen Hut nehmen. Sofort nach der Generalversammlung wird jetzt Anita Zemlyak seine Agenden übernehmen. In den Unterlagen ist die Karenzierung zwar erst mit 1. November ausgesprochen, aber auch da kann man sagen, das sind alles vielleicht interne Sachen, die stark mit Schlamperei zu tun haben. 

Jetzt kommt es dazu, dass sich Prof Strohmer einen neuen Arbeitsplatz gesucht hat, denn er hat noch einen Vertrag bis, ich glaube, Ende April, und er ist Geschäftsführer in der Gesellschaft bei der Stegreifbühne Tschauner gewesen. Er hält als Eigentümer zwar nur 2 Prozent, der Rest von 98 Prozent gehört dem Volksbildungswerk, aber man will halt nicht so sein, und er hat dort ein neues Betätigungsfeld gefunden. Und dann schreibt er Anfang März einen Brief an den Präsidenten Harry Kopietz und stellt darin fest, dass die drohende Zahlungsunfähigkeit des Vereins vor der Tür steht, wenn man nicht rechtzeitig Subventionen gibt. Auch da kann man noch sagen, es hat immer Subventionen fürs Volksbildungswerk gegeben. 

Dann kommt es dazu, dass man am 30. März einen Brief schreibt, in dem steht, dass man ehebaldigst eine neue Generalversammlung einberufen wird. Man hat aber auch Prof Strohmer sein Gehalt nicht ausgezahlt, und jetzt wird es ein bisschen heikel. Diese Gehaltszahlung ist natürlich ein unangenehmer Fall. Wenn man vorher vertraglich etwas vereinbart, so muss man das auch einhalten. 

Streitigkeiten zwischen Strohmer, Zemlyak beziehungsweise Kopietz über abgeschlossene Verträge möchte ich hier nicht kommentieren, es ist aber offensichtlich innerhalb der SPÖ-Familie ein eigenes Kapitel. Man sollte sich durchaus ordentlich trennen in so einem Fall und sollte nicht Verträge brechen. Wenn es nämlich bei der SPÖ darum geht, dass sie sich an ihre eigenen Spielregeln halten soll, hält sie sich bekannterweise nicht daran. 

Ich muss aber trotzdem sagen, dass das Volksbildungswerk in anderen Aktivitäten, etwa bei der Neuordnung der Wiener Bezirksfestwochen, durchaus einen ordentlichen Job gemacht hat, und ich wünsche mir halt, dass diese Geschichte, die doch einige Wellen schlägt, endlich aus der Welt geräumt wird. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich habe alle mögliche Unterstützung.

Zum eigentlichen Akt, zu dem wir ja auch reden, dass die Stadt Wien den Verband österreichischer gewerkschaftlicher Bildung für das neue Projekt so genannter „KulturlotsInnen als Brücke zwischen ArbeitnehmerInnen, Wiener Kunst- und Kulturinstitutionen" mit 80 000 EUR in den Jahren 2009 und 2010 fördern will, erscheint uns sehr problematisch. Wir werden diesem Akt nämlich nicht zustimmen, denn während andere Institutionen um ihr Überleben ringen – wir haben heute schon gehört, dass es viele Institutionen geben wird, denen die Luft und die Finanzmittel ausgehen werden –, werden hier auf eine sehr eigenartig Weise dem Gewerkschaftsbund 80 000 EUR zugeschossen. Da frage ich mich schon: Der Gewerkschaftsbund hat im letzten Jahr einen deutlichen Gewinn gemacht, warum sollen wir also einen Verein wie den Gewerkschaftsbund in dieser Angelegenheit unbedingt noch fördern? – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Baxant. Bitte schön.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Sehr geehrter Herr StR Herzog, wissen Sie, wann mir schlecht wird? Wenn ich höre, wie Sie sich an die kurdischen Mitbürgerinnen und Mitbürger anbiedern. Das ist absolut unter jeder Kritik, wenn ich bedenke, dass der Vater Ihrer Bewegung dem Schlächter von Bagdad, nämlich Saddam Hussein, die Hand gegeben hat. Und Sie biedern sich an die kurdische Bevölkerung an! Das ist eine absolute Frechheit, und Sie werden wohl nicht glauben, dass wir darauf hineinfallen. Aber dazu wird mein Kollege Ernst Woller noch ein bisschen mehr beitragen können.

Meine Damen und Herren! Die Stadt Wien ist stolz darauf und wir als Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen sind stolz darauf, dass wir in der aktuellen Mercer-Studie die höchste Lebensqualität der Welt erreicht haben. 

Diese Studie ist objektiviert und wissenschaftlich valid. In Wien ist der soziale Friede ein hohes Gut, er fällt aber nicht vom Himmel. Ich meine nur, man sollte sich die Demonstrationen und Unruhen in Paris ansehen, das alles hat natürlich auch mit einer falschen Kommunalpolitik und mit einer falschen Sozialpolitik zu tun. 

Dem wird in Wien entsprochen, wir haben eine lebensnahe Integrationspolitik, die auf die Unterstützung und die Betonung von Rechten und Pflichten setzt, zu der Sie von der FPÖ übrigens überhaupt nichts beitragen. Es gibt keine einzige Integrationsmaßnahme, der Sie in den letzten paar Jahren zugestimmt hätten. Die bekannte Wiener Hausordnung muss von allen eingehalten werden, und die Umsicht und die Aufmerksamkeit sind Basis des Zusammenlebens. 

Die Jugendarbeit, die bei uns gelebt wird, fußt auf Partizipation und Respekt. Die Bildungspolitik in Wien ist auf der Höhe der Zeit. Vom Kindergarten bis zur Erwachsenenbildung versuchen wir, Chancengerechtigkeit herzustellen, da es wichtig ist, dass Bildung nicht vom sozialen Background und vom Einkommen der Eltern abhängig sein darf. (StR Johann Herzog: Wer aber bezahlt denn das!) 
Wien hat ein hochqualitatives und ausgebautes öffentliches Verkehrssystem und wir ruhen uns nicht aus, sondern wir bauen es laufend intensiv aus. Wien setzt international beachtete städtebauliche Maßnahmen - ich sage nur, Aspern – es werden ganze Stadtteile neu gebaut. 

Das alles und noch viel mehr erfolgt auf der Basis einer fundierten und umsichtigen Wirtschafts- und Budgetpolitik. Und das, meine Damen und Herren, ist bemerkenswert und dafür gebührt der Wiener Finanz- und Wirtschaftsstadträtin Respekt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Krise erfordert Kraftanstrengungen, und das sind besondere Kraftanstrengungen seitens der öffentlichen Haushalte. 

Frau StRin Brauner hat mit dem Budget 2009 ein deutliches Signal gesetzt. Es ist mutig und aus einer klaren, berechenbaren Ideologie heraus entwickelt. Wir investieren in der Krise, wir setzen antizyklische Budgetmaßnahmen, um nach der Krise gewappnet zu sein. 

Und das alles ist nicht selbstverständlich, das sage ich in Richtung der bekannten Nulldefizit-Partei und im Hinblick darauf, welches Schuldenschlamassel die ÖVP in Klagenfurt hinterlassen hat. 

Liebe vereinigte Opposition, Sie stellen sich hierher, nämlich vorhin am Vormittag, und wollen den Menschen einreden, wie schrecklich in Wien alles sei, und das einen Tag, nachdem die Mercer-Studie veröffentlicht wurde. Einen besseren Zeitpunkt hätten Sie nicht wählen können. Und angesichts der aktuellen Diskussion sollte man sich immer wieder vor Augen halten, wie es denn wäre, wenn zum Beispiel andere Politiker oder andere politische Parteien in dieser Stadt das Sagen hätten, wenn zum Beispiel Herr Hahn oder gar ein Herr Strache politische Verantwortung tragen würde. Da würden wir nämlich nicht darüber diskutieren, ob die Öffis zu teuer oder zu billig sind, sondern es gäbe schlicht und einfach keine Öffis, (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist falsch!) weil Sie aus Ihrer Ideologie heraus sämtliche öffentliche Verkehrsmittel privatisieren würden. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist unrichtig!) 
Wir würden auch nicht darüber diskutieren, ob die Mieten in den Gemeindebauten zu teuer sind, oder was auch immer. Es gäbe schlicht und einfach keine Gemeindebauten mehr, weil Sie diese aus Ihrer Ideologie heraus privatisieren würden. Und wer daran zweifelt, schaue sich die Politik von 2000 bis 2007 an, da haben Sie in der Bundesrepublik Österreich allen Maßnahmen zugestimmt, die Privatisierung bedeutet haben, Verschlechterungen für die arbeitende Bevölkerung, und so weiter und so fort. Stellen Sie sich nicht so hin wie Vertreter der kleinen Leute, denn das sind Sie auf keinen Fall. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und wir würden auch nicht darüber diskutieren, ob Integrationsmaßnahmen sinnvoll sind oder nicht, es gäbe schlicht und einfach keine Integrationsmaßnahmen, mit dem Effekt, dass der soziale Frieden natürlich hintangestellt werden würde, dass es den Menschen schlechter gehen würde und es wäre eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung. Das heißt, insofern möchte ich davor warnen, sich dies alles nur vorzustellen. 

Und ich möchte mir auch nicht vorstellen, wo die Stadtfinanzen und die Wirtschaft oder gar die Bildungs- oder die Frauenpolitik sein würden, wenn die Chaotenpartie, die FPÖ, in der Stadtregierung mitregieren würde. Eine FPÖ in der Wiener Stadtregierung wäre eine Katastrophe für unsere Stadt, für unsere Kultur und für die Bürgerinnen und Bürger. (Beifall bei der SPÖ.) 
Sie sind nämlich, und das beweisen Sie uns mit Ihren Anträgen, mit Ihren Wortmeldungen, mit Ihrer ganz klaren Politik und mit Ihren Kampagnen, nicht kompetent. Sie sind unfähig und radikal, und Sie sind nicht lösungsorientiert. Ihnen fehlen Ideen und Visionen für die Zukunft, stattdessen sind Sie ewiggestrig, kulturfeindlich und hetzerisch. Ihnen fehlt die Umsicht und Ihre Politik beweist, dass Ihnen die wichtigste Voraussetzung fehlt, um hier in dieser Stadt Verantwortung zu übernehmen: Der Respekt vor allen in dieser Stadt lebenden Menschen. 

Sie lieben diese Stadt nicht. Wir lieben diese Stadt, und deswegen ist es gut, dass die SPÖ in dieser Stadt Regierungsverantwortung trägt. (Beifall bei der SPÖ. – StR Johann Herzog: Das ist ja ungeheuerlich!) 
Und an die Wiener ÖVP eine Frage: Ihr Generalsekretär Kaltenegger hat in den „Salzburger Nachrichten“ gemeint, er könne sich vorstellen, dass die FPÖ auf Wiener Ebene ein Koalitionspartner wäre. Angesichts der vorhin beschriebenen Vorstellungen, die natürlich katastrophal wären, würde ich Sie gerne fragen, was Sie davon halten. Widersprechen Sie Ihrem Generalsekretär oder widersprechen Sie ihm nicht. Wenn Sie ihm nicht widersprechen, muss ich Ihnen vorwerfen, aus Machtgelüsten heraus fahrlässig mit der Wiener Bevölkerung und mit unserer Stadt umzugehen. 

Meine Damen und Herren, kommen wir zum Wesentlichen, nämlich zur Kulturpolitik in dieser Stadt. Vor allem die Kulturpolitik trägt zum internationalen Topstatus bei, und die Zahlen sprechen für sich. Wien hat eine städtische Kulturpolitik, die sich von der Kulturpolitik in anderen Städten, in anderen europäischen Metropolen, erheblich unterscheidet. Theater und Museen werden erbaut, erweitert, eröffnet, neu programmiert und positioniert. Allein in den letzten 7 Jahren ist das Budget für Kultur und Wissenschaft um 45 Prozent gestiegen, nämlich von 161 auf 230 Millionen EUR. Wien verfügt mit mehr als 2 Prozent des Gesamtbudgets der Stadt über das höchste Kulturbudget in seiner Geschichte. Wir haben ein Plus von 6 Prozent des Kulturbudgets und ein zusätzliches Plus von 6 Prozent zum letzten Jahr. Mittlerweile bedecken wir natürlich alle Kultursparten, und in diesem Jahr vor allem den Film und die darstellende Kunst, und das ist nicht selbstverständlich, vor allem ist es nicht selbstverständlich in der Krise. 

Und Frau Ringler hat richtig zu Recht darauf hingewiesen, dass man vor allem in der Krise darauf achten muss, dass die Kultur- und Kunstpolitik nicht ausgehungert wird. Ich danke dem Herrn Kulturstadtrat, dass das auch nicht der Fall ist. 

Kulturgeld ist gut und nachhaltig angelegtes Steuergeld. Wir sorgen nämlich für Unterhaltung, für eine laufende geistige Durchflutung der Gesellschaft, für die Begegnung zwischen Jung und Alt, zwischen unterschiedlichen Lebensweisen und für die Erweiterung des Horizonts. Aber vor allem ist Kultur und Kunst natürlich ein wichtiger Beschäftigungsfaktor. 

Und einige Beispiele darf ich nur ganz kurz anführen, die offensichtlich machen, wie innovativ und lebensnah die Wiener Stadtpolitik ist. Wir haben zum Beispiel mehr Investitionen in Off-Theater. Ab Anfang Dezember 2008 hat die neue Jury für die Vergabe der vierjährigen Konzeptförderung im Bereich der Off-Theater ihre Empfehlungen für die nächste Periode von 2009 bis 2013 abgegeben und von 101 Einreichungen um eine Fördervereinbarung auf 4 Jahre wurden 31 von der Jury zur Förderung empfohlen, darunter 13 neue Gruppen. Insgesamt stehen für den Bereich Konzeptförderung ab 2009 rund 14 Millionen EUR zur Verfügung, das ist eine Steigerung von mehr als 5 Prozent. 

Wir haben „Cash for Culture“ – und damit unterstützen wir junge Kreative. Mit Beginn 2008 wurde ein neues Förderinstrument zur Unterstützung der jungen Kreativen in Wien eingeführt. „Cash for Culture“ bietet Menschen im Alter zwischen 13 und 20 Jahren die Möglichkeit, für kleine Projekte unkompliziert und schnell eine Förderung von maximal 1 000 EUR zu bekommen. Bestehende Institutionen in den Bezirken begleiten die Jugendlichen bei der Abwicklung der Projekte, wie zum Beispiel Jugendzentren oder Gebietsbetreuungen, und die Initiative findet großen Anklang. 

Meine Damen und Herren, mit diesem Projekt helfen wir, Träume zu verwirklichen und Perspektiven zu geben. Ich habe selbst junge Menschen kennengelernt, die seit Jahren Konzerte veranstalten wollen und dank „Cash for Culture“ haben sie es jetzt endlich geschafft, ein Benefizkonzert zu organisieren, ein Hip-Hop-Konzert zu organisieren, um so soziale Akzente zu setzen. 

Ich möchte auch auf die Projekte im Rahmen von Kunst im öffentlichen Raum verweisen, deren es ganze 25 gibt oder auf das Wiener Filmpaket 2008, das natürlich ein großer Beschäftigungsfaktor ist. Die Stadt Wien bekommt einen filmpolitischen Schwerpunkt und investiert 4,25 Millionen EUR zusätzlich in den österreichischen Film. Die wesentlichen Inhalte des Filmpakets sind die Neugründung einer eigenständigen Fernsehfilmförderung, die Neugründung einer Wiener Filmkommission sowie die finanzielle Erhöhung bestehender Einrichtungen im Filmbereich. Das Filmbudget der Stadt Wien beträgt somit 16,25 Millionen EUR. Damit trägt die Stadt der Bedeutung des Films als wesentliche Kunstform des 20. und 21. Jahrhunderts wie auch als wichtigen Wirtschaftsfaktor Rechnung. 

Oder, wir haben den Wiener Filmmusikpreis, und der ist mir ganz besonders wichtig, weil ich selber früher Filmmusik komponiert habe. Um den Bereich der Filmmusik mehr ins Rampenlicht zu stellen, wurde der Wiener Filmmusikpreis ins Leben gerufen und Sinn und Ziel des Filmmusikpreises ist es, österreichische JungkomponistInnen aller Musikrichtungen zu fördern. Der Wiener Filmmusikpreis ist von der Stadt Wien mit 7 000 EUR dotiert, teilnahmeberechtigt sind Musikschaffende bis zum Alter von 40 Jahren. 

Meine Damen und Herren, sozialdemokratische Kulturpolitik ist von der Zielsetzung geprägt, dass wir Kunst und Kultur für alle bieten wollen. Genauso wie Bildung darf auch der Zugang zu Kunst und Kultur nicht vom Einkommen und dem sozialen Background abhängen. Deswegen unterstützt die Stadt Wien etwa Projekte wie das Donauinselfest, die Bezirksfestwochen, und wir haben einen Kulturpass initiiert, et cetera. Deswegen erachte ich das hier vorliegende Geschäftsstück als einen wichtigen Impuls und einen weiteren Schritt in die richtige Richtung. 

Die KulturlotsInnen kümmern sich um die Kulturvermittlung am Arbeitsplatz. Um noch mehr Menschen für die Kultur zu gewinnen, wurde das Projekt am Arbeitsmarkt ins Leben gerufen. Ziel ist, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer stärker in das kulturelle Leben Wiens einzubinden. Speziell ausgebildete KulturlotsInnen suchen Wiener Betriebe auf, informieren über das vielfältige städtische Kulturangebot und erstellen gemeinsam mit ArbeitnehmervertreterInnen ein spezifisches Programm. Kunst und Kultur in Wien, aus Steuermitteln aller Menschen finanziert, soll auch allen Menschen ermöglicht werden. 

Meine Damen und Herren, die SPÖ-Stadtregierung tut der Stadt sehr gut. Der Kulturstadtrat setzt im Interesse der Wiener Bevölkerung und im Interesse der Kunst und Kultur sowie im Interesse des geistigen Lebens in der Stadt die richtigen und notwendigen Maßnahmen. Auch deswegen ist die Stadt Wien die beste Stadt der Welt. Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. Ich erteile es ihr. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr GR Baxant, bei Ihrer ersten Rede in diesem Gemeinderat haben Sie seinerzeit eine Rüge bekommen. Eine Rüge dahin gehend, dass Sie meinten, nur wenn Sie lautstark gegen die FPÖ argumentieren, Ihr demokratisches Bewusstsein in den Vordergrund stellen zu können. Dem ist aber nicht so. Ich bin überzeugt, dass wir Freiheitliche uns von Ihnen nicht sagen lassen müssen, wen wir unterstützen dürfen und wen nicht. Und wie sehr es Sie schmerzt, das zeigt ja, dass Sie überhaupt nicht auf diese Idee gekommen sind, dass man mit den Kurden einen kulturellen Austausch pflegen kann. Nein, Sie nehmen einen Antrag der FPÖ und schreiben ihn wortwörtlich ab und das sei, denken Sie, demokratisch. Dem können wir uns so sicher nicht anschließen. (Beifall bei der FPÖ) 
Aber ich kann auch einiges von dem, was Sie hier gesagt haben, nicht so stehen lassen. Zum Beispiel, dass Sie jetzt eine FPÖ dafür verantwortlich machen wollen, dass es vielleicht zu Zuständen wie in Paris kommt. Die Voraussetzungen, die dort gegeben waren, denen steuern Sie jetzt mit Ihrer Politik schon sehr entgegen. Sie versuchen jetzt, genauso wie damals, weg vom sozialen Wohnbau, hin zu teuersten Mieten zu steuern, wo jetzt bereits mit Wohnbaufördermitteln der Quadratmeterpreis ab 7,31 EUR gehandelt wird. Und das soll Entspannung für die sozial Armen in dieser Stadt bringen! Sie bauen die Bauten enger, um noch mehr hinbringen zu können, damit sich die Kosten rechnen. 

Das aber waren wesentliche Punkte, die dort auch zu diesen Missständen geführt haben. Vielleicht sollten Sie einmal zuerst vor der eigenen Tür kehren, bevor Sie so lautstark immer die anderen beschuldigen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und nun zum eigentlichen Antrag. Im Wesentlichen hat Herr StR Herzog alles darüber gesagt was es zu sagen gibt, und ich möchte nur noch den Beschlussantrag, den ich jetzt einbringe, kurz vorlesen, und zwar: 

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird ersucht, namens der Stadt Wien ein Kulturaustauschprogramm mit der ostanatolischen Stadt Diyarbakir in die Wege zu leiten. Es soll das Bild des kulturellen und künstlerischen Lebens in der Türkei durch Einbeziehung des großen Beitrages des kurdischen Volkes ergänzen. Diyarbakir als Zentrum des türkischen Kurdistan ist für ein solches Ziel die ideale Partnerstadt. Wien kann seinerseits durch breite Darstellung seines Kulturlebens eine Lücke schließen, da die von der Stadt Diyarbakir erwünschte kulturelle Zusammenarbeit mit europäischen Städten bisher kaum wahrgenommen wurde. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft verlangt.“ (Beifall bei der FPÖ) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön. Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir waren ja heute sehr gespannt, was in der großen Schwerpunktdebatte Kulturbereich passieren würde, weil es passiert ja sehr selten in diesem Haus, dass ein Kulturpunkt Schwerpunktthema ist. Und ich war auch schon sehr neugierig und nach den ersten Wortmeldungen auch einigermaßen verwirrt, weil ich noch immer nicht wusste, worum es jetzt eigentlich in dieser Kulturdebatte geht. Ich muss ehrlicherweise gestehen, es geht mir noch immer so. Auf der einen Seite haben wir einen vorliegenden Akt, über den könnte man streiten oder auch nicht, oder inhaltlich unterschiedlicher Meinung sein und am Ende dann dafür oder dagegen sein, aber wir haben jetzt sehr, sehr viel gehört. Also, wir haben einen Reisebericht gehört, und es wäre auch schön, einmal so einen Diavortrag zu erleben. So ähnlich habe ich das empfunden. (StR Johann Herzog: Da wären wir gerne dabei!) Ja, laden Sie uns ein, vielleicht kommt der eine oder die andere und schaut sich die Dias dann an. Ich hatte auch viele Reisen gemacht, ich habe auch viele Städte kennengelernt, mit denen man tolle Kulturaustauschprogramme machen könnte. Wenn alle von uns hundert unserer Lieblingsstädte vorschlagen würden, mit denen man Kulturaustausch machen könnte, dann hätten wir wahrscheinlich ein sehr lebendiges kulturelles Leben in dieser Stadt mit sehr viel Austausch. (StR Johann Herzog: Kultur belebt!) 

Wir haben über die Mercer-Studie gehört, wir haben, ich weiß nicht, was wir alles gehört haben, jetzt könnte ich auch über all das reden und vielleicht sollte ich das auch tun, keine Ahnung, ich werde mich aber kurz fassen. Zur Mercer‑Studie, da die ja jetzt schon öfter vorgekommen ist, hätte ich nur einfach einmal eine Bitte: So wie ihr von der Sozialdemokratie glücklich seid, in einer Stadt zu sein, ja gut, ihr regiert sie, stimmt, ja, aber wie ihr glücklich seid, in einer Stadt zu leben, wo man sagt, sie sei die Nummer 1 in Lebensqualität auf der Welt, und ich glaube zu wetten, es geht allen 100 Leuten hier im Haus so, weil ich glaube, man kann schon sagen, dass wir alle sehr gerne in Wien leben, dass wir die Lebensqualität in dieser Stadt leben und ja, das hat natürlich auch mit Verwaltung und Regieren zu tun, aber die Lebensqualität wird vor allem vom Leben gemacht, nämlich vom Leben in dieser Stadt. Und in dieser Stadt leben nicht nur Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen, in dieser Stadt leben Grünwähler, -wählerinnen, leben Nichtwähler, -wählerinnen, es leben ÖVP-Wähler und -Wählerinnen, ja sogar manche FPÖ-Wähler und -Wählerinnen werden auch dazu beitragen, dass es in dieser Stadt Leben gibt, dass es Unternehmen gibt, dass es etwas zu essen gibt, dass wir eine Auswahl treffen können, dass wir hier kulturelles Leben haben. All das macht Lebensqualität aus. 

Ich finde es nicht in Ordnung, dass diese Mercer-Studie als sozialdemokratische Errungenschaft dargestellt wird, und ich lehne das hier wirklich einmal ab, denn es geht wirklich um etwas, das in dieser Stadt entsteht und nicht nur um etwas, das eine sozialdemokratische Politik ist. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 
Zu der von Kollegen Baxant erwähnten Erhöhung des Kulturbudgets, das wir dieses Jahr erleben durften: Es ist richtig, das Kulturbudget ist um 6 Prozent erhöht worden. Ich möchte aber trotzdem daran erinnern, damit es nicht vergessen wird, dass gerade die Erhöhungen sehr häufig in die wirklich großen Kulturinstitutionen gesteckt werden und zusätzlich, das müsste man aber abziehen, wenn man so will, gibt es sehr viele Aufgaben, die jetzt das Kulturbudget quasi übernimmt, die aber früher wo anders waren, beispielsweise das Haus der Musik oder das Mozarthaus. 

Also, es gibt schon Gebiete, die jetzt in den Kulturbereich fallen und die Erhöhung auch deswegen erfolgt, weil es halt früher von woanders her bezahlt worden ist. Und darum sollte man auch fair mit diesen Zahlen agieren. Und weil noch nicht zuviel gesagt worden ist, sage ich jetzt nur noch schnell etwas zum Akt: Im Unterschied zur ÖVP begrüßen wir dieses Projekt. Wir finden es wichtig und richtig, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am kulturellen Leben dieser Stadt teilhaben. Man muss immer sehr aufpassen, gerade in Krisenzeiten, wo man bei der Kultur wirklich auch anfängt zu sparen, und das wird auch eine große Herausforderung für die Zukunft sein, für Leute, die es sich nicht so vielleicht so schnell mal leisten können oder auch wollen oder sich trauen, wo die Hemmschwelle auch höher ist, ein Angebot zu machen, am kulturellen Leben Wiens teilzunehmen. Das finden wir richtig. 

Spannend, und das habe ich im Ausschuss schon gesagt, und das wäre ein Projekt, das ich mir sehr gerne auch in so einem Rahmen vorstellen kann, wäre es auch, Kultur in die Betriebe zu bringen. Im Akt steht vor allem drinnen, dass Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen eingeladen werden sollen, die bestehenden Kulturinstitutionen zu besuchen. Das finde ich gut, aber sehr spannend wäre es wirklich, das Kulturleben in den Betrieben stattfinden zu lassen, also irgendwie als Festwochen bis hin zu der City. So ähnlich kann man sich das schon vorstellen, dass auch in Betrieben ein kulturelles Leben stattfindet. Aber im Prinzip begrüßen wir es, wir stimmen zu, und vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Auch ich bin stolz auf die Mercer-Studie, auch ich bin stolz, dass Wien ausgewiesener Maßen eine so hohe Lebensqualität hat. Ich freue mich auch, dass Sie Kronzeugen haben, die Sie bei anderer Gelegenheit immer heruntermachen: Nämlich internationale Manager, die von Gier getrieben sind, wurden befragt, Hedgefondsmanager wurden befragt, und es wurden auch Manager befragt, die Sie bei anderer Gelegenheit als Heuschrecken bezeichnen. 

Also man sieht, Sie richten es sich her, wie Sie es brauchen, und jetzt feiern Sie die Mercer-Studie. Wir tun das auch, aber das stimmt, was mein Vorredner gesagt hat, Sie haben kein Monopol darauf. Wenn ich es spitz sagen müsste, müsste ich sagen, Wien hat eine tolle Lebensqualität nicht wegen der SPÖ, sondern trotz der SPÖ-Regierung. (Beifall bei der ÖVP – GR Heinz Vettermann: Ja, sehr logisch, aber weiter! – Heiterkeit bei der SPÖ.) Gut, also ich sehe, es funktioniert, und das gefällt mir.

Bei dieser Diskussion werden viele Themen angesprochen, darunter auch das aktuelle, bereits erwähnte Thema der Vereinigten Bühnen Wien, die ein Defizit von 6 Millionen machen, wie gesagt wurde. Hier wird die internationale Krise zum Zeugen für eine hausgemachte Krise aufgerufen. Es ist aber eine hausgemachte Krise der Musical-Sparte und wir haben immer davor gewarnt, kommerzielles Theater mit derart hohen Summen zu subventionieren. Und jetzt stellt sich heraus - und es ist dem neuen Direktor Drozda tatsächlich zu danken, dass er die Transparenz endlich gewährt - dass eine Musical-Karte im vergangenen Jahr aus öffentlichen Mitteln mit 36 EUR subventioniert wurde. In jeder anderen Stadt dieser Welt, die in der Mercer-Studie möglicherweise nicht so gut abschneidet, in jeder anderen Stadt dieser Welt werden Musicals als kommerzielle Theater geführt und haben nicht diesen derartig hohen Subventionsbedarf, der in Wien noch dazu führt, dass man damit gar nicht auskommt, weil die Stücke offenbar nicht jenen Zuspruch haben, der prognostiziert und kalkuliert wurde. Das Ronacher bleibt massiv hinter den Erwartungen zurück, sagt der Geschäftsführer. „The Producers“ waren ein Flop und die Auslastung beim schnell eingeschobenen Nachfolgestück „Frühlingserwachen“ scheint auch eher nicht sehr hoch zu sein. Das sind Flops, die die Geschäftsführung beziehungsweise die künstlerische Intendanz zu verantworten hat und es stellt sich schon die Frage, warum bei dieser Bilanz die Verträge vor der Zeit und ohne Ausschreibung verlängert wurden. Das ist nicht nur zu kritisieren, sondern das ist auch zu hinterfragen. Und es ist auch zu hinterfragen - wir haben das ja schon in einer schriftlichen Anfrage gemacht und warten noch auf die Antwort -, welche Rechtsmeinung hier zur Anwendung kommt. Nach unserer Ansicht sind derartige Verträge für leitende Mitarbeiter des Unternehmens öffentlich auszuschreiben und nicht unter der Hand zu verlängern. (Beifall bei der ÖVP.) 
Auch einige Worte zu dem vorliegenden Akt: Wir lehnen ihn ab. Nicht des Inhalts wegen, wir lehnen ihn nicht ab, weil wir nicht der Meinung wären, dass Kulturlotsen eine gute Sache sind, das ist eine gute Sache, aber wir sind der Meinung, dass es die ausgemachte Aufgabe des ÖGB ist, diese Dinge zu tun, und das nicht mit Subventionen der öffentlichen Hand zu tun, sondern der private Verein ÖGB soll einen Teil seiner Arbeit, die er der Kultur widmet, auch leisten und selbst bezahlen. Es werden zweimal 80 000 EUR zur Verfügung gestellt. 

Und das ist auch interessant, es werden nämlich bereits jetzt für das Jahr 2010 Subventionsmittel vergeben. Offenbar rechnen Sie damit, dass Sie die absolute Mehrheit verlieren werden, und Sie sorgen jetzt vor und präjudizieren schon den nächsten Gemeinderat. 

Das Geld könnte man für andere Projekte ganz gut verwenden, etwa für den Ausbau des Musikschulwesens in Wien. Hier geht es uns seit Langem um eine flächendeckende Versorgung der Wiener Kinder mit Musikschulen mit einem Angebot, das den Namen verdient. Ich darf daher gemeinsam mit meinem Kollegen Bernhard Dworak und mit Monika Riha einen Beschlussantrag einbringen: 

„Der amtsführende Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport möge zum Ausbau des Wiener Musikschulwesens folgende Maßnahmen setzen: 

Die Errichtung eines bedarfsgerechten Netzes an Musikschulen und dazugehörigen Außenstellen in jedem Wiener Bezirk, Einstellung von zusätzlichem Lehrpersonal an den Musikschulen zwecks Abbaues bestehender Wartelisten für Ausbildungsplätze.“ 

Das wäre im Übrigen auch eine konjunkturbelebende Maßnahme. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP) 
Des Weiteren bringe ich einen Antrag ein betreffend die Durchführung einer Volksbefragung über das Flakturmprojekt im Arenbergpark. Wir stimmen dem Antrag der Grünen aus einem einzigen Grund nicht zu: Wir sind genau wie sie der Meinung, dass es notwendig ist, die Bevölkerung zu befragen und wir sind genauso wie sie der Meinung, dass eine Kulturinitiative in den Flaktürmen eine höchst unterstützenswerte Angelegenheit ist. Wir meinen aber, dass der von Ihnen vorgeschlagene Weg, das über die Agenda zu spielen, langwierig ist, zu lange dauert, und wir meinen, dass man diese Befragung sehr rasch machen kann. 

Daher bringe ich einen Beschlussantrag nach einer umgehenden Volksbefragung gemäß § 112a ff der Wiener Stadtverfassung betreffend das Flakturmprojekt ein, zur Nutzung eines Turmes als internationales Zentrum für zeitgenössische Kunst. - In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn ich schon bei Anträgen bin, bringe ich auch noch einen Antrag ein - das Thema war heute auch schon auf der Tagesordnung - bezüglich des Datenskandals bei den Wiener Linien. Hier hat die Vizebürgermeisterin die vorliegenden und mit Dokumenten untermauerten Dinge der massiven Datenverletzung kleingeredet oder weggeredet. Es gibt Fakten, die darauf hindeuten, und es gibt massive Kritik sowohl der Arbeiterkammer als auch des ÖGB an dem, was die Geschäftsleitung hier offenbar toleriert hat, einreißen ließ oder jedenfalls Wirklichkeit werden ließ. Wir meinen, dass die höchstpersönlichen Lebensumstände von Mitarbeitern nicht bekannt zu machen sind, wir meinen, dass die Datenkommission das hoffentlich untersuchen wird und wir meinen, dass wir derartigen Dingen entschieden entgegentreten sollen. Ich bringe daher gemeinsam mit meinem Kollegen Wolfgang Gerstl einen weiteren Beschlussantrag ein: 

„Der Gemeinderat verurteilt die Bespitzelung der Mitarbeiter bei den Wiener Linien, spricht sich gegen die Verwendung solcher Arbeitgebermethoden aus und verlangt die Ausarbeitung von Maßnahmen, die solche Methoden in Zukunft unmöglich machen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung an den Ausschuss der Geschäftsgruppen Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Es geht also darum, dass die Finanzierung der Kultur nicht nur gesichert ist, es geht darum, dass diese Mittel von beachtlicher Höhe für die Kultur auch zu Recht aufgewendet werden. Damit kein Irrtum entsteht, wir unterstützen die Kultursubventionen der Höhe und dem Grunde nach, aber es geht uns immer wieder um das Gleiche, es geht darum, dass die öffentlichen Mittel effektiv, transparent und möglichst sparsam eingesetzt werden sollen. Ich danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm. 

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn die Opposition den Wunsch hat, als Schwerpunktthema einer Gemeinderatssitzung das Thema Kultur zu diskutieren, dann sind wir darüber immer sehr glücklich. Es gibt uns nämlich die Gelegenheit, über die Kultur und über die großartigen Erfolge der Wiener Kunst- und Kulturentwicklung zu diskutieren. Daher war es uns sehr recht, dass heute Kultur das Schwerpunktthema ist. 

Mir geht es ein bisserl wie dem Kollegen Schreuder. Ich habe mich schon gefragt vorher, womit kommen fünf FPÖ-Redner, also das war schon eine Frage, was da für ein Angriff gestartet wird und ich bin jetzt schon einigermaßen verwundert, wie das hier so abläuft. Da kommt die FPÖ heraus und erzählt Reisegeschichten aus Kurdistan, die ÖVP geht heraus und erzählt uns Vereinsgeschichten aus der Tschauner Bühne. (StR Johann Herzog: Unterhaltsam ist das!) Also, das ist höchst unterhaltsam und vielleicht ganz nett, diese Themen aber zum Hauptschwerpunktthema einer Kulturdebatte des Gemeinderates zur besten Zeit zu machen, ist ... (StR Johann Herzog: Wem sagen Sie das, wem sagen Sie das!) Halten Sie einmal ganz kurz die Luft an, Herr Herzog, und wenn Sie ein bisserl zuhören, werde ich es Ihnen erklären. Dafür bin ich jetzt eigentlich da, damit Sie mir zuhören können. 

Herr Herzog, was mich an den Reiseberichten der FPÖ aus Kurdistan freut, ist, dass es wieder einmal unterstreicht, dass Reisen bildet. (StR Johann Herzog: Schön, aber die Herabwürdigung!) Und wenn, unter uns gesagt, es zur Folge hat, dass die FPÖ erkennt, dass nicht alle Ausländer prinzipiell einmal böse sind, ja, dann bin ich sehr dafür, dass die FPÖ sehr viel reist. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Nach Afrika!) Also, bitte fahren Sie nicht nur nach Kurdistan, fahren Sie nicht nur in die Türkei, fahren Sie bitte nach Afrika, fahren Sie bitte nach Lateinamerika, fahren Sie bitte nach Polen, nach Bosnien-Herzegowina, nach Bulgarien, nach Rumänien, nach Moldawien, nach Russland. 

Wunderbar, und das hat auch den Vorteil, dass Sie nicht so oft in Wien sind, das hat aber auch den Vorteil, dass Sie vielleicht irgendwann dann einmal so viele Freunde haben, neben den Kurden, dass es dann nicht mehr so leicht ist, einfach so platt ausländerfeindlich zu sein, wie das die FPÖ bisher immer war. Also, ich habe Hoffnung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber um es jetzt auch ganz ernsthaft zu betreiben: Also, wir sind sehr dafür, dass wir einen Kulturaustausch mit den Kurden pflegen, und ich weiß sehr genau über die Problematik der Kurden Bescheid. Und jetzt sage ich Ihnen, dass ich schon 1992, horchen Sie mir kurz zu, (StR Johann Herzog: Ausgeschwiegen haben Sie sich!) Delegationsleiter einer Delegation des Wiener Landtages war, als uns der Herr Bürgermeister Zilk damals zur Wahlbeobachtung nach Kurdistan geschickt hat. Und ich war damals mit Peter Pilz (GR Dr Helmut Günther: Heidemarie Unterreiner!), mit der lieben Heidi Unterreiner, das sage ich bewusst so, und mit dem lieben Andi Salcher, auch mit dem lieben Peter Pilz, um ganz korrekt zu sein, alle drei sind mir lieb, wir waren in Kurdistan. Wir haben dann auch ausführlich im Gemeinderat, im Landtag, berichtet, wir haben Hilfsprojekte gemacht. 

Seit dieser Wahlbeobachtung des Jahres 1992 gab es fast keine Newroz-Veranstaltung in Wien von kurdischen Organisationen, wo ich nicht der Vertreter der SPÖ und der Stadt Wien war, und der Bürgermeister hat mich jahrelang zu Newroz-Veranstaltungen geschickt und ich habe unter den Bildern von Öczalan und anderen Kurdenführern wie Barzani oder Talabani gesprochen, weil uns das immer ein wichtiges Anliegen war. 

Das heißt, es ist nicht so, dass die Stadt Wien die Kurden entdeckt, nur weil die FPÖ Gott sei Dank heuer in Diyarbakir war, sondern wir haben das immer schon gemacht, (StR Johann Herzog: Aber geh!) und das lässt sich auch nachweisen in der Kulturförderung, weil wir ja gerade bei der Kulturdebatte sind. Es gibt unzählige kurdische Vereine, die Förderungen von der Stadt Wien, von der MA 7, erhalten und es gibt unzählige kurdische Veranstaltungen, wo wir auch teilnehmen, es gibt kurdische Buchmessen, kurdische Newroz-Veranstaltungen, alle möglichen Veranstaltungen, und wir haben das immer sehr ernst genommen. Das ist auch der Grund, warum wir mit gutem Gewissen zustimmen können, dass wir einen Kulturaustausch mit Kurdistan, mit Diyarbakir, machen, und ich kann Ihnen nur sagen, dass hier im Rathaus auch sehr viele kurdische Abgeordnete aus dem türkischen Parlament unter anderem mit mir gesprochen haben. Ich war nicht der Einzige, aber ich war einer, der mit vielen gesprochen hat. Das heißt, uns ist die Angelegenheit der Kurdinnen und Kurden insgesamt in allen Teilen Kurdistans, aber insbesondere in Nordkurdistan, in der Türkei, ein wesentliches Anliegen. 

Was wir nicht wollen, ist, dass hier der Eindruck entstehen könnte, das hat jetzt die FPÖ entdeckt und erfunden, etwa gar der Herr Mölzer. Und was wir auch nicht wollen, ist, dass dieses wichtige Thema der Menschenrechte missbraucht wird, um einen latenten Hass gegen die Türkei, gegen das potenzielle EU-Beitrittsland Türkei, auszuleben. Und das ist der einzige Grund, warum wir dem Antrag der FPÖ nicht zustimmen, sondern jetzt einen eigenen Antrag einbringen namens der Gemeinderäte Wolf, Ringler und mir, wo wir den Antrag stellen, einen Kulturaustausch der Stadt Wien mit Kurdistan, mit Diyarbakir, einzugehen. Wir haben aber bei diesem Resolutionsantrag alle Angriffe, die gegen den EU-Beitrittswerber Türkei gerichtet sind, herausgestrichen, weil das nicht Angelegenheit dieses Antrages ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur Wortmeldung von Kollegen Dworak kann ich nur sagen: Wenn wir jeden Verein, jede Vereinsgeschichte und jedes Vereinsgeschichterl so in der Hauptzeit des Gemeinderates diskutieren würden wie die Frage der Geschäftsführung der Tschauner Bühne, dann würden wir wahrscheinlich sehr viel zu tun haben. 

Jetzt will ich das gar nicht runtermachen, denn die Tschauner Bühne ist uns wert und wichtig, und wir werden heute auch eine Förderung beschließen, wie in den letzten 20, 30 Jahren, also so gesehen ist es in Ordnung. Nur, sich da herzustellen und zu sagen, da ist etwas Ungerechtes passiert, das finde ich einfach lächerlich. Da gibt es einen Intendanten, der ist mittlerweile 68 Jahre alt, ich schätze ihn sehr, ich kenne ihn gut, ich kenne ihn seit 30 Jahren, es ist Franz Strohmer. Nach 30 Jahren Intendantentätigkeit hat nun der Verein im Rahmen seines demokratischen Vereinslebens gesagt, wir machen einen personellen Wechsel. Und es gibt keinen Intendanten in der Stadt, der 30 Jahre Intendant einer Einrichtung war. Sogar Direktor Holender hat das nicht geschafft, also der ist auch schon lange Direktor, das aber erst 14 Jahre. Aber in allen anderen Häusern ist es klar, dass jemand eine Periode, zwei Perioden macht, vier Jahre, sechs Jahre, acht Jahre, aber dann kommt es zu Veränderungen, und wenn es 10 Jahre sind, ist es auch okay, aber wenn jemand nach 30 Jahren dort ausscheidet und als 68-Jähriger in die Pension geht, dann kann man nicht sagen, der ist gemobbt worden, und es ist irgendwas Unlauteres passiert. Und wenn ein mir sehr verbundener und von mir sehr geschätzter Präsident mit 80 Jahren sagt, ich habe jetzt 30 Jahre das Volksbildungswerk geführt, ich gebe das in neue kraftvolle Hände, dann muss man das einfach akzeptieren, und da hat man sich als Politik nicht einzumischen. 

Wir sind sehr glücklich, dass es diese personelle Veränderung und diese Neupositionierung des Wiener Volksbildungswerkes und der Bezirksfestwochen gibt. Das neue Team des neuen Präsidenten und der neuen Geschäftsführerin des Volksbildungswerkes ist höchst erfolgreich und hat in wenigen Monaten wahnsinnig viel verändert und weitergebracht, und ich freue mich sehr auf das Festival der Bezirke, das vom 1. bis 23. Juni stattfinden wird. 

Also, da jetzt irgendein Verschwörungsszenario zu vermuten, ist nur ein guter Beweis, wie gut die Wiener Kulturverwaltung dasteht, weil sonst hätte der Herr Dworak ein wichtigeres Thema als dieses. Wir können da sehr zufrieden sein. 

Was die Frage der Lebensqualität und die Wortmeldung des Herrn Schreuder betrifft: Natürlich ist das primär erfreulich für Wien. Es ist primär erfreulich für die Wienerinnen und Wiener und alle Institutionen, Betriebe, Vereine und alles, was in Wien lebt, arbeitet und Wien ausmacht. Es ist primär einmal ein Verdienst von Wien und von den Wienerinnen und Wienern. Nur, wenn eine Stadt von einer Regierung verwaltet wird, gestaltet wird, verantwortet wird, dann wird es wohl auch noch möglich sein, dass diejenigen, die für diese Entwicklung die Verantwortung haben, sich auch an dieser Entwicklung freuen. 

Und unter uns gesagt, natürlich gäbe es jetzt unzählige Beispiele, wo wir sagen können, wie Politik mit Lebensqualität zusammenhängt. Und jetzt sage ich Ihnen ein Beispiel, das vielleicht der ÖVP nicht ganz gefallen wird: Da gab es einmal eine Stadtregierung zwischen SPÖ und ÖVP, die ist deshalb gescheitert und auseinandergegangen, weil die SPÖ der Meinung war, wir machen auf dem so genannten Entlastungsgerinne – heute heißt das Donauinsel – ein Freizeitparadies und machen die Donauinsel, und die ÖVP ist damals aus der Regierung ohne Not rausgegangen, weil sie gesagt hat, das wolle sie nicht, sie wolle dort lieber einen Truppenübungsplatz. Das war konkret der Anlass dafür, dass die Koalition zwischen SPÖ und ÖVP in den 60er Jahren in dieser Stadt auseinandergegangen ist. 

Dieses sehr lang zurückliegende, historische Thema ist doch ein guter Beweis dafür, dass sehr wohl konkrete Politik dafür verantwortlich ist, ob wir jetzt in Wien einen Truppenübungsplatz haben oder eine Donauinsel, die das größte Freizeitareal mit dem größten Badestrand der Welt in einer Großstadt ist. Das ist Lebensqualität, und da haben sehr wohl politische Entscheidungen dafür die Verantwortung gehabt, dass diese Lebensqualität so hoch ist. Und dass das auch nicht vom Himmel fällt, das könnte ich jetzt, und jeder andere von uns da herinnen, jeder Stadtrat, jeder Gemeinderat, könnte das an vielen Beispielen im Umweltbereich sagen, im Jugendbereich, im Bildungsbereich, im Planungsbereich, im Wohnbaubereich: Würden wir nicht so eine Wohnbaupolitik machen, für die die Sozialdemokratie seit nun knapp 90 Jahren Rotes Wien steht, dann hätten wir nicht so hervorragende Bewertungen über die Wohnsituation, die die Stadt Wien betrifft. Das ist die Ursache für den Platz 1 in der Mercer-Studie. (Beifall bei der SPÖ.) 

Da heften wir uns nichts an die Federn, was ungerecht ist, das ist ein konkretes Ergebnis sozialdemokratischer Politik, und da dürfen wir uns wohl ein bisserl freuen und es zumindest sagen, wenn wir das erste Mal nicht nur als Kongresstourismusstadt und als Tourismusstadt die Ersten sind, sondern auch das erste Mal in der Lebensqualität tatsächlich den ersten Platz in der Welt haben. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und das kommt ja auch alles wieder zurück. Es ist ja nicht so, dass wir sagen, das hängen wir uns jetzt auf, und damit ist es erledigt. Es kommt zurück, weil Entscheidungen getroffen werden, wo Kongresse stattfinden, wo sich Betriebe ansiedeln, es Entscheidungen gibt, ob jemand als Intendant nach Wien geht oder lieber nach Bratislava oder nach Sofia. Das hat vielfältigste Auswirkungen auf Entscheidungen für diese Stadt, und daher ist es jetzt nicht so sehr für die SPÖ wichtig, sondern es ist wichtig für die Stadt Wien und für die Zukunft der Stadt Wien, dass wir jetzt hier eine internationale Unterstützung dafür bekommen haben, was die Qualität und den Erfolg unserer Politik betrifft. 

Was den Antrag der GRÜNEN zum Kulturbudget betrifft, kann ich nur sagen: Wenn wir im Gemeinderat prinzipiell beschließen würden, es gibt keine Kürzungen in Budgets, so heißt das damit, keine Veränderungen mehr im Budget, denn wenn das Budget immer gleich ist, dann beschließen wir jetzt, die Kultur hat 2,3 Prozent und egal, wie hoch das Budget der Stadt Wien ist, hat die Kultur 2,3 Prozent. Wenn wir das für die Kultur, aber auch für alle anderen Bereiche machen würden, dann bräuchten wir uns in Wirklichkeit hier nicht mehr zu treffen, dann wäre das heute unsere letzte Sitzung. Das wäre ziemlich schade und ich würde das echt vermissen. Ich muss ganz ehrlich sagen, ich würde das bedauern. Dann bräuchten wir uns einfach nicht mehr treffen, denn dann wäre ja alles festgeschrieben auf ewige Zeiten und wir schauen halt immer, wie viel Geld ist gerade da, das teilen wir dann auf, je nach dem, was wir Anfang des 21. Jahrhunderts einmal festgeschrieben haben, und dann bleibt es so. 

Ich sagte es schon, es ist skurril. Man kann nicht prinzipiell sagen, es soll sich beim Budget nichts verändern. Und gerade die letzten acht Jahre, also die Ära des Kulturstadtrates Andreas Mailath-Pokorny hat gezeigt, dass es gut war, dass wir es nicht festgeschrieben hatten, weil in diesen acht Jahren ist das Kulturbudget um 45 Prozent gestiegen. Da wären wir wirklich blöd gewesen, wenn wir 2001 beschlossen hätten, es darf nicht weniger werden und es darf nicht gekürzt werden, es soll sich aber sonst auch nicht verändern. 

Also, wir sind sehr dafür, dass man das immer anhand von konkreten politischen Konzepten diskutiert, und wir werden sehr dafür kämpfen, dass das Kulturbudget steigt. Das inkludiert in Wirklichkeit auch, dass wir natürlich dafür sind, dass es nicht sinkt, aber jetzt hier festzuschreiben, was wir als Stadt Wien in den nächsten Jahren als Budget zur Verfügung haben, das ist einfach unlauter. 

Wir haben deshalb die 4-Jahres-Förderungen geschaffen, unter anderem als Ergebnis unserer gemeinsamen Arbeit in der Theaterreform, weil wir gesagt haben, die Kultureinrichtungen, die die 4-Jahres-Förderung bekommen, sollen 4 Jahre die Sicherheit haben. Das haben wir, das ist so beschlossen, das ist State of the Art, und so soll es auch bleiben. 

Aber prinzipiell zu sagen, es darf überhaupt keine Veränderungen im Budget geben, weder im Kulturbudget noch im Gesundheitsbudget noch im Wohnbaubudget, das ist einfach das Ende der Politik, und das wollen wir auf keinen Fall haben. 

Nun der letzte Punkt, der Antrag der ÖVP auf Durchführung einer Volksbefragung über die Flächenwidmung im Arenbergpark: Da kann ich nur sagen, wir als SPÖ-Gemeinderäte im Rathaus sind derselben Meinung wie die Bezirksvertretung Landstraße, die das auch abgelehnt hat. Ich finde, das ist ein sehr interessantes Projekt, den Contemporary Art Tower im Arenbergpark zu realisieren. Es gibt ein hochgejubeltes, auch international hoch gejubeltes Konzept, es gibt jetzt einen Entwurf für einen neuen Flächenwidmungsplan, und der wird diskutiert und behandelt wie alle Flächenwidmungspläne. 

Da gibt es eine Bürgerbeteiligung, und die Bezirksvertretung Landstraße hat ja schon mit dem Agenda-Prozess begonnen - da brauchen wir auch keinen Antrag der ÖVP hier im Gemeinderat -, wo mit den Bürgerinnen und Bürgern, aber auch mit der Bezirkspolitik und mit dem Museum für Angewandte Kunst gemeinsam in einem Mediationsverfahren ein Weg versucht wird, wie man insgesamt den Bürgerinteressen entsprechen kann, und wie man auf der anderen Seite die Kunstinteressen wahrt. 

Wenn man heute hier einen Antrag beschließt und sagt, wir wollen auf alle Fälle eine Volksbefragung haben, dann kann ich Ihnen schon sagen, wie das ausgehen wird, weil da wird nämlich so polemisiert, wie es die Bürgerinitiative auch heute schon sagt. Die sagt: Wenn die Kunst kommt, dann kommen diese ganzen Figuren, diese Sandler, die Drogensüchtigen, die Ausländer, die vielen Leute, der Lärm, der Dreck, all das kommt. Und wenn ich die Bevölkerung frage, wollt ihr das alles haben, dann kann ich mir nicht vorstellen, dass man dort sehr leicht eine Zustimmung für ein Projekt bekommt. Das gilt aber übrigens für alles andere auch. 

Was wir wollen, ist ein ernsthaft geführtes Mediationsverfahren mit den Bürgerinnen und Bürgern, wo man sagt, okay, was wird das Kunstprojekt bedeuten, wenn es überhaupt dazu kommt. Es steht ja derzeit bei den Finanzierungen noch in den Sternen, aber, okay, es gibt einmal eine gute Idee, und wenn es diese gute Idee gibt, was sind die Wünsche der Bürger und worauf soll das Museum für Angewandte Kunst bei der Weiterverfolgung ihres Projektes Rücksicht nehmen. Das halten wir für einen gescheiten Weg, das ist auch der Weg, den die Bezirksvertretung Landstraße beschlossen hat, und den wollen auch wir gehen, daher werden wir diesem Antrag hier heute nicht zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Ich erteile es ihm und weise aber darauf hin, nach zehn Minuten muss die Wortmeldung unterbrochen werden. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich habe mir nicht gedacht, dass dieses Thema heute noch so ausführlich im Gemeinderat diskutiert wird. Anscheinend sind die Roten sehr nervös, wenn hier das Thema der Kurden berechtigterweise angesprochen wird, sodass der Bericht von StR Herzog hier so abgetan wird, als wäre das irgendwie so ein lustiger Reisebericht. Das ist eigentlich nur eine Respektlosigkeit gegenüber der Situation der Kurden in der Türkei, denn es handelt sich beim Bericht des Herrn StR Herzog um die Darstellung der echten Verhältnisse. Dies im Gegensatz zu Ihnen, die Sie ja bei den Diskussionen in den letzten Jahren immer, wenn über die Türkei gesprochen wurde, in den positivsten und schönsten Tönen gesprochen haben, vor allem, wenn es um den Beitritt der Türkei zur EU ging. 

Und da muss man differenzieren, und das machen wir als Freiheitliche, aber Sie haben wieder die Kopiermaschine angeworfen und unseren Antrag kopiert. Das soll uns recht sein, denn wir wissen, wir sind damit auf dem richtigen Weg. Es geht vor allem bei der Frage der Kurden natürlich um die Freiheit der Völker. Das ist vielleicht etwas, was Sie nicht so ganz verstehen, wenn wir auch für andere Völker Politik machen. Es ist für uns eine Selbstverständlichkeit, uns um die Freiheit der Völker, um die Freiheit der Kurden in der Türkei, zu kümmern, und damit auch um diesen Kulturaustausch mit den Kurden, da auch unsere Ideen in diesem Antrag verpackt sind. Und diesem Antrag werden wir natürlich zustimmen, auch wenn Sie ihn hier kopiert haben. 

Dieser Schwerpunkt Kultur: Heute gibt es ja nicht mehr viel Zeit, es wurde gesagt, wir reden heute über Kultur im Allgemeinen und es gibt Gelegenheit, auch über Kulturpolitik in Österreich und auch in Wien zu sprechen. 

Ich möchte das ein bisschen beleuchten: Ich weiß nicht, ob es Ihnen aufgefallen ist, dass in der Regierungserklärung des Herrn Faymann, die natürlich schon einige Monate her ist, kein einziges Wort zur Kulturpolitik gesagt wurde, und da sieht man eben auch den Stellenwert, den diese Bundesregierung der Kultur eingeräumt hat. Es wurde eben schon in der Unesco-Kommission zur kulturellen Vielfalt aus dem Jahr 2005, die man auch als die Magna Carta der Kultur bezeichnen könnte, das Menschenrecht auf kulturelle Vielfalt im Völkerrecht verankert. Kunst und Kultur sind somit Träger von Identität, und das wurde so auch festgelegt, aber im Programm der Bundesregierung vermissen wir das deutliche Bekenntnis zu Kunst und Kultur als Träger der österreichischen Identität. Wir fordern aber ein deutliches Bekenntnis zu Kunst und Kultur als Träger dieser österreichischen Identität ein. 

Und es ist eben die Tatsache auch bezeichnend für die Österreichische Bundesregierung, dass sich das 267 Seiten starke Regierungsprogramm nur mit 7 Seiten dem Thema Kultur widmet. Es handelt sich da um eine inhaltslose Ansammlung von Worthülsen und Steh-
sätzen. Man sieht also, dass das Kabinett Faymann auch im Kulturbereich ohne Vision und ohne Ziel und Phantasie agiert, denn es wird hier kein einziger Satz zur Bewahrung der Volkskunst verloren, wo doch auch zum Beispiel Musik, und vor allem Musik, eine der ganz besonders großen identitätsstiftenden kulturellen Säulen Österreichs, und vor allem auch Wiens, ist. 

Es wurde eben auch wieder einmal ein Antrag zum Thema Musikschulen eingebracht. Ich weiß, es gehört zwar zum Ressort Bildung, aber trotzdem ist ja das Thema Musikschulen ein kulturelles Thema, und es hängt eben auch vom Thema Musikschulen zum Großteil die Zukunft des Musiklandes Österreich und der Musikstadt Wien ab, und es steht eben auch der Ruf der Weltmusikmetropole Wien auf dem Spiel, wo eben Wien leider im Vergleich zu den anderen Bundesländern das Schlusslicht ist. 

Man sieht also, im roten Wien wird das Thema Musik so behandelt. Wir haben einen roten Bundeskanzler, eine rote Kulturministerin, man sieht also, die Kulturpolitik ist voll in roter Hand, und der Kulturstandort Österreich ist somit auch nachhaltig in Mitleidenschaft gezogen worden. 

Wenn man nun Wien betrachtet und Wien im eigenen Wirkungsbereich, da geht es eben sehr bunt zu. Man kann der Wiener Kulturpolitik im Gegensatz zur Bundeskulturpolitik nicht vorwerfen, dass sie ohne Ziel und ohne Vision arbeitet, da gibt es schon ein Ziel, da gibt es schon eine Vision und eine Phantasie, es zeigt aber die Prioritätensetzung, wohin der Wind weht, nämlich in eine völlig falsche Richtung, es geht nämlich wirklich extrem nach links. 

Wenn man zum Beispiel betrachtet, was Herr Bgm Häupl möglich macht, dass viele Steuergelder für linke Geschmacklosigkeiten ausgegeben werden und zum Beispiel gleichzeitig die Gebührenschraube hinaufgeschraubt wird, die Schulen kaputt gespart werden, Wohnen immer teurer wird, steht anscheinend die Förderung von linken Randgruppen und Minderheitenprogrammen hier im Mittelpunkt, und das ist anscheinend auch das Programm im roten Wien. 

Ich darf hier einige Beispiele anführen, wo eben Steuergelder für linke, eigenartige Projekte und Vereine hier im Kulturausschuss der Stadt Wien vergeben worden sind und weiter vergeben werden. Die FPÖ steht natürlich solchen Projekten negativ gegenüber wie zum Beispiel der Kunsthalle im Museumsquartier, die 300 000 EUR jährlich vom roten Wien bekommt, und wo dann zum Beispiel Ausstellungen stattfinden, wie „Porn Identity“ oder „Expeditionen in die Dunkelzone“, wo eben ausschließlich pure Pornographie zur Schau gestellt wird, und das auf mehreren Bildschirmen. Man kann durchaus sagen, das ist Geschmacksache, keine Frage, aber man muss ja nicht öffentliche Steuergelder für so was zur Verfügung stellen. Was jeder zu Hause macht, ist seine eigene Entscheidung, und man sucht eben den künstlerischen Aspekt auch dort vergebens, aber der Steuerzahler darf für diese Provokation tief in die Tasche greifen. Und die Kunsthalle hat ja eben auch in den letzten drei Jahren rund 12 Millionen EUR bekommen, und immer wieder haben dort laufende und geplante Aktivitäten die Gemüter erhitzt und erregt. Ich erinnere da zum Beispiel an die mexikanische Künstlerin Teresa Margolles, die sich in der Wiener Kunsthalle profilieren durfte und die Schändung eines toten Babys gezeigt hat. Das wurde den Wienerinnen und Wienern stolz als Kunst präsentiert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese Kunsthalle ist seit ihrem Bestehen ein Ort sehr zweifelhafter Projekte, beginnend mit den Vibratorspielen von Elke Krystufek bei der Eröffnung der Kunsthalle am Karlsplatz, missgebildete Säuglinge sind dargestellt worden bei der Ausstellung Kind und Welt, oder ein erigierter Penis, der zwischen die Beine eines Babys fährt. Das hat natürlich auch zur Abscheu der Bevölkerung geführt, aber nach wie vor wird diese Kunsthalle mit beiden Händen aus den Steuergeldern der Wiener Bürger finanziert. 

Und das ist eben, meine sehr geehrten Damen und Herren, Ihre Kulturpolitik, die wir ablehnen, und der Bürger lehnt sie auch mit uns ab. (Beifall bei der FPÖ.) 
Oder zum Beispiel Politagitation im Rahmen des Kunstprojektes „KanackAttack“, wo türkische Fahnen von dem deutschen Türken Feridum Zaimoglu aufgehängt worden sind, und Letzterer selbst gesagt hat, er wollte eine offensive Gegenattacke gegen den Integrationsdruck der Deutschen schaffen und er möchte sich die kulturelle Hegemonie erkämpfen mit 100 türkischen Fahnen unterschiedlicher Größe, die die Kunsthalle damals verhüllt haben, und er will mit dem Halbmond auf Rot deutsches Kulturgut erobern. 

Das erinnert ja irgendwie frappant an die Rede von Erdogan in Köln, die er vor rund einem Jahr gehalten hat und in welcher er die türkische Bevölkerung in Deutschland aufgerufen hat, sich nicht zu integrieren, sie aufgefordert hat, auch der Mehrheitsbevölkerung - der noch Mehrheitsbevölkerung - zu sagen, wo es langgeht, und wo Erdogan auch gesagt hat, dass die Minarette unsere Bajonette sind und die Gläubigen des Islam die Armee darstellen, und es nur eine Frage der Zeit sei, bis Europa islamisiert ist. Diese Ausstellung wurde mit 40 000 EUR der Steuerzahler mit Beschluss der roten Mehrheit im Rathaus subventioniert und das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist ein Skandal, vor allem angesichts der steigenden Islamisierung in den Wiener Bezirken, an Wiener Schulen, wo es doppelt so viel Islamunterricht gibt an machen Wiener Schulen als katholischen Religionsunterricht, wo wir ganz klare Studien haben, dass bis zum Jahre 2020 die Mehrheit der Pflichtschüler an den Wiener Schulen ...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Kollege Gudenus, nur zu Ihrer Information, sie haben noch eine Minute, dann muss ich unterbrechen. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (fortsetzend): Ja, danke. Ich habe damit gerechnet, es ist auch klar. Und wo eben Religionsbücher eingezogen werden mussten, wo wir aufgedeckt haben, dass dort ganz besonders beinharte Sachen aus der Scharia in den Wiener Schulen verbreitet werden. Und das bitte ist der Zustand, den Sie durch die Förderung solcher Ausstellungen noch vorantreiben wollen, und das lehnen wir ganz entschieden ab. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir werden nach der Dringlichen Anfrage weiter darauf zu sprechen kommen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich unterbreche die Sitzung zur Behandlung der Dringlichen Anfrage. 

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRen Mag Johann Gudenus, Mag Wolfgang Jung, und Veronika Matiasek eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Anfrage betreffend Sicherheitsnotstand in Wien vom Fragesteller möglichst begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfindet. 

Gemäß § 37 Abs 5 der Geschäftsordnung hat auf Verlangen vor der mündlichen Begründung die Verlesung der Dringlichen Anfrage zu erfolgen. 

Es wurde verlangt. Ich bitte daher den Schriftführer Kollegen Mahdalik um die Verlesung der schriftlichen Anfrage. Bitte!

Schriftführer GR Anton Mahdalik: Punkt 1: Werden Sie angesichts der Tatsache, dass rund 15 000 Asylwerber jährlich laut „Krone“ vom 26.1.2009 mit dem Gesetz in Konflikt gekommen sind und damit ein erhebliches Kriminalitätspotenzial für Wien darstellen, die von Ihnen bewusst übererfüllte Quote für die Aufnahme von Asylwerbern nunmehr einhalten oder gar Maßnahmen für die Senkung setzen? 

Punkt 2: Welche Begleitmaßnahmen für Asylwerber wird die Stadt im Rahmen der Unterbringung und Versorgung setzen, um der hohen Kriminalität durch diese Personen entgegenzuwirken?

Punkt 3: Welche neuen Maßnahmen werden Sie im Bereich der Jugendwohlfahrt setzen, um der hohen Kriminalität von Jugendlichen mit Migrationshintergrund entgegenzuwirken?

Punkt 4: Welche neuen Maßnahmen werden Sie im Bereich der Integration setzen, um der hohen Kriminalität von Jugendlichen mit Migrationshintergrund entgegenzuwirken?

Punkt 5: Wann werden Sie endlich einen technischen Ordnungsdienst oder etwas Vergleichbares für mehr Sicherheit und Ordnung sowie zur Unterstützung der Exekutive einsetzen?

Punkt 6: Halten Sie die derzeitige Sicherheitsaktion der Stadt Wien, Sicherheitsberatung in den Bezirken, die vor wenigen Bürgern stattfindet, wirklich für zielführend?

Punkt 7: Welche Opferschutzmaßnahmen werden Sie für die tausenden Betroffenen von Gewalt, Raub und Einbruch setzen?

Punkt 8: Was schlagen Sie angesichts der hohen Anzahl an nicht abschiebbaren Asylwerbern vor, die kein Recht auf Aufenthalt in Österreich und in dieser Stadt haben?

Punkt 9: Werden Sie sich angesichts des ausufernden Bettlerunwesens für ein zumindest zeitweiliges generelles Bettlerverbot aussprechen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung der Dringlichen Anfrage erteile ich Herrn GR Mag Jung das Wort.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Bürgermeister! Meine Damen und Herren! 

„Sicherheitsnotstand in Wien". - Es gab einmal einen Slogan, der hieß: „Worauf freut sich der Wiener, wenn er aus dem Urlaub zurückkommt?" Da hieß es dann als Antwort: „Aufs Schnitzel und auf das Hochquellwasser." (Bgm Dr Michael Häupl: Ankerbrot, Verzeihung!) - Ja, bitte, Ankerbrot mittlerweile. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Man muss schon bei der Wahrheit bleiben!) - Worauf freut sich aber der Wiener heute, wenn er zurückkommt? Herr Bürgermeister, wissen Sie auch die Antwort? Er freut sich darauf, wenn in seine Wohnung nicht eingebrochen wurde und wenn sein Auto unversehrt ist! Das ist die Realität!

Sie haben uns heute gesagt, Sie lesen Zeitungen und Sie sind des Lesens mächtig. Vielleicht haben Sie es übersehen, „Presse" vom Freitag, dem 27. März, also nicht so alt: „Rom und Athen sicherer als Wien." 

Wir haben heute mehrfach diese ominöse Mercer-Studie präsentiert bekommen, die von einer privaten Firma erstellt wurde und die sich auch mit der Lebensqualität der Manager in Wien befasst. Ich glaube schon, dass man im 19. Bezirk gut leben kann. Ich glaube schon, dass man im 13. Bezirk gut leben kann, wenn man im 1. Bezirk arbeitet und sogar in großen Teilen, den westlichen Teilen, von Liesing. Da sind Rodaun und Mauer. (GRin Claudia Smolik: Auch im 16. Bezirk kann man gut leben!) Aber gehen Sie in den 15. Bezirk, gehen Sie in weiten Teilen in den 11. Bezirk! Dort schaut die Situation ganz anders aus als im 19. Bezirk, Herr Bürgermeister!

Ich präsentiere Ihnen eine andere Studie, die aber von einer offiziellen Organisation ist, nämlich vom Büro für Drogen- und Verbrechensbekämpfung der UNO. Die stellt fest, dass in Wien der Einbruch in den letzten 12 Monaten - sie macht eine prozentuelle Bewertung der Wiener Betroffenen - bei 2,8 Prozent liegt. Gleichviel wie in Warschau, Herr Bürgermeister! Wir haben das Niveau von Warschau erreicht! (Bgm Dr Michael Häupl: Sie sind nicht mehr im Nationalrat!) New York, Paris, Athen, New York, Herr Bürgermeister, ich wiederhole es, damit Sie mir zuhören können, Paris und Athen sind wesentlich sicherer, erst recht Berlin, Budapest und sogar das früher für die Handtaschelzieher und so weiter berühmtberüchtigte Rom. Dort ist die Gefahr, Opfer eines Einbruches zu werden, nicht einmal halb so groß wie im ach so lebenswerten Wien! Die Steigerung bei den Wohnungseinbrüchen im vergangenen Jahr war 28 Prozent, in den Häusern über 60 Prozent!

Herr Bürgermeister, wie erklären Sie das den Leuten in Liesing, die im Bereich der Triester Straße wohnen, wo es Einbruchssteigerungen von 200 Prozent gegeben hat? (Bgm Dr Michael Häupl: Das müssen Sie erklären, nicht wir! Sie haben zugestimmt! Sie waren damals im Nationalrat!) Es ist auch kein Wunder, in Liesing fahren in der Nacht zwei Funkstreifen und sie warten 20 Minuten oder länger, bis etwas passiert ist. (Bgm Dr Michael Häupl: Sie haben zugestimmt! Erklären Sie das!)
Sie können sich ruhig aufregen, Herr Bürgermeister! Wien ist ein Paradies für Einbrecher geworden! Wien ist ein Paradies für Einbrecher aus dem Schengen-Raum! (Bgm Dr Michael Häupl: Nicht ich, erklären Sie das! Sie haben zugestimmt! Sie waren damals im Nationalrat!) Nein, da war ich leider nicht mehr! (Bgm Dr Michael Häupl: Aber ja!) Sie verstehen die Freizügigkeit im Schengen-Raum und die Freizügigkeit des Personen- und Warenverkehrs auf eine Art und Weise, die den Wienern recht wenig Freude macht! (Bgm Dr Michael Häupl: Nein, Sie!) Die Menschen haben mittlerweile verstanden, was Sie und die ÖVP uns mit der EU eingebrockt haben und was Sie und die ÖVP uns mit der Öffnung der Schengen-Grenzen eingebrockt haben, Herr Bürgermeister! Das ist die Situation!

Warum geben Sie uns denn keine Europaerklärung vor der Wahl, obwohl wir hier einen fertiggestellten Europabericht haben, Herr Bürgermeister? Ist es Ihnen nicht ganz geheuer, über das Thema „Europa und die Schengen-Öffnung" zu reden, weil Sie genau wissen, dass die Wiener das absolut nicht goutieren? Der Hut brennt, Herr Bürgermeister! Die Innenministerin hat richtig, aber auch als eigene Bankrotterklärung, festgestellt, die Einbrecher machen sich wie die Heuschrecken über uns her! Das Ballungszentrum Wien ist unser größtes Sorgenkind! (Bgm Dr Michael Häupl: Ein Wahnsinn!) - Sie sagen: „Ein Wahnsinn!", aber wenn Sie in Ihre Wohnung heimkommen, die verwüstet und ausgeleert ist, dann sagen Sie das nicht mehr! Dann reden Sie anders, Herr Kollege! 
Die Wiener Polizei sagt, die Innenministerin hat noch nicht die mögliche und notwendige Effizienz. Das sagt die Innenministerin! (Bgm Dr Michael Häupl: Das ist ja ein Damaskus-Erlebnis, das Sie da haben!) Also bleiben wir bei dem, Herr Bürgermeister! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wer ist denn zuständig?) Worüber freut sich der Wiener, wenn er in der Früh aus dem Fenster schaut, Herr Bürgermeister? Er freut sich, wenn sein Auto noch da ist! Das ist die Realität! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Was reden Sie da?) - Schauen Sie einmal nach, Herr Kollege! Über 30 Prozent ist die Zunahme von Autodiebstählen und bei Autoeinbrüchen und die Hälfte davon in Wien! Ihr Fahrrad stehlen sie Ihnen wahrscheinlich nicht so leicht, zumindest wenn es ein älteres Modell ist, Herr Kollege! Das ist die Realität! Lassen Sie einmal etwas im Auto liegen! Aber wenn wir von der FPÖ darauf hinweisen, dann wird die Statistik frisiert, wird schöngeredet! Das, was vor zehn Jahren als schlechte Entwicklung angefangen hat (GR Karlheinz Hora: In Ihrer Regierungszeit!), ist bei Weitem von der Realität überholt worden! (Beifall bei der FPÖ. - Bgm Dr Michael Häupl: Da waren Sie in der Regierung!) 

Wenn Sie sich darüber aufregen, reden Sie es schön! Sie wollen den Bürgern geradezu, Herr Bürgermeister, weismachen, dass sie selbst schuld sind, wenn sie ihr Handy im Auto liegen haben! (Bgm Dr Michael Häupl: Nein, Sie sind schuld!) Natürlich, die armen Kriminellen! (Bgm Dr Michael Häupl: Sie waren in der Regierung! Vor zehn Jahren waren Sie in der Regierung!) Ich bin schuld, wenn jemand sein Handy im Auto liegen hat! Herr Bürgermeister, Sie stellen sich fürchterlich an! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sie haben das herbeigeführt!) Sie wollen den Leuten noch weismachen, dass sie mitschuldig sind, wenn sie etwas im Auto liegen lassen! Wo sind wir denn hingekommen, meine Damen und Herren? Österreich war ein Land, wo man früher den Hausschlüssel unter der Fußmatte liegen lassen und weggehen hat können. (GR Dr Herbert Madejski: Heute fladern sie dir schon die Fußmatte!) Heute schaut es anders aus, auch bei uns und gerade bei uns in Wien! (Bgm Dr Michael Häupl: Was wollen Sie damit sagen?)
Bleiben wir bei dem, worüber sich der Wiener freut, Herr Bürgermeister. Ja, weniger! Er freut sich, wenn er für seine Kinder einen Platz in einer ordentlichen Schule kriegt, in einer Schule, in der ordentlich unterrichtet wird. Aber es hapert halt mit den guten Schulen. Warum drängen sich denn alle in die Privatschulen, vom Gusenbauer angefangen? Es ist ein Andrang auf die Privatschulen, wie es ihn noch nie gegeben hat, nur muss man sich das halt auch leisten können und einen Platz kriegen. Das ist die Situation. In den öffentlichen Schulen müssen Sie Angst haben, dass Ihnen der Plafonds auf den Kopf fällt! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wovon sprechen Sie?) In den öffentlichen Schulen müssen Sie Angst haben, und das hat auch mit Sicherheit zu tun, dass die Kinder in überfüllten Containern sitzen. In den öffentlichen Schulen müssen Sie Angst vor Kriminalität und Mobbing haben. Und das ist erst der Anfang einer verheerenden Situation! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wovon sprechen Sie?)
Ich werde Ihnen gleich ein Beispiel bringen, Frau Kollegin! Ich werde Ihnen ein Beispiel bringen! Sie reden ja die Vorfälle immer klein! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Mein Kind geht in eine öffentliche Schule!) Die Worte eines Lehrers, der seine Kinder vor Kurzem gegen eine Schlägerbande beschützen wollte und der krankenhausreif geprügelt wurde: „Wir haben in unserer Mittelschule genug vom permanenten Straßenterror. Erst kürzlich habe ich einen Schüler mit zertrümmertem Knie ins Spital geführt. Ich bin 28 Jahre lang Lehrer, aber einen Zustand wie jetzt habe ich noch nicht erlebt." - Wenn Sie sehen wollen, wie der Lehrer nachher ausgeschaut hat, nachdem sie ihn niedergeprügelt haben, dann zeige ich Ihnen gerne dieses Bild, Frau Kollegin! Das waren Ausländer und das ist nicht von uns, das ist von einem Lehrer. (Bgm Dr Michael Häupl: Und wer waren die Prügler?) - Der wohnt in der Leopoldstadt. In der Leopoldstadt ist das passiert. (Bgm Dr Michael Häupl: Und wer waren die Prügler?) - Was weiß ich, wer die Prügler waren, Herr Kollege! (Bgm Dr Michael Häupl: Aber das sollten Sie wissen!) Von den Vornamen her kann ich Ihnen nicht sagen, wie sie mit Familiennamen heißen, Herr Kollege, aber Sie können auch aus den Vornamen genügend schließen! (GR Kurt Wagner: Was schließen Sie?)

Jetzt komme ich zu einem Beispiel aus Liesing: Genau das Gleiche, was jetzt vor Ostern noch passiert ist, Herr Bürgermeister. Man wollte an die Brückenschule in Liesing einen Schüler versetzen, der bereits mehrfach wegen Gewalttaten aufgefallen ist, der Elektroschocker und so weiter, unerlaubte Waffen in der Schule mitgehabt hat, den man aus der Schule gefeuert hat. Die Eltern waren schwer beunruhigt. Sie kennen den Fall, Herr Bürgermeister, weil man hat ihn Ihnen vorgetragen, Sie sind dann eingeschritten und haben interveniert! Was war los? Man hat diesen Schüler in diese Schule abschieben wollen. Dann haben sich die Eltern auf die Hinterfüße gestellt. Das hat nichts genutzt. Die Schulinspektorin und alle haben sie abgewimmelt. Erst als sie dann versucht haben, über uns an die Öffentlichkeit zu kommen, als das gelungen ist, ist der Apparat plötzlich aktiv geworden, und als die Eltern gesagt haben, wenn das passiert, schicken sie ihre Kinder nicht in diese Schule. Sie haben einen Schulstreik vor der Nase gehabt und das Fernsehen hat sich auch dafür interessiert. Was war dann? Plötzlich gab es Auskünfte und die Schulinspektorin hat gesagt, der ist nicht harmlos. Die Schulinspektorin hat gesagt, dieser Kerl hat echte Waffen mit sich geführt und wurde zwei Mal bei der Polizei angezeigt. Und wie schaut die Sicherheit aus? Jetzt schicken Sie ihn an eine andere Schule. Das Problem ist die Art und Weise, wie Sie in der SPÖ Probleme lösen, Herr Bürgermeister! So schaut es aus!

Jetzt kommen wir zu dem, was die Wiener nicht freut und was die Wiener ärgert, nämlich dass Sie diese Situationen dauernd schönreden, statt die Ursachen zu bekämpfen, dass ein Zusammenbruch der Sicherheit in Wien von Ihnen noch immer auf eine Regierung geschoben wird, die 2002 ins Amt gekommen ist. Dabei haben wir schon zwei rote Bundeskanzler verbraucht. Der zweite nützt sich jetzt gerade ab. Das ist die Realität! Und vorher haben wir jahrzehntelang rot-schwarze Regierungen gehabt. 

Worüber ärgert sich der Wiener? Wenn er in den Gemeindebauten an den Rand gedrängt wird, wenn man ihm dauernd erklärt, er muss Toleranz üben, wenn Sie ihm sagen, die Hausordnung ist einzuhalten, aber die Hausordnung darf nicht aufgeschrieben und an die Wand gehängt werden. Was ist denn das für eine Hausordnung, die da eingehalten wird, statt dass Sie gegen die Störenfriede vorgehen? 

Wenn die Kinderspielplätze und Parks in ganzen Bereichen von entsprechend ethnischen Gruppen kontrolliert werden und die einheimischen Kinder nicht mehr hineinkommen, wenn man auf Schritt und Tritt angebettelt wird, von Betrunkenen angepöbelt wird, von Süchtigen und Schnorrern angegangen wird, ist das die Realität, zum Beispiel in vielen U-Bahn-Bereichen! (GR Dr Herbert Madejski: Das wissen sie eh alles!) Der Drogenverkauf in den U-Bahnen ist mittlerweile praktisch zur Selbstverständlichkeit geworden. Dafür regen sich die Verkehrsbetriebe auf und machen Umfragen, ob Leberkäsesemmeln in der U-Bahn stören. Dass die Drogenverkäufe stören, auf die Idee kommen Sie nicht! Das ist Ihre Klientel, über die Sie in Wirklichkeit dauernd schützend die Hand halten! Es wird nichts unternommen! Da nützen Ihnen Ihre U-Bahn-Aufsichten überhaupt nichts! (Bgm Dr Michael Häupl: Das ist ja ein Horror! Völlig meschugge, unter dem Schutzmantel der politischen Immunität solchen Mist zu behaupten!) - Sie kommen eh dran, Herr Bürgermeister!
Operation "Leopold", neulich der Polizei: 174 Festnahmen Österreich-weit. Davon 145 überwiegend Schwarzafrikaner laut Polizeibericht.

Sie unterstützen Punks und linke Randalierer! Sie stellen ihnen ein Haus zur Verfügung, Herr Bürgermeister! (Bgm Dr Michael Häupl: Sagen Sie mir das draußen, Herr General!) Jetzt sind Sie wieder nervös, weil Sie „General" sagen, ich weiß! (Bgm Dr Michael Häupl: Sagen Sie mir das draußen! Sie lügen wie ein Einser!) Sie zahlen ihnen das und das brennen die Wiener! Das brennen, Herr Bürgermeister, die Wiener, die von den Leuten noch dazu zum Narren gehalten und auf Plakaten und Banderolen verspottet werden! (Bgm Dr Michael Häupl: Schauen Sie Ihre eigenen Plakate an! Das ist ja lächerlich!) Sie, Herr Bürgermeister, machen sich indirekt lustig über die Hausbesitzer und über die Anrainer (GRin Nurten Yilmaz: Wer macht sich lustig?), die Häuser haben, die besprayt werden, die verdreckt werden und so weiter! Gehen Sie einmal in die Burggasse, dann werden Sie sehen, was dort läuft! Und Sie sagen, Graffiti-Sprayen in Wien ist erlaubt! (GR Karlheinz Hora: Wissen Sie, wer die Häuser besprayt? Da wäre ich sehr vorsichtig!) Sie ermuntern sie geradezu, Herr Bürgermeister! Das ist die Realität!

Hier ist eine heuchlerische Politik im Gange, die ganz unglaublich ist! Und was macht die SPÖ, Herr Bürgermeister? Was, Herr Bürgermeister, machen Sie dagegen? Sie schreiben einen Brief. Das macht die SPÖ immer dann, wenn sie nicht weiterkommt. Das hat schon der Exkanzler Vranitzky so gemacht. Er war nicht lange nach seinem Rentenbrief wirklich ein Ex, Herr Bürgermeister!

Ihnen glaubt man mittlerweile auch nichts in der Kinderbetreuung. Sie glauben doch nicht im Ernst, Herr Bürgermeister, dass Sie das Problem gelöst haben, dass Sie im Herbst die Kinder wirklich alle unterbringen werden! Dann sagen Sie noch wortwörtlich, dass dann, wenn das funktioniert, eineinhalb Jahre später, kein Kind mehr ohne ausreichende Deutschkenntnisse in die Schule kommen wird. Herr Bürgermeister, das glauben Sie doch selbst nicht! Da lachen ja die Hühner und sogar der Minister Hahn! Denn das ist unmöglich und nicht umsetzbar! Sie versprechen etwas, was nicht umgesetzt werden kann!

Ihre Sicherheitsinformationen für die Bezirke gegen die Einbrecher können Sie vergessen! Das nimmt Ihnen mittlerweile niemand mehr ab! Wir haben schon gehört, 24 Leute als Besucher.

Dann geht es weiter, Sie versprechen, damit mehr Sicherheitsgefühl aufkommt, dass von der Stadt für Sicherheitsmaßnahmen mitgezahlt wird. Ich bekomme jetzt die Anrufe von den Bürgern und habe das nicht glauben wollen, gezahlt wird schon, aber nur für die Wohnungstüren in den Wohnungen. Für eine Gartentüre, schon gar nicht in einem Reihenhaus oder Einfamilienhaus, wird nichts mitgezahlt. Da wohnen anscheinend die Bourgeois und die Kapitalisten, die man bei den Einbrüchen nicht unterstützen muss. Das gilt also offenbar nur für die Wohnungstüren. So schaut es aus! Hier ist eine Täuschung nach der anderen im Gange! 

Dann führen Sie zur Täuschung Ihre berühmten Buntkappler ein, Herr Bürgermeister, Schwarzkappler, Weißkappler, Park-Sheriffs, U-Bahn-Aufsicht, Parkaufsicht, „Waste Watcher“! Es fehlen nur noch, habe ich Ihnen schon gesagt, die Baywatcher am Donaukanal im roten Dress! (Bgm Dr Michael Häupl: Das würde Ihnen gefallen!) Sie sollen Aktivitäten vermitteln und, das muss ich Ihnen sagen, bei allem persönlichen Arrangement erreichen diese Leute fast nichts, weil sie nicht koordiniert arbeiten. Dann haben Sie noch die wenigen „Night Watcher“, die noch weniger erreichen, weil sie rechtzeitig in der Nacht abgezogen werden. Würden Sie sie mit einer Laterne und Hellebarde ausrüsten und als Touristenführer für Wien bei Nacht einsetzen, würde es mehr bringen. 

Jetzt sage ich Ihnen, was wirklich zu tun wäre, Herr Bürgermeister: Sie reden sich immer auf die Vergangenheit und die Bundesregierung und auf fehlende Kompetenzen aus. Wenn es darum geht, den Polizeichef von Wien zu bestellen, ist keine Rede von fehlenden Kompetenzen. Da wollen Sie mitreden und reden auch nicht zu Unrecht mit. Wenn es darum geht, eine Polizeiwache zu eröffnen, ist die ganze SPÖ-Prominenz vorhanden. Aber Sie haben ja nichts zu sagen! Selbst Kleinstädte, wie zum Beispiel Bad Ischl, haben eine eigene Stadtpolizei, können sich diese halten und vergrößern sie sogar, um Aufgaben an diese Stadtpolizei zu übertragen, damit die wirkliche Exekutive entlastet wird. Aber Wien bürdet der Exekutive noch zusätzliche Aufgaben auf. Fiakergesetz, Jagdgesetz, Fischereigesetz, Kinogesetz, Veranstaltungsgesetz und noch mindestens sechs oder sieben weitere Verordnungen, vom Campieren bis zum Reitsport im Prater, werden von der Exekutive abgedeckt, die Sie der Polizei abnehmen könnten. (Bgm Dr Michael Häupl: Lauter Sicherheitsfragen!) Nach Polizeiangaben, das sage ich Ihnen auch, gehen über 100 000 wertvolle Stunden von Spezialisten allein darauf, dass unerledigte Parkstrafen kassiert werden müssen. Das ist die Realität und hier könnten Sie ansetzen! Die Polizei braucht mehr Unterstützung und Verständnis für ihre schwierige Arbeit gegenüber den Kriminellen. Da muss, sage ich auch ganz deutlich, Schluss sein mit dem Vorgehen mit Samthandschuhen. Es kann, das stimmt, auch bei dem einen oder anderen Verdächtigungen damit einen Unschuldigen treffen, dass er vielleicht einmal etwas härter bei der Ausweiskontrolle kontrolliert wird, da kann auch etwas schiefgehen, ist auch passiert, aber im Vergleich zu dem, was den vielen Hunderttausenden passiert, ist ein Durchgreifen der Polizei und auch eine entsprechende Unterstützung, wenn einmal etwas schiefläuft, angebracht. 

Die Polizisten sind zunehmend gefährdet. Wir haben jetzt wieder einen Fall gehabt, niedergestochen bei der Kontrolle, weil er eben erst einmal zu vorsichtig war und weil er eben nicht mit vorgehaltener Waffe kontrolliert hat. Warum glauben Sie denn, Herr Bürgermeister, dass in Österreich jetzt die jungen Polizisten in die Städte zwangsrekrutiert werden müssen? (Bgm Dr Michael Häupl: Wie bitte?) Nicht weil in dem betroffenen Bereich die Lebensqualität so hoch ist! Die Lebensqualität ist nicht so hoch! Schauen Sie, wie viele Bürger von Wien in den Speckgürtel hinausziehen, weil es draußen besser zum Wohnen ist und weil die Schulen besser sind! Das ist die Realität! (Beifall bei der FPÖ. - GR Karlheinz Hora: Wer hat denn die Gendarmerie abgesetzt? Es gab einmal jemanden, der gesagt hat: „Lernen Sie Geschichte!" Das sollten Sie sich zu Herzen nehmen!)

Fassen Sie einmal Ihre unterschiedlichen Kappler zusammen und machen Sie einen städtischen Ordnungsdienst!

Wir brauchen auch entsprechende Regelungen für die Schulen und das Kindergartenpersonal. Dort laufen Ihnen doch auch die Kinder davon. Wir sind Nummer 1 bei der Kriminalität, das ist richtig, Nummer 1 bei den Autodiebstählen! Herr Kollege, das ist Wien! Es laufen auch die Kindergärtnerinnen davon! Die Tochter von Frau Laska geht nach Niederösterreich. Was glauben Sie, warum? Es wird Zeit für null Toleranz!

Herr Bürgermeister, Sie waren leider nicht in Malmö, weil Sie immer sagen, Sie wollen keine Zustände wie in Paris oder Berlin. Dort hätten Sie den Bürgermeister fragen können, was er für Zustände hat. Das ist ein roter Bürgermeister, keiner aus dem konservativen Bereich. Was ist dort? Dort haben sie einen Stadtteil, den es schon lange gibt, einen Stadtteil, in dem sie die gröbsten Schwierigkeiten haben. Den haben sie uns natürlich nicht gezeigt! Was war dort in der Woche vorher? Ich habe es aufmerksam in den Medien verfolgt: Überfälle, Brandstiftungen, Schießereien. Die Feuerwehr hat sich geweigert auszurücken, weil man ihnen die Schläuche beschneidet, weil man sie mit Brandflaschen beschmeißt und mit Steinen bewirft. So schaut die Realität aus, wenn man mit der Multikulti-Situation nicht fertig wird! Vor diesem Zustand, Herr Bürgermeister, sind wir und Sie flüchten vor dem Zustand in die Seitenblicke-Gesellschaft! Das ist die Realität! „Häupl ist nur noch eine halbe Portion", steht in der „Woman"! So heißt die schöne Zeitung. Das ist das Medium, das der Herr Bürgermeister jetzt für sich entdeckt hat. Herr Bürgermeister, das ist ein Thema, das hätte die Weight Watcher interessiert. Abgenommen haben Sie, Herr Bürgermeister, aber abgenommen haben Sie in Ihrer Beliebtheit! Abgenommen hat die SPÖ an Zustimmung draußen! Das ist die Realität, Herr Bürgermeister! (Beifall bei der FPÖ. - Bgm Dr Michael Häupl: Täuschen Sie sich nicht!)

Wie erwidern Sie Ihre markigen Sprüche? „Man schickt mich in den Krieg gegen diesen Finsterling, um auch in der Zukunft ein von der Welt bewundertes Wien zu haben." - Das ist schon ein toller Ausspruch, Herr Bürgermeister! Aber die Wiener erwarten von Ihnen keine starken Sprüche, sie erwarten eine Lösung ihrer Probleme! Eines sage ich Ihnen, Herr Bürgermeister, Sie werden aus diesem Krieg nicht, wie Sie selbst gesagt haben, nur verschwitzt und leicht blutig zurückkommen! Da helfen auch Ihre, wie Sie selbst gesagt haben, gelegentlich groben Worte nicht! (GR Prof Harry Kopietz: Ja, wie jetzt eben!) Herr Bürgermeister, Sie haben eine Niederlage vor den Augen! Der bevorstehende Verlust der absoluten Mehrheit wird das Ende Ihrer Karriere sein, Herr Bürgermeister! (Beifall bei der FPÖ. - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie nehmen den Mund ein bisschen zu voll!) 

Am 7.3.2001 haben Sie, Herr Bürgermeister, gesagt: „Wenn wir verlieren, dann gehe ich." - Ich stelle Ihnen abschließend die Frage: Gilt das auch für die nächste Wahl? Wir werden sehen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Nachdem Sie durch ständige Wiederholungen mit Sicherheit nicht zu unserer Erheiterung beitragen, sondern eher zu einer intellektuellen Beleidigung, die Sie heute hier abgeliefert haben, muss ich mich bedauerlicherweise auch wiederholen. Was immer Sie hier für eine Suada ausbrechen, es ändert nichts an der Tatsache, dass Kriminalitätsbekämpfung Bundesangelegenheit ist. Daher ceterum censeo: (Beifall bei der SPÖ. - GR DDr Eduard Schock: Nur Ausflüchte!) 

Kriminalitätsbekämpfung ist Aufgabe der Bundespolizei. (GR Mag Wolfgang Jung: Deswegen muss man sie entlasten!) Deswegen heißt sie auch so. Das ist im Prinzip gut und richtig so. Ein von Ihnen durchaus geschätzter ehemaliger Innenminister, der von der Österreichischen Volkspartei gewählt wurde und der nunmehr Spitzenkandidat der ÖVP bei den aktuellen Europawahlen ist, nämlich Ernst Strasser, sagt völlig zu Recht: „Innere Sicherheit ist Polizeiangelegenheit." Ich sage Ihnen, das ist verfassungsrechtlich absolut korrekt. Denn das Sicherheitsbedürfnis der Menschen verlangt diesen Einsatz. Bundesangelegenheit. Sie werden noch so viel herumschreien, noch so viel herumgrölen, mich noch so viel persönlich schimpfen können, bis hin zum wirklich lächerlichen persönlichen Angriff, das ist mir völlig wurscht. Ihre Verantwortung für die Sicherheitsdefizite in diesem Land, die natürlich bestehen, werden Sie nicht wegreden können! Sie werden sie nicht wegreden können! (Beifall bei der SPÖ. - StR Johann Herzog: Wieso wir? Wer sitzt in der Regierung? SPÖ und ÖVP!) 

Sie, Herr GR Jung, waren damals Nationalratsabgeordneter, als jene Beschlüsse gefasst wurden, die zur Reduzierung von tausend Polizisten in der Stadt geführt haben. Sie sind persönlich dafür verantwortlich, dass es dazu geführt hat, dass wir zu wenig Polizisten in dieser Stadt haben und sind damit für die Kriminalität verantwortlich! (Beifall bei der SPÖ. - GR DDr Eduard Schock: Das glaubt Ihnen kein Mensch!) 

Ihre Show können Sie hier abziehen, das ist okay, aber es wird Ihnen niemand glauben! Appellieren Sie nicht an die Vergesslichkeit der Menschen! (StR Johann Herzog: Das werden Sie schon noch sehen!) Sie haben sich sehr gut gemerkt, wer dafür verantwortlich ist, dass es heute, im Jahre 2009, um mehr als tausend Polizisten weniger gibt als vor zehn Jahren, im Jahre 1999. Dafür sind Sie verantwortlich! (Beifall bei der SPÖ. - StR Johann Herzog: Ihr Innenminister Einem ist dafür verantwortlich!) 

Seien Sie mir nicht böse, aber Ihre Worte haben sich schon deswegen disqualifiziert, wenn man heute hergeht und allen Ernstes im Wiener Gemeinderat behauptet, dass es eine Zwangsrekrutierung von Polizisten gibt! Glauben Sie wirklich, dass wir im Zigeunerbaron sind? (StR Johann Herzog: Sie werden nach Wien zugeteilt, Herr Bürgermeister!) Das ist doch absurd! Wer soll denn heute jemanden zu irgendetwas zwangsrekrutieren? Hören Sie doch auf! Das ist wirklich ein unfassbarer Unsinn, dem man heute entgegentreten muss! (Beifall bei der SPÖ.)

Man kann doch niemals zwangsrekrutieren! Das war vielleicht bei der kaiserlich-königlich österreichisch-ungarischen Armee so! Keinen Menschen kann man heute zwangsrekrutieren! Hören Sie doch auf! Halten Sie die Leute nicht für so blöd! Das ist doch lächerlich! (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Das sind die Planungen Ihrer Regierung!) 

Ihre, nicht meine, Überheblichkeit wird sich von selbst richten! (GR Anton Mahdalik: Wer ist überheblich?) Sie sind überheblich, weil Sie sich heute hier hinstellen und meinen, dem Wiener Bürgermeister das Defizit bei den Polizisten in die Schuhe schieben zu können, für das Sie, insbesondere Sie, Herr Jung, letztendlich verantwortlich sind! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: Wir reden von der Kriminalität, nicht von der Polizei!) 

Daher einmal mehr und klar, wenn Sie auf Plakaten, in Inseraten oder wo auch immer sonst behaupten, dass der Wiener Bürgermeister dafür verantwortlich ist, dass es heute weniger Polizisten als vor zehn Jahren gibt (GR Dr Herbert Madejski: Das hat er nie gesagt!), sagen Sie bewusst die Unwahrheit! (GR Anton Mahdalik: Wo steht denn das?) Sie können im deutschen Duden, der Ihnen wahrscheinlich der liebste ist, nachschauen, wie man so jemanden nennt, der bewusst die Unwahrheit sagt! Schauen Sie auf Ihre eigenen Plakate, dort steht das drauf! Sie sagen bewusst die Unwahrheit! (Beifall bei der SPÖ.)
Damit, sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates, ich Ihnen nicht länger ähnlich die Zeit stehle wie andere, darf ich nun zur konkreten Beantwortung der Fragen kommen:

Zu Frage 1: Am 1. Mai 2004 traten zwischen dem Bund und den Ländern die nach Art 15a B-VG abgeschlossene Grundversorgungsvereinbarung und am 13. Oktober 2004 das Wiener Grundversorgungsgesetz in Kraft. Sie bilden die Rechtsgrundlage für die Grundversorgung in Wien. Als allgemeine Zielsetzung der Grundversorgung wurden die einheitliche Betreuung von Flüchtlingen in ganz Österreich, die quotenmäßige Verteilung in den Bundesländern, die Kostenteilung zwischen Bund und Ländern im Verhältnis 60 zu 40 und die Erfassung aller schutz- und hilfsbedürftigen Fremden festgeschrieben. Dieser 15a-Vereinbarung hat auch Jörg Haider, damals noch Obmann der Freiheitlichen Partei, zugestimmt. 

Die Ausgangssituation im Jahr 2004 lässt sich dabei wie folgt beschreiben: Die von Expertinnen und Experten angenommene Anzahl von insgesamt rund 16 000 in Österreich zu versorgenden Zielgruppenangehörigen wurde bereits im ersten Monat erreicht. In Wien waren im Mai 2004 bereits 4 130 Personen in Grundversorgung. Das heißt, die Quote wurde bereits damals mit 125 Prozent überschritten. Es hat sich ein rascher Anstieg von Grundversorgungsberechtigten bis Anfang 2005 gezeigt. Das ist auch weltpolitisch erklärbar. Österreich-weit waren rund 29 000 Personen in Grundversorgung, wobei Wien mit Stichtag 31. Jänner 2005 über 9 676 Personen verzeichnete und damit den Höchststand, nämlich 178 Prozent, erreichte. Seit Ende 2005 ist die Anzahl der Grundversorgten stetig gesunken. Mit März 2009 befanden sich Österreich-weit zirka 23 204 Personen in Grundversorgung, davon 5 837 in Wien. Das entspricht einer Quotenübererfüllung von 130 Pro-
zent. 

Wien ist eine Großstadt und übt als solche auch eine große Sogwirkung auf Asylwerber und -werberinnen aus. Zudem gibt es seit Anbeginn der Grundversorgung Bundesländer, die die Quote nicht erfüllen. Die Grundversorgung in Wien stand praktisch von Anfang an vor dem Problem, dass viele Zielgruppenangehörige aus der Erstaufnahmestelle Traiskirchen - ein erhebliches Problem - und den Bundesländern nach Wien gekommen sind und um Grundversorgung angesucht haben. Da Wien für diese Personen nicht zuständig war, wurden diese Anträge abgewiesen. 

Der in der ersten Frage behauptete Anstieg von AsylwerberInnen, die mit dem Gesetz in Konflikt gekommen seien, kann im Zusammenhang mit der Wiener Grundversorgung nicht nachvollzogen werden. Rechtskräftig verurteilte Asylwerberinnen und Asylwerber verbüßen ihre Haftstrafe und nach ihrer Haftentlassung kann der Anspruch auf Wiederaufnahme in die Grundversorgung geprüft werden. Für aufenthaltsbeendigende Maßnahmen beziehungsweise eine Abschiebung rechtskräftig negativ beschiedener Fälle besteht die Zuständigkeit der Fremdenpolizei, also wieder die Bundespolizei. Die Frage der Auslandsverbringung ist primär nicht über die Versorgung, respektive die Einstellung der Grundversorgung, zu regeln. 

Meine persönliche Meinung dazu: Rechtskräftig Verurteilte sind abzuschieben, das ist außer jedem Zweifel. 

Zu Frage 2: Wie ich bereits zur ersten Frage angemerkt habe, gibt es für die Grundversorgung seit Mai 2004 Betreuungen. Die in Wien aufhältigen Grundversorgungsbezieherinnen und -bezieher leben insbesondere in organisierten Einrichtungen, in denen professionelle Betreuung durch Fachpersonal erfolgt, im Gegensatz zu manchen Bundesländern, die ausschließlich Pensionen oder Gasthäuser zur Unterbringung nützen. 

Derzeit gibt es 27 Erwachseneneinrichtungen und 6 Einrichtungen für unbegleitete minderjährige Fremde, zusätzlich 7 Beratungsstandorte mit insgesamt fast 36 BeraterInnen von NGOs, die auch für die Grundversorgung der privat wohnenden AsylwerberInnen zuständig sind. 

Zu Frage 3: Die MitarbeiterInnen der Jugendwohlfahrt schützen Kinder und Jugendliche vor Vernachlässigung, Misshandlung und sexuellem Missbrauch. Sie unterstützen Eltern und auch Sorgeberechtigte dabei, ihren Kindern die bestmögliche Förderung zukommen zu lassen, und zwar unabhängig von Nationalität oder Herkunft. Kinder und Jugendliche, die auf Grund von Vernachlässigung oder Gewalt in der Familie aus diesen genommen werden müssen, werden im Auftrag der Jugendwohlfahrt von Pflegeeltern und in sozialpädagogischen Wohngemeinschaften versorgt und gefördert. Kernaufgabe der Jugendwohlfahrt ist der Kinderschutz und nicht die Kriminalitätsbekämpfung. Dies ist Aufgabe der Polizei. 

Immer wieder werden Minderjährige aus anderen Ländern, die als Opfer von Gewalt und kriminellen Banden ausgebeutet und zu kriminellen oder verbotenen Aktionen gezwungen werden, aufgegriffen. Dafür hat das Wiener Jugendamt mit der Drehscheibe ein mittlerweile weltweit anerkanntes Best-Practice-Modell geschaffen, um diese Opfer zu versorgen und in ihre Herkunftsländer zurückzuführen. Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Drehscheibe versorgen diese Kinder in Wien. Darüber hinaus haben sie durch Schulungen von Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern, zum Beispiel in Rumänien und Bulgarien, dazu beigetragen, den Kinderschutz in diesen Ländern auf ein hohes Niveau zu bringen. Auch beim Aufbau von Kinderschutzeinrichtungen in diesen Ländern hat das Wiener Jugendamt mit seinem Know-how einen wesentlichen Beitrag geleistet. Diesen erfolgreichen Weg wird die Wiener Jugendwohlfahrt weiter beschreiten. 

Zu Frage 4: Die Kriminalität Jugendlicher, unabhängig von der Herkunft, hängt mit mehreren Faktoren zusammen. Ein wesentlicher Faktor sind fehlende Bildungs- und Berufschancen und Arbeitslosigkeit. Gerade die momentane wirtschaftliche Lage ist für die Situation der Jugendlichen nicht leicht. Die Stadt Wien hat daher ein eigenes Maßnahmenpaket für Jugendliche geschnürt. Im Rahmen des Wiener Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpakets, für das die Stadt Wien gemeinsam mit dem AMS 33 Millionen EUR für zusätzliche Maßnahmen zur Verfügung stellt, wurden die Ausbildungsgarantie ausgeweitet und die Plätze in der innerbetrieblichen Lehrausbildung von 3 500 auf 3 750 aufgestockt. 

Der Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds entwickelt außerdem in enger Zusammenarbeit mit dem AMS das Programm „Meine Chance". Dabei handelt es sich um ein Angebot für junge Menschen im Alter zwischen 18 und 25 Jahren, mit dem sie Bildungsabschlüsse nachholen und auf diese Weise ihre Berufschancen nachhaltig verbessern können. Darüber hinaus gibt es für jene Jugendlichen Hilfe, die trotz des breiten Unterstützungsangebots den Übergang von einer Schule in eine Ausbildung oder eine Beschäftigung nicht schaffen. Damit soll ihre dauerhafte Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt verhindert werden. 

Wien bietet heute erstmals unter anderem Unterstützung und Begleitung beim Übergang in die Berufsausbildung für Jugendliche der 7. und 8. Schulstufe mit und ohne Migrationshintergrund an drei Pilotschulen. Inkludiert sind umfassende Berufsinformation, Beratung und nachhaltige Sozialbegleitung. Diese neue Form der Berufsinformation findet in enger Kooperation mit der jeweiligen Schule, dem Stadtschulrat, der AK, dem Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds und dem AMS für Jugendliche statt. Außerdem bietet Wien die Sommersprachcamps für 1 000 Kinder im Alter von 7 bis 14 Jahren, die entweder während des Schuljahres nach Österreich kommen, aber auch für Schülerinnen und Schüler mit den Schulnoten „Genügend" oder „Nicht genügend" in Deutsch an. Diese Sprachkurse sind kombiniert mit Sport- und Freizeitangeboten. 

Weiters ist Wien im Bereich der außerschulischen Jugendarbeit aktiv. Wien verfügt über ein breites Netz an Einrichtungen, wobei sich der Bogen von der mobilen Jugendarbeit über die Jugendzentren bis zur Parkbetreuung spannt. Für neu hinzugewanderte Jugendliche steht in Wien mit „Start Wien" ein Programm zur Verfügung, das vom individuellen Startcoaching über eigene Deutsch- und Orientierungskurse bis zur gezielten Unterstützung im Zugang zu Beruf und/oder berufsbezogener Weiterbildung reicht. Dabei werden den Jugendlichen auch ihre Pflichten und die Erwartungen Wiens, die Einhaltung von Regeln und der Hausordnung, vermittelt. 

Kriminalität, auch Kriminalität unter Jugendlichen, ist bedauerliche Realität, aber eine Realität, die weniger mit der Herkunft der Eltern oder mit dem eigenen Geburtsland als vielmehr mit sozialen und gesellschaftlichen Fragen zu tun hat. Die Stadt Wien stellt sich dieser Herausforderung in ihrem Aufgabenbereich. Die Personalsituation der Wiener Polizei, bei der mehr als tausend Dienstposten gestrichen wurden, haben die jeweiligen Bundespolitiker zu verantworten. 

Zu Frage 5: Einmal mehr: Ich stehe dazu, dass das Zusammenleben in dieser Stadt in einer bestimmten Ordnung vor sich gehen muss, wie dies selbst in jeder funktionierenden Familie erforderlich ist. Die Freiheit des Einzelnen findet ganz einfach dort ihre Grenzen, wo die Freiheit des anderen beginnt. Hier werden von Seiten des Magistrats laufend Maßnahmen gesetzt, vom Einsatz der „Waste Watcher“ bis zu Lokalkontrollen, wie zum Beispiel am vergangenen Wochenende in Favoriten. 

Ich habe auch nie einen Zweifel daran gelassen, dass die Arbeit für die öffentliche Sicherheit, also Polizeiarbeit, eine Aufgabe für die Experten, also für die Bundespolizei, ist. Daher gilt für mich ein klares „Ja“ zur Unterstützung der Polizei, aber ein „Nein“ zu jedweder Form des Polizeiersatzes. Polizisten sind ganz einfach durch nichts zu ersetzen.
Zu Frage 6: Wie ich schon in der Fragestunde der letzten Gemeinderatssitzung angemerkt habe, handelt es sich bei der von Ihnen angesprochenen Aktion nicht um eine Sicherheitsaktion der Stadt Wien, sondern um eine gemeinsame Veranstaltung der Bezirksvorsteher mit der Wiener Polizei. Ich habe auch nicht verkannt, dass dieselben zu Beginn nicht rasend gut beworben waren. Jedoch kann ich hier festhalten, dass bis dato im Rahmen dieser Veranstaltungen durch die Information der Polizei immerhin rund tausend Personen beraten wurden. 

Das ändert nichts an meiner Ansicht, dass das Thema Kriminalprävention durch die Polizei noch weiter zu intensivieren wäre, was die Stadt Wien selbstverständlich nach Kräften unterstützen wird. 

Zu Frage 7: In diesem Zusammenhang ist auf die Verfassungsbestimmungen des Art 1 des Verbrechensopfergesetzes des Bundes zu verweisen, wonach die Erlassung, Änderung und Aufhebung von Verbrechensopferentschädigung betreffenden Vorschriften sowie die Vollziehung dieser Vorschriften Bundessache sind. Für Hilfeleistungen, beispielsweise bei Ersatz des Verdienstentganges, die Heilbehandlung und die medizinische, berufliche und soziale Rehabilitation, ist nach diesem Bundesgesetz in erster Instanz das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen und in zweiter und letzter Instanz die Bundesberufungskommission zuständig. Soweit diese Leistungen, die bei kritisch strafbarer Körperverletzung und Gesundheitsschädigung greifen, auch auf durch Raub und Einbruch erlittene Vermögensschäden ausgedehnt werden sollen, fällt dies mit Blick auf die Kompetenzverteilung der Bundesverfassung in die Gesetzgebung und Vollziehungszuständigkeit des Bundes und nicht des Landes Wien. 

Zu Frage 8: Diese Frage ist selbstverständlich an die Frau Bundesministerin für Inneres und an den Herrn Bundesminister für europäische und internationale Angelegenheiten zu richten, wobei ich lediglich auf die Kriterien des Art 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention hinweisen möchte. 

Zu Frage 9: Nein, ich habe in der Vergangenheit schon mehrfach begründet, weshalb ein generelles Bettelverbot aus meiner Sicht nicht in Frage kommt. Ich habe meine diesbezügliche Meinung nicht geändert. - Danke. (Lang anhaltender Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung der Dringlichen Anfrage. 

Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer insgesamt 180 Minuten nicht überschreiten darf. Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Herr GR Mag Gudenus gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 20 Minuten. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn man den Ausführungen des Herrn Bürgermeisters gelauscht hat, kann man feststellen, es wird angesichts der steigenden Unsicherheitslage in Wien nichts passieren. Es wird nichts passieren! Der Herr Bürgermeister ist nicht bereit, Handlungen zu setzen, obwohl er in seinem eigenen Wirkungsbereich mehrere Handlungen setzen könnte, was wir Ihnen heute hier zeigen und vorschlagen werden. 

Es wurde heute mehrmals die Mercer-Studie bemüht, die für Manager natürlich sehr schön ist, keine Frage. Man kann natürlich stolz darauf sein, wenn man in einer solchen Studie plötzlich auf Platz 1 rangiert. Das ist sehr nett, das ist schön. Aber man muss hier auch eines sagen, was sehr oft als Sprichwort gesagt wird: Wir leben in Wien und nicht im Vergleich. In Wien und als Wiener spürt man schon, wie vor allem im Sicherheitsbereich die Lage ist. Das ist evident. Es wurde vorher schon vom Kollegen Jung der „Presse"-Artikel zitiert, wo steht, dass Rom und Athen sicherer als Wien sind. 

Die Lage ist, wie gesagt, sehr ernst. Ich schicke gleich voraus, und das kann man nicht oft genug wiederholen, die Polizei ist nicht schuld an der Situation. Die macht eine sehr gute Arbeit und arbeitet auch unter den schwierigsten Bedingungen. Deswegen haben wir wiederholt eine Großstadtzulage, eine Gefahrenzulage, eine Erschwerniszulage für die Wiener Polizei gefordert. Da muss man auch die ÖVP in die Pflicht nehmen, wo die Bundesministerin Fekter, die Innenministerin, es eigentlich in der Hand hätte, dass die Wiener Polizei besser entlohnt werden könnte, weil in der Bundeshauptstadt und auf Grund der Schengen-Öffnung eine quantitativ und qualitativ größere Belastung bei der Verbrechensbekämpfung vorliegt. Auch wissenschaftliche Studien sagen, dass vor allem bei der Wiener Polizei ein Burn-out-Syndrom vorhanden ist, und zwar bei bis zu 89 Prozent der Befragten, weil zum Bespiel Wiener Polizisten immer öfter Gefahren und auch Gewalt ausgesetzt sind, wo eben unlängst ein Polizist durch eine Messerattacke lebensgefährlich verletzt oder eine Polizistin im 15. Bezirk um den Preis von 100 EUR gewürgt wurde.

Man sieht, dass die Polizei immer öfter Opfer von Angriffen und Gewaltattacken wird. Man sieht, dass die Exekutive im Regen stehen gelassen wird, einerseits von der Frau Bundesministerin, keine Frage, aber eben auch vom roten Wien, vom Herrn Bürgermeister, der in seinem Wirkungsbereich auf jeden Fall Handlungen setzen könnte, die auch umsetzbar wären. Fekter könnte handeln, es könnte auch Bgm Häupl handeln. Verantwortliche dieser Misere sind auf jeden Fall die Politiker, nicht die Polizei, nicht die Bürger. Bgm Häupl steht heute zum wiederholten Male hier heraußen und putzt sich ab. Er könnte aber einiges machen.

Er sagt zum Beispiel, die Kriminalitätsbekämpfung ist ganz klar Aufgabe des Bundes. Das wissen wir, keine Frage. Wie schaut es zum Beispiel beim Thema der proaktiven Sicherheit, bei den Voraussetzungen in der Gesellschaft, bei der Prävention, bei der Unterstützung der Exekutive, bei der Entlastung der Exekutive aus? Da könnte man in Wien einige Maßnahmen setzen und wir werden diese Maßnahmen heute als Anträge einbringen.

Wenn der Herr Bürgermeister davon spricht, dass hier vom Kollegen Jung eine Show abgezogen wurde, kann ich nur sagen, diese Show hat der Bürgermeister abgezogen, der alles verniedlicht, alles auf den Bund abschiebt, während die Sicherheitssituation in Wien total entgleitet. Es müssen sich Bürger damit zufriedengeben, auf Stammtische zu gehen, um dann beraten zu werden, sich teure Sicherheitstüren zu kaufen, während in Wirklichkeit die Politik handeln sollte. Der Bürgermeister, wie gesagt, streitet jede Schuld ab und ist auch nicht bereit, weitere Handlungen zu setzen.

Beispiel Jugendkriminalität: Wir haben die jüngsten Zahlen in den letzten Wochen bekommen. Ausländeranteil an Schulen in den Wiener Bezirken, zum Beispiel in Hernals: 93 Prozent. (GR Godwin Schuster: Was hat der Ausländeranteil mit der Kriminalität zu tun?) - Das hat sehr viel damit zu tun. Ich werde es Ihnen gleich sagen, lieber Herr Kollege Schuster! In Hernals sind in den Hauptschulen 93 Prozent Ausländer. In Margareten ist ein Großteil der Volksschüler Ausländer, rund 85 Prozent. Aus Polizeikreisen hört man, dass in den Bezirken, wo der Ausländeranteil in den Schulen am höchsten ist, auch die Gewalt in der Schule am höchsten ist. Das ist nachweisbar, das hört man von der Polizei. Ich weiß ganz genau, werter Herr Kollege Schuster, Sie haben auch sehr viel Kontakt zur Polizei und Sie können mir nicht erzählen, dass Ihnen die Beamten das nicht erzählen! (Beifall bei der FPÖ.) 
Das wäre dann, ehrlich gesagt, gelogen. Das sind ganz klare Wahrnehmungen, die man nicht abstreiten kann. Es gibt monatlich vermehrte Polizeieinsätze, vor allem in den Bezirken und an den Schulen, wo ein erhöhter Ausländeranteil vorhanden ist. 

Wenn man immer öfter in den Zeitungen liest, es wurden schon wieder Nachwuchsgauner gestellt, Jugendbanden wurden festgenommen, macht die Polizei wirklich eine gute Arbeit unter den schwierigsten Bedingungen, aber man sieht, dass die Maßnahmen im roten Wien, von denen heute der Herr Bürgermeister gesprochen hat, gescheitert sind, dass die Integration und die Prävention, also die proaktive Sicherheit, im roten Wien gescheitert sind. Die Dreistigkeit und Brutalität der meisten ausländischen Nachwuchsgangster hat in den letzten Monaten zugenommen. Wie gesagt, 70 Prozent der Intensivtäter sind ausländischer Herkunft. Das zeigt auch das Jugendgefängnis in Gerasdorf, wo 70 Prozent der Intensivtäter ausländischer Herkunft sind. 

Auf das Thema Bettelunwesen wird Kollege Lasar noch eingehen. Keine Frage, Sie sind auch hier in unsere Richtung umgefallen. Sie haben das Kinderbettelverbot beschlossen, aber es hindert Sie niemand daran, auch ein generelles Bettelverbot einzuführen, vor allem angesichts der Tatsache, dass auf den Wiener Straßen, vor den Supermärkten, in den U-Bahn-Stationen die Leute immer mehr von Bettlern belästigt werden, die ganz klar mafiös strukturiert sind und auch so auftreten. Da könnten Sie handeln. Sie tun es aber nicht! Sie könnten unsere Vorschläge schon lange umsetzen!

Oder eine Entlastung der Exekutive: Die Exekutive sollte weg von den stundenlangen Verwaltungsarbeiten und hin zur tatsächlichen Präventionsarbeit und zur Verbrechensbekämpfung auf der Straße gebracht werden. Wir haben bitte eine Steigerung bei Einbrüchen in Wohnungen von 25,8 Prozent, in Einfamilienhäusern von mehr als 58 Prozent, alles in Wien, zum Beispiel im Bezirk Floridsdorf einen Anstieg von unglaublichen 175 Prozent und im Bezirk Donaustadt sogar von 253 Prozent, bei einer gleichzeitigen katastrophalen Aufklärungsquote von 5 Prozent - nicht die offiziellen 28 Prozent, sondern nämlich 5 Prozent. Das zeigt diesen evidenten Sicherheitsnotstand in Wien! 

Deswegen bringen wir mit gutem Recht hier eine Dringliche Anfrage an den Bürgermeister ein, weil er in seinem Wirkungsbereich tätig sein könnte. Aber Dank der jahrelangen Untätigkeit des Bürgermeisters in Wien befinden wir uns in der Situation, in der wir uns jetzt befinden.

Viele Polizisten, aber auch die Medien, haben schon festgestellt, dass sich seit der Umsetzung des Schengen-Abkommens vor allem in Ostösterreich ein massiver Anstieg der organisierten Kriminalität abspielt und Wien als Bundeshauptstadt natürlich ein Kristallisationspunkt von kriminellen Aktivitäten ist. Aber nicht nur das Innenministerium schaut dem Ganzen untätig zu, sondern auch Bgm Häupl, der es in der Hand hätte, sicherheitspolitische Akzente zu setzen. Aber er scheitert an den einfachsten Problemen, nämlich zum Beispiel dem Bettlerunwesen oder den Hütchenspielern auf den Einkaufsstraßen Herr zu werden.

Wir fordern, meine sehr geehrten Damen und Herren, und Sie können es umsetzen, eine Koppelung von Stadtverwaltung und Polizei. Ich bringe auch dazu einen Beschlussantrag gemeinsam mit meinen Kollegen ein:

„Der Bürgermeister wird aufgefordert, gemeinsam mit den zuständigen Stadträten die Einrichtung von Anlaufstellen im Bereich des Magistrats zu ermöglichen, wo die sicherheitspolizeiliche Verwaltungstätigkeit bei der Erstellung von Anzeigen auf Bedienstete der Stadt übertragen wird.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der FPÖ.)
Ich glaube, man könnte vor allem bei den Wiener Gemeindebediensteten, bei den Magistratsbediensteten, auf freiwilliger Basis eine administrative Hilfestellung für die Polizei anbieten. Denn alleine das Aufnehmen einer Anzeige etwa bei Diebstahl eines Handys blockiert einen topausgebildeten uniformierten Polizisten für diesen notwendigen Außendienst, den wir brauchen. Das führt dazu, dass durch diesen evidenten Polizeimangel in Wien die wenigen noch verbliebenen Beamten für einen Gutteil der Zeit vor dem Bildschirm sitzen müssen, anstatt im öffentlichen Raum für Sicherheit sorgen zu können. 

Es geht im Konkreten darum, dass für jedes der ungefähr hundert Wachzimmer eine Verwaltungskraft aus dem Bereich der Wiener Magistratsbediensteten als Unterstützung freigestellt wird. (GR Godwin Schuster: Rund um die Uhr? Tag und Nacht?) Das ist eine Sofortmaßnahme, das könnte man innerhalb weniger Wochen zu Stande bringen, wobei natürlich auch ein Anreiz vorhanden sein sollte, diesen Bediensteten ein Mehrentgelt zur Verfügung zu stellen. 

Ich bringe auch hier einen Beschlussantrag von Mag Wolfgang Jung, Veronika Matiasek und Johann Gudenus ein:

„Die zuständige amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal wird aufgefordert, gemeinsam mit der amtsführenden Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke alle Maßnahmen zu ergreifen, damit ein bis zwei Magistratsbeamte pro Wachzimmer abgestellt werden können, um die Polizei bei ihrer Verwaltungstätigkeit zu entlasten.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der FPÖ.)
Man könnte auch ganz klar in Wien einen wegweisenden Modellfall oder ein Pilotprojekt einführen, eine Koppelung der Stadtverwaltung und der Polizei, vor allem bei der Einrichtung von Anlaufstellen im Bereich des Magistrats, wo die Verwaltungstätigkeit bei der Erstellung von Anzeigen auf Bedienstete der Stadt Wien übertragen wird. Dann müssten die Bürger nicht mehr in die großteils überlasteten Wachzimmer gehen, sondern hätten auch die Möglichkeit, in eigens dafür geschaffene Einrichtungen der Stadt Wien Anzeigen zu erstatten, die dann an die Exekutive weitergeleitet werden. Das ist der Antrag, der soeben eingebracht wurde.

Unser Thema ist, dass HC Strache schon seit vielen Jahren hier in Wien eine Sicherheitswacht für Wien einfordert, nach dem Beispiel Bayern, einen städtischen Ordnungsdienst oder eine Sicherheitswacht. Die Frage ist nur: Warum wehren Sie sich eigentlich dagegen? Warum wehrt sich der Bürgermeister dagegen? Er hat erst unlängst davon gesprochen, er wird 4 000 Ordnungshüter in Wien bereitstellen. (GR Godwin Schuster: Haben wir!) - Nein, haben wir nicht! Wo sind die? (StR Johann Herzog: 80 gibt es schon!) Ich meine, es wäre dann auch sinnvoll, dass man sie einheitlich uniformiert, dass sie eine einheitliche Leitung bekommen und hier nicht im Chaos herumdienen! Das wäre sinnvoll. Wir brauchen diese organisierte Sicherheitswacht!

Deswegen werde ich hier einen Antrag einbringen, dass der Bürgermeister von Wien aufgefordert wird, die Errichtung und Organisation einer Gemeindewacht für Wien zur Erhöhung der generalpräventiven Wirkung im örtlichen Sicherheitsbereich zu veranlassen. - In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der FPÖ.)
Man sollte nicht dauernd sagen, das ist nicht möglich. Beispiel Vorarlberg: Ich habe unlängst ein Interview mit dem Sicherheitsdirektor Marent aus Vorarlberg gelesen, der gesagt hat, es ist in Vorarlberg ein Erfolgsmodell, es gibt 900 Polizisten, es gibt 100 Sicherheitswachebeamte, natürlich eine ganz klare Kompetenzabgrenzung und der Dienst und die Arbeit funktionieren friktionsfrei. Warum nicht auch hier in Wien? Das frage ich Sie schon ganz ehrlich, meine sehr geehrten Damen und Herren, angesichts der Sicherheitslage hier in Wien! (GR Christian Hursky: Weil 20 Prozent der Polizisten aus Wien 50 Prozent der Fälle bearbeiten! Das ist es!) - Ja, genau! Keine Frage! Wir fordern auch eine Aufstockung der Polizei. Das hätte Ihre Partei bei den Regierungsverhandlungen auch umsetzen können. Sie hätten Druck machen können und Herr Bgm Häupl hätte als Chefverhandler auch sein Gewicht in diese Verhandlungen legen können, damit das umgesetzt wird. (GR Godwin Schuster: Ihr wart in der Regierung!) Geschehen ist überhaupt nichts, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Ich habe vorher davon gesprochen, dass ein Großteil der Kriminalität auch deswegen in Wien steigt, weil die Schengen-Grenzen gefallen sind. Wir fordern ganz klar, dass bis zu einer Behebung oder einer Verbesserung der Situation Schengen ausgesetzt wird und die Grenzen temporär geschlossen werden. Es gibt einen recht guten Artikel in der „Wiener Zeitung", wo unter der Überschrift „Wellen aus dem Osten" steht: „Hauptschuld am derzeitigen Desaster, geben die Kriminalisten hinter vorgehaltener Hand zu verstehen, ist der Wegfall der Grenzkontrollen seit der Schengen-Erweiterung. Offene Grenzen fördern ungehinderten Diebsgütertransport ebenso wie die rasche Rückkehr abgeschobener Straftäter, etwa Rumänen, die neben Georgiern und Moldawiern derzeit das Gros der Einbrecher im Osten Österreichs stellen. Einen nennenswerten Österreicheranteil im Kriminalgeschehen findet man schon seit Jahren nur noch im Bereich der Finanz- und Wirtschaftsdelikte." - Also hier zeigt auch die „Wiener Zeitung", was zu tun ist.

Wir stellen daher den Antrag, dass der Gemeinderat der Stadt Wien die Frau Bundesministerin auffordert, angesichts der besorgniserregenden Entwicklung im Bereich der Kriminalität, besonders in Wien, zumindest vorerst bis zum Ende des Jahres 2009 das Schengen-Abkommen auszusetzen und wieder Grenzkontrollen einzuführen. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich komme schön langsam zum Schluss. Es gibt im Endeffekt noch Anträge, die vom Kollegen eingebracht werden.

Ich habe vor ein paar Tagen eine sehr lustige Spalte in der „Kronen Zeitung" gelesen, von Wolf Martin: „In den Wind gereimt". Ich zitiere: „Das Ostgesindel, ohne Frage, ist unsrer Städte große Plage. Ob sie nun Bettler, Räuber, Diebe, ob frech im ‚Augustin'-Vertriebe - es stellen gegen sie sich blind Politiker, die ratlos sind und volksverachtend, kaum verhehlt. Kein Wunder, wenn man Strache wählt." - In diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist der Zuwachs der Freiheitlichen Partei auch zu erklären! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Mag Jung gemeldet. Drei Minuten. (GR Mag Thomas Reindl: Der Verantwortliche für den Polizistenabbau!)

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! (GR Mag Thomas Reindl: Sie waren im Parlament, als der Polizistenabbau beschlossen wurde!) - Hören Sie mich erst einmal an, bevor Sie sich aufregen, Herr Kollege! 

Der Herr Bürgermeister hat vorhin behauptet, ich hätte die Unwahrheit gesagt, weil ich gesagt habe, es bestünden Pläne, für Wien Polizisten zwangszuverpflichten. Das ist nicht die Unwahrheit.

Ich zitiere Ihnen die APA-Aussendung des Innenministeriums vom 30. November 2008: „Fekter fordert ‚Flexipool' für neue Polizeibeamte: Um Polizisten verstärkt dort arbeiten zu lassen, wo der Bedarf am größten ist, will die Ressortchefin in der kommenden Legislaturperiode frisch ausgebildete Beamte in einem Personal-Pool konzentrieren. Diese Polizisten sollen laut Regierungsprogramm ..." - also da ist die SPÖ dabei – „... dort Dienst versehen, wo der größte Bedarf herrscht. Danach sollen die Beamten fünf Jahre in Ballungszentren arbeiten und erst dann die Möglichkeit haben, ein Versetzungsgesuch mit Aussicht auf Erfolg zu stellen." - So schaut es aus, Herr Bürgermeister! (GR Godwin Schuster: Aber das ist etwas anderes! Das ist etwas ganz anderes!)

Sie sind sehr leichtfertig mit dem Vorwurf der Unwahrheit gewesen und mich in die Nähe der Lüge zu rücken! (GR Dr Herbert Madejski: Das ist Zwangsrekrutierung!) Das habe ich nicht notwendig, mir auch nicht von einem Häupl so etwas sagen zu lassen! Er soll sich dafür entschuldigen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Machen wir es wieder ein bisschen ruhiger. Ein paar Minuten Erholung zwischen Gudenus, Jung und Ulm tut uns allen gut, glaube ich. Das bringt uns ein bisschen herunter vom schwarz-blauen Desaster, das da aufgeführt wird. 

Zu den Anträgen der FPÖ möchte ich mich kurz äußern und die Position der GRÜNEN genau wieder geben: Nein, danke!

Dann reden wir ein paar Sätze zur Qualität der Polizei, weil das kommt immer zu kurz, wenn man über Sicherheit und Polizei redet. Man redet beständig immer nur darüber, wer wie kriminell ist und warum und wieso, und keiner redet darüber, ob die Qualität, nämlich nicht nur die Quantität, sondern auch die Qualität da ist. Es ist mir wichtig, das jedes Mal zu sagen, weil wünschen würde ich mir eine Polizei, die einen besseren Ruf als die aktuelle hat. Den hat sie nicht und das verdankt sie sich zu einem guten Teil leider selbst. Ich erinnere nur an die Rotlichtgeschichten, ich erinnere an den Verein der Freunde der Wiener Polizei, ich erinnere an mehrere rassistische Vorfälle innerhalb der Wiener Polizei. All das führt dazu, dass ich glaube, dass man daher daran arbeiten muss, dass die Qualität passt, dass die Qualität der Polizei insgesamt verbessert wird. Das ist auch im Sinne derjenigen, die dort einen Job machen, der okay ist. Die sind nämlich auch froh, wenn sie daneben nicht zu viele schwarze Schafe haben.

Da kommt immer das Gleiche: Ausbildung verbessern, Einstiegsgehälter verbessern, mehr Supervision, mehr Pausen zwischendurch, mehr Frauen in die Polizei, mehr Personen mit Migrationshintergrund - das kennen wir, wir haben erst ein Prozent -, die Projekte laufen. Jetzt mache ich einmal einen Vorschlag: Zivildiener in die Polizei. Seit es diese Gewissensprüfungen nicht mehr gibt und man nicht mehr automatisch sagen muss, keine Waffe und so weiter, könnte man doch darüber nachdenken, ob man nicht in erster Linie so Leute holt und nicht in erster Linie Jugendliche, junge Leute wirbt, die nachher bei der AUF landen und selbst, sage ich einmal, ein Verhältnis zur Gewalt haben, das mir nicht entgegenkommt. Ich würde mir eine Polizei wünschen, wo die AUF nicht so mordsmäßig abräumt. Ich würde mir wünschen, dass man gezielt versucht, Leute hereinzuholen, von denen ich annehme, dass es einen Anteil bei den Zivildienenden gibt, wo die Gemeinsamkeiten mit der FPÖ deutlich niedriger sind. Das würde wahrscheinlich etwas nützen. 

Ein Teil dieses subjektiven Sicherheitsgefühls, das da untergraben werden soll, ein Teil dieses Problems ist natürlich die FPÖ selbst, die da ständig nachfeuert und den Leuten das ununterbrochen einredet. Das kommt davon, weil sie selbst Angst haben. Das haben wir schon ein paar Mal diskutiert. Sie fürchten sich Tag und Nacht, wenn sie aus dem Fenster schauen und jeden Tag schauen, ob das Auto noch da ist. Dann wird wahrscheinlich 365 Mal ihr Auto dagewesen sein! Herr Jung, das ist eine Beschreibung, wo man fern jeder Realität die Leute aufhetzt, ihnen erklärt, das ist das Gefährlichste überhaupt, sie sollen daheimbleiben. Ich sage ganz ehrlich, bei manchem, der hier auftaucht, würde ich mir manchmal auch wünschen, er würde eher zu Hause bleiben!

Auch wenn die Ausführungen von Bgm Häupl richtig waren, wer da zuständig ist, gilt natürlich in der Prävention auch die Zuständigkeit der Stadt. Das ist müßig in so einer Debatte, die emotionell auf dem Niveau geführt wird, dass es nur darum geht, kriminell, einsperren, hinaus, hinüber, hinauf und jeder hier heraußen noch lauter auf irgendwelche Soft-Faktoren hinweist. Deswegen brauchen wir genug Arbeitsplätze. Deswegen brauchen wir Wohnraum, der angemessen ist. 

Deswegen brauchen wir SozialarbeiterInnen in den Schulen, die darauf schauen, wie es den Jugendlichen dort geht. Und da ist es halt wurscht, ob einer ein Inländer, ein Ausländer, ein zugewanderter Ausländer, der jetzt ein Inländer ist, ist, das ist so wurscht. Das ist zuerst einmal ein Jugendlicher, der offensichtlich ein Problem hat, mit dem die Gesellschaft dann auch ein Problem kriegt. Dann müssen Sie sich zuerst überlegen: Was tue ich dort? Wie viel Personal muss ich dort hineinstecken? Was braucht der als Fördermaßnahmen? Und nicht einfach ein Schrei nach viel mehr Polizei! Was sollen denn die tun? Die Jugendlichen herauszuziehen aus den Schulen? Das ist alles so realitätsfern und man weiß auch, dass es so nicht kommen wird und es sich nicht lohnt, sich darüber lange auseinanderzusetzen.

Die SPÖ macht momentan das Match allerdings schon mit der FPÖ mit und ich würde mal glauben, dass das eine etwas riskante Strategie ist. Ich kenne das aus Wahlkämpfen in anderen Ländern. In Großbritannien hat die Labour-Party für sich eben auch „Law and order is a lable issue“ entdeckt und die Zuschreibung wandert in dieser Frage natürlich immer zu den Rechtsparteien. Und sie haben es auch geschafft, aus dem Diskurs zu drehen, weil „Law and order“ in der einfachen Übersetzung natürlich gar nichts ist. Aber damit waren auch alle anderen Sachen gemeint, die ich vorher als Soft-Faktoren in dem Bereich bezeichnet habe. 

Wenn wir in Wien allerdings zuschauen, wie das Match und der Ball auch von der SPÖ aufgenommen wird und es wird auf einem Niveau gespielt, wo ich sage, das ist ein Risiko und ich bin mir nicht sicher, wer das gewinnen wird. Ich verstehe das. Die Sozialdemokratie sagt, der Hauptgegner ist die FPÖ, da laufen uns ein Haufen Leute hin und her oder es rinnen uns die Leute aus, und fangt mit diesen Themen an, in den Ring zu steigen. Und ich bin mir nicht sicher, ob man das auf diese Art und Weise machen sollte, weil ich sage da ganz ehrlich: So sehr ich glaube, dass es der Stadt gut tun würde, wenn die Sozialdemokratie nicht alleine regieren würde, sondern wenn da ein frischer Wind dazu kommt - den kann die ÖVP nicht bieten, sage ich auch gleich dazu -, so sehr wünsche ich mir nicht, sage ich auch dazu und das ist jetzt nicht eine klassische Oppositionsansage, aber ich will gar nicht, dass die SPÖ an die FPÖ ausrinnt, nämlich im Sinne von mir und von vielen anderen Leuten. Ich will das nicht! (Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich freue mich an dem Abend nicht, wenn es heißt: Minus sieben SPÖ und plus sieben FPÖ. Das freut mich überhaupt nicht, ganz ehrlich! Ich sage das auch hier und das ist sicher nicht das, was man als Oppositionspolitiker sagen soll, aber mir ist es lieber, Sie haben eine absolute Mehrheit als Sie verlieren alle Stimmen, die Sie haben, also viele Stimmen an die Freiheitlichen! Sie sollten die Stimmen an die GRÜNEN verlieren, weil wir Konzepte in den Bereichen haben. (Weitere Heiterkeit bei der FPÖ.) Aber ich wünsche der Stadt nicht ein Wiedererstarken der FPÖ auf ein Niveau, wo sie schon einmal war, weil ich glaube, dass die Freiheitlichen keine einzige Lösung für diese Stadt haben. Da sind wir uns ja einig, der Herr Hahn nicht, aber wir sind uns ja einig in dieser Frage. Das nützt auch nichts.

Weil es so freundlich angefangen hat, worüber freut sich der Wiener, die Wienerin – nein, die war nicht dabei –, habe ich eine kleine Umfrage gemacht: Bei uns war keiner und keine dabei, die gesagt hat, zuerst schaue ich aus dem Fenster, ob das Auto oder das Fahrrad da ist, sondern die freuen sich alle, wenn es draußen schön ist, Sonnenschein, Blumen, Lärm, wenig Lärm hat es geheißen, manche haben gesagt, weniger Autos, das heißt ja nicht automatisch, dass die alle irgendwo gestohlen werden müssen, sondern die stehen halt nicht direkt vor der Haustüre, wenn es leicht geht, und so weiter.

Ich habe mir überlegt, was ich mir persönlich wünsche und wann ich mich sicher fühle. Sicher fühle ich mich in einer Stadt, wo die soziale Ungleichheit so gering wie möglich ist. Und da gibt es auch wieder Beweise, die Leute fühlen sich sicherer und vor allem die Zufriedenheit, und um das geht es schon, von großen Bevölkerungsteilen ist in den Städten und in den Ländern hoch, wo die Ungleichheiten nicht so hoch sind. Da geht es gar nicht so darum, auf welchem Level, sondern wo der Unterschied nicht 1 zu 100 ist, wo man nicht ständig vorgeführt kriegt, dass die einen ganz, ganz viel oder alles haben und ganz, ganz viele Leute sehr, sehr wenig. Dann fühle ich mich wohl. Und ich würde mich auch in einer Stadt mit weniger FPÖ und mit weniger Blauen in der Wiener Polizei wohlfühlen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als Nächster am Wort ist der Herr GR Dr Ulm. 

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich finde es schon richtig, dass wir hier im Gemeinderat eine Sicherheitsdebatte abführen. Aber ich meine, sie soll in sachlicher und niveauvoller Weise abgeführt werden, denn wir haben in der Tat in Wien ein Sicherheitsproblem. Das sollte man nicht leichtfertig vom Tisch wischen. Das würden die Wienerinnen und Wiener sicherlich nicht verstehen, die unter der Situation, die wir im Augenblick haben, leiden.

Es ist die vornehmste Aufgabe des Staates, aber auch der Stadt, für Ordnung und Sicherheit zu sorgen und da kann sich niemand absentieren. Da haben beide ihre Aufgabe im bestmöglichen Maße wahrzunehmen. Wir können die Situation, so wie sie sich jetzt darstellt, sicherlich nicht akzeptieren. Man kann nicht vor der Kriminalität kapitulieren, man kann nicht vor der Abnahme an Lebensqualität in dieser an sich schönen Stadt kapitulieren. Die Polizei ist ziemlich am Limit ihrer Kapazitäten angelangt. Innenministerium, Bundespolizeidirektion, die vielen Polizistinnen und Polizisten auf der Straße tun das Möglichste. Es gibt neue Strategien, es gibt neue Taktiken. Wir haben eine Streifendichte in den letzten Wochen, wie wir sie überhaupt noch nie hatten. Wir hatten Großplanquadrate, die durchaus erfolgreich waren. Wir haben über 100 uniformierte und zivile Beamte bei einzelnen Aktionen in konzentrierter Form eingesetzt gehabt. Wir haben die Tatortarbeit und die Spurensicherung verbessert. Wir haben mittlerweile in diesem Bereich 450 Beamte ausgebildet, so viele wie nie zuvor. Festnahmen und Anzeigen sind wichtig. Es geht um die Anhaltung von Tatverdächtigen. Es geht um die Verwertung von Kontrollerkenntnissen für weitere Strukturermittlungen. Es geht um die Reduzierung der Kriminalität, um das Absenken der Delikte in objektiven Zahlen, aber auch um das subjektive Sicherheitsgefühl.

Und weil so viel von Zahlen die Rede war, lassen Sie mich sagen, dass wir in den nächsten drei Jahren einen Nettozuwachs von Polizisten in Wien von 500 Personen haben werden. Das ist beträchtlich. Nur mit zusätzlichen Polizisten alleine wird man es nicht schaffen, aber freuen können wir uns über diesen Nettozuwachs. 

Wir haben im Augenblick 267 Polizisten, die im Jahr 2009 ausgemustert werden. Es kommen im Jahr 2010 125 dazu. Noch heuer werden 450 Polizeischüler aufgenommen, die dann in zwei Jahren ausgemustert werden. Das heißt, insgesamt können wir im Jahr 2011 mit 842 zusätzlichen Beamten rechnen. Zieht man die Pensionierungen ab ... (GR Mag Thomas Reindl: Das stimmt ja nicht!) Ja, die sind alle nur ... (GR Mag Thomas Reindl. Wovon reden Sie eigentlich?) Wir reden nur von Wien, Herr Kollege, wir reden nur von Wien. Zieht man die Pensionierungen von ungefähr 80 pro Jahr ab, habe ich immer noch einen Nettozuwachs von ungefähr 500. 

Jetzt können wir uns natürlich darüber hinaus noch mehr Polizisten wünschen und dem Bund sagen, er soll noch mehr leisten und die Polizei soll noch mehr leisten. Wir sind hier als Gemeinderäte der Stadt Wien gewählt und wir müssen unsere Verantwortung in unserem Wirkungsbereich wahrnehmen und es muss natürlich der Bürgermeister in seinem Wirkungsbereich seine Aufgabe wahrnehmen.

Und da komme ich jetzt auf den Hauptkritikpunkt zu sprechen. Der Bürgermeister meint, mit Sicherheit an sich und Kriminalitätsbekämpfung hat die Stadt nichts zu tun, das ist reine Bundeskompetenz. Das ist ein grundsätzliches Missverständnis, wenn er nicht die Möglichkeiten sieht, die die Stadt hat, um auch für die Kriminalitätsbekämpfung etwas zu tun, und zwar gibt es da zwei Ansätze: 

Ansatz Nummer 1 ist die kommunale Kriminalprävention, zu der man natürlich wahnsinnig viel sagen kann und zu der ich noch einiges sagen werde. 

Punkt 2 ist, die Polizei von Aufgaben zu entlasten, die nicht zur Kriminalitätsbekämpfung gehören, nämlich zum Vollzug von Landesgesetzen und ortspolizeilichen Verordnungen. Dort, wo es nur um Verwaltungsdelikte geht, die sich aus Landesgesetzen und ortspolizeilichen Verordnungen ergeben, wäre es naheliegend, eine Stadtwache zu installieren, um die Polizei für die Kriminalitätsbekämpfung frei zu spielen.

Kommunale Kriminalprävention ist der zweite Ansatzpunkt und das ist bei der SPÖ einfach noch nicht angekommen, dass man einfach bei den Ärgernissen im öffentlichen Raum, bei den Verwaltungsübertretungen, bei der Verschmutzung im öffentlichen Raum, bei der Verwahrlosung beginnen muss und dort ansetzen muss, um auch ein besseres Ergebnis bei weniger Kriminalität zu erwirken. Da gibt es einen unmittelbaren Zusammenhang und schön langsam komme ich mir schon vor wie ein Wanderprediger. Es sollte ja eigentlich wirklich eine Selbstverständlichkeit sein, der Hausverstand sagt einem das, dass überall dort, wo man den Eindruck hat, soziale Kontrolle ist verloren gegangen, natürlich die Hemmschwelle sinkt, um kriminelle Handlungen zu begehen. Und wissenschaftliche Studien - habe ich auch an dieser Stelle schon genannt - weisen das nach. Man muss bei den einfachen Dingen anfangen, um zu mehr Sicherheit zu kommen. 

Da gibt es ein paar Widersprüchlichkeiten in den Aussagen der Sozialdemokratie und des Bürgermeisters. Er hat heute erst in der Fragestunde auch von einer seelenlosen Zeit gesprochen, in der wir heute leben. Ja bitte, dann tun wir als Wiener Politiker etwas dagegen und bringen mehr Seele ins Zusammenleben der Wienerinnen und Wiener hinein, aber auch ins Stadtbild. Ich kann auf der einen Seite nicht eine seelenlose Zeit beklagen und auf der anderen Seite gegen die toten Auslagen und gegen die Verwahrlosung ganzer Straßenzüge überhaupt nichts unternehmen. Ich kann nicht sagen, Ordnung - ja, aber Überwachung ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Von welcher Stadt reden Sie?) Na, lieber Herr Kollege! Ganze Straßenzüge sind verwahrlost. (Aufregung bei der SPÖ.) Herr Kollege! Fahren Sie das Wiental hinein, die Schönbrunner Straße, ich lade Sie ein, die leerstehenden Geschäftslokale links und rechts zu zählen. Es spottet jeder Beschreibung. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Da brauchen wir ein besseres Mietrecht!) Es ist ein Drama! Schauen Sie, Sie sind verantwortlich! Sie bringen es nicht zusammen. Das ist ja mehr als unerquicklich, wie es dort ausschaut. Zählen Sie die leerstehenden Geschäftslokale! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ein besseres Mietrecht brauchen wir! Ein besseres Mietrecht!) Die sind verschmutzt, die sind verklebt, da hängen drinnen die Vorhänge herunter, da hängt drinnen die Beleuchtung herunter. Ich weiß nicht, Sie dürften in einer anderen Stadt leben! Ich meine, da brauche ich ja nur mit offenen Augen durch diese Stadt gehen oder fahren und sehe, was los ist. Sie sind wirklich eingeladen (Beifall bei der ÖVP.), gegen diesen Missstand etwas zu unternehmen. 

Der „Standard“ titelt, nachdem er ein Interview mit dem Bürgermeister veröffentlicht hat: „Ordnung: Ja, Überwachung: Nein.“ So wird es nicht gehen. Der Bürgermeister sagt, er will in Wien Ordnung machen, aber er ist gegen die Einrichtung eines Sicherheitsstadtrates. Der Bürgermeister sagt, er möchte 4 000 Ordnungskräfte aktivieren und koordinieren, aber ist gegen eine Stadtwache. Das ist nicht logisch und das ist auch keine erfolgreiche Politik. Wir haben ein Sicherheitsproblem in dieser Stadt. Die Stadt Wien könnte zur Behebung einiges beitragen, sie tut viel zu wenig dazu. 

Wir haben Anstandsverletzungen im öffentlichen Raum, wir sind konfrontiert mit Aggressivität und Rücksichtslosigkeit. Wir sind als Politiker für die Schwachen da. Warum sollen sich die Rücksichtlosen und Aggressiven im öffentlichen Raum durchsetzen und die anderen verdrängen? Ob das der Gemeindebau ist, ob das der 
U-Bahn-Bereich ist, der Karlsplatz ist, Parkanlagen - wir sind konfrontiert mit Alkoholmissbrauch im öffentlichen Raum, mit Bettelei, mit Hütchenspielern, mit Verschmutzungen, mit Verwahrlosung von Straßenzügen und Wohngebieten, mit Graffiti-Schmierereien, wo man einfach nicht die Gelegenheiten, die die Stadt hätte, ergreift, um für diese Stadt mehr Lebensqualität zu bringen. Schön, sauber, sicher. Ich gehe einmal davon aus, dass sich darauf auch die Sozialdemokratie verständigen könnte. Nur, Sie schaffen es nicht. Sie schaffen es nicht schön, sauber und sicher. Und es gibt verschiedene Ansatzpunkte, aber keiner ist Ihnen wirklich recht, weil Sie es allen recht machen wollen und wir damit mehr Lebensqualität in dieser Stadt einfach nicht erreichen. Wir müssten natürlich Aufgaben, die die verschiedensten Ordnungsdienste jetzt schon haben, konzentrieren, Synergien könnten genutzt werden und wir könnten die Polizei von bestehenden Aufgaben entlasten. Ich sage Ihnen, dass die Polizei heute zu einem Drittel mit der Kontrolle von Verwaltungsdelikten aus dem landesgesetzlichen Bereich aufgehalten ist. Lärmerregung ... (GR Godwin Schuster: Woher haben Sie das?) Ja, ich spreche sehr viel mit Polizistinnen und mit Polizisten, Herr Kollege (GR Godwin Schuster: Ja?), und darum weiß ich das sehr gut, ja. (GR Godwin Schuster: Das ist ja eine Annahme!) Lärmerregung. Das versteht doch kein Mensch, warum unsere Polizisten so oft ausfahren müssen, weil irgendwo zu laut Radio oder Klavier gespielt wird. Das ist doch einfach nicht einsehbar! Und was die Gastronomie betrifft ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Was haben Sie gegen das Klavierspielen?) Ja, wenn es zur Unzeit erfolgt, bitte, dann, wenn man nicht darf, dann muss dagegen eingeschritten werden und da braucht man keinen Polizisten dafür, sondern das könnte natürlich ein Stadtwachebeamter machen. Und darüber hinaus könnte man natürlich einer Stadtwache auch noch ganz andere Aufgaben aus den unzähligen Landesgesetzen und ortspolizeilichen Verordnungen übertragen. 

Man muss den Karlsplatz immer wieder ansprechen. Wir können uns mit dem Missstand, der dort herrscht, nicht zufriedengeben. Wir können nicht sagen, es ist eh nicht so schlimm, woanders ist es noch viel schlimmer. Es kann immer noch übler kommen, ja. Das kann ja kein politischer Ansatz sein. Wir müssen uns um die Randgruppen kümmern, die dort sind, nicht nur, weil die Bevölkerung belästigt wird und zum Teil sehr in ihrer Lebensqualität beeinträchtigt wird, auch weil man den armen Teufeln dort helfen muss. Ich kann ja nicht sagen, das ist sein gutes Recht, dass er sich zugrunde richtet und darum kümmern wir uns nicht um ihn. 

Das gleiche Problem mit Randgruppen haben wir am Julius-Tandler-Platz oder bei anderen Bahnhöfen. Ich meine, da bekommt doch SAM tatsächlich im Jahr 300 000 EUR zur Verfügung gestellt. Da werden ungefähr 30 Personen betreut. Wenn ich das jetzt umrechne, könnte ich jedem aus dieser Randgruppe 10 000 EUR geben. Wenn ich ihm die gebe, ist er nicht mehr Mitglied einer Randgruppe, sondern kann ein normales Leben führen. Man muss ja sinnvoll Sicherheitspolitik machen und sinnvoll Sozialpolitik machen. Das sind wir ja auch den Menschen schuldig, die unserer Hilfe bedürfen. Und da immer nur so oberflächlich darüber hinweggehen - ich sage es gleich, es geht um eine Kombination von Sozialpolitik und Sicherheitspolitik. Sozialarbeiter und Repression, beides brauchen wir natürlich. Aber ohne Repression, nur mit guten Ratschlägen zu arbeiten, so wie es in dieser Broschüre, die ich jetzt zitieren werde, der Fall ist, so geht es natürlich auch nicht. Da gibt es diesen Knigge für Obdachlose: „Leitfaden für Menschen, die sich im öffentlichen Raum aufhalten.“ Es wird in dieser Broschüre gewarnt vor Urinieren und Sex in der Öffentlichkeit, Verstellen des Weges, aggressives Betteln, Misshandlungen, Sprühen von Graffitis, Zelteln, Musizieren, gefährlichen Drohungen wie: „Ich bring dich um.“ Dafür gibt es diese Broschüre. Die wird dann im Fall der Fälle ausgehändigt. Sehr geehrte Damen und Herren, das ist so, wie wenn ich einem Raser, den ich ertappe, einen Autofahrer, der zu schnell fährt, nachher ein Exemplar der Straßenverkehrsordnung in die Hand drücke! Darin kann sich die Politik in dieser Stadt nicht erschöpfen. (Beifall bei der ÖVP.)

Beim Bettelunwesen scheitern wir auch. Und ich sage, wir scheitern insgesamt, die Politik scheitert, die Exekutive scheitert, die Polizei scheitert. Wir bringen es nicht zusammen. Immer wieder wird da versucht, dem Problem Herr zu werden. Es wird jedes Mal ein anderer Delikttyp geschaffen: Kinder, aggressiv, organisiert, was auch immer. Wir kriegen sie nicht weg von der Straße. Das ist natürlich ein Problem für die Bevölkerung, das ist ein Problem für diese Stadt, aber es ist auch ein Problem für die Menschen, die dort sitzen und betteln. Ja, wo haben Sie denn bitte Ihre humanistische Grundhaltung gelassen? Sie müssen sich doch auch um die Menschen kümmern! Da muss ja auch jemand hingehen und mit dem Kontakt aufnehmen und sagen: Was ist jetzt mit dir? In welcher Art und Weise brauchst du Hilfe? Dann kriegst du sie in einer reichen Stadt, wie es Wien grundsätzlich ist und dann hat er die zu kriegen. Wenn er nur ein System ausnutzen möchte und auf gar nichts angewiesen ist, dann muss man ihn allerdings auch des Weges verweisen. Es kann sich der Rechtsstaat hier nicht an der Nase spazieren führen lassen.

Die Hütchenspieler - ganz etwas Ähnliches. Wir haben das Problem nicht in den Griff bekommen. Jetzt können wir die Schuld auf die Polizei schieben, auf den Bund, auf Europa, auf alles Mögliche. Nur, wir hätten es in der Hand, wenn wir unsere Ressourcen bündeln würden. Wenn der politische Wille und die politische Kraft da wären, dann könnten wir natürlich auch dieses Problem leicht lösen. Die Verantwortlichen in dieser Stadt haben die Kraft nicht. Ich stelle fest, dass es am Erfolg mangelt.

Auch was die Verslumungstendenzen betrifft, was die schöne Stadt betrifft, da muss man gegen die Verwahrlosung effizienter vorgehen. Da wird man auf der einen Seite fördern müssen, aber auf der anderen Seite auch von den Hausbesitzern durchaus etwas einfordern dürfen. Ja, es gibt schon so etwas wie eine Sozialpflicht des Eigentums. Jeder, der Eigentum hat, hat auch eine besondere Verantwortung und da muss ich halt, je nachdem, ob ich jetzt ein Geschäftsbetreiber oder Hauseigentümer bin, diese Fassade oder dieses Portal oder diese Auslage entsprechend instandsetzen. Das ist jedermann zumutbar. Wenn er es nicht macht, muss er mit entsprechenden Konsequenzen rechnen. Wir können nicht sehenden Auges der Verwahrlosung, die es in dieser Stadt gibt, zuschauen. 

Die Verwahrlosung wird natürlich auch durch Graffiti-Schmierereien herbeigeführt und es werden immer mehr und die Leute fühlen sich dadurch immer unwohler. Da muss man einfach an allen Rädern drehen und an allen Stricken ziehen und dann hat man Erfolg. In Köln und in vielen anderen deutschen Städten hat man das gehabt, das geht schon. Ich muss als Politiker nur sagen, was ich möchte, was mir wichtig ist, und dann den Rechtsstaat auch in diesem Sinne einsetzen. Sie von der Sozialdemokratie machen das Gegenteil. Da lese ich eine Annonce in einer Tageszeitung, wie man das Sprayen erlernen kann, wie man das fachmännisch tut. Im Rahmen von „Cash for Culture“ wird da ein Projekt gefördert. Das Erwerben von Kenntnissen, wie man richtig sprayt, wird von der Stadt Wien gefördert. Ich kann es mir auf einer legalen Fläche theoretisch vorstellen, Graffiti-Kunst, eine Kunstform, dass man da auch einen Workshop macht und da was anbietet. Nur das ist ja nicht das Hauptproblem in dieser Stadt, dass Personen, die sich gern der Graffiti-Kunst widmen, zu wenig Gelegenheit haben, das zu lernen, sondern das Hauptproblem ist ja, dass wir tausende, zehntausende Häuser, Fassaden verschandelt haben und das die Wienerinnen und Wiener furchtbar stört. Ihr Ansatz ist, dass Sie bei dem Ein-Prozent-Problem ansetzen und einen Beitrag leisten, wie man die Graffiti-Kunst fördern könnte. Das ist absurd! Sie setzen völlig falsch an und es ist schade, wenn man die Probleme nicht richtig angeht, sondern eigentlich kontraproduktiv arbeitet.

Kontraproduktiv ist es sicherlich auch, wenn man die Bundespolizei die Kurzparkzonen-Strafmandate einkassieren schickt. Das ist nicht kollegial, das ist aber auch nicht sinnvoll für die Sicherheit in dieser Stadt. Wir binden 100 Polizisten nur damit, es sind 38 000 Fälle im Jahr, es handelt sich einfach um Strafzettel, die man halt bekommt, wenn man in der Kurzparkzone falsch steht. Wenn man dann den Erlagschein nicht aufgibt, sondern wenn es dann zur Exekution kommt, dann lässt die Stadt Wien die Polizisten ausrücken und dann sind diese Beamten mit einer Aufgabe gebunden, die weit über den Kernbereich der Exekutivbeamten hinausgeht. Rechnet man drei Stunden Arbeitsaufwand pro Akt, so sind das für Polizisten 100 000 Arbeitsstunden, die sie für diese artfremde Tätigkeit aufwenden müssen. 

Was die Anträge der FPÖ betrifft, so darf ich mir erlauben, Sie darauf hinzuweisen, dass Sie einen gewissen Beitrag zur Sprachenverwirrung leisten. Es kommt jetzt wieder eine Gemeindewacht dazu. Wäre die Gemeindewacht die Stadtwache, dann würde ich das ja noch einigermaßen verstehen, aber Sie meinen damit dieses bayrische Sicherheitsmodell. Das sind keine Angestellten der Stadt, auch keine Beamten der Stadt, sondern das sind Freiwillige, das sind Bürger, die ehrenamtlich - (GRin Veronika Matiasek: Nein, nein! Das ist ja etwas anderes!) das war das grundsätzliche Modell - unter den Fittichen der Polizei Sicherheitsaufgaben übernehmen. Also das widerspricht sich ein bissel mit einer Stadtwache. Ein städtischer Ordnungsdienst ist ganz was anderes, ich finde beides in Ihren Anträgen drinnen. Ich glaube, dass es da eine klare Kompetenzaufteilung geben sollte und eine klare Zuordnung, wer welche Aufgaben hat. Ich glaube, dass das mit einer Stadtwache der Fall wäre, weshalb ich die Chance nicht verpassen möchte, wiederum einen Stadtwache-Antrag einzubringen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Schuster.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geschätzte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Thematik, die wir heute zum x-ten Male auf der Tagesordnung haben, ist eine sehr, sehr wichtige. Deswegen ist mir jeder Umgang, der Initiativen für mehr Sicherheit ins Lächerliche ziehen will, wirklich fremd. Ich will das nicht, weil Menschen, die von Kriminalität betroffen sind, den Spaß nicht verstehen, den manche an den Tag legen, sondern sind darüber empört, dass das passiert. Ich bin deshalb verärgert über manche Argumente, die in der letzten Zeit und auch heute gefallen sind, weil ich glaube, dass es nicht sinnvoll ist, hier als Partei aufzutreten und ausschließlich für alles, was in dieser Stadt an Negativa passiert, wo es null Kompetenz einmal vom Grundsatz her gibt, null Kompetenz von der Arbeitsaufteilung in unserer Gesellschaft gibt, ständig zu sagen: „Der Herr Bürgermeister ist schuld!“, nur weil es sich zum Beispiel die FPÖ (Heiterkeit bei StR Johann Herzog und GR Dr Herbert Madejski.) vorgenommen hat, bis zur nächsten Wahl eine Konfrontation zwischen dem Parteivorsitzenden der FPÖ und dem Bürgermeister aufrechterhalten zu müssen und daher jeder FPÖ-Abgeordnete meint, den Bürgermeister ständig wider besseren Wissens für Vorfälle verantwortlich machen zu müssen, für deren Verhinderung er keine Kompetenz hat. 

Ich sage das deshalb und ich habe das beim letzten Mal bei der Aktuellen Stunde auch schon gesagt: Mich hat am meisten empört, als vor einigen Wochen im 1. Bezirk ein Mensch aus einem Taxi ausstieg und von einem anderen umgebracht wurde, in einer Aussendung der FPÖ der Bürgermeister für diesen Mord verantwortlich gemacht wurde. Das habe ich nicht verstanden und ich sage ganz ehrlich, Kollege Gudenus, Sie haben sich dadurch jegliche Kompetenz in Sicherheitsfragen genommen. Ich habe es wirklich empörend gefunden, weil jeder, der sich ein bisschen mit dem Thema auseinandersetzt, weiß, dass Mord durch keine 20 000 Polizisten in dieser Stadt verhindert werden könnte, weil ein Gutteil dieser Verbrechen im Familienverband stattfindet und wenn etwas so ad hoc stattfindet, da könnten drei Polizisten daneben stehen, sie hätten diesen Menschen nicht retten können. Deswegen finde ich jede Polemik mit diesem so wichtigen Thema unangebracht. Ich glaube, Sie müssten sich für Ihre Vorgangsweise entschuldigen.

Herr Bürgermeister hat in seiner Beantwortung schon auf eine Äußerung von Ex-Innenminister Strasser hingewiesen, die richtig ist. Ich identifiziere mich sonst mit dem nunmehrigen Spitzenkandidaten der ÖVP für die Europawahlen überhaupt nicht. (GR Dr Herbert Madejski: Das glaube ich! Das glaube ich wirklich!) Er hat uns im letzten Jahrzehnt Sorgen genug gemacht. Aber wenn er selbst sagt: „Für die Aufrechterhaltung der inneren Sicherheit ist ausschließlich die Polizei zuständig ...“ (GR Mag Wolfgang Jung: Das hat er aber wegen dem Bundesheer damals gesagt!) Nein, das war im „Standard“-Artikel jetzt erst vor ein paar Tagen, auch im Zusammenhang mit dem Grenzschutz. Das ist schon richtig. (GR Mag Wolfgang Jung. Ja, ja!) Wir lesen ja beide die Zeitungen hoffentlich halbwegs aufmerksam. Aber er hat recht, dass für die Aufrechterhaltung der inneren Sicherheit die Polizei verantwortlich ist. Daher sage ich, da haben sich die ÖVP und die FPÖ schon einiges in der Zeit ihrer gemeinsamen Regierung geleistet. (StR Johann Herzog: Jetzt kommen wir wieder ins 19. Jahrhundert!) Nein, ich komme nicht ins 19. Jahrhundert, sondern wie Kollege Jung auch gemeint hat, ja, in die letzten zehn Jahre. Wissen Sie, warum ich das ständig betone? Weil jeder von uns weiß, wie lange man braucht, wenn Strukturen zerschlagen wurden, bis fachlich korrektes (GR Dr Herbert Madejski: Der Strasser! – Aufregung bei der FPÖ.) Personal wieder aufgenommen und ausgebildet wird. Sie wissen das doch hoffentlich, wie lange man dazu braucht! Und wenn 1 000 Personen aus dieser Stadt abgezogen wurden, insgesamt 3 000 Personen in Österreich, dann gehen diese ab. (Weitere Aufregung bei der FPÖ.) Und wenn wir wissen, dass diese Personen zwei Jahre Ausbildung brauchen, um auf die Straße gehen zu können, dann fehlen diese. Kollege Jung, wenn Sie kritisiert haben, dass die Frau Innenminister gemeint hat - (GR Mag Wolfgang Jung: Zwangsverpflichtung!) das verstehe ich jetzt nicht unter Zwangsrekrutierung, das ist ganz was anderes (GR Mag Wolfgang Jung: Zwangsverpflichtung ist das Gleiche!) -, sondern wenn die Frau Innenminister richtigerweise gemeint hat und ich sage deshalb, richtigerweise. (GR Mag Wolfgang Jung: Dann darf er nicht Polizist werden!) Vor ungefähr zwei Jahren habe ich dem damaligen Personalverantwortlichen im Innenministerium den gleichen Vorschlag gemacht. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist Zwangsverpflichtung! Das ist Zwang!) Ich habe gesagt: „Wäre es nicht gut, Herr Doktor“ - oder Magister ist er gewesen –„ wenn wir die Neuaufnahmen für die Polizei primär für Wien tätigen würden und zwar deshalb, weil in Wien ungefähr 500 bis 600 Personen bei der Wiener Polizei existieren, die zu ihren Familien zurück wollen und es einmal versprochen bekamen, dass sie zurück dürfen. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist Zwang! Das ist Zwangsverpflichtung!) Und es fehlt ganz einfach in Wien hinten und vorne an Personal.“ 

Und Kollege Ulm, wenn Sie darauf hinweisen, dass ungefähr 80 in Pension gehen, dann würde ich Sie einmal ersuchen, schauen Sie sich die Alterspyramide bei der Wiener Polizei an, nämlich bei den Exekutivmitarbeitern und nicht im Verwaltungsdienst. Wenn fast ein Viertel des gesamten Wiener Polizeipersonals 50 Jahre überschritten hat, dann muss ich nachdenken! Und dann könnten Sie nicht sagen, es reicht, wenn ich da jetzt ein paar hundert Leute im Jahr aufnehme. In den vergangenen Jahren wurden 40 bis 50 Personen beziehungsweise Jahre hindurch gar niemand aufgenommen. Deshalb muss ich sagen: Es gibt ein bestimmtes Lebensalter bei der Wiener Polizei, wo man auf der Straße nicht mehr diesen harten Dienst versehen kann, wo Menschen auch das Recht haben, in Pension gehen zu dürfen! Daher muss rechtzeitig diese Personalplanung passieren und nicht irgendwann. (Beifall bei der SPÖ.) 

So versuche ... (StR Johann Herzog: Es wird ja alles abgebaut von dieser Regierung!) Noch einmal: Seitdem die SPÖ wieder den Bundeskanzler stellt, ist vereinbart, dass es im Bereich der Sicherheit für den Stellenplan keine Reduktion für den Exekutivdienst gibt und das wird eingehalten, sonst würde die Frau Innenminister nicht die 450 Leute jetzt aufnehmen können! Das sind ja alles Menschen, die nicht zusätzlich über den Stellenplan aufgenommen werden. Ich meine, hier gibt es vieles an Handlungsbedarf. Ich glaube auch und ich habe das immer wieder kritisiert: Das ganze Team 04 Programm, das damals nicht ohne Unterstützung der FPÖ passierte, ist ein Programm, das seine Grundlage in der Agitation für die Polizei bei der Gendarmerie gefunden hat. Und ich sage heute wieder und immer wieder fast schon so wie der Kollege Ulm das mit der Stadtwache sagt: Es ist ein Unterschied, ob ich in meinem Heimatort im Waldviertel einen damals Gendarmeriebeamten habe oder ob das ein Polizist im Ballungsgebiet in Wien oder in anderen Großstädten ist. Es ist ein Unterschied! Und ich kann nicht versuchen, dieses Beispiel vom Waldviertel in Wien umzusetzen. Das geht nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen, weil die Kriminalität, das Auseinandersetzen mit Kriminalität eine ganz eine andere Methodik erfordert und ich habe das vor Kurzem erst auch selbst festgestellt. (GR Dr Herbert Madejski: Das wissen wir ja eh!) 

Das heißt, es ist damals leider aus parteipolitischen Gründen hochqualifiziertes Personal rausgenommen worden und durch andere Personen ersetzt worden, aus rein parteipolitischen Gründen. Wir haben aus rein parteipolitischen Gründen Zusammenlegungen von Bezirken gehabt, um dort bestimmte Leute einzusetzen. Gleichzeitig ist auf der anderen Seite der private Sicherheitsdienst ständig angestiegen. Der Herr Innenminister Strasser ist damit belohnt worden, indem er jetzt bei einem dieser privaten Sicherheitsdienste im Aufsichtsrat sitzt und dort Vorsitzender ist. Das ist nicht korrekt, das passt für uns nicht zusammen. 

Daher möchte ich, weil die Zeit ja doch voranschreitet, einige Punkte auch zu den eingebrachten politischen Forderungen sagen. Heute gibt es einen Antrag der FPÖ, der sich in seiner ersten Zeile mit der organisierten Bettelei auseinandersetzt. Dann wird aber ein Bettelverbot insgesamt verlangt. Wir haben sehr bewusst in unserem Landes-Sicherheitsgesetz die organisierte Bettelei verboten. Und wenn Sie meinen, dass hier in den Straßenzügen Wiens, auf den Plätzen Wiens organisierte Bettelei existiert, dann würde ich Sie bitten, das aufzuzeigen, wo organisiert, durch wen organisiert gebettelt wird. Wissen Sie ... (StR Johann Herzog: Na, in jeder 
U-Bahn-Station!) Ja, wissen Sie, warum ich das so sage? (StR Johann Herzog: In jeder U-Bahn-Station finden Sie das!) Zu der Zeit, als ich Sicherheitssprecher wurde und das ist schon sehr lange her, 17 oder 18 Jahre, hatten wir noch die Möglichkeit, gemeinsam mit den damaligen Spitzenbeamten organisiertes Betteln, was es ja auch damals gab, zu kontrollieren, aufzudecken und Maßnahmen zu setzen. Mit dem jetzigen Personalstand der Wiener Polizei wird das nicht wirklich sehr leicht möglich sein. Und ich vermute auch, nur kann man es nicht beweisen, dass organisiert gebettelt wird, weil man tagtäglich die gleichen Leute sieht und auch wegfahren sieht, wenn man sich ein bisschen auf der Straße bewegt. 

Die Qualität der Wiener Polizei gehört meines Erachtens in der Ausbildung wieder dorthin geführt, wo sie vor diesem Team 04 war. Es wird zur Zeit zu wenig Augenmerk auf die Ausbildung der Kriminalbeamten von früher gelegt, das heißt, die kriminaltechnische Ausbildung ist zu wenig. Da müsste viel, viel mehr gemacht werden. Ich teile ... (Aufregung bei der FPÖ.) Kollege Gudenus hat sich auch mit Jugendlichen auseinandergesetzt. Kollege Gudenus meint, strengere Sanktionen für kriminelle Jugendliche zu schaffen, Strafcamps für jugendliche Straftäter, wo Disziplin und Ordnung gelehrt wird, nach amerikanischem Muster wahrscheinlich. Vielleicht kann man Paintball spielen - das ist ein bissel zynisch gemeint, soll es nicht sein. Führerscheinverlust in Folge rechtswidriger Gewaltausübung. Welche Gewaltausübung ist nicht rechtswidrig? (GR Mag Wolfgang Jung: Das gibt es! Notwehr zum Beispiel!) Notwehr, okay. Einführung einer Schnupperhaft wünscht er sich, und, und, und. (Aufregung bei der FPÖ.)

Ich kann Ihnen sagen, Kollege Gudenus, und Sie können die Kollegin Frank fragen: Wir sind gemeinsam - und das mache ich auch schon sehr viele Jahre - in die Justizanstalten gegangen und ich gehe noch immer dort hin und ich würde Sie bitten, sich einmal zu erkundigen, woher jugendliche Straffällige kommen und welches die Wünsche dieser jugendlichen Straffälligen sind. Glauben Sie es mir, die brauchen soziale Betreuung, aber die brauchen nicht Camps, wo sie gedrillt werden! Das brauchen sie nicht! Erinnern Sie sich nur, wir haben ja so eine Verschwiegenheit, aber ich erinnere Sie an einige ... (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, Resozialisierung! Resozialisierung! - Weitere Aufregung bei der FPÖ.) Ja ja, das wird auch dort gelehrt, die Sozialarbeiter helfen sie schon zu resozialisieren. Das ist schon eine wichtige Aufgabe, die dort passiert. Aber versuchen wir nicht, etwas zu machen, was für Einzelne gut ausschaut. Mich schaudert es, wenn ich so etwas sehe, ich sage es ganz ehrlich. Ich würde es nicht wollen. 

Sie verquicken relativ intensiv Ausländerstraffälligkeit im Verhältnis zu anderen. Ich versuche hier nur, die Zahlen auf den Tisch zu legen, die die Polizei hat, ausschließlich die Polizei, wobei ich dazu sagen muss, ich bedaure es sehr, weil diese Statistik ja nur die ermittelten Tatverdächtigen wiedergibt, da die Aufklärungsrate so stark gesunken ist, dass ganz einfach die Zahlen nicht wirklich die Realität wiedergeben werden, sage ich jetzt sehr bewusst dazu. Aber im Verhältnis hat sich die Entwicklung nicht massiv verändert. Wenn wir nur das Jahr 2004 nehmen, dann waren es in Wien insgesamt 66 610 Tatverdächtige. Davon waren 40 380 Inländer und Fremde, wie es dort so heißt, 26 230, das heißt etwas mehr als ein Drittel. Dieser Bereich war in dieser Form bei den Tatverdächtigen immer gegeben. 2007, das sind die aktuellen gesammelten Zahlen, waren es insgesamt 64 517, 40 766 Österreicher und 23 751 Fremde. Ich sage das deshalb auch dazu, weil Sie im Antrag ein Zahlenspiel gemacht haben, das mich persönlich insofern ein bisschen stark irritiert hat, weil Sie auf einmal als die großen Straftäter die Moldawier reingenommen haben. (GR DDr Eduard Schock: Weil Sie sie nicht erwischen!) Die letzte mir zur Verfügung stehende Statistik über straffällige Fremde ... (GR DDr Eduard Schock: Weil Sie sie nicht erwischen, Herr Kollege Schuster! Sie erwischen Sie ja nicht!) Ja ja, aber Sie kennen ja offenbar auch alle Illegalen und sagen uns nicht, wo Sie sind! Sie vermuten zur Zeit etwas! (GR DDr Eduard Schock: Das weiß jeder außer dem Herrn Schuster! – Aufregung bei der FPÖ.) Nein, es passt ... (GR DDr Eduard Schock: Das weiß jeder in Wien außer dem Herrn Schuster!) 

Es passt nicht in Ihr Bild zu sagen, manche dieser Ausländerherkünfte, die ihr in den Raum stellt, die stimmen halt nicht. Das wollt ihr nicht hören, sondern ihr geht davon aus, der Fremde ist das Fremde, und daher: Auf den hauen wir hin. Das ist nicht in Ordnung. (GR DDr Eduard Schock: Moldawier, Georgier, Tschetschenen, Rumänen, Sie erwischen sie nicht! – Große Aufregung bei der FPÖ.) Ich sage Ihnen, aus der mir vorliegenden Statistik geht heraus: 128 Moldawier in einem ganzen Jahr. (GR DDr Eduard Schock: Sie sind über die Schengen-Grenze längst weg!) Ja, ja, ist schon in Ordnung. (GR DDr Eduard Schock: Weil Sie sie nicht erwischen! Sie sind über die Schengen-Grenze längst weg! Längst weg!) Ich sage Ihnen nur, die Zahl hochzuspielen bei Moldawiern ist falsch. Ich sage Ihnen noch dazu, die Rumänen bewegen sich ... (Weitere große Aufregung bei der FPÖ. - GR DDr Eduard Schock: Die sind längst wieder zu Hause!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Der Herr Kollege Schuster ist am Wort.

GR Godwin Schuster (fortsetzend): Ich sage Ihnen nur, die Rumänen sind auch eine starke Gruppe, aber die Deutschen sind nicht weniger. Kriminalität wandert, wandert in Ballungsräume und das erkennen wir auch. Daher gibt es nur eines: Kriminalitätsbekämpfung kann nur durch die Polizei erfolgen und je geringer die Aufklärungsrate ist, umso mehr ist die Möglichkeit gegeben, dass Kriminelle kommen, weil sie sagen, die Chance, dass ich erwischt werde, ist nicht groß. (Aufregung bei der FPÖ.) Die Aufklärungsrate muss verbessert werden und dazu brauchen wir das Innenministerium. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte jetzt die letzten zwei Minuten noch dazu verwenden, mich etwas mit dieser Stadtpolizei und mit der Sicherheitswache auseinanderzusetzen.

Kollege Ulm! Es vergeht ja kein Redebeitrag, wo Sie nicht auf die Verordnungen des Magistrats hinweisen. Ich würde mir einmal die Mühe machen - nein, ich sage es Ihnen, wie viel passiert denn da wirklich an Polizeiarbeit? Ich sage es Ihnen: Die Verordnung des Magistrats der Stadt Wien betreffend das Verbot für das Befahren der linksufrigen Donauregulierungsanlagen ... (GR Dr Wolfgang Ulm: Das habe ich noch nie zitiert!) Das ist eine Verordnung, Sie haben alle zitiert. Wissen Sie, wie viele Fälle es im Jahr gibt? 50! Im ganzen Jahr 50, wo Autofahrende auf der Donauinsel erwischt werden. Die Verordnung des Magistrats betreffend das Verbot des Campierens: Wissen Sie, wie viele Fälle es da gibt? 2006: 7, 2007: 7, 2008: 14. (GR Dr Wolfgang Ulm: Sie haben ja den Karlsplatz!) Zu den Verordnungen des Magistrats der Stadt Wien betreffend Verbot der Ausübung des Reitsports - darauf haben Sie auch immer wieder hingewiesen - gibt es keinen einzigen. Betreffend Ausübung des Reitsports im Prater: Keinen einzigen. Betreffend Ausübung des Reitsports linksufrige Donauregulierung: Keinen einzigen. Und so weiter.

Was Sie bezüglich des Einkassierens von Parkmandaten angeführt haben einschließlich Kurzparkzone, da könnte man jetzt noch sehr viel darüber reden. Da sage ich Ihnen, da geht es darum, dass das die letzte Maßnahme ist, die bei Mitbewohnern gesetzt werden kann, die nicht bereit sind, die Strafe zu bezahlen, wo man sagt: Du wirst eingesperrt, nicht exekutiert, du musst die Ersatzfreiheitsstrafe sofort antreten. Alles andere erledigt der Magistrat. Ich glaube nicht, dass irgend jemand von uns will, dass ein Privater in eine Wohnung geht und sagt: Ich sperre dich ein. Das wird nicht sein. Daher sage ich Ihnen: Das ist die Aufgabe der Polizei, diese Gewaltausübung anzudrohen. Viele zahlen dann ohnehin. Auch das wissen wir aus unseren Erfahrungen. (GR Mag Wolfgang Jung: In der Straßenbahn brauchen Sie auch einen Polizisten!)

Letzter Punkt: Die Bayrische Sicherheitswacht. Ich habe mir das ausheben lassen, was denn da passiert. Kollege Ulm hat darauf hingewiesen. Wir, die FPÖ und ich, haben gemeinsam eine Podiumsdiskussion gehabt, wo relativ viele Leute waren und auch ein Vertreter der Bayrischen Sicherheitswacht. Da geht es darum, dass freiwillige Menschen ausgesucht werden, die in ihrer Freizeit bei der Bayrischen Sicherheitswacht mitarbeiten können. Ich sage Ihnen nur die Zahlen: In ganz Bayern gibt es 59 Städte, wo es diese Sicherheitswacht gibt. Bei insgesamt 67 Sicherheitswachten gibt es 530 ehrenamtliche Mitarbeiter. Das heißt, pro Sicherheitswacht durchschnittlich 8 Personen, die freiwillig spazieren gehen und sonst nichts. Daher sage ich Ihnen, das ist ein Modell, das wir in Graz auch schon einmal durch die dortige FPÖ vorgelebt bekommen haben. Ich glaube, dass das nicht die Effizienz bringt. Das bringt nicht die Effizienz. 

Ich möchte daher zum Schluss kommen. Es gäbe noch enorm viel zu sagen und ich würde mir wirklich wünschen, dass wir dieses Thema in einer Form diskutieren, das der Sicherheit auch gebührend ist. Ich würde mir wünschen, auch von der FPÖ - und ich habe das jetzt in meinem Redebeitrag versucht -, dass wir anständig miteinander umgehen, um auch Vorbild zu sein. Es macht keinen Sinn und es bringt keinem der Betroffenen etwas, wenn wir uns hier in Untergriffen mit diesem so heiklen Thema auseinandersetzen. Es bringt nichts und daher würde ich bitten, auch die FPÖ, in ihrer öffentlichen Präsentation bei diesem Thema bedächtiger umzugehen, aber auch auf die Personen Rücksicht zu nehmen, die Sie ständig mit diesem Thema negativ befassen. Das würde ich mir wünschen, denn dann hat die Diskussion heute auch ein bisschen einen Sinn gehabt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte eingangs vielleicht einmal eine heutige Tageszeitung erwähnen. „Die Presse“ schreibt: „Auf dem Weg zur Einbrecherhauptstadt.“ Das ist keine freiheitliche Überschrift, das schreibt die Wiener „Presse“. Ich möchte auch weiter hier zitieren: „Wien ist eine der sichersten Großstädte der Welt.“ Diese Formulierungen bemühen die Stadtpolitiker gerne, wenn sie auf das Sicherheitsgefühl in der 1,6 Millionen-Einwohnerstadt angesprochen werden. Wirft man aber einen Blick auf die Kriminalstatistik, dann fällt das Urteil etwas differenzierter aus, meine Damen und Herren. Im Schönreden bekommen Sie natürlich die Note 1, die haben Sie uns heute hier auch schon demonstrativ gezeigt. Aber das einzige, was auf dem Taferl richtig gestanden ist, war „Wien ist die Nummer 1“ und Sie müssten es jetzt eigentlich in die Höhe heben, weil Sie die Nummer 1 in der Kriminalitätsstatistik in ganz Wien sind, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)
Vielleicht auch zu den Fakten. Die Kriminalität steigt in Wien natürlich dramatisch an. Seit der Schengen-Grenzöffnung verlauten viele Exekutivbeamte unter der Hand, dass die Kriminalität in Teilbereichen um bis zu 40 Prozent angestiegen ist. Es ist in Wien ... (GR Kurt Wagner: Aber unter der Hand!) Ich werde da mit einigen Fakten kommen, die sind nicht unter der Hand, die werden Sie dann selber hören können. (GR Kurt Wagner: Da bin ich schon neugierig auf die Zahlen!)
Es ist in Wien bedauerlicherweise mittlerweile tatsächlich zu einem Klassiker geworden, dass trotz steigender Kriminalität bei der Sicherheit nach wie vor der Sparstift angesetzt wird. Es stellt sich jetzt im Sinne der Sicherheit für die Wiener nun die Frage: Worauf warten Sie eigentlich noch? Ich werde Ihnen einige Sachen zitieren, vor allem Fakten. Ich glaube, vielleicht werden Sie es dann begreifen, dass Wien mit Sicherheit keine sichere Stadt ist.

Von einer Kriminalitätsexplosion könne man in der Tat sprechen, wenn man sich zum Bespiel den Zeitraum von 3 Tagen hernimmt, vom 2.3. bis 5.3., das sind rund 72 Stunden. Da hat es eine Auswertung von 72 Stunden gegeben, 668 ausgewählte Strafdaten in Wien. Deliktsbereiche, es sind nicht alle: Raub 24, Wohnungs- und Hauseigentumsdelikte 128, Firmeneinbrüche, Geschäftseinbrüche 59, Kfz-Eigentumsdelikte 257, Taschendiebstähle 200. Das sind genau 5 Bereiche und das in 3 Tagen! Ich glaube ... (GR Kurt Wagner: Ist das eine öffentliche Statistik oder ist das wieder unter der Hand?) Das ist nicht unter der Hand, das ist öffentlich, Herr Kollege. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Aber weiter, Herr Kollege, Sie glauben es noch immer nicht. (GR Mag Wolfgang Jung: Nein, er ist unbelehrbar!)

Wenn man sich jetzt noch die Vergleichszahlen - und das ist auch öffentlich - von Jänner 08 auf Jänner 09, also nur dieser Vergleichszeitraum, den Monat Jänner, hernimmt, gab es zum Beispiel im 22. Bezirk bei den Einbrüchen alleine nur in Wohnhäuser und Wohnungen eine Steigerung von sage und schreibe 500 Prozent! Das ist die Statistik! (GR Kurt Wagner: Unter der Hand!) Nein, nicht unter der Hand. Sie glauben es ja noch immer nicht, Herr Kollege. Ich weiß, Sie sind unbelehrbar, aber so sind Sie leider. Ich weiß nicht, was in Wien nicht sein darf, darf einfach nicht sein! (GR Kurt Wagner: Die Diskussion kenne ich! Über den Karlsplatz auch!) Ja, sie kommt auch noch. 

Floridsdorf: Einbrüche nur in Häuser, Vergleichszeitraum Jänner 2008 bis Jänner 2009: 175 Prozent! (GR Mag Wolfgang Jung: Unter der Hand!) Nicht unter der Hand, für den Herrn Kollegen. 

19. Bezirk, vielleicht ein Bezirk, wo man es ja gar nicht glauben könnte, 19. Bezirk, ein ganz vornehmer Bezirk, Jänner 08 zu 09 eine Steigerung bei den Einbrüchen nur in Häuser von sage und schreibe 350 Prozent! Jetzt höre ich nichts. (Heiterkeit bei der FPÖ.)
Im 10. Bezirk (Aufregung bei der SPÖ.), im gleichen Vergleichszeitraum im 10. Bezirk eine Steigerung von 100 Prozent! 

Täglich haben wir Raubüberfälle, man kann sagen zwischen 10 und 15 Raubüberfälle täglich. (GR Karlheinz Hora: Kann man sagen, kann man sagen!) Kfz-Diebstähle, alleine nur im Jänner haben wir 275 Kfz-Diebstähle und Sie sprechen hier von einer sicheren Stadt? (GR Kurt Wagner: Ja selbstverständlich!) Na dann gratuliere ich Ihnen zu dieser sicheren Stadt! (Aufregung bei der SPÖ.) Ihre Antwort darauf habe ich jetzt gehört. Ja, das ist die richtige Tafel. Ihre Antwort, was gibt’s drauf? Sie machen Sicherheitsstammtische. Wie schauen die aus? Ich habe mir einige angesehen. Da sind sehr viele Menschen dort bei diesen Stammtischen. (GR Dr Herbert Madejski: Politiker!) Man sieht, die Leute nehmen das ernst, sind dort wirklich verängstigt. Wenn man dort hinschaut, wie viel ältere Leute hinkommen, die sich auch oft am Abend, um 19 Uhr sind die meisten angesetzt, dort noch hintrauen, was heißt das dann? Was wird ihnen dort gezeigt? Dort wird ihnen dann noch gesagt, was sie gegen diese enorme Steigerung von Einbrüchen machen sollen. Sie sollen ihre Wohnungen, Häuser, eigentlich zu nichts anderes als zu Festungen ausbauen oder im schlimmsten Fall, wer sich das nicht leisten kann, der soll sich einen Hund kaufen. Dort gibt es so eine Skala, wo ein Hund bellt, dort bricht man nicht so schnell ein. Also das sind sozusagen Ihre sicherheitspolitischen Maßnahmen, die Sie im Sinne der Wiener und Wienerinnen treffen! Das ist ja mehr als beängstigend, dass Ihnen gar nichts dazu einfallt. (GR Kurt Wagner: Herr Kollege, unter der Hand!)

Aber ich werde Ihnen vielleicht einige Forderungen von uns darlegen. Erstens einmal brauchen wir natürlich mehr als 1 500 Beamte. Wien ist natürlich ohne Personalaufstockung demnächst in keiner Weise mehr handlebar. Wir brauchen natürlich die Beamten und was brauchen die natürlich? Dringend Ausrüstungen: Autos, Funkgeräte, Laptops. Es wurden ja schon viele angefordert, das wissen wir, aber was ist passiert? Aus Geldmangel gibt es die alle nicht. (Aufregung bei der SPÖ.) Was braucht man dann? (GR Kurt Wagner: Das war alles schon angefordert!) Nein, die sind jetzt angefordert worden und Sie sind in der Regierung! Wir brauchen dringend Ausrüstungen, meine Damen und Herren! Wir brauchen ein Kennzeichenerkennungssystem, das zum Beispiel mit dem System EKIS zusammengeschlossen ist. Allein im vergangenen Jahr hat es in ganz Österreich 6 827 Autodiebstähle gegeben. Das ist ein Plus von über 32 Prozent im Vergleich von 07 auf 08. Und die Autodiebstähle, mehr als 50 Prozent davon, passieren einfach in Wien und wir haben so ein System nicht! Wissen Sie, wo wir es haben? Im Burgenland haben wir es, in Oberösterreich und in Niederösterreich, nur in Wien gibt es das wieder einmal nicht! Warum? Weil kein Geld vorhanden ist. So geht man mit der Sicherheit der Bürger um!

Das nächste: Polizeigruppen, erfolgreiche und das ist jetzt an Ihre Adresse, Herr Kollege Schuster, weil Sie immer sagen, Ausländer, Ausländer. Sogar die Polizei hat ja schon eine Einsatzgruppe, die SEK. Das ist eine der besten Einsatzgruppen in Wien. Ich will es Ihnen nur sagen, weil Sie immer sagen, wir gehen auf die Ausländer los. Nein, die haben schon Einsatzgruppen, die sich nur mit Straftaten von georgischen Verbrechern beschäftigen. Und diese Gruppe möchte man jetzt ja gerne auflösen, weil sie so erfolgreich ist. Ich weiß ja nicht, was da passiert, das kann ja nicht normal sein. Da müssten Sie ja normalerweise schon aufspringen. Das ist aber in Wien, das ist alles bei uns in Wien, meine Damen und Herren! 

Drogensituation, schon angesprochen vom Herrn Kollegen. Wir haben jetzt auch kürzlich vergangenen Freitag den so genannten wichtigen Drogenbeirat gehabt. Was haben wir dort über Drogen in Wien gehört? An und für sich nichts, außer dass eh alles in Ordnung ist. Es ist alles im grünen Bereich, es gibt nichts. Der Karlsplatz ist ja schwer in Ordnung (GR Kurt Wagner: Sie werden jetzt sicher sagen, was alles nicht passt.)
Sehr richtig und jetzt komme ich dazu: Ein Drittel aller Drogendelikte in Wien, zum Beispiel, 32 Prozent, passiert im 1. Bezirk. (GR Kurt Wagner: Unter der Hand, unter der Hand!) In Wien gibt es überhaupt einen Anstieg von 4 Prozent. (GR Christian Hursky: Da müssen Sie mit der Bezirksvorsteherin sprechen!) Es sind immer bei Ihnen immer die Anderen schuld, nur Sie selber nicht. Was machen wir am Karlsplatz? Da gibt es den Verein „Help U“. Der hat bis heute gar nichts bewegt. Aber wir haben vom Drogenbeirat gehört, wie gut der Verein ist. Nichts passiert da! (Aufregung bei GR Kurt Wagner.)

Julius-Tandler-Platz. Wir haben es ja heute schon vom Kollegen Ulm gehört, 300 000 EUR werden dort in die Hand genommen. Man könnte einem jeden 1 000 EUR in die Hand geben und die würden sicher nicht mehr den ganzen Tag am Julius-Tandler-Platz sein. Aber Sie haben ja kein Konzept, Sie haben ja gar nichts. Sie sind wirklich sehr, sehr arm an Konzepten. Sie können nur eines machen: Alles schönreden, das ist Ihre Problematik, Sie sehen es einfach nicht ein. Es sind Ihre Probleme. Wissen Sie, alleine immer alles nur schönzureden, ist ein bissel zu wenig. (Aufregung bei der SPÖ.) Nehmen Sie die Ängste der Menschen endlich einmal ernst und handeln Sie danach! 

Zum Abschluss möchte ich noch einen Beschlussantrag der GRe Mag Johann Gudenus, Mag Wolfgang Jung, David Lasar, Veronika Matiasek und Mag Gerald Ebinger betreffend generelles Bettelverbot einbringen. Ich möchte Ihnen einige Absätze daraus zitieren: 

„Kinder sitzen den ganzen Tag verschmutzt auf der Straße in der Kälte und sind unbetreut. Sie erhalten keine Schulbildung, sind nicht einmal versorgt und am Ende des Tages werden sie noch um ihr Erbetteltes gebracht. Die Wiener, die dieses Bettlerunwesen bisher geduldig ertragen haben, bemerken immer öfter, dass es sich bei diesen Menschen nicht nur um Bedürftige handelt, sondern um ausgebeutete Osteuropäer, die letztendlich missbraucht werden und keine Zukunft haben, aus der Armut zu gelangen. Die Wiener Linien haben einen ersten Schritt in die richtige Richtung getan und erkannt, dass es sich hier um organisierte Kriminalität handelt. Sie warnen in regelmäßigen Abständen vor Dieben und Bettlern und ersuchen die Fahrgäste, Spenden lieber an anerkannte karitative Organisationen zu leisten.“ Meine Damen und Herren, ich bringe diesen Antrag ein. 

Zum Abschluss möchte ich Ihnen noch eines sagen: Beschwichtigen Sie nicht immer, reden Sie nicht jedes schön, es gibt hier nichts schönzureden, nehmen Sie sich einmal selbst heran. Allein nur immer alles in diesem Bereich ... (GR Godwin Schuster: Wir haben nichts schöngeredet!) Nichts anders ... Herr Kollege Schuster, es wird alles immer nur schöngeredet. (GR Godwin Schuster: Was habe ich schöngeredet?) Ich hätte mir eigentlich gerade von Ihnen gewünscht, dass Sie endlich einmal sagen: Ja, es gibt Probleme. (GR Godwin Schuster: Habe ich ja gesagt!) Aber ich habe von keinem einzigen Abgeordneten der SPÖ gehört, dass es Probleme in der Stadt gibt. (GR Godwin Schuster. Das stimmt ja nicht! Das stimmt gar nicht! – GRin Mag Sybille Straubinger: Das stimmt gar nicht! Das stimmt nicht! – GR Kurt Wagner: Lesen Sie die Sitzungsprotokolle!)

Ich sage Ihnen, nehmen Sie die Ängste der Menschen ernst und handeln Sie danach. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Hursky. 

GR Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir reden heute über Sicherheit. Dann reden wir einmal wirklich darüber!

Herr Kollege Lasar, ich gebe Ihnen durchaus recht: Die Ziffern steigen, das ist wahr (GR Mag Wolfgang Jung: Die explodieren!), und dagegen gehört etwas unternommen. (Demonstrativer Beifall von GR David Lasar.) Das hören Sie hier nicht zum ersten Mal von mir, das sind genauso die Dinge, die ich vor einem Jahr einmal im Nationalrat gesagt habe. 

Aber was ich im Nationalrat auch gesagt habe, ist, wo die Probleme gelegen sind zu der Zeit, als das stattgefunden hat. Über Ihre Rolle als Nationalratsabgeordneter, Herr Jung, und über Ihre Beschlüsse haben wir schon gesprochen. Aber Ihr Parteihäuptling, der als Münchhausen hier durch Wien läuft (GR Mag Wolfgang Jung: Schengen! Die EU!), dieser Münchhausen HC Strache, der durch Wien läuft und den Leuten landauf, landab irgendwelche Dinge erzählt, die nicht stimmen - das werden Sie in Wahrheit auch nicht schönreden können. 

Sie sind dafür verantwortlich, dass Team 04 gebildet wurde, dass es weniger Polizisten gibt! (GR Mag Wolfgang Jung: Sie werden es im Wahlsprengel sehen, wer schuld ist!) Sie sind dafür verantwortlich, dass die Polizisten heute mehr Verwaltungstätigkeit machen müssen. Daran sind Sie schuld, dafür ist Ihr stellvertretender Parteihäuptling von damals, Herr HC Strache, mit verantwortlich! Das gehört auch einmal gesagt. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn Sie hergehen und schlicht und einfach Rom zitieren: Ich war vor Kurzem in Rom und habe mir angeschaut, wie es dort ist. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist eine EU-Statistik! Nicht aus irgendeinem „Kasblattl"!) Da gibt es nämlich schon das eine oder andere Viertel, in dem Ihnen das Fürchten kommt. Solche Viertel gibt es in Wahrheit in ganz Wien nicht! Dass sich dort Verbrechen nicht lohnt - polemisch gesagt -, ist auch klar, weil die Verbrecher dort über die Schlaglöcher stolpern. Da würden uns nämlich die Leute in Wien tatsächlich mit Recht aus der Stadtregierung jagen, wenn wir solche Zustände wie in Rom hätten, wenn wir diesen morbiden Charme hier in Wien hätten. Das ist nämlich nicht der Fall.

Sie sind dafür verantwortlich, dass es 1 000 Polizisten weniger in dieser Stadt gibt, und dafür werden Sie in Wahrheit die Verantwortung tragen müssen. Das werden wir genau so den Leuten in Favoriten am Viktor-Adler-Markt sagen. Auf diese Auseinandersetzung - Herr Schock, Sie kandidieren als Favoritner Mandatar - freue ich mich heute schon. Das bereitet mir wirklich größtes Vergnügen, das können Sie haben! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Aber dass man auch noch auf die armen Polizistinnen und Polizisten - in etwa 20 Prozent dienen in Wien, und sie haben mit 50 Prozent der Delikte zu tun - losgeht, das ist wieder ein anderes Kapitel in dieser Phase. (GR Mag Wolfgang Jung: Wer geht denn auf die Polizisten los?) Dafür ist eigentlich jemand anderer verantwortlich: Dafür ist die ÖVP verantwortlich, sie stellt die Innenministerin! Es ist meine geliebte Innenministerin mit den Rehaugen, Frau Fekter: Was hat sie in ihrer Zeit zusammengebracht, außer dass sie die Polizei und die Polizisten beschimpft - nein, nicht beschimpft, das nehme ich jetzt zurück, aber dass sie den Polizistinnen und Polizisten mehr oder minder auch noch den Rückhalt hier in Wien nimmt? (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Es schreibt in der „Wiener Zeitung" Friedrich Korkisch, der Leiter des Instituts für Außen- und Sicherheitspolitik, dass in dem Fall der Ausnahmezustand erreicht ist. Die Zahl der Polizisten ist heute etwa gleich hoch wie vor 30 Jahren, nur bei einer Million Menschen mehr; das sollte man einmal wissen. (GR Mag Wolfgang Jung: Wer ist denn der Bundeskanzler in dieser Regierung?) Frau Fekter als Innenministerin, die sozusagen die oberste Chefin ist, geht schlicht und einfach her, kritisiert die Wiener Polizei und sagt, dass sie nicht effizient arbeitet. Na, das wundert mich nicht! (GR Karlheinz Hora: Weil sie ihr die Handtasche gefladert haben!) 

Die Handtasche - na ja, zu Mitzis Handtascherl kommen wir noch, das hat ja schon der g'schupfte Ferdl gesungen. (GR Mag Wolfgang Jung: Nein, da ist es besser ...!) Frau Fekter ist in Wahrheit nicht einmal dazu fähig, auf ihr eigenes Handtascherl aufzupassen, die ist ein echtes Vorbild. Und genau das ist es: Gelegenheit ... (GR Dr Wolfgang Ulm: Jetzt wird es peinlich!) Herr Kollege Ulm, Gelegenheit macht Diebe! Ich werde Ihnen das anhand eines anderes Beispiels sagen, und zwar völlig neutral.

Vor zwei Tagen war ich bei einer guten Bekannten, die ein Stückchen außerhalb von Wien lebt. Sie hat gesagt, wir gehen in den Keller, weil wir da unten irgendetwas machen müssen, und ich sage zu ihr: was ist, machst du nicht die Terrassentür zu? Da sagt sie: Nein, wir leben auf dem Land. Daraufhin sage ich: Das ist schön, aber du bist sehr leichtgläubig, denn genau da liegt dein Geldtascherl, genau da liegt dein Handy, das ist für einen, der hereinkommt, ruck, zuck weg, so schnell kannst du gar nicht schauen, und du hast einen Schaden von 500 EUR. Das heißt, es geht auch darum, dass sehr, sehr viele Menschen in diesem Land, sage ich einmal, eine gewisse Eigenverantwortung dafür übernehmen müssen. Das kommt mit dazu. (Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.)
Das Handtascherl der Frau Fekter suchen sowieso Mitarbeiter von Ulli Sima, ihre Mist-Sheriffs, nur finden sie es in der Zwischenzeit nicht. (GRin Veronika Matiasek: Wer verblödelt jetzt das Thema? - Weitere Zwischenrufe.) Ich verblödle das Thema? - Jetzt werde ich Ihnen etwas sagen, Frau Matiasek. Sie als Freiheitliche mit Ihrem HC Strache an der Spitze, Sie sind sicherheitspolitische Geisterfahrer! Das muss man klar und deutlich aussprechen. 

Was wollen Sie machen? - Sie wollen in einem Land, in dem Sie hergehen und sagen, dass heute die Kriminalität steigt, die Bevölkerung noch zusätzlich bewaffnen, das ist es! (GR Mag Wolfgang Jung: Die anderen sind schon bewaffnet!) Die Hemmschwelle für Menschen, die heute eine Waffe in der Hand haben, einem anderen etwas zu tun, ist sicher eine geringere als die, dass sie einem etwas von Hand antun. Für solche Sachen tragen ebenfalls Sie die politische Verantwortung, auch dafür, dass es solche Aussagen überhaupt gibt!

Dann wollen Sie noch hergehen und sagen, dass Wien dafür zahlen soll? Dass wir Wienerinnen und Wiener aus unserem Budget dafür Geld hergeben sollen, das Frau Fekter nicht zur Verfügung stellt? - Das sind mehrere Millionen Euro im Jahr! Wo sollen wir es denn im Endeffekt wegnehmen? Im Gesundheitsbereich? (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Frau Frank, im Gesundheitsbereich oder im Wohnbereich soll man das wegnehmen? Das kann ich mir sicher nicht vorstellen, weil hier ... (GR Dr Herbert Madejski: Sie haben den Bundeskanzler! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Beim Bundeskanzler nehmen wir es weg, ja, ja. - Das Gescheiteste ist, wir nehmen das Geld Ihrer Fraktion weg, weil Sie in Wahrheit Ihr ganzes Geld nicht wert sind! (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Eine klare Forderung der SPÖ ist schlicht und einfach, mehr Polizisten für Wien! Mehr Polizisten werden wir in Zukunft auch bekommen, aber ich sage Ihnen eines: Das Wichtigste ist schließlich und endlich - und da schließe ich mich Herrn Ellensohn an -, dass wir für soziale Gerechtigkeit in diesem Land sorgen müssen, dass wir dafür sorgen müssen, dass es genügend Arbeitsplätze gibt, dass die Menschen gar nicht in Versuchung kommen, Kriminalität zu begehen. Das gilt auch für die Länder, von denen teilweise natürlich diejenigen herkommen, die nicht aus Österreich sind. Für die gilt das genauso. (GR Mag Wolfgang Jung: Warum schaffen Sie es nicht? Alleinregierung der SPÖ!)
Nein zu dieser sicherheitspolitischen Geisterfahrt! Sie kuscheln ohnehin schon mit Herrn Hahn, Herr Strache kuschelt eh schon mit Herrn Hahn und versucht hier, eine nächste Regierung in Wien zu bilden. (GR Dr Herbert Madejski: Sie haben die absolute Mehrheit!) Nein zu diesem Kurs der FPÖ und der ÖVP in sicherheitspolitischen Fragen! Ja zu einem sicherheitspolitischen Kurs, der für die Menschen in diesem Land und in dieser Stadt geschaffen ist, der von der SPÖ gemacht wird! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Sie haben seit Jahren die absolute Mehrheit!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Dr Tschirf gemeldet. - Bitte. (Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.)

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Der Vorredner hat den Eindruck vermittelt, dass Frau Bundesministerin Fekter für die Zahl der Planstellen im Innenministerium zuständig wäre. 

Seit 2007 sind dort jeweils SPÖ-Mitglieder der Bundesregierung zuständig. Ich bitte, sich an diese zu wenden, was die Zahl der Planstellen betrifft, das heißt, den richtigen Adressaten, die richtige Adressatin. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Frau Bundesministerin Fekter wäre froh, wenn ihr von der zuständigen Ministerin beziehungsweise vom Herrn Bundeskanzler mehr Planstellen zugedacht wären. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir erleben es heute ja nicht zum ersten Mal: Das ist eine Spezialität der SPÖ - ich habe es in der Früh schon gesagt -, die ganz besonders gerne eine Kindesweglegung betreibt, wenn es ums Thema Sicherheit geht. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Es hat ja niemand von Ihnen gefordert, dass die Stadt die Bekämpferin der Kriminalität sein muss, aber zur Sicherheit, sehr geehrte Damen und Herren, gehört ein bisschen mehr dazu. Wenn man den Wiener Alltag und die Situation anschaut, dann muss man sagen, da hat sehr wohl eine Stadt für die Rahmenbedingungen, in denen sich die Sicherheit abspielt, die Verantwortung, und das sind in diesem Fall in Wien zu hundert Prozent Sie! (Beifall bei der FPÖ.)
Wir haben heute die Situation, dass die Polizei sagt: Wir müssen die Kriminalität verwalten, wir müssen das tun, und wir können nicht das tun, was wir tun wollen und tun sollten, was unser Auftrag ist, nämlich die Kriminalität zu bekämpfen. - Da gehört ja selbstverständlich dazu, dass eine Reihe von Hemmnissen und Hindernissen die Polizeiarbeit behindert. Hier wäre es sehr wohl in den Händen der Stadt, die Polizeiarbeit zu erleichtern, zu unterstützen oder in vielen Bereichen besser möglich zu machen. 

Wir sprechen nicht zum ersten Mal von einem ergänzenden, einheitlichen Organ in der Stadt. Wie immer man das benennen will und wie immer die Farbe der Kappen der Mitarbeiter ausschaut, darüber kann man diskutieren, aber selbstverständlich gehört der Polizeidienst unterstützt, gerade in einer Stadt der Größenordnung von Wien, durch eine Sicherheitswacht, Stadtwache oder städtischen Ordnungsdienst, wie immer man das bezeichnen will. Ich glaube, um den Titel geht es nicht, sondern es ist wichtig, dass man überhaupt einmal die Grundlagen dafür schafft. Das kann ich ja nicht von heute auf morgen machen! Sie glauben nämlich, so kann man es machen. 

Ich glaube, das wird jetzt eine Art Nachfolge des Kindergartens werden. Noch am 23.2.2009 haben Sie gesagt, ein kostenloser Kindergarten ist eine Reichenförderung und kommt für die Stadt Wien nicht in Frage. Aber bereits am 27.2.2009 ist der Herr Bürgermeister an die Öffentlichkeit getreten und hat den kostenlosen Kindergarten verkündet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! So ähnlich wird es auch mit diesem städtischen Wachkörper, Ordnungsorgan, wie immer man das nennen will, sein. Sie werden irgendwann einmal einsehen müssen, dass dieses im Moment bestehende Sammelsurium an unterschiedlichen Einrichtungen zur Aufrechterhaltung von Sicherheit, Ordnung und Sauberkeit darin münden muss, dass man ein einheitliches städtisches Organ installiert. Über die Kapperln und über den Namen können wir uns dann noch unterhalten, aber legen Sie endlich einmal die Grundlagen! 

Machen Sie es nicht so, dass Sie sagen: Ha, wir installieren jetzt eine Stadtwache, oder wie auch immer, wir machen jetzt den großen Coup für die Sicherheit - und dahinter klafft sozusagen das Vakuum, oder es ist eine völlig ungeordnete Landschaft von unterschiedlichen Strukturen, und man weiß nicht, wie man es dann wirklich gesetzlich implementieren soll. Das soll nicht vorkommen, und hier hat selbstverständlich die Stadt eine Verantwortung. Bitte, es kann nicht Aufgabe der Polizei sein, hinter verdächtigen Müllsäcken in irgendwelchen Hausfluren her zu seine, Papageien in Garagen einzufangen und so weiter und so fort.

Herr Kollege Schuster hat vorhin in Zweifel gezogen, dass etwa ein Drittel der Polizeitätigkeit, ich nenne es einmal ganz salopp so, Verwaltungskram ist. Es ist ja ganz einfach, man braucht nur einmal darüber zu sprechen und zu schauen oder sich eine Skizze vorlegen zu lassen, wie der Alltag eines Wiener Polizeibeamten ausschaut. Da muss man sagen, er ist schon hinter vielen Tätigkeiten her, die sehr wohl die Stadt in ihre Kompetenz nehmen kann. Es muss auch nicht die Polizei nach einem Wasserschaden die Schlüssel verwalten; ich denke, die Feuerwehr wäre seriös genug, dass sich der Bürger dort die Schlüssel abholen kann. 

Das alles sind viele, viele Mosaiksteine, an denen sich zeigt, dass die Polizei, ich nenne es einmal so, mit artfremden oder wesensfremden Tätigkeiten belastet ist und unabhängig von dem ohne Zweifel bestehenden Personalmangel Aufgaben nachkommen muss, die eigentlich nicht in ihrer Obhut sein müssen. Da sind Sie zuständig!

Damit komme ich gleich zu einem weiteren Punkt, nämlich dem Missstand der vielen Scheinmeldungen in Wien. Wissen Sie, wie viele Stunden ein Wiener Polizeibeamter damit verbringen muss, irgendwelche Leute zu suchen, die sich an einer Adresse anmelden konnten? Jetzt geht es nicht um das Meldegesetz - Sie werden das gleich wieder abschieben in die Richtung, dass der Bund schuld ist -, sondern der Vollzug liegt beim Wiener Magistrat, wo ganz offensichtlich nicht kontrolliert wird, ob eine Meldung in Ordnung ist oder nicht. Das liegt aber beim Vollzug, wie viele Stunden - ich komme wieder auf den Polizeialltag zurück - dafür aufgehen, Leute zu suchen.

Jetzt kommt gleich noch der zweite Faktor dazu, sich in einer Wohnung zu melden oder dann eben vor der Tür zu stehen, um jemanden abzuholen. Es geht ja hier meistens nicht um eine gute Tat oder um ein schönes Erlebnis, sondern es geht darum, dass jemand von der Polizei gesucht wird, weil er sich etwas zuschulden kommen ließ. Dann stehen sie vor der Tür, sehr oft natürlich zeitig in der Früh, und die betroffenen Eigentümer oder Mieter - häufig sind es auch alleinstehende Personen, oft ältere Damen - erschrecken sich wirklich sehr, haben dieses unangenehme Erlebnis und müssen dann lange und aufwendig beweisen, dass sie die betreffende Person überhaupt nicht bei sich wohnen haben. Da besteht ein großer Mangel. Das gehört ebenfalls zum Thema Sicherheit, und dafür ist natürlich sehr wohl auch der Magistrat der Stadt Wien verantwortlich, dass mit diesen Scheinmeldungen in Wien endlich Schluss ist! (Beifall bei der FPÖ.)
Natürlich hat auch - wenn nachgewiesen - der Chef der Fremdenpolizei in mehreren Presseerklärungen oder öffentlichen Darstellungen bestätigt, dass gerade aus dem Bereich der Asylwerber sehr viel Kriminalität kommt. Wenn ich die Quote, so wie es in Wien der Fall ist - der Herr Bürgermeister hat heute von 130 Prozent gesprochen -, übererfülle, dann habe ich damit automatisch mehr Kriminalität in der Stadt. Selbstverständlich ist es notwendig, auch diesen Bereich so zu gestalten, dass ich zumindest nicht freiwillig eine derart hohe Anzahl an Kriminellen - und das ist so nachgewiesen - importiere. Das sind keine Geschichten, die wir erfunden haben, sondern das alles kann man schwarz auf weiß nachlesen.

Ein weiterer Punkt - und da ist auch die Stadt Wien beteiligt - ist die Lokalszene, die sich in vielen Bezirken, in vielen Straßen, in vielen Grätzeln etabliert hat. Es fängt schon damit an, dass man bei den Genehmigungen und Kontrollen äußerst großzügig ist. Bei jeder Razzia - gerade in Vorwahlzeiten veröffentlichen Sie es sehr gerne, dass diese Razzien überhaupt stattfinden - gibt es Probleme, jetzt ganz abgesehen von baupolizeilichen Vorschriften und Hygieneauflagen, nach dem Aufenthaltsgesetz, nach dem Fremdengesetz!

Natürlich sind solche Lokale, die schon ihre Auflagen nicht erfüllen - das weiß man ja -, mit ein Teil einer kriminellen Szene. Wo halten sich denn solche Menschen auf? Selbstverständlich hängt so etwas immer ganz nahtlos zusammen, es bietet Drehscheiben, Unterschlupf und den Standort für Kriminelle. Daher ist hier natürlich auch die Stadt gefragt, im Bereich der Genehmigungen und im Bereich der Kontrollen wesentlich restriktiver vorzugehen. Da könnten Sie schon etwas zur Sicherheit mit beitragen, ohne in der direkten Kriminalitätsbekämpfung - wie Sie vollkommen richtig sagen, sind Sie dafür nicht zuständig - tätig zu sein.

Wir haben schon heute in der Früh mit einem Thema begonnen, das mir persönlich ein ganz großes Anliegen ist, und das ist der Opferschutz. Auch hier: Kindesweglegung, das geht uns nichts an, Bund, Organisationen und so weiter! - Na ja, ganz so ist es nicht, wenn es eine jetzt leider immer größer werdende Personengruppe gibt, die Erfahrungen mit Kriminalität und traumatische Ereignisse hinnehmen muss, etwa nach Bankanschlussdelikten, Raub in Wohnungen, Raub auf öffentlichen Plätzen, Diebstählen in Wohnungen, aber auch fürchterlichen Trickdiebstählen und Betrügereien, die vor allem alte Menschen in dieser Stadt tagtäglich erfahren müssen.

Wenn sie dann an diesen Auswirkungen zu leiden haben, oft nur seelisch, oft körperlich und seelisch krank werden, richtiggehend krank werden - denn auch eine negative psychische Lage ist eine Krankheit und bedarf einer Betreuung -, dann ist hier, genauso wie im Bereich der Gesundheit, natürlich auch die Stadt mit ihren Einrichtungen gefordert. Selbstverständlich brauchen solche Menschen, um dann überhaupt wieder Erholung von diesem Ereignis zu finden, eine Betreuung.

Es ist ja nicht so, dass es da gar nichts gibt, aber das gibt es in zu geringem Ausmaß und nur in Ansätzen. Es gab ein Projekt in Favoriten, nicht zuletzt wahrscheinlich deshalb, weil der Stadthauptmann von Favoriten, Lepuschitz, auch im Weissen Ring sehr aktiv ist und wahrscheinlich deshalb dafür gesorgt hat, dass es in diesem Bezirk zu so einem Projekt gekommen ist. Die Stadt Wien hat damals knapp 60 000 EUR dafür investiert - ein Klacks, wenn ich mir viele andere Förderungen, die wir ausschütten, ansehe.

Leider war dieses Projekt nur auf einen Zeitraum von einem Jahr begrenzt, und leider war es ausschließlich auf Frauen ausgerichtet. Es stimmt schon, dass es mehrheitlich ältere und alte Frauen sind, aber natürlich sind auch Männer Opfer von Kriminalität, und natürlich trifft es alte Männer genauso wie alte Frauen. Es ist das Projekt auch bewertet worden, es ist von den Beteiligten positiv bewertet worden, nur wurde darüber geklagt, dass es so kurz und natürlich nicht umfangreich genug war. Die Betreuung der älteren Menschen wurde positiv gesehen, und es wurde die Forderung aufgestellt, dass man das nicht nur auf Frauen beschränken soll. 

Es ist definitiv ein Unterstützungsangebot für Kriminalitätsopfer, vor allem für ältere Menschen in Wien, gegeben, und es sollte ein Konzept entwickelt werden, wodurch in Zukunft eine vertraute Person die Menschen wieder sozusagen zurück ins Leben führen kann, bedeutet doch vor allem die Erfahrung mit Kriminalität in der eigenen Wohnung, aber natürlich auch im öffentlichen Raum für viele alte Menschen, die nicht von einem familiären Netz umgeben sind, oft sozusagen das Abgleiten in die völlige soziale Isolation.

Ich glaube nicht, dass Sie, wenn Sie sich „Sozialstadt Wien" nennen, beruhigt dabei zuschauen können, wie gerade die Aufbaugeneration, die sich um diese Stadt verdient gemacht hat, heute so etwas erfahren muss und sozusagen Opfer einer Welle wird, die sich derzeit über die Stadt bewegt und die nicht von uns erfunden ist, denn letztlich ist darüber auch in den Zeitungen zu lesen. Ich meine jetzt nicht reißerische Titel. Ich würde sagen, von der „Wiener Zeitung" kann man wirklich nicht behaupten, dass sie ihre Themen in besonders reißerischer Art und Weise präsentiert, und selbst sie hat geschrieben: „Eine Stadt wird ausgeplündert." 

Viele Zahlen haben Sie ja schon gehört. Es ist auch nicht in Abrede zu stellen, dass derzeit schwerpunktmäßig alle unterschiedlichen Formen von Eigentumsdelikten vorkommen. Sie können nicht abstreiten, dass das derzeit stattfindet. Ich wünsche jedem Anwesenden, Ihnen und Ihren Angehörigen, dass Sie nicht Opfer dieses Raubzugs werden, der sich derzeit über Wien bewegt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte noch zwei Beschlussanträge einbringen. Der eine bezieht sich auf den Operschutz. Ich bringe ihn heute nicht zum ersten Mal ein, aber in der Hoffnung, dass die SPÖ - 50 000 EUR wurden jetzt einmal in einem ersten Schritt versprochen, ich denke, wir werden sehr viel mehr dafür brauchen - sich als lernfähig erweist. Denn die momentan so viel zitierte Hausordnung, die vor allem der Herr Bürgermeister so gern anspricht, kommt von uns, sehr geehrte Damen und Herren! Ich kann mich noch daran erinnern: Als wir von Spielregeln und von der Hausordnung gesprochen haben, haben Sie gelacht; heute verwenden Sie den Ausdruck selbst. 

Ich bin daher positiv gestimmt, dass Sie sich auch überlegen werden, dass wir den Opfern von Kriminalität unter die Arme greifen können, um ihr Leben wieder erträglich zu machen, und möchte daher einen entsprechenden Beschlussantrag einbringen, wonach die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales für entsprechende Maßnahmen einer aufsuchenden - das ist besonders wichtig! - Beratungs- und Betreuungsstelle für Senioren, die Opfer krimineller Handlungen geworden sind, sorgt.

Einen zweiten Antrag möchte ich auch noch einbringen. Wir haben heute gehört, dass es vor allem um Häuser geht. Da handelt es sich nicht um Luxusvillen, es handelt sich sehr oft um bescheidene Einfamilienhäuser, wo Familien es sich wirklich vom Munde abgespart haben, ein Haus zu errichten, das sicher auch noch mit Schulden belastet ist. Das sind oft Reihenhäuser. Es geht hier also nicht um Luxusobjekte, sondern um den Wohnsitz vieler Wiener, den Wohnsitz vieler Wiener Familien, der ausgeplündert wird und in den eingebrochen wird. Hier wollen wir Schutzmaßnahmen unterstützt wissen.

Wir stellen daher den Beschlussantrag, dass der Herr Bürgermeister der Stadt Wien aufgefordert wird, gemeinsam mit der amtsführenden Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke eine Förderung von Alarmanlagen für Bürger und Wirtschaftstreibende zu schaffen, wobei 40 Prozent des Kaufpreises, maximal aber 1 000 EUR, von der Stadt Wien zurückzuerstatten sind. 

Für beide Anträge ersuchen wir um die sofortige Abstimmung. - Ich werde sie dann gleich dem Herrn Vorsitzenden übergeben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir wollen das Thema nicht verblödeln, wir wollen, dass dieses Thema Sicherheit ernsthaft behandelt wird. Es machen sich viele Wiener nicht zu Unrecht Sorgen. Sie mussten bereits die Erfahrung machen, dass ihre Wohnung ausgeraubt wurde, dass sie um ihr sauer verdientes Geld gebracht wurden, dass sie Opfer körperlicher Gewalt wurden. Es ist nicht so, dass dies eine Erfindung ist.

Ich bitte Sie daher sehr eindringlich: Nehmen Sie das Thema ernst! Schieben Sie nicht alles anderen Institutionen zu, reden Sie nicht immer nur gebetsmühlenartig von der schwarz-blauen Bundesregierung von damals; die Argumente kennen wir schon. Wir leben im Jetzt und Heute, im Jahr 2009. Auch die Stadt Wien muss ihren Beitrag leisten, damit die Rahmenbedingungen für eine sichere Stadt geschaffen werden. 

Ich fordere Sie daher auf: Leisten Sie Ihren Beitrag, und zeigen Sie den Wienerinnen und Wienern, dass es auch Ihnen ernst mit der Sicherheit dieser Stadt ist! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet. 

Wir kommen zur Abstimmung über eine Reihe von Beschluss- und Resolutionsanträgen, die eingebracht wurden. 

Der erste Antrag stammt von den Freiheitlichen und betrifft die Koppelung von Stadtverwaltung und Polizei. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dies wird nur von den Freiheitlichen unterstützt und ist somit abgelehnt.

Der nächste Antrag, ebenfalls von den Freiheitlichen, betrifft das Thema Magistratsbeamte für die Polizei. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Auch dies wird nur von den Freiheitlichen unterstützt und ist somit abgelehnt.

Der nächste Antrag ist ein Beschlussantrag, ebenfalls von der Freiheitlichen Partei, betreffend Einrichtung einer Wiener Gemeindewacht. Es wird ebenfalls sofortige Abstimmung beantragt. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dies wird wiederum nur von den Freiheitlichen unterstützt und ist somit abgelehnt.

Der nächste Beschlussantrag, ebenfalls von den freiheitlichen Gemeinderäten, betrifft die Aussetzung des Schengen-Abkommens. Verlangt wird ebenfalls die sofortige Abstimmung. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Auch dies wird nur von den Freiheitlichen unterstützt und ist somit abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der ÖVP betreffend Schaffung einer Stadtwache. Es ist sofortige Abstimmung beantragt. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dies wird von der ÖVP und den Freiheitlichen unterstützt, hat nicht die notwendige Mehrheit und ist somit abgelehnt. Das war der Antrag Nummer 15. 

Der Antrag Nummer 16, wieder von der Freiheitlichen Partei, betrifft ein generelles Bettelverbot. Auch hier wird sofortige Abstimmung verlangt. Wer dem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Gleiches Abstimmungsverhalten: Es wird unterstützt von der ÖVP und den Freiheitlichen, hat nicht die notwendige Mehrheit und ist somit abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über die letzten beiden Anträge, soeben eingebracht von Kollegin Matiasek von der Freiheitlichen Partei. 

Der eine betrifft die Förderung von Sicherheitseinrichtungen. Sofortige Abstimmung ist beantragt. Wer dem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dies wird von Freiheitlicher Partei und ÖVP unterstützt, hat nicht die notwendige Mehrheit und ist somit abgelehnt.

Der letzte Antrag, ebenfalls eingebracht von der Freiheitlichen Partei, betrifft die Opferhilfe. Beantragt wird die Zuweisung an die Stadträtin für Gesundheit und Soziales. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dies wird nur von den Freiheitlichen unterstützt und ist daher abgelehnt.

Somit haben wir diesen Punkt erledigt. Wir kommen zurück zur Tagesordnung und setzen nahtlos im Kulturbereich fort. 

Ich möchte mitteilen, dass Herr Kollege Gudenus auf seine zehn Minuten verzichtet hat und dass sich Herr Mag Ebinger hat streichen lassen. Somit erhält nun Herr Univ-Prof Dr Eisenstein das Wort. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich nehme den Faden dort wieder auf, wo wir ihn vor zweieinhalb Stunden hingelegt haben. Wir sind beim Punkt 15, und wir kommen zurück zur Kultur. Sie erlauben mir, dass ich auf die Ausführungen von Herrn GR Woller und von Herrn GR Baxant ganz kurz repliziere, wirklich nur kurz.

Herr GR Woller hat sich sehr darüber gefreut, dass er draufgekommen ist, dass wir draufgekommen sind, dass nicht alle Ausländer böse sind. Kann ich das so sagen? (GR Ernst Woller nickt.) Ja. 

Natürlich sind nicht alle Ausländer böse und die Bösen! Ich darf für mich persönlich, sehr geehrter Herr Gemeinderat, in Anspruch nehmen zu sagen, ich kenne schon zwei verschiedene Arten von Ausländern, nämlich diejenigen, die im Ausland leben und die ich auch sehr gerne besuche, und diejenigen, die in großen Strömen nach Österreich dringen; damit haben eben viele Personen in Österreich schon ein Problem. Das sind die zwei Typen. (GR Ernst Woller: Was ist jetzt mit den Kurden, die in Wien leben?) 

Das sind jetzt nicht meine Ausführungen; es ging ja um die Ausländer, nicht um die Kurden. Ich war nicht mit in Kurdistan, daher werde ich mich dazu auch nicht äußern. Aber ich darf schon sagen ... (Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Nein, wir machen das jetzt ganz emotionslos. Wir dürfen davon ausgehen ... (GR Mag Rüdiger Maresch: ... blaue Band!) Nein, Herr Maresch, das ist ja alles gar nicht so. (GR Mag Rüdiger Maresch: Da gibt es Plakate, wo das drauf war! Das serbische Freiheitsband!) Ja, das macht nichts. Ich habe keines; wollen Sie das gerne sehen? Bitte sehr, danke schön. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber Strache ...!) Gut, macht nichts. Außerdem war ich schon blau - aber jetzt nicht beim Trinken, sondern Sie wissen schon, was gemeint ist -, da war von den meisten Serben in Wien noch gar keine Rede. 

Nein, worauf ich hinaus möchte, ist Folgendes: Es wird uns gelegentlich, was heißt gelegentlich, immer wieder von der Fraktion der Sozialdemokraten, insbesondere vom Herrn Bürgermeister, vorgeworfen, dass wir die Ausländer zu den Schuldigen machen und sagen, sie sind an allem schuld. Ich bestreite das ganz entschieden: Das ist nicht so! Wir sagen nicht, die Ausländer sind schuld, sondern wir sagen: Schuld sind diejenigen, die sie alle hereingeholt haben und die zugelassen haben, dass hier Umstände eingetreten sind, mit denen die österreichische angestammte Bevölkerung zum Teil eben nicht zurechtkommt. (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: ... Ihre Regierungszeit! Herr Professor, schauen Sie sich die Zuwanderungsstatistik aus den Jahren 2002 bis 2006 an!)
Ja, und glücklicherweise haben uns die Leute, die dafür verantwortlich waren, alle schon verlassen, nämlich meine Partei. Das sind ohnehin Personen, die in meinen Augen reine Verräter sind und waren. Danke schön, damit sollte diese Diskussion beendet sein. (GR Godwin Schuster: Nicht alle! Spitzenkandidat!)
Zu Herrn GR Baxant, der mir sehr aufmerksam zuhört: Vielen Dank für Ihre Äußerungen! Sie haben mir damit auch innerparteilich sehr geholfen, wie Sie sich denken können. 

Zur „Chaotenpartie": Sehr geehrter Herr Gemeinderat, dafür werden Sie sich bei mir persönlich entschuldigen! Hier fühle ich mich persönlich angegriffen und schwer in meiner Ehre gekränkt. (GR Franz Ekkamp: Na geh! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich schreibe das aber der hochgradigen Nervosität zu, der Sie eben unterliegen, Sie und möglicherweise auch andere Ihrer Klubkollegen, vor einer Wahl, die nur in einem grässlichen Debakel für Ihre Partei enden kann. Das Ende der absoluten Mehrheit der SPÖ in Wien steht glücklicherweise bevor, und dann werden die Karten ohnehin neu gemischt werden. (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Zu Ihrer Äußerung, Herr GR Baxant, „dann gäbe es ja keine Gemeindebauten mehr": Sie kennen den Zusammenhang ohnehin, ich muss Sie jetzt nicht daran erinnern. (Zwischenruf von GR Petr Baxant.) Herr GR Baxant, Sie wissen aber auch, dass seit sieben Jahren keine Gemeindebauten mehr gebaut werden - gell, das wissen Sie schon! Und Sie wissen auch, dass in den Gemeindebauten, so wie Sie jetzt sind, in vielen Fällen - nicht in allen, aber in vielen Fällen - grauenvolle Zustände sind! Das hat Ihre Fraktion glücklicherweise auch erkannt, daher gibt es jetzt die Ordnungshüter, oder wie immer wir sie nennen wollen. So ist es also wieder nicht: „Dann gäbe es keine Gemeindebauten mehr." (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Ja, ja - es werden also ohnehin schon keine mehr gebaut. Bis zum Ende der Gemeindebauten kann es, auf Sicht gesehen, nicht mehr sehr lange dauern, wenn man sie weiter so behandelt, wie man sie bisher behandelt hat. 

Die Krise, die Sie, sehr geehrter Herr GR Baxant, genannt haben, diese Krise wird, habe ich den Eindruck - das ist mein persönlicher Eindruck -, von etlichen, glaube ich, Mitgliedern und Funktionären der Sozialdemokratie schon als ein Vorwand benützt, uns Freiheitliche zwingen zu wollen, ihren Vorstellungen zuzustimmen und ihre Entscheidungen mitzutragen. Wir werden uns von dieser Krise nicht schrecken lassen - von dieser Krise, die vielleicht in der Sozialdemokratischen Partei herrscht -, sondern wir werden ganz bewusst, zielgerade und überlegt unseren Weg selber gehen. Wir werden uns jedenfalls, nur weil irgendwo eine Krise ist, nicht vereinnahmen lassen. 

Ein ganz wichtiger Punkt noch am Schluss, und dann komme ich endgültig zum Thema Kultur: Wir haben ja keine Integrationsmaßnahmen mitgetragen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ihre Integrationsmaßnahmen sind keine Integrationsmaßnahmen! Herr GR Baxant, Sie wissen genau, dass es zwischen uns keine Brücke gibt, was die Integration anbelangt. Das wissen Sie, das brauchen wir nicht zu diskutieren. Was Sie unter Integration verstehen, ist: Kommt alle zu uns, und wenn es viele Millionen sind, wir geben euch Geld, die österreichische Bevölkerung bezahlt es! Wir verstehen ... (Anhaltende Zwischenrufe bei der SPÖ.) Aber ja, liebe Frau Gemeinderätin, na sicher, ganz bestimmt! (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Das ist würdelos!) Ja, ja.

Wir verstehen unter Integration Anpassung: hereinkommen, Deutsch lernen, anpassen, so leben, wie die Österreicherinnen und Österreicher leben! Aber nicht: Parallelgesellschaften aufbauen, tun und lassen, was man nur will, man wird eh gefördert, man bekommt ohnehin das Geld. Integration - ja, ich brauche das, Sie wissen es - ist für Sie und für uns etwas vollkommen anderes! Im Augenblick sind Sie an der Regierung; sehr bald werden wir es sein, und dann werden auch hier andere Weichenstellungen vorgenommen werden. (Beifall bei der FPÖ. - GR Marco Schreuder: Sie haben noch nie ein Programm ...! Noch nie!) Und? Ich soll Ihnen jetzt hier eines präsentieren? 

Ich komme nun zum Thema Kultur. 

Wir haben tatsächlich im Kulturausschuss und auch hier im Gemeinderat immer wieder Anliegen, die die SPÖ befürwortet hat, abgelehnt. Das stimmt schon, und es hat auch niemanden überrascht, soweit ich weiß. Es sind auch sehr viele Punkte aus dem Ausschuss in den Gemeinderat gekommen, zu denen wir - unserer Meinung nach natürlich mit gutem Recht - diese Ablehnung vorgenommen haben. Herr GR Gudenus hat ja einige Beispiele genannt, die aus unserer Sicht, für unsere Augen und für unsere Nasen nicht besonders toll waren. 

Ich nenne ein ganz anderes Beispiel, ich greife nur einen Punkt heraus, der heute noch zur Abstimmung kommen wird. Das wird die Post 20 sein, da stellt der Gemeinderat Geld bereit, immerhin etwas mehr als eine halbe Million Euro an Förderung für - und das muss man sich auch auf der Zunge zergehen lassen - nicht genannte Personen beziehungsweise Institutionen. Ich weiß schon, es gibt Gemeinderatsbeschlüsse, die zu den Rahmenbeträgen vorliegen. Aber selbst diese Rahmenbeträge müssen hinaufgesetzt werden, weil irgendjemand offensichtlich nicht genug bekommt. Der Rahmenbetrag, der insgesamt 2 Millionen und 1 Million, also 3 Millionen beträgt, wird immerhin um ein Sechstel erhöht. 

Einer solchen Vorgangsweise werden wir sicher nicht zustimmen! Wir haben das schon im Ausschuss abgelehnt, wir werden das auch hier im Gemeinderat tun. Wir können keinen Subventionen zustimmen, meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn wir den Empfänger nicht kennen! Ich weiß auch, dass „für Off-Theater und Tanz" dabeisteht, aber das ist mir und meiner Fraktion eindeutig zu wenig. (Beifall bei der FPÖ.) Hier soll erst in Zukunft über die Empfänger entschieden werden, das Geld ist aber schon da, und zwar wird dann über den Ausschuss und über den Gemeinderat hinweg entschieden. Das kann es ja nicht gewesen sein! 

Wenn einer meiner verehrten Vorredner - nicht in diesem Zusammenhang, sondern in ganz anderem Zusammenhang - gemeint hat, so und so viele Millionen, wo sollen wir denn das Geld hernehmen: Da hätten Sie schon einmal eine halbe Million, die könnten Sie in die Sicherheit investieren. - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Kollege Maresch hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Jetzt war ich noch gespannt auf die Ausführungen meines Vorredners zur Kultur, aber wir sind dann irgendwie bei der Sicherheit hängen geblieben. Macht nichts, ich möchte den Tagesordnungspunkt nutzen, um einen Antrag einzubringen. Es geht um eine Volksbefragung über das Flakturmprojekt im Arenbergpark. Ich möchte dazu aber vorher noch ein paar Sachen sagen. 

Im 3. Bezirk hat es dazu eine längere Debatte in der Bezirksvertretungssitzung gegeben, und dabei wurde ein Antrag der ÖVP über die Volksbefragung dem Bauausschuss zugewiesen. Es ist nicht so, wie in den Medien zu lesen war, dass wir dagegen gestimmt haben, sondern es war eine Mehrheit für die Zuweisung an den Bauausschuss. Es ist auch ganz wichtig, dass das im Protokoll steht und da auch vermerkt wird. 

Es gibt dazu einen Antrag der ÖVP, dem wir nicht zustimmen wollen, und zwar aus einem bestimmten Grund. Denn wir glauben, dass BürgerInnenbeteiligung vor Ort ganz, ganz wichtig ist, um über bestimmte Dinge einen Prozess in Gang zu bringen, darüber zu entscheiden, dass Politik, die Projektbetreiber, aber vor allem auch die BürgerInnen darüber entscheiden, erstens einmal, wann darüber abgestimmt wird, ob darüber abgestimmt wird, wo darüber abgestimmt wird und vor allem, wie darüber abgestimmt wird. 

Der ÖVP-Antrag geht auf etwas ganz anders ein. Da geht es darum, dass die ÖVP die Fragestellung vorgibt und auch gleichzeitig sagt, wo abgestimmt werden soll. Wir glauben zum Beispiel, dass es ein Teil des Prozesses sein muss, wie so ein Antrag ausschauen kann. Da gibt es genug Beispiele, auch über so genannte Volksgaragen hat es schon verschiedenerlei Abstimmungen gegeben. Deswegen unser Beschlussantrag dazu:

Gemäß der Stadtverfassung möge eine Volksbefragung betreffend das Flakturmprojekt C A T im Arenbergpark in einem bestimmten Stadtteil des Bezirks Landstraße durchgeführt werden. Dazu möge ein lokaler Agenda-Prozess eingeleitet werden, in den alle Beteiligten einbezogen sind. Zuerst gibt es eine Phase der Information durch die BetreiberInnen, darauf folgt eine Phase des Diskurses und danach eben besagter Entscheidungsprozess. Die Volksbefragung möge nach dem auch in Wien üblichen Standard im Rahmen der Lokalen Agenda 21 durchgeführt werden. Die Vorlage des offiziellen Ergebnisses der Volksbefragung sollte bei der politischen Entscheidung die Grundlage bilden. - Deswegen unser Antrag.

Wie gesagt, noch einmal der ÖVP ein bisschen ins Stammbuch geschrieben: Es ist ein Teil des Prozesses, wie die Fragen ausschauen, wo sie gestellt werden und vor allem, wann sie und ob sie überhaupt gestellt werden. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Von GR Dr Tschirf liegt eine Wortmeldung vor. - Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Als Mandatar des 3. Bezirks kann ich die Sache nicht ganz vorbeigehen lassen. 

Worum es der ÖVP geht, ist, dass hier die Bevölkerung gefragt wird, rasch gefragt wird. Das heißt, der Prozess war der, dass wir eine sofortige Abstimmung haben wollten, während die GRÜNEN mit der SPÖ es dem Bauausschuss zugeleitet haben. Wir wollten das - wie auch Franz Ferdinand Wolf vorhin schon gesagt hat - unmittelbar und rasch erreichen, weil wir die Anliegen der Bürger, aber letztlich auch die Frage eines interessanten kulturellen Projektes rasch umgesetzt haben wollten, und wollten rasch eine Entscheidung herbeigeführt haben. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Überhaupt niemand applaudiert! - GR Ernst Woller: Das war ja der Klubobmann!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich kann jetzt schon sagen, dass das Projekt Kulturlotsen und -lotsinnen eine Erfolgsgeschichte ist. Es gibt zu diesem Zeitpunkt, obwohl es momentan noch gar nicht beschlossen ist, schon 30 Kulturinstitutionen und Betriebe und ihre Belegschaften, die an diesem Projekt partizipieren wollen.

Es war heute schon mehrfach die Rede von der Mercer-Studie und von 90 Jahre Rotes Wien. Ich darf aus diesem Grund eine kurze geschichtliche Bemerkung machen. 

Ich kann sagen, dass dieses Projekt Kulturlotsen und Kulturlotsinnen vor 90 Jahren sicher nicht beschlossen worden wäre. Denn damals hatten hier in diesem Gemeinderatssitzungssaal die Christlich-Sozialen ihre schwarze Mehrheit. Zu jener Zeit sind Arbeiterbildung und Arbeiterkultur mit keinem Gulden und mit keiner Krone unterstützt worden. Unterstützt und hoch subventioniert waren jedoch die K u K-Hofoper und das K u K-Burgtheater. 

Ich darf aber sagen, in diesen 90 Jahren hat sich in Wien viel bewegt. Eine der großen Errungenschaften ist die Demokratisierung von Kultur und Kunst in Wien, und das finden wir einfach auch in dieser Mercer-Studie reflektiert. 

Ich ersuche um Zustimmung. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung.

Abänderungsanträge liegen keine vor, wir können gleich die Post abstimmen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 15 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrstimmig, mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der GRÜNEN, so beschlossen.

Jetzt kommen wir wieder zur Abstimmung über eine Reihe von Beschluss- und Resolutionsanträgen, die eingebracht wurden. 

Ich beginne mit einem Antrag der GRÜNEN betreffend mögliche Kürzung des Kulturbudgets. Sofortige Abstimmung ist beantragt. Wer dafür ist, bitte ich um Zeichen mit der Hand. - GRÜNE, ÖVP und Freiheitliche sind dafür, das ist nicht die notwendige Mehrheit, es ist somit abgelehnt.

Der nächste Beschlussantrag stammt von den Freiheitlichen und betrifft die Aufnahme eines Kulturaustauschprogramms. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Ausschuss für Kultur und Wissenschaft verlangt. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist nur von den Freiheitlichen unterstützt und somit abgelehnt.

Der dritte Antrag ist ein Antrag der ÖVP betreffend Ausbau des Wiener Musikschulwesens. Sofortige Abstimmung ist beantragt. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das wird von ÖVP, Freiheitlichen und GRÜNEN unterstützt, hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden und ist somit abgelehnt.

Der nächste Antrag stammt ebenfalls von der ÖVP und betrifft die Durchführung einer Volksbefragung über das Flakturmprojekt im Arenbergpark in einem bestimmten Stadtteil des Bezirks Landstraße. Sofortige Abstimmung ist beantragt. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Die ÖVP und die Freiheitlichen sind dafür, dies hat daher nicht die notwendige Mehrheit gefunden und ist abgelehnt.

Der nächste Antrag kommt von der ÖVP und betrifft einen Datenskandal bei den Wiener Linien. Hier wird die Zuweisung an die Ausschüsse für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist von ÖVP, Freiheitlichen und GRÜNEN unterstützt und hat somit nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Es folgt die Abstimmung über einen Beschluss- und Resolutionsantrag der SPÖ, der ÖVP und der GRÜNEN, ebenfalls betreffend Kulturaustauschprogramm. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Ich komme noch zu dem von Kollegen Maresch eingebrachten Antrag der GRÜNEN, ebenfalls betreffend Durchführung einer Volksbefragung über das Flakturmprojekt im Arenbergpark. Gleicher Wortlaut wie im Antrag der ÖVP: Gemeindebezirk Landstraße. (GR Ernst Woller: Nicht der gleiche!) In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung ... (GR Dr Matthias Tschirf: Nein, nicht der gleiche Wortlaut! - GR Ernst Woller: Nur in der Überschrift! - GR Dr Matthias Tschirf: Ähnlich! - Weitere Zwischenrufe.) Im Einführungstext gleicher Wortlaut, natürlich dann nicht im Beschlussantrag; um keine Missverständnisse aufkommen zu lassen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja, das ist wichtig!) In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung beantragt. - Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag ist von den GRÜNEN, der SPÖ und den Freiheitlichen unterstützt und hat eine breite Mehrheit gefunden.

Wir kommen nun zur Postnummer 16 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an die IG Kultur Wien. Kollege Baxant als Berichterstatter wird einleiten.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Dr Wolf hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich kann es kurz machen: Wir werden dem Subventionsansuchen der IG Kultur zustimmen. Wir halten - unabhängig von der politischen Orientierung - es für eine wertvolle und wichtige Arbeit, die diese IG Kultur leistet. Aber der Subventionsakt selbst soll hier kurz erwähnt und die Abfolge, die bemerkenswert ist, in Kürze dargestellt werden.

Die IG Kultur hat im September ein Ansuchen in Höhe von 239 000 EUR eingebracht und genau begründet, welche Aktivitäten sie um dieses Geld machen will. Im Gemeinderatsausschuss, der sich im Februar damit beschäftigt hat, waren diese 239 000 EUR auf mysteriöse Weise zu einer Summe von 29 000 EUR geschrumpft. Dieser Akt, der in seiner Zusammenstellung unschlüssig war, wurde letztlich beschlossen, im Februar hat der Kulturausschuss 29 000 EUR an Subvention für die IG Kultur Wien vergeben. Allerdings wurde der Antrag dann zurückgezogen. 

Auf die Frage im Kulturausschuss, wie Ausgaben der IG Kultur in Höhe von 239 000 EUR mit einer Subvention von 29 000 EUR finanziert werden können, hat man gemeint: Ja, da ist wahrscheinlich eine große Zahl von Eigenleistungen - Stichwort Selbstausbeutung - dabei. Dass dem Ganzen nicht so war, hat sich dann herausgestellt. Dieser Antrag wurde, wie gesagt, zurückgezogen und neu eingebracht, und nun beschließen wir einen Subventionsbetrag von 39 000 EUR. 

Interessant ist nur, dass sich diese Summe in zwei Anträgen, die die IG Kultur gestellt hat, wiederfindet, weitere fünf Anträge wurden aber nicht genehmigt. Das heißt, man hat der IG Kultur offenbar geraten, sie möge in Portionen um Subvention ansuchen, und jetzt werden 39 000 EUR genehmigt. 

Dahinter steht offenbar ein System - und darum erzähle ich das -, dass Subventionen auf Bestellung des Kulturamtes gemacht werden. Den Subventionswerbern wird gesagt, wie viel Geld sie erwarten dürfen, und dann sollen sie in dieser Höhe den Antrag stellen. Einreichung auf Bestellung, nicht entsprechend dem Bedarf, den die Institution, die einreicht, hat, sondern gemäß dem, was das Kulturamt zur Verfügung stellen will und wird. Das ist eine Vorgangsweise, die wir ablehnen!

Hier muss es zu Änderungen bei der Subventionsvergabe kommen. Es wird ja Gelegenheit geben, demnächst den Bericht zu diskutieren, in dem die Frage gestellt wurde, welche abgelehnten Subventionsansuchen vorliegen. Wir werden Gelegenheit haben, das zu diskutieren. 

Aber diese Vorgangsweise ist öffentlich zu machen! Diese Vorgangsweise kann nicht das Maß der Bewertung von Ansuchen und Subventionswerbern durch die Bürokratie dieses Hauses sein. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine Damen und Herren!

Herr GR Woller hat ausgeführt, wie wichtig die Arbeit der IG Kultur für die Stadt und die Kulturschaffenden in Wien ist. Dem ist nichts hinzuzufügen. 

Ich freue mich darüber, dass die Subvention im Verhältnis zum letzten Jahr um 10 000 EUR gestiegen ist, und bin mir sicher und gehe davon aus, dass es in Wien und im Kulturamt keine Einreichungen auf Bestellung gibt. 

Ich bitte um Zustimmung. - Danke sehr.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir können gleich zur Abstimmung kommen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 16 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so beschlossen.

Wir können die Postnummern 17 und 22 gleich abstimmen, es sind dazu keine Wortmeldungen erfolgt. 

Die Postnummer 17 betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Kulturservice. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der ÖVP beschlossen. 

Die Postnummer 22 betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Stadtfeste. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist ebenfalls mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der ÖVP beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 20 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Förderung von diversen Theatergruppen, -institutionen und Einzelpersonen. Frau GRin Klicka wird als Berichterstatterin einleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Wolf. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender!

Auch da kann ich es wieder kurz machen. Es geht um einen Rahmenbetrag in Höhe von 543 000 EUR zur - und ich zitiere wörtlich: „Förderung von diversen Theatergruppen, -institutionen und Einzelpersonen in Form von Standortförderungen, Jahressubventionen, Projektzuschüssen und Beratungskosten." - Ende des Zitats. 

Allein schon diese Darstellung zeigt, wie sehr die Vergabe von Rahmenbeträgen nicht nachvollziehbar ist. Sie kennen unsere Kritik der mangelnden Transparenz. Wir werden daher diesen Rahmenbetrag ablehnen, nicht des Inhaltes wegen - wir halten die Förderung dieser Initiativen für richtig -, aber wegen der Form. Es kann nicht sein, dass hier über Rahmenbeträge beschlossen wird, und dann erfährt man irgendwann, was damit finanziert wurde - wenn man Glück hat.

Wenn ich aber schon die Möglichkeit habe, mich hier zum Wort zu melden, dann bringe ich bei dieser Gelegenheit auch noch einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend den kostenlosen Eintritt für Begleitpersonen von behinderten Menschen in Kultur- und Freizeiteinrichtungen der Stadt Wien ein. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an die Gemeinderatsauschüsse der Geschäftsgruppe für Bildung, Jugend, Information und Sport und für Kultur und Wissenschaft sowie für Gesundheit und Soziales und für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gestellt. 

Es besteht also die Möglichkeit, dass alle genannten Institutionen endlich dieses Anliegen realisieren. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Prinzip der Theaterreform ist, dass es ein Leitbild gibt, dass es Grundsatzbeschlüsse des Gemeinderates gibt - die wir übrigens einstimmig gefasst haben - und dass dann im Rahmen dieser Grundsatzbeschlüsse und der Theaterreform unabhängigen Jurys und Kuratorien die Beurteilung von Anträgen von freien Theatergruppen obliegt und diese das auch eigenverantwortlich tun können. 

Wir hatten bis jetzt ein Kuratorium, das mit Ende Mai ausläuft. Es wird ein neues Kuratorium geben, dieses ist bereits öffentlich präsentiert worden. Das neue Kuratorium besteht übrigens aus sehr kompetenten Kennern der Tanztheater- und Performanceszene, und diese werden die Empfehlungen abgeben. 

Wenn es dieses Prinzip gibt, dann können wir hier im Gemeinderat nur die Rahmenbeträge zur Verfügung stellen, weil die Vergabe der Mittel an die freien Gruppen eben über die Kuratoren erfolgt. Die Beratungshonorare sind die allseits bekannten Honorare für die Tätigkeit der Kuratoren. 

So gesehen, ist hier alles klar - leider nicht für Dr Wolf und Dr Eisenstein! Vielleicht wäre es doch gut, wenn Sie sich einmal mit den Grundsätzen der Theaterreform auseinandersetzen. Wir haben es hier lange diskutiert, es wurde, wie gesagt, in den Anfangszeiten auch mit Stimmen von ÖVP und FPÖ beschlossen. Da diejenigen, die damals an der Entwicklung der Konzepte beteiligt waren, nicht mehr im Gemeinderat sind, wäre es doch günstig, wenn man sich informiert. Das ist der Hintergrund.

Im Übrigen kann ich nur sagen, dass ich einen Stadtrat kenne, der sehr, sehr gerne mit Rahmenbeträgen agiert hat. Es war dies Dr Marboe, also ganz so schlecht kann das damals nicht gewesen sein. Das vielleicht nur für Dr Wolf: Er sollte vielleicht einmal bei Peter Marboe nachfragen, was der Vorteil von Rahmenbeträgen ist.

Dem Antrag der ÖVP auf kostenlosen Eintritt werden wir nicht zustimmen. Es ist auch nicht so, dass Menschen mit Behinderung prinzipiell freien Eintritt in Kultureinrichtungen haben, weil das nicht eine Frage von Behinderung, sondern eine Frage von sozialer Leistbarkeit ist. Daher ist es auch nicht einzusehen, dass Begleitpersonen prinzipiell freien Eintritt haben. Wir werden daher diesen Antrag ablehnen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir können somit gleich die Postnummer 20 abstimmen. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der GRÜNEN so beschlossen.

Es kommt nun der von der ÖVP, von Herrn Dr Wolf eingebrachte Beschluss- und Resolutionsantrag zur Abstimmung. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung beantragt an die Gemeinderatsauschüsse der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport, Kultur und Wissenschaft, Gesundheit und Soziales sowie Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag ist von der ÖVP und den GRÜNEN unterstützt und hat somit nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Es gelangt die Postnummer 21 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss einer 
4-Jahres-Vereinbarung mit Liquid Loft - Verein zur Projektierung künstlerischer Ideen. Es liegt hierzu keine Wortmeldung vor. Wir können gleich abstimmen. - Wer für die Postnummer 21 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Diese Postnummer ist, obwohl einige zögerlich aufzeigen, einstimmig so beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 23 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein zur Förderung der kulturellen Belebung öffentlicher Räume - Wärmespender. Auch hier liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen sogleich zur Abstimmung. - Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 23 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dem wird mehrheitlich zugestimmt, gegen die Stimmen der Freiheitlichen.

Es gelangt nun die Postnummer 25 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Cajetan-Felder-Institut. Auch hiezu gibt es keine Wortmeldung. - Wer von den Damen und Herren ist für die Postnummer 25? – Sie ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der Freiheitlichen so beschlossen.

Es ist nun Postnummer 26 an der Reihe. Sie betrifft eine Subvention an das Demokratiezentrum Wien. Auch hiezu gibt es keine Wortmeldung. - Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN so beschlossen.

Es gelangt nun die Postnummer 27 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine 6-Jahres-Vereinbarung für die Jahre 2009 bis 2014 mit der Technischen Universität Wien. Frau Kollegin Mag Straubinger wird die Verhandlung einleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Dieses Geschäftsstück beschäftigt sich mit einem Stipendienprogramm der TU Wien, das mehrjährig ist. Es ist ein Stipendienprogramm für Dissertantinnen, also ein PhD-Stipendienprogramm. Wir stimmen dem natürlich zu, vor allem, weil das ja Stipendien sind, die mit einem Betrag in der Höhe von 1 000 EUR pro Monat dotiert sind. Wir halten es für sehr notwendig, gerade in diesem Bereich Stipendien zu vergeben, weil damit wirklich Menschen gefördert werden, Studierende gefördert werden, die es sehr dringend brauchen.

Wir haben aber auf der anderen Seite die Situation, dass immer mehr Studierende - und ich möchte zu diesem Themenkomplex auch drei Anträge einbringen - in Praktika gedrängt werden. Vor allem durch die neuen Studienpläne, durch das dreigliedrige Studium an den Universitäten, aber auch an den Fachhochschulen wird im Laufe des Studiums immer mehr gefordert, dass während des Studiums Praktika absolviert werden. Studierende, die meistens schon nebenbei arbeiten müssen, um sich ihr Studium zu finanzieren, müssen somit auch Praktika absolvieren, die meistens nicht beziehungsweise sehr schlecht bezahlt werden. Es ist aber auch so, dass es nach dem Studium, quasi für den Einstieg in den Arbeitsmarkt, mittlerweile notwendig ist oder schon fast eine Voraussetzung ist, mindestens ein Praktikum absolviert zu haben. Es sind ungefähr 50 Prozent der Studierenden, die mittlerweile nach dem Studium mindestens ein Praktikum absolvieren, um auf dem Arbeitsmarkt Fuß zu fassen.

So ein Praktikum bedeutet meistens, zwei bis sechs Monate prekär zu arbeiten, keinerlei sozialrechtliche Absicherung zu haben. Es ist meistens sogar unbezahlt – es handelt sich also um AkademikerInnen, die unbezahlte Arbeiten leisten. Dass man davon, auch als AkademikerIn, nicht leben kann, liegt auf der Hand. Viele sind somit darauf angewiesen, dass ihre Eltern sie auch nach dem Studium finanziell unterstützen. Dass das nur Eltern möglich ist, die selbst finanziell abgesichert sind, liegt auch auf der Hand. Studierende, die aus bildungsferneren Schichten kommen, wo die Eltern nicht so gut verdienen, werden somit auch daran gehindert, ihren Karriereweg weiter zu beschreiten.

Wir glauben, dass das ein Ende haben muss. Die Situation der „Generation Praktikum", wie sie mittlerweile schon heißt, ist unerträglich. Es braucht hier eine sozialrechtliche Absicherung. Es kann nicht sein, dass Menschen, die studieren, die eine Ausbildung haben, sich in derartigen prekären Arbeitsverhältnissen befinden.

Ich bringe deshalb einen Antrag betreffend PraktikantInnenausbildungsgesetz ein, dass der Wiener Gemeinderat die Bundesregierung auffordert, einen Entwurf eines eigenständigen PraktikantInnengesetzes vorzulegen, das folgende Eckpunkte umfassen soll: Die genaue Definition und Abgrenzung zu anderen Beschäftigungs- und Ausbildungsverhältnissen, die Definition von qualitativen Standards, die Definition und Auflistung möglicher Praktikumsarten entsprechend dem Prinzip „kein Praktikum ohne entsprechende Ausbildungsanbindung", die Notwendigkeit eines schriftlichen Praktikumsvertrages, eine maximale Dauer von drei Monaten - nur in definierten Ausnahmefällen bis zu sechs Monaten, gemäß den entsprechenden Ausbildungsplänen -, die Garantie eines vollen sozialrechtlichen Schutzes für PraktikantInnen, eine verpflichtende Betreuung durch eine verantwortliche Person im Unternehmen oder in der Organisation, Mindeststandards eines Praktikumszeugnisses, und eine für künftige PraktikantInnen einsehbare Dokumentation in Praktikumsverläufe und daraus resultierende Bewertungen der Praktikumsstellen durch die AbsolventInnen von Praktika. - Ich beantrage die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Aber es ist ja nicht so, dass die Praktika von den Studierenden und von den AkademikerInnen nur in der Privatwirtschaft absolviert werden – auch dort, und dort verstärkt -, sondern auch bei der Stadt Wien. Auch die Stadt Wien bietet die Möglichkeit zu Praktika - oft Ferialpraktika, aber meist auch Praktika, die bis zu 40 Wochenstunden umfassen. Die Stadt Wien zahlt für diese Praktika, je nach Ausbildungsstand, zwischen 581 EUR und 763 EUR brutto. Das liegt unter dem Existenzminimum. Wir glauben, dass die Stadt Wien hier auch eine Vorbildfunktion haben sollte und ihre Praktika, ihre AkademikerInnen und StudentInnen, die Praktika absolvieren, auch dementsprechend bezahlen sollte. Ich bringe daher einen Beschlussantrag bezüglich Mindesteinkommen für PraktikantInnen ein:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für ein Mindesteinkommen für Praktika bei der Stadt Wien in der Höhe von mindestens 800 EUR netto pro Monat aus und fordert die Frau amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal auf, die notwendigen Schritte dafür zu setzen.

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrages.“

Ein weiterer Bereich, in dem sich sehr viele PraktikantInnen um Praktika, um Jobs bewerben, ist der Bereich der NGOs. NGOs sind für viele Studierende, für viele AkademikerInnen ein sehr beliebtes Betätigungsfeld, da es ja ein breit gefächertes Angebot, vor allem auch in Wien, im Bereich der NGOs gibt. Es ist gerade in NGOs sehr, sehr viel an Eigenverantwortung und an selbstständigem Arbeiten gefordert. Die Studierenden sehen es meistens als große Herausforderung an, in einer NGO erste Kontakte zur Arbeitswelt und auch Netzwerke zu knüpfen. Aber die NGOs sind auf Grund der schlechten finanziellen Ausstattung, die sie selbst haben, und der geringen Subventionen, die sie erhalten, nicht mehr in der Lage – obwohl sie dazu bereit wären -, die PraktikantInnen auch entsprechend zu bezahlen beziehungsweise diese Praktika erstens anzubieten und zweitens dann auch zu einem Gehalt anzubieten, durch das für die Studierenden auch die Existenzsicherung gegeben ist.

Auch hier stelle ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag, dass der Wiener Gemeinderat sich dafür ausspricht, dass bei den von der Stadt Wien mitgeförderten NGOs ein Mindeststandard für PraktikantInnen hinsichtlich Entlohnung und Entschädigung und sozialrechtlicher Absicherung gewährleistet wird, und zweitens bei Förderungen von NGOs durch die Stadt Wien zusätzliche Mittel zur Erreichung der unter Punkt 1 - nämlich hinsichtlich Entlohnung und Entschädigung - genannten Ziele bereitgestellt werden beziehungsweise die Stadt Wien selbst ein leicht zugängliches, transparentes Vergabesystem für solche Praktika einrichtet. - Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung.

Ich bin mir sicher, dass die Bundesregierung sich ebenfalls in diese Richtung bewegen wird, dass mehrere Fraktionen im Nationalrat schon bemerkt haben und auch Initiativen dahin gehend gesetzt haben, dass es in diesem Bereich eine Änderung der Gesetzeslage geben muss. Ich finde es gut, wenn es ein Zeichen des Wiener Gemeinderates, auch an die Studierenden, in diese Richtung gibt, und hoffe auf breite Unterstützung unserer Anträge. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Nur drei kurze Sätze zum vorliegenden Akt:

Erstens: Es freut mich, dass die GRÜNEN seit der Gemeinderatsausschusssitzung jetzt doch noch eine positive Meinungsänderung vollzogen haben und diesem Akt zustimmen werden. Ich glaube, das ist eine sehr tolle Sache. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) – Tut mir leid, dann habe ich das falsch in Erinnerung.

Es werden damit PhD-Stipendien am Institut für Informatik an der TU Wien gefördert – das heißt, in einem Bereich, der vor allem auch für den IKT-Standort Wien von besonderer Bedeutung ist. Die Stadt Wien fördert damit aber auch vor allem Frauen, denn diese Stipendien gehen nur an weibliche StudentInnen, und gerade in diesem Bereich gibt es auch einen großen Aufholbedarf an Frauen.

Als Berichterstatterin nur noch eine kurze Notiz zu den Anträgen:

Wir werden die zwei zur sofortigen Abstimmung eingebrachten Anträge der GRÜNEN betreffend Mindesteinkommen und Fördermittel ablehnen - nicht, weil wir nicht auch diese Thematik sehen, aber weil wir glauben, dass das eine Frage der Sozialpartner und der Kollektivvertragsverhandlungen ist.

Was den Antrag zum PraktikantInnenausbildungsgesetz betrifft, so glauben wir auch, dass die Notwendigkeit besteht, hier einheitliche Rahmenbedingungen zu schaffen, und wir werden daher diesem Antrag zustimmen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir können somit über die Postnummer 27 abstimmen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 27 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Diese Post ist einstimmig so beschlossen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die drei von den GRÜNEN eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge. Für alle drei ist die sofortige Abstimmung beantragt.

Der erste Antrag betrifft ein PraktikantInnenausbildungsgesetz. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist von den GRÜNEN, der ÖVP und der SPÖ beschlossen. Das ist somit eine ausreichende Mehrheit. (Rufe bei allen Fraktionen: Einstimmig! Einstimmig!) Darf ich noch einmal um ein Zeichen bitten? – Das ist also einstimmig beschlossen. Sehr gut.

Wir kommen zum nächsten Antrag, betreffend Mindesteinkommen für PraktikantInnen bei der Stadt Wien. Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung; ein deutliches Zeichen, bitte! – Dieser Antrag ist mit den Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN so beschlossen ... (Lebhafte ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN und der FPÖ) - und somit abgelehnt. - Ich entschuldige mich formell: Natürlich ist dieser Antrag abgelehnt und hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. - Der Vorsitzende ist auch schon leicht verwirrt.

Der dritte Antrag, ebenfalls von den GRÜNEN eingebracht, betrifft Förderungsmittel für Praktika bei den NGOs. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag ist nur von den GRÜNEN unterstützt und hat somit „ganz knapp" die notwendige Mehrheit verfehlt.

Es gelangt nunmehr Postnummer 32 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Original Wiener Stegreifbühne. Es ist hiezu keine Wortmeldung vorgesehen. Wer von den Damen und Herren ist für die Postnummer 32? – Das ist einstimmig so beschlossen.

Es gelangt jetzt Postnummer 34 der Tagesordnung zur Verhandlung. Dabei geht es um das Plandokument 7844 im 2. Bezirk. Auch hiezu gibt es keine Wortmeldung. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der GRÜNEN so beschlossen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 40 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7787 im 19. Bezirk. Kollege Valentin wird die Verhandlung einleiten. (GR Dr Herbert Madejski: Aber wirklich nur einleiten, bitte! – GR Erich Valentin: Wenn das euer Wunsch ist?)

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Madejski. Ich erteile ihm das Wort. (Berichterstatter GR Erich Valentin zu GR Dr Herbert Madejski: Wenn du lange sprichst, mache ich ein Schlusswort!)

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! - Er droht schon mit einem Schlusswort! Das ist ja unglaublich. - Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Grundsätzlich möchte ich für unsere Fraktion und auch für mich persönlich festhalten, dass wir selbstverständlich seit vielen Jahren, seitdem es diese Möglichkeit für ganzjähriges Wohnen gibt, immer dafür gestimmt haben. Wir sind auch prinzipiell für die Möglichkeit des ganzjährigen Wohnens in Kleingartengebieten, weil es ja auch Sinn gemacht hat. Die ursprüngliche Intention war ja, dass der Wohnraumengpass in Wien ein bisschen gelindert wird. Und es war tatsächlich eine Erfolgsgeschichte, überhaupt keine Frage. - Entschuldigung, Herr Vorsitzender, ich habe, wie ich hier sehe, nur mehr sechs Minuten Redezeit zur Verfügung?! (Rufe bei der SPÖ: Das reicht! – GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das reicht aber bei Weitem!) - Danke. Gut. 

Nur: Diese Situation bei allen bisherigen Wohnmöglichkeiten im Zusammenhang mit ganzjährigem Wohnen war ja dadurch gegeben - und durchaus mit unserer Zustimmung -, weil es sich um Kleingartengebiete gehandelt hat, die eher begrenzt waren, wo die Infrastruktur vorhanden war, wo man nur wenig adaptieren musste. Und daher macht es auch Sinn, in jenen Gebieten ganzjähriges Wohnen zu gestatten und durchzusetzen. 

Am Hackenberg ist alles ein bisschen anders, meine Damen und Herren. Ich kann mich erinnern, ich bin als Kind in dieser Gegend sehr oft mit meinen Eltern und Bekannten spazieren gegangen, es sind sehr schöne Erinnerungen. In den 70er Jahren, als ich noch näher zu Neustift, Sievering gewohnt habe, war ich dort mit vielen Freunden in der Umgebung spazieren, wir sind nachher zum Heurigen gegangen. Und jetzt, nachdem ich einige Jahre nicht dort war, habe ich mir das Gebiet wieder einmal angeschaut, und ich war überrascht, wie sich das, seitdem ich es in den 70er Jahren zum letzten Mal gesehen habe, positiv entwickelt hat - von der Natur her, von der Umwelt her, von der Ruhe her, von den Wandermöglichkeiten her, von der Annahme durch die Bevölkerung, die dort wandert, die dort Sport betreibt und so weiter. Und der Unterschied des Hackenbergs zu allen anderen bisherigen Projekten betreffend ganzjähriges Wohnen ist ja nicht nur der, dass es sich hier nicht um eine abgeschlossene, kleine Siedlung handelt, sondern dass auch keine Infrastruktur für ganzjähriges Wohnen vorhanden ist: Es gibt keine Parkplätze, keine Zufahrtsmöglichkeiten et cetera. Das haben wir ja alles schon im Ausschuss behandelt.

Meine Damen und Herren! Es ist dort ein großflächiges Erholungsgebiet für viele Wienerinnen und Wiener aus dem 19. Bezirk, aus den angrenzenden Bezirken, und daher kann man dort nicht so sorglos vorgehen und einfach ganzjähriges Wohnen vorschreiben.

Meine Damen und Herren! Es wird natürlich auch in der Bauzeit, falls das heute beschlossen wird - und ich zweifle nicht daran, denn Herr StR Schicker ist ja, wie offensichtlich auch der dortige Herr Bezirksvorsteher, ein Fan dieser Verbauung, und daher wird das auch so geschehen -, jetzt jahrelang im Zusammenhang mit Baustelleneinrichtungen und -zufahrten Lärm geben, es wird Dreck geben, es wird Schmutz geben, es wird alles Mögliche geben - also eine Belastung für die, die dort wohnen, vor allem in der Kleingartensiedlung. Und nach dem Ganzen, nachdem das alles geregelt ist und die Infrastruktur vielleicht funktioniert, werden wir den zusätzlichen Individualverkehr haben, etwa für den Einkauf. Logisch: Wenn ich dort wohne und den Hauptwohnsitz habe, dann muss ich irgendwo einkaufen, ich muss meine Wege, meine Amtswege erledigen, ich muss die Kinder zur Schule bringen, ich muss in die Arbeit fahren, und, und, und. Das heißt, wir werden auch einen Individualverkehr haben, der in dieser Gegend enorm zunimmt - zum Schaden der Umwelt und zum Schaden der anderen, die dort wohnen. 

Und nun zum demokratiepolitischen Aspekt, meine Damen und Herren. Da möchte ich insbesondere auf die ÖVP ein wenig eingehen, auf die Doppelzüngigkeit der ÖVP in dieser Frage.

Wir haben heute einen Antrag zum Arenberg, und da gibt es einen Antrag auch der ÖVP - dem wir auch zugestimmt haben - auf eine Volksbefragung, auf eine gebietsübergreifende, größere Volksbefragung. Das ist durchaus in Ordnung. Wir haben das im 5. Bezirk bei einem Garagenprojekt erlebt, wir haben das im 15. Bezirk bei einem Garagenprojekt erlebt: einmal plus und einmal minus - darum habe ich diese zwei Beispiele genannt. Nur: Dort ging es um Garagen, dort hatte man auch eine Bürgerbeteiligung von tausenden Bürgern. Wir waren nicht immer zufrieden und waren nicht immer der Meinung, dass das sinnvoll ist, aber es hat das gegeben. 

Und daher frage ich mich, was die Haltung der ÖVP betrifft, in diesem Fall schon: Wieso kann es am Hackenberg nicht auch eine wesentlich größere Volksbefragung geben? Denn das betrifft Wien, das betrifft den 19. Bezirk, das betrifft die Anrainerbezirke! Ich wäre ja der Meinung, dass man dort einen ganzen Bezirk fragen sollte. Das wäre an sich demokratiepolitisch sinnvoll, umweltpolitisch sinnvoll und im Sinne der Bevölkerung. Dann könnte man feststellen: Wollen die Leute, dass man das dort verbaut, oder wollen sie das nicht? – Aber nur so die Einzelnen, die dort wohnen, gegeneinander aufzuhetzen und gegeneinander auszuspielen, das halte ich für demokratiepolitisch sehr bedenklich. (GR Alfred Hoch: Genau das machen ...!) - Herr Kollege Hoch, du kommst ohnedies noch dran.

Meine Damen und Herren! Sie opfern ein Stück Natur, Sie opfern Erholungsgebiet, und Sie opfern eigentlich für die nächsten Generationen ein Gebiet, wo - wenn die Zeiten wirtschaftlich nicht so optimal verlaufen und vielleicht die Krise nicht gleich beseitigt werden kann - sozial schwächere Wienerinnen und Wiener, die vielleicht nicht mit der Jacht wegfahren können oder nicht ins Ausland oder ins Salzkammergut oder sonstwo hinfahren können, ihre Freizeit oder ihren Urlaub verbringen können. Dieses Gebiet opfern Sie, meine Damen und Herren. Sie nehmen Streitigkeiten, Nachbarschaftsfehden in Kauf und bringen eine bisher gut funktionierende Gemeinschaft auseinander. Sie nehmen das politisch in Kauf, Herr Stadtrat, gegen den Willen einer großen Mehrheit der Wienerinnen und Wiener – davon bin ich ganz überzeugt - und vor allem jener im 19. Bezirk. 

Meine Damen und Herren, das ist kein soziales Projekt! Wir haben heute ja so viel von sozialen Projekten der SPÖ gehört, von sozialem Gewissen, sozialem Engagement. Diese Umwidmung in ganzjähriges Wohnen ist kein soziales Projekt - in diesem Falle, bitte. Oder vielleicht wollen Sie uns einreden, dass diese Umwidmung ein Teil Ihres Konjunkturpakets ist, um die Bauwirtschaft anzukurbeln? Das kann ich mir zwar nicht vorstellen, aber vielleicht wollen Sie uns einreden, dass es deswegen umgewidmet wird, damit die Bauwirtschaft wieder ein wenig mehr zu tun hat. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Sie haben sich mit diesem Projekt verabschiedet von der Idee, viel an Grünflächen, Erholungsgebieten, Naturreservaten, Sport- und Wandermöglichkeiten für die WienerInnen zu sichern. Sie haben sich von der Idee verabschiedet, die Erhaltung von Erholungsgebiet für sozial Schwächere - wie ich vorhin gesagt habe -, für die Wienerinnen und Wiener zu sichern, und Sie haben sich auch verabschiedet von der Idee, mit geschichtlich gewachsenen Gebieten und Schrebergärten sorgsam und sorgfältig umzugehen. 

Aus diesem Grunde bringen wir einen Abänderungsantrag zum Plandokument 7787 ein, der im Großen und Ganzen auch die Intentionen der Fraktion der GRÜNEN mit beinhaltet, nur etwas kürzer gehalten ist. Wir wollen, dass bei dieser Widmung - ich kann es ganz kurz sagen – alle Ekl-Gebiete wie im alten Flächenwidmungsplan verbleiben, dass Straßen- und Wegbreiten das natürliche Maß behalten beziehungsweise nach dem derzeitigen Bestand verbleiben und dass neue Straßenverbindungen nicht gebaut werden sollen. - Ich werde diesen Antrag dann gleich dem Herrn Vorsitzenden geben.

Und zum Schluss, meine Damen und Herren, noch einmal: Für ganzjähriges Wohnen – ja! Für ganzjähriges Wohnen in Wien, vor allem im innerstädtischen Bereich, in Bereichen, die begrenzt sind, wo Infrastruktur vorhanden ist oder nur mit wenigen Mitteln verbessert werden kann, sind wir selbstverständlich immer zu haben und haben auch immer zugestimmt.

Meine Damen und Herren und Herr Stadtrat! Dieser Beschluss ist eine planerische Todsünde - eine planerische Todsünde gegen die Umwelt und gegen die Wienerinnen und Wiener der nächsten Generation! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich sehe hier, dass ich auch nur noch 11 Minuten habe. Ich hätte gerne 20 - ich werde sie brauchen. Es ist nämlich wirklich, wie der Kollege schon angesprochen hat, ein ganz besonderer Fall von Stadtzerstörung, der hier heute beschlossen werden soll, und ich möchte wirklich noch einmal an alle appellieren, diesen Vorschlag abzulehnen und diesem Widmungsplan nicht die Zustimmung zu geben. 

Der Plan hat eine lange Vorgeschichte, es hat schon viele Anläufe gegeben. Es ist nicht ohne Grund eines der letzten Plandokumente, die jetzt auf Grund des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofs, wegen der Aufhebung des § 1 der Bauordnung, neu festgesetzt werden mussten, weil es ein schwieriges Plangebiet ist. Herr Madejski hat die Situation ja schon ein wenig beschrieben. (Gemeinderäte und Gemeinderätinnen der GRÜNEN platzieren sich links vorne im Saal und zeigen ein Transparent mit der Aufschrift: „Rettet den Hackenberg".) Es geht dabei um folgendes Gebiet - und ich würde Sie wirklich bitten, dass Sie sich das vorstellen -: Sie fahren Richtung Neustift am Walde über die Krottenbachstraße, rechter Hand geht ein Hügel hinauf Richtung Sieveringer Straße. Sie sehen da eine ganz lockere, leichte Kleingartenstruktur und dazwischen Weingärten und Wiesen. (Rufe bei SPÖ und ÖVP, die auf das Transparent verweisen: Herr Vorsitzender! Herr Vorsitzender!) – Ich danke meinen KollegInnen für den letzten Versuch, das nochmals Ihnen allen anschaulich vor Augen zu führen. 

Diesen Hang, den ich gerade beschrieben habe ... (GR Godwin Schuster: Für die „Kronen Zeitung" haben sie ...!) - Ich würde Sie um Ihre Aufmerksamkeit bitten. Das ist kein Spaß! (GR Heinz Hufnagl: Wer hat denn damit begonnen?!) Sie können hinschauen und mir aber gleichzeitig zuhören! Das werden Sie ja hoffentlich noch zusammenbringen, oder? Das ist wohl nicht zuviel verlangt. - Okay. (GR Heinz Hufnagl: Sie werden uns erklären, was wir können und was wir nicht können! Wir sind nicht Ihre Schüler!)

Es geht darum, dass dieser Hang ein einzigartiges Stadtgebiet ist. Sie haben heute mindestens 20 Mal, glaube ich, die Mercer-Studie zitiert, und es ist auch auf Grund dieser Stadtgebiete, dass Wien so eine Lebensqualität hat. Wien ist eine der wenigen Weltstädte mit Weinbaugebieten mitten in der Stadt, mit Erholungsgebieten, wo man mit dem Autobus, mit der Straßenbahn, zu Fuß hinkommt, wo man joggen gehen kann, wo jeder Zutritt hat. Es ist einfach stadtplanungspolitischer Wahnsinn, solche Gebiete zu zerstören. Das müsste Ihnen eigentlich einleuchten. 

Ich kann mir diese Ihre Vorgangsweise bis heute nicht erklären. Ich habe auch vom Herrn Stadtrat noch immer keine Erklärung bekommen. Er hat sich im Ausschuss nicht einmal zu Wort gemeldet, das muss ich auch sagen - das ist wirklich unglaublich in so einem Fall, wo es wirklich um einen Präzedenzfall geht, wo solch ein besonderes Stadtgebiet zu einem dichten Einfamilienhaus-Gebiet gemacht werden soll. (Ruf bei der SPÖ: Das ist kein Einfamilienhaus!) Und diese Stadt hat nicht mehr sehr viele solche Gebiete. Und, liebe Sozialdemokratinnen und -demokraten, seien Sie sich dessen bewusst: Solche Landschaften, wenn sie einmal zerstört sind, kann man auch nicht mehr wiederherstellen! Dieses Stück Stadt ist verloren, und die Leute werden dann in den Autos sitzen und am Wochenende nach Niederösterreich fahren, weil sie bei uns keine Erholungsgebiete mehr vorfinden werden.

Was ich auch besonders bemerkenswert finde - es sind auch einige Zuhörerinnen und Zuhörer vom Hackenberg heute hier anwesend -: Es hat ja als Grundlage dieser Flächenwidmung eine Umfrage gegeben - was eher unüblich ist und auch normalerweise nicht bindend (GR Alfred Hoch: Zwei Umfragen!) -, es hat sogar zwei Umfragen gegeben. Und man muss sagen, diese sind äußerst knapp ausgegangen. (GR Karlheinz Hora: Für die Umwidmung! Für die Umwidmung!) Es gab eine ziemlich hohe Beteiligung, aber in Wahrheit ging es um vier Stimmen. Rund 20 Leute haben gesagt, es ist ihnen egal. (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) Bitte, schauen Sie in den Ausschussunterlagen nach! Ich habe sie hier, ich kann es Ihnen sofort zeigen. Es ging in Wahrheit um einen Unterschied von vier Stimmen. 20 haben gesagt, es ist ihnen egal. (GR Karlheinz Hora und GR Dr Matthias Tschirf: Mehrheit ist Mehrheit!) Mehrheit ist Mehrheit, aber bitte sagen Sie mir einen anderen Fall in Wien, wo auf Grund einer Umfrage, bei der man die Leute fragt: Wollt ihr, dass euer Grundstück doppelt so viel wert wird?, dann die Mehrheit Nein sagen wird! Das ist doch ein Wahnsinn! - In diesem Fall haben sogar nur 245 mit „ja“ geantwortet (GR Franz Ekkamp: Sehr deutlich!), 39 mit „egal" und 201 mit „nein". (GR Franz Ekkamp spricht mit GR Karlheinz Hora.) Herr Hora, Sie können auch mir zuhören, ich habe die Unterlagen vor mir. - Vier Leute haben keine Angabe gemacht. Wenn Sie das zusammenrechnen, dann sind es 244 zu 245, dann ist es sogar noch knapper! 

Und jetzt überlegen Sie einmal und stellen Sie sich vor, Sie werden gefragt: Sind Sie dafür, dass Ihr Grundstück doppelt so viel wert wird oder nicht? Oder dass Sie auf Ihrem Pachtgrund doppelt so viel bauen dürfen oder nicht? - Was werden Sie sagen? (GR Karlheinz Hora: Das hat mit dem Wert nichts zu tun! Sie kapieren nicht, dass ...!) - Ich finde es äußerst bemerkenswert und wahnsinnig verantwortungsvoll von den Leuten vor Ort, dass sie sagen: Nein, wir wollen nicht diesen wirtschaftlichen Vorteil, das ist uns egal; wir wollen den Hackenberg so erhalten, wie er ist! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Das ist auch ein Grund für meinen persönlichen Einsatz vor Ort: Weil ich mir eigentlich so einen verantwortungsvollen Umgang mit dem Stadtgebiet von unserem Planungsstadtrat erwarten würde - und nicht von den Leuten, die direkt betroffen sind. Das ist doch für sie zehnmal schwieriger, das zu beurteilen - ganz abgesehen davon, dass dieses Erholungsgebiet nicht nur von den Leuten, die dort Kleingartenhäuser haben, genutzt wird, sondern eigentlich von der ganzen Bezirksbevölkerung, wenn nicht sogar von der ganzen Stadtbevölkerung. 

Ich möchte Ihnen noch ein paar andere Argumente gegen diese Umwidmung vorbringen, denn es gibt in dem Akt unzählige Argumente. (GR Godwin Schuster: Welche?) Jeder gelbe Klebezettel steht hier für ein wesentliches. Es gibt aber auch noch kleinere Argumente. Der Fachbeirat beispielsweise, ein Expertengremium, hat angemerkt, dass die Widmung als Eklw im Hinblick auf die Topographie, die Erschließung, das Stellplatzangebot und das Angebot an sozialer Infrastruktur als problematisch gesehen wird. - Das ist nicht irgendwer, sondern das sind immerhin Fachleute, die sich mit der Stadt beschäftigen. Dieses Argument wird jedoch vom Tisch gewischt. 

Es gab auch zahlreiche Gutachten, die als Grundlage für diese Umwidmung dienen. (GR Karlheinz Hora: Aber er hat zugestimmt!) Wie, bitte? Was? (GR Karlheinz Hora: Aber er hat zugestimmt, Frau Kollegin, gell?) Nun, sie können eine Stellungnahme abgeben, sie haben leider nicht viel Wahl zu diesen Dingen. (GR Karlheinz Hora: Nein, die können auch sagen, sie lehnen das Plandokument ab!) Ja, aber Sie wissen genau, was dann passiert: Dann wird es trotzdem durchgedrückt, weil ihr das anscheinend irgendwelchen Kleingärtnern versprochen habt. Das ist der Grund! (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Karlheinz Hora: Aber dann haben Sie eine andere Stellungnahme!) 

Bitte, eine stärkere Kritik als so etwas von einem Fachbeirat? Was sollen die noch schreiben? (GR Karlheinz Hora: Die haben auch schon geschrieben, dass sie gegen ein Plandokument sind, oder?) Das habe ich, ehrlich gesagt, noch nie gesehen (GR Karlheinz Hora: Dann lesen Sie die Akten!), aber Sie können mir gerne eines bringen. 

Okay, wir gehen weiter zum Raumplanungsgutachten. - Bei einer mittelfristig prognostizierten zusätzlichen Wohnbevölkerung von rund 1 500 Personen würde dieses Gebiet einen theoretischen Fehlbestand von etwa drei Volksschulklassen und zwei Kindertageshortgruppen aufweisen. - Normalerweise wird bei Gebieten, wenn sie diese Fehlbestände haben, dort kein Wohngebiet gewidmet. Ich möchte Sie fragen: Wieso setzt man sich da einfach darüber hinweg? Wie wollen Sie das Problem dort lösen? Wo sollen die Leute ihre Kinder in die Schule bringen? 

Zur Nahversorgung Ähnliches: Der Bereich westlich des Wasserschlosses ist als unterversorgt anzusehen. Die Leute steigen alle ins Auto und fahren in den nächsten Supermarkt. - Super, das ist genau die Art von Planung, die wir uns in Wien offensichtlich wünschen! (Ruf bei der FPÖ: Typisch SPÖ!)

Zum Verkehr und auch noch im Zusammenhang mit der Raumplanung: „Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass ohne einen starken und großflächigen Eingriff in die Kleingartenstruktur keinesfalls ein ausreichendes Parkierungsangebot im Falle einer Umwidmung in Kleingartengebiet für ganzjähriges Wohnen geschaffen werden kann. Auf Grund der topographischen Verhältnisse und des zu erwartenden Widerstandes der Kleingärtner" - der auch eingetroffen ist – „ist eine solche Maßnahme kaum zu erwarten." 

Ich möchte wirklich wissen: Wie kommen Sie auf die Idee, das dann trotzdem zu machen? Ich bin wirklich sehr neugierig, wie Sie das argumentieren werden. (GR Karlheinz Hora: Dann hören Sie zu!) Und ich finde es auch sehr unvorsichtig. Dieses Plandokument wurde ja schon einmal vom Verfassungsgerichtshof aufgehoben. (GR Karlheinz Hora: Nein, ein Grundstück!) – Auf Grund eines Grundstücks, ja, genau. (GR Karlheinz Hora: Das der Verfassungsgerichtshof gezwungen hat, statt ... sogar ... zu machen, sogar Wohnen!) Ja, okay, weil es vorher schon Bauland war. Das ist aber etwas ganz anderes - darauf komme ich nachher auch noch zu sprechen -, denn der Verfassungsgerichtshof hat gesagt: für eine Wohneinheit - weil dieser Mensch gesagt hat, der arme Mann, das war vorher Baugebiet, der 30-Jährige will dort wohnen, und da wird aber ein ganzer Hang gewidmet für diesen Grundstücksbesitzer, der hat jetzt 20 Parzellen und nicht nur eine. (GR Karlheinz Hora: Lesen Sie doch einmal das Urteil durch! Ich zeige es Ihnen gern!) - Es wäre für die Planungsabteilung durchaus eine Möglichkeit gewesen, eine Parzelle zu widmen. (GR Karlheinz Hora: Es ist sinnlos, mit Ihnen zu reden!) Das ist durchaus im Rahmen gewesen. Sie wollten das offensichtlich nicht. Das ist mir sogar auch von Fachleuten im Haus bestätigt worden. 

All diese Beispiele zeigen, dass dieser Flächenwidmungsplan total angreifbar ist. Und ich weiß nicht, warum Sie das trotz allem durchdrücken wollen. Man kann das wieder beeinspruchen, und dann haben wir den ganzen Salat noch einmal. Die Leute haben sich dort relativ knapp ausgesprochen, und ich bin wirklich sehr neugierig – schade, der Herr Stadtrat hat ja bisher nichts dazu gesagt, in keinster Weise; möglicherweise wird er sich heute dazu hinreißen lassen -, welche Gründe Sie dafür angeben werden. 

Und eine Sache ist jedenfalls auch noch erwähnenswert. Es wird ja im Flächenwidmungsbericht dann immer darauf hingewiesen, was die Ziele dieses Planes sind. Und unter dem Titel „generelles Ziel" werden da eben als wesentliche Ziele „an gebietsrelevanten Punkten die Sicherung und der Ausbau des Grüngürtels sowie der Zugang aller Bewohner zu Natur- und Erholungsräumen" angesprochen; beispielsweise sind „Weingärten, Raine und Hecken in stadtnahen Gebieten als Bestandteil des traditionellen Landschaftsbildes zu erhalten und Umwidmungen in Bauland daher zu unterlassen". (GR Dr Herbert Madejski: Das ist genau das Gegenteil!) - Das steht im eigenen Bericht zu diesem Flächenwidmungsplan. - Sie machen genau das Gegenteil! Wie glauben Sie, dass Sie das durchkriegen? Das ist mir wirklich rätselhaft und total unverständlich. 

Sie schreiben darin sogar selbst, dass es sinnvoll wäre, dort Anruf-Sammeltaxis zu machen - und dann widmen Sie dort trotzdem die eins zu eins Stellplatzverpflichtung, obwohl sogar die Umweltanwaltschaft in ihrer Stellungnahme sagt, das wäre dort durchaus ein Ort gewesen, wo man das Regulativ hätte anwenden müssen. 

Interessant ist es auch wiederum gegen Ende des Berichts. Am Anfang werden ja noch die Ziele so formuliert, dass auch darauf Bezug genommen wird, dass es sich da immerhin um das Landschaftsschutzgebiet Döbling handelt, dass das Gebiet in den Biosphärenpark eingebracht werden soll (GR Franz Ekkamp: Soll!), und zwar soll es den Standards der UNESCO entsprechend in den Biosphärenpark Wienerwald einbezogen werden. (GR Franz Ekkamp: Soll! Einen Plan gibt's da nicht!) - Ich glaube, nach dieser Umwidmung können Sie sich das in die Haare schmieren, das wird es wohl nicht mehr geben. 

Das Gebiet gehört eigentlich in den Grüngürtelplan; und zwar sind diese Gebiete als erhaltenswerte Teile der Kulturlandschaft ausgewiesen beziehungsweise als landschaftsgestalterische Vorrangflächen. - Sie brechen also mit diesem Plandokument alle Ihre eigenen Ziele. Es ist wirklich unfassbar und, wie gesagt, ich glaube nicht, dass das langfristig durchgehen wird.

Abschließend kommt dann der Bericht zu dem Schluss: „Mit diesen Widmungen soll eine nachhaltige Sicherung des Landschaftsraumes Hackenberg gewährleistet werden, sodass langfristig positive Auswirkungen für den Umweltzustand zu erwarten sind." - Da muss man sich dann schon fragen: Wie kommt man auf diese Idee (GR Karlheinz Hora: Ich werde versuchen, es zu erklären!), wenn es im Gebiet rund 4 000 zusätzliche Autofahrten geben wird, weil die Leute ja mangels Infrastruktur alle Wege mit den Autos machen werden müssen - die Kinder in die Schule bringen, einkaufen fahren und so weiter?

Es hat auf Grund zahlreicher Einsprüche Gott sei Dank noch einige kosmetische Änderungen gegeben. Einige Härtefälle bezüglich Parkplätze wurden noch abgemindert. Heute kommt noch ein Antrag von Ihnen bezüglich Kinderspielplatz. Gott sei Dank kommen Sie auch in diesem Fall noch rechtzeitig drauf. 

Was mein Schluss aus der ganzen Geschichte ist: Die Leute dort vor Ort haben weitaus mehr Weitblick und Sensibilität für dieses Gebiet als unsere Wiener Stadtplanung. Und das sollte Ihnen wirklich zu denken geben, jedem Einzelnen von Ihnen. Herr Bgm Häupl hat vor einem Jahr noch versprochen, wortwörtlich gesagt: Solange ich hier sitze - und heute ist er noch hier gesessen -, wird kein Weingarten in Baugebiet umgewandelt! - In diesem Fall passiert das leider. (GR Karlheinz Hora: Welcher? Welcher wird umgewandelt?) 

Ich habe Ihnen auch noch ein Foto mitgebracht (Die Rednerin hält es in die Höhe.), damit diejenigen, die dieses Gebiet nicht so gut kennen, sich das vorstellen können. Das habe ich noch am Anfang dieser Umwidmungsgeschichte gemacht. Da hat es so ausgesehen, da waren noch Weinstöcke drauf. - Und jetzt, vor Kurzem, selbe Perspektive (Die Rednerin zeigt ein weiteres Foto.): Die Weinstöcke sind schon ausgerissen. Und in den Unterlagen findet man schon den Parzellierungsplan: Es werden dort zehn neue Kleingartenparzellen für ganzjähriges Wohnen entstehen. (GR Franz Ekkamp: In einem Weingarten?)

So gehen Sie mit unserer Stadt um. Das ist wirklich verantwortungslos! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Herr StR Schicker - ich habe es schon mehrfach angesprochen - hat sich ja dazu noch nicht geäußert. Ich bin neugierig, wie Kollege Hora diese Sache rumbiegen wird. Meine Vermutung ist, man hat gewissen Leuten dort vor Ort das versprochen und konnte jetzt nicht mehr zurück, obwohl es zahlreiche Argumente dagegen gibt, obwohl es Widerstand dagegen gibt, obwohl Sie langfristig diese Stadt zerstören. Ich möchte wirklich wissen, wie Sie sich dann noch in den Spiegel schauen werden, wenn Sie das Gebiet in fünf bis zehn Jahren besuchen. 

Wir werden jedenfalls versuchen, diese Fehlentscheidung zu verhindern, und haben einen Abänderungsantrag vorbereitet, der die von mir genannten Argumente kurz aufreiht und dann vorschlägt, die bestehende Kleingartenwidmung zu belassen. Es haben auch Kleingärten ihren Reiz. Die Menschen können auch dort ganzjährig wohnen, nur eben auf weniger Wohnraum. - Das muss Ihnen auch bewusst sein, weil immer wieder das Argument kommt, es sei unsozial, wenn man sich gegen die Umwidmung ausspricht. Ich finde es unsozial, wenn einigen wenigen hier Eigentum geschenkt wird und einer Mehrheit der Naturraum zerstört wird. Das ist aus meiner Sicht unsozial! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Die Straßen- und Wegbreiten sollen auf das natürliche Maß gemindert werden. Dann haben wir noch einige Details drinnen: Die Straßenwidmungen sollen entfallen, sie sind dann auch nicht notwendig, und auch all die Parkplätze sind dann natürlich nicht notwendig. Und auch die Neufestsetzung weiterer Kleingärten soll wirklich nur auf das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes, auf die unbedingt notwendige Fläche beschränkt werden. - Es wäre sicher kein Schweres, das zu machen. 

Ich bitte Sie, diesem Antrag zuzustimmen. Die FPÖ hat ja, wie gesagt, eine Kurzfassung von diesem Antrag eingebracht, die im Prinzip Ähnliches enthält. (GR Godwin Schuster: Haben sie ihn abgeschrieben? – „Nein“, die FPÖ schreibt „keinen“ Antrag ab!)

Die letzte Möglichkeit ist dann wirklich nur noch der Weg zum Verfassungs- oder Verwaltungsgerichtshof. Wir müssen noch genau prüfen, welche Argumente man dann am besten hernimmt. Aber, wie gesagt, in dem Akt gibt es so viele Argumente dafür, diese Widmung nicht zu machen, dass der Schluss „Kleingartengebiet für ganzjähriges Wohnen" nicht nachvollziehbar ist. Und das ist immer genau der Grund, warum solche Plandokumente aufgehoben werden. 

Es ist mir absolut unklar, warum Sie so verantwortungslos mit der Stadt umgehen, wo Sie doch hinsichtlich der Innenstadt immer wieder auf das Weltkulturerbe hinweisen. - Diese Landschaft ist ein großer Teil des besonderen Charakteristikums unserer Stadt! Das ist Teil des Weltkulturerbes, so wie ich es verstehe - nämlich keine Glasglocke über die Innenstadt, sondern die Qualität unserer Stadt zu erhalten; und zwar in einem anderen Sinne, als es irgendeine blöde Studie bestätigen kann, sondern in dem Sinn, wie es die Lebensqualität jedes einzelnen Bürgers in dieser Stadt betrifft. 

In diesem Fall muss man wirklich sagen, es ist einer der schlechtesten Flächenwidmungspläne, die ich seit zehn Jahren in diesem Haus gesehen habe, und ich hoffe sehr, dass Sie noch umdenken. - Danke. (Beifall bei GRÜNEN und FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. Ich erteile es ihm. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Aus unserer Sicht ist die Problematik bei diesem Poststück, bei der Flächenwidmung zum Hackenberg, mehrschichtig und kann nicht so einfach populistisch abgehandelt werden, wie es von meinen beiden Vorrednern getan wurde. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.)

Es geht uns als ÖVP um die Beibehaltung des Grüngürtels, dafür haben wir uns noch immer ausgesprochen - und wenn man sich den Flächenwidmungsplan ansieht, dann erkennt man, dass der Grüngürtel auch beibehalten wird. Es geht uns in diesem Fall in Wirklichkeit um eine Widmung, mit der sowohl die Nutzerinnen und Nutzer der Kleingartenanlage als auch die Anrainerinnen und Anrainer leben können, umgehen können.

Zwei Befragungen am Hackenberg - ich gehe dann noch näher darauf ein - haben diesbezüglich auch bei uns zu einer Meinungsbildung geführt, und wir sind, auch nach einer intensiven Diskussion, zu dem Schluss gekommen, dass der vorliegende Entwurf ein Kompromiss ist, und als solchen muss man ihn auch sehen, und daher werden wir ihn dann auch unterstützen. (GR Anton Mahdalik: Ihr seid umgefallen!)

Unter den Gründen und Argumenten, warum wir als Österreichische Volkspartei zustimmen, ist einmal die Auflage des Flächenwidmungsplans zu nennen. Obwohl sich - Frau Gretner, Sie schauen sich ja auch immer sehr intensiv die Akten im Stadtratbüro an – bei der öffentlichen Auflage in der Regel nur Gegner zu Wort melden, hat es genau bei diesem Flächenwidmungsplan, wenn man das in Prozenten ausdrücken kann, in den Stellungnahmen der betroffenen Nutzerinnen und Nutzer, aber auch der Anrainer fast 60 oder knapp über 60 Prozent positive Zustimmung gegeben. (Buh!-Rufe von der Galerie.)
Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend, in Richtung Galerie): Ich ersuche, die Toleranz des Vorsitzenden nicht über Gebühr zu beanspruchen!

GR Alfred Hoch (fortsetzend): Danke für diese Worte, Herr Vorsitzender.

Wenn man sich diese Einsprüche genau ansieht, muss man schon sagen, dass die Bewohnerinnen und Bewohner der Kleingartenanlage mehrheitlich dafür sind.

Ein weiteres Entscheidungskriterium für uns waren, wie eingangs erwähnt, die beiden Befragungen. Es gab zwei größere Befragungen vor Ort: zuerst einmal eine, die vom Kleingartenverein organisiert wurde - diese haben Sie vorher zitiert. Dabei gab es eine knappe Mehrheit, die sich für die Umwidmung ausgesprochen hat. Dann gab es eine zweite Befragung, die von der Planungsabteilung organisiert wurde und die über einen Notar gelaufen ist, und bei dieser gab es eine Zustimmung von 55 Prozent zur Umwidmung. (Zwischenruf von GRin Dipl-Ing Sabine Gretner.) - Ja, Sie können jetzt sagen, es sind die falschen Leute, und ich komme dann ohnedies noch auf andere Bürgerbefragungen zu sprechen, bei denen Sie auch dabei waren. Man kann immer sagen, es sind die falschen Leute befragt worden, wenn das Ergebnis nicht stimmt. In dem Fall muss man da schon aufpassen. 

Ein weiteres Argument, warum wir diesmal zustimmen (GR Mag Rüdiger Maresch: Weil ein Schwarzer Bezirksvorsteher ist!) - und wir haben uns diesen Plan genau angesehen -: Laut der Widmung, die heute beschlossen wird, können in Zukunft nur mehr 20 Prozent der Fläche verbaut werden. Das ist deutlich weniger, als vorher möglich war. Bis jetzt, bis zum heutigen Zeitpunkt hat man 35 m² bebauen können, was dazu geführt hat, dass der eine oder andere die Parzellen zusammengelegt hat und dann 70 m² bebaut hat. - Aus unserer Sicht geht also auch in dieser Frage der Flächenwidmungsplan in die richtige Richtung. (GR Anton Mahdalik: So wird alles besser! Wenn wir das gewusst hätten!)

Ein weiterer wichtiger Punkt für uns: die Schaffung von Parkplätzen vor Ort. Diesbezüglich haben wir jetzt schon ein Problem, und ich war selbst vor Ort. Die Schaffung von Parkplätzen verhindert einfach diesen Parkplatzsuchverkehr und damit auch, dass die Anrainerinnen und Anrainer oder auch die Nutzer dieser Kleingartenanlage vom Lärm und Gestank belästigt werden. Auch das war für uns ein Grund, uns letztendlich für diese Flächenwidmung zu entscheiden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wie gesagt, diese Widmung bei diesem Flächenwidmungsplan ist ein Kompromiss, an dem viele mitgearbeitet haben; es hat viele Diskussionen gegeben. 

Ein bisschen enttäuscht, muss ich auch sagen, war ich schon, nämlich von den GRÜNEN, die da behauptet haben, diese Befragungen seien nicht demokratisch gewesen und alles Mögliche. Ich habe mich dann ein bisschen in der Geschichte der Bürgerbefragungen umgesehen, und ich bin draufgekommen, dass sich genau die GRÜNEN ihre Position zu den Ergebnissen schon jeweils aussuchen, dass diese Positionen immer unterschiedlich sind. (GR Dr Matthias Tschirf: Ach so? Das ist aber interessant!) Ich habe Folgendes herausgefunden: Im Juni 1999 hat es in Währing zum Bau einer Volksgarage auf Antrag der GRÜNEN auch eine Bürgerbefragung gegeben. 64 Prozent haben für den Bau votiert. Die GRÜNEN wollten dann gleich noch eine weitere Befragung durchführen. Das heißt, da hat man dann auch das Ergebnis nicht anerkannt. 

Dagegen: Im selben Jahr hat in Mariahilf der damalige ÖVP-Bezirksvorsteher auch eine Bürgerbefragung zu einer Volksgarage gemacht. Die ist, obwohl er dafür war, dagegen ausgegangen. Er hat das daher gelassen. Daran wird nur wieder deutlich, dass für uns von der ÖVP schon die Bürgerentscheidung die höchste Entscheidung ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Gehen wir aber noch weiter: Ich kann mich noch erinnern - das ist noch gar nicht so lange her - an die Bürgerbefragungen zu den Garagenprojekten 5. Bezirk, Bacherpark und Argentinierstraße. Da haben die GRÜNEN gejubelt! 

Aber jetzt komme ich dann zum Höhepunkt, muss ich ehrlich sagen: 7. Bezirk, Bezirksvorsteher Blimlinger. Vor zirka vier oder fünf Jahren gab es einen Beschluss in der Bezirksvertretung, dass man eine Bürgerbefragung über die Garage Burggasse macht, dass man alle Bewohner des Bezirks befragt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nicht alle! Nicht alle! – Das hättet ihr gern gehabt!) Das war ein Beschluss der Bezirksvertretung! Was aber hat Herr Bezirksvorsteher Blimlinger gemacht? - Er hat einfach eigenhändig ein paar ausgewählt, also er hat sich seine Leute für Fragen eigenhändig ausgesucht und hat dann entscheiden lassen. (GR Franz Ekkamp: Da schau her! – GR Karlheinz Hora: Das ist aber spannend!)

Sehr geehrte Damen und Herren! Das möchte ich schon auch noch hier sagen: Wir verstehen die Probleme am Hackenberg. Ich bin nur wirklich enttäuscht, dass die GRÜNEN diese Probleme, die es dort gibt, und völlig zu Recht gibt, wirklich missbraucht haben und dass man das nur für einen politischen Schlagabtausch nutzt - vor allem, wenn man nämlich sieht, wie die GRÜNEN selbst mit dem Thema Bürgerbefragung umgehen. Die richten es sich so, wie es sein sollte. (GR Mag Rüdiger Maresch: Was soll das jetzt heißen?)

Zum Kollegen Madejski, der bei den GRÜNEN aufgesprungen ist: Ich glaube, es ist nicht wirklich seriös, wenn man seine Jugenderinnerungen als Argument dafür heranzieht, warum man da dagegen ist. Ich glaube eher, man sollte wieder zur Sachlichkeit zurückkehren und schauen, dass dieser Kompromiss, den wir da heute beschließen werden, wirklich auch im Sinne der Anrainerinnen und Anrainer und der Nutzerinnen und Nutzer umgesetzt wird. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Die Redezeit beträgt drei Minuten.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Hoch! Sie haben bewiesen, dass Sie mir nicht folgen konnten - leider wieder einmal, muss ich sagen. (GR Franz Ekkamp: Na geh!)

Ich habe sicher nicht behauptet, dass diese Befragung undemokratisch war. Das habe ich nicht gesagt, wie man ja im Protokoll nachlesen kann. Ich sage, es ist auch nicht schlecht gewesen, dass man einmal das Instrument wählt, die Bürger schon vor einer Umwidmung ein bisschen zu befragen. Das ist ja durchaus nicht negativ. 

Es ist nur sehr ungewöhnlich, dass man sich immer darauf bezieht und immer sagt, auf Grund des Ausgangs dieser Befragung - und entgegen den Argumenten, die es gegen diese Umwidmung gibt - folgt man diesem Ergebnis. (GR Franz Ekkamp: Aber es gibt sehr viele positive auch!)

Ich sage es Ihnen noch einmal: Bei dieser Umfrage wurden – siehe Aktennotiz vom 30. November 2006 – 683 Briefe ausgesendet. Es gab einen sehr hohen Rücklauf, das muss man auch sagen. (GR Franz Ekkamp: 72 Prozent! Das ist repräsentativ!) Die Auswertung der Frage 8 ergab „ja" bei 145 Befragten, „egal" bei 39, „nein" bei 201, und „keine Angabe" bei 4. (GR Franz Ekkamp: Das sind die 4 Stimmen, die Sie gesagt haben?) Wenn man jetzt „egal" und „nein" zusammenrechnet, sind es 240 Stimmen, „keine Angabe" kann man so ... - und „ja" sind 255 Stimmen. (GR Karlheinz Hora: Frau Kollegin, seien Sie mir nicht böse: Sie kennen nicht einmal die grundlegenden Werte einer Demokratie! – Ruf bei der SPÖ: Ich möchte gern wissen, was Sie studiert haben! – GR Franz Ekkamp: Jetzt haben Sie sich demaskiert!) Sie können rechnen - gut, ja -, ich sage nur: Es ist äußerst knapp! Es ist äußerst knapp mit „ja" ausgegangen. - Ich gebe ja zu, dass es mit „ja" ausgegangen ist. 

Aber bitte stellen Sie sich vor, wir machen hier im Saal eine Umfrage: Wer ist dafür, dass jeder 100 000 Schilling - sage ich jetzt noch - bekommt? Glauben Sie, dass das so knapp ausgeht? Das glaube ich nicht! Und deswegen ist es ja so bemerkenswert: Die Leute haben sich hier als verantwortungsvoll für den Erhalt ihres Gebietes gezeigt! Und es ist äußerst knapp ausgegangen. (Ruf bei der SPÖ: Das ist Demokratie!)

Herr Schicker, wenn Sie sagen, das ist Demokratie, dann erwarte ich mir, dass ab jetzt bei jeder Umwidmung alle direkt Betroffenen befragt werden. Dann werden wir wirklich ein schönes Chaos haben! (GR Karlheinz Hora: Von den GRÜNEN war ja der Antrag!) Denn dann werden Sie, wenn Sie die Frage so stellen, wie es hier formuliert ist, fragen: Wollen Sie auf dem Hochhaus noch fünf Stockwerke drauf haben? Bitte, welche Leute sagen darauf schon Nein? (GR Godwin Schuster: Märchentante! Sie erzählen G'schichtln!) Das ist ja das Absurde daran, dass man bei dieser Fragestellung - und es geht so knapp aus! – nicht die Argumente dagegen nutzt. (GR Karlheinz Hora: Was ist die tatsächliche Berichtigung?) - Ich habe nicht gesagt, dass diese Umfrage undemokratisch war!

Ich hoffe, das ist klar: Diese Umfrage war nicht undemokratisch. Es ist knapp mit Ja ausgegangen.(GR Franz Ekkamp: Aber doch nicht mit vier Stimmen! - GR Godwin Schuster: 10 Prozent Unterschied ist „knapp" bei Ihnen?) Aber bitte sagen Sie mir einen anderen Flächenwidmungsplan in Wien, wo man auf Grund einer Umfrage, trotz aller Argumente, die dagegen sprechen, das dennoch so gemacht hätte! - Das wissen Sie doch selber, Sie sind ja selber angeblich die Bürgerbeteiligungsapostel: Wo gibt es denn so etwas? (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer weiteren tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. – Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Das wird eine tatsächliche Berichtigung, denn Kollege Hoch hat den GRÜNEN vorgeworfen, sie richten es sich. 

Kollege Blimlinger hat nämlich im 7. Bezirk in Wirklichkeit die Agenda 21 beauftragt, und die BürgerInnengruppe dort hat vorgeschlagen, in einem bestimmten Bereich - das wurde auch fest abgegrenzt - eine BürgerInnenbefragung durchzuführen, die übrigens von der Stadt als solche akzeptiert worden ist. 

Sie von der ÖVP allerdings haben in Wirklichkeit im 3. Bezirk die BürgerInnen nicht gefragt oder wollten sie nicht befragen, sondern in Ihrem Beschlussantrag steht nämlich, wenn ich mich recht entsinne – und da kümmern Sie sich nämlich überhaupt nicht um die Bürger, sondern sagen gleich von sich aus: So wird es gemacht! - zur BürgerInnenbefragung im Arenbergpark: „ein Teilgebiet des 3. Wiener Gemeindebezirks". - Das geht ja noch. Und dann geben Sie ganz genau an, welche Straßengrenzen! - Da frag ich mich ganz ernsthaft! (GR Godwin Schuster: Nur, es stimmt nicht, was du sagst! Nein, die Agenda hat es nicht gemacht! Das war nicht die Agenda!) 

Du, ich kann lesen, Kollege Schuster! Dort steht in Wirklichkeit: „ein Teilgebiet des 3. Wiener Gemeindebezirks". Und da hat die ÖVP ganz klar gesagt, was sie will, und nicht, was die BürgerInnen wollen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. – Bitte schön. (GR Mag Wolfgang Jung: Aber Berichtigungen kann man nicht berichtigen!)

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich möchte nur einmal für Kollegen Maresch als Tatsache festhalten, dass es im 7. Bezirk einen Beschluss der Bezirksvertretung gibt, die gesamte Bezirksbevölkerung über die Garage Burggasse zu befragen, und Herr Bezirksvorsteher Blimlinger (GR Godwin Schuster: Hat es nicht gemacht! Nicht gemacht!) hat eigenhändig nur einen gewissen Teil ausgewählt, damit er es sich de facto richten kann, wie die Umfrage ausgeht. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Genau so ist es! Und die Agenda hat es auch nicht gemacht! Nicht die Agenda!)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Hora. - Bitte schön.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! Emotionen können natürlich hochkommen, wenn Kollegin Gretner hier ans Rednerpult tritt und über demokratiepolitische Dinge zu sprechen versucht. Für die GRÜNEN oder für Kollegin Gretner geht es bei Demokratie nur immer dann gut aus, wenn eine Umfrage oder eine Befragung in ihrem Sinne ausgeht. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) - Frau Kollegin Gretner, jetzt bin ich am Wort!

Denn sie hat zwar zugegeben: 45 Prozent waren dagegen, 55 Prozent waren dafür – aber plötzlich: Alle Nichtwähler sind natürlich bei ihr! Alle, die etwas nicht gesagt haben oder keine Meinung hatten, die sind automatisch dagegen! (GR Heinz Hufnagl: Sonst wird es ja nicht knapp! Sonst war es ja deutlich! - GR Godwin Schuster: In Korea war es ähnlich, das Demokratieverständnis!) - Das ist grüne Politik! 

Frau Kollegin Gretner, die Verfassung sieht ganz eindeutig vor: Man entscheidet sich mit Ja oder mit Nein oder für eine Partei. Die Nichtwähler finden keinen Zuschlag in eine der beiden Richtungen!

Frau Kollegin Gretner, ich habe mir da so viel aufgeschrieben - die 20 Minuten werden kaum reichen. Denn Sie tun ja schulmeistern. Manchmal denke ich mir, Sie kommen mir so vor wie eine Prinzessin, die böse ist, dass auch andere Menschen im Grünen wohnen dürfen. Ich nehme an, Sie wohnen ganz schön im Grünen, in einer netten Umgebung. Ich werde mir das bei Gelegenheit vielleicht einmal anschauen - vielleicht bin ich dann auch neidig, weil ich ja mitten in der Stadt wohne. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wo wohnst du denn in der Leopoldstadt?)
Und was ich - Kollege Maresch, hör gut zu! - überhaupt nicht verstehe: Sie gehen hier heraus und behaupten, dass die Kleingärtner dort mit der ganzjährigen Widmung plötzlich alle Einfamilienhäuser bauen – „Wohnen I". Liebe Frau Kollegin Gretner, würden Sie den Hackenberg ernsthaft kennen (GR Franz Ekkamp: Sie kennt ihn nicht! – Rufe bei der SPÖ: Sie kennt ihn ja nicht!), dann würden Sie wissen - Kollege Madejski, die Jugendzeit ist vorbei, es hat sich dort einiges geändert, jetzt nach Jahren wieder -: Dort gibt es bereits 680 Kleingärtner, von denen viele bereits dort wohnen! - Ob legal oder illegal, will ich jetzt dahingestellt lassen. 

Es gibt sehr viele, die dort wohnen. Darum sind all die Rechnungen, die hier angestellt werden, und Presseaussendungen, in denen von 4 000 Fahrten pro Tag die Rede ist, nicht realistisch. Heute schon wohnen die Leute dort und fahren einkaufen, fahren in die Arbeit oder gehen zu den öffentlichen Verkehrsmitteln: 39A, 35A und, wenn die ÖVP zustimmt, dann gibt es in Döbling sogar noch den 40A dazu, als Draufgabe. Also beste Verbindung im kurzläufigen Weg!

Und, wie gesagt, ich wiederhole mich – Frau Kollegin Gretner, Sie haben ja gesagt, die Kleingärtner sind dort so bewusst -: Auch wenn wir ganzjährig widmen, besteht keine Verpflichtung, dass man es ausnützt und dort komplett baut!

Aber jetzt sage ich Ihnen etwas, nur damit Sie wissen, wo wirklich Probleme bestehen: Ich habe da eine Unterschriftenliste. Eine der vielen Unterschriften, die abgegeben wurden für „Rettet das Erholungsgebiet Hackenberg": Unterschrift - Namen sage ich keine -, Wohnadresse: Hackenberggasse xy. - Das ist nicht der Hackenberg, sondern das ist der Weg zum Hackenberg, aber noch im Planungsgebiet. – Und was findet man dahinter? – „Wir ersuchen um Umwidmung eines Teils unserer Gartenfläche im 19. Bezirk, in der Hackenberggasse xy, auf Bauland, weil unsere vier Kinder zwei Doppelhäuser für ihre Familien bauen wollen"! (GR Franz Ekkamp: Natürlich! Da sind die Aktionen!) – Für die Damen, die da unterschrieben haben, ist der Gatte der Böse, denn der hat die Umwidmung des Familiengrundstücks auf die doppelte Bebaubarkeit gewünscht (GR Franz Ekkamp: Hört, hört!) - aber auf der anderen Seite sollen die Kleingärtner, die dort oben wohnen, nur geduldet werden und sollen dort nicht wohnen. (GR Franz Ekkamp: So geht es nicht!) - Das ist, bitte, eine Gangart, die ich überhaupt nicht vertrage!

Ich will Ihnen jetzt gar nicht erzählen, was ich da für Unterschriften habe, nämlich nicht vom Hackenberg, sondern aus 3400 Klosterneuburg, aus St Andrä-Wördern. Solche Unterschriftslisten gibt es! Oder, eine Dame, die ich sicher persönlich einladen werde, denn sie hat mir auch geschrieben – Ausstellungsstraße 47, 2. Bezirk: „Der Hackenberg ist die einzige Möglichkeit!" - Ich nehme an, der Prater, der autofrei ist, wäre auch eine Möglichkeit! - Und so könnte ich Ihnen noch viele nennen, Frau Kollegin.

Und, noch einmal: Ich glaube, gerade diese Widmung hat gezeigt, wir sichern mit dieser Widmung den derzeitigen Zustand der Weingärten, der Grünflächen, der Sww-Flächen am Hackenberg. (Beifall bei der SPÖ. – GR Anton Mahdalik: Du redest Unsinn!)
Neue Erschließungen gibt es für ein einziges Grundstück, wo uns der Verfassungsgerichtshof dazu gezwungen hat. - Sie haben das Urteil, ich habe es auch hier. Lesen wir es vor? Gerne! Aber ich will die Zeit gar nicht so lange beanspruchen, um es vorzulesen. 

Ich glaube, dass es mit der heutigen Widmung wirklich gelingt, jenen Menschen, die dort ihren Lebensmittelpunkt auch offiziell haben wollen, diesen zu geben. Wer bauen will, wird dort die Möglichkeiten des ganzjährigen Wohnens ausnützen. Und es wird nicht so sein - und das ist vielleicht der Unterschied, auch wenn Sie es nicht akzeptieren wollen -, dass plötzlich dort alle zu bauen beginnen. Es ist keine neue Erschließung, es ist kein neuer Grund. Dort leben die Menschen (Ruf bei der FPÖ: Illegal!), dort haben bis jetzt die Menschen auch ihren Lebensmittelpunkt gehabt - und der wird sich nicht ändern.

Für all jene, die dort aber offiziell ganzjährig leben wollen, wird es in Zukunft eine entsprechende Möglichkeit mit dieser Widmung geben. Es haben viele Kleingärtner dafür unterschrieben, das hat Kollege Hoch angezogen, und viele Befürworter haben eine dementsprechende Stellungnahme abgegeben. 

Meine Damen und Herren! Ein bisschen möchte ich noch auf die Ausführungen des Kollegen Madejski eingehen. Wir haben schon darüber gesprochen. Lieber Kollege Madejski! Ich konnte deine Wortmeldung nicht hören, und du warst an diesem Tag im Ausschuss nicht anwesend. (GR Dr Herbert Madejski: Das stimmt ja gar nicht!) Und Toni hatte keine Stimme. Es gab also keine Stimme im Ausschuss von euch, aber das kann passieren. Dafür haben wir jetzt die Möglichkeit, hier zu reden. 

Kollegin Gretner hat das Thema auch angesprochen. Sie hat gesagt: Gott sei Dank! – Da sieht man den fachlichen Unterschied, wie wir uns auf eine Flächenwidmung vorbereiten!

Kollege Ekkamp ebenso wie Kollegin Barbara Feldmann, Kollege Hoch und meine Wenigkeit stellen noch einen Abänderungsantrag zum Flächenwidmungs- und Bebauungsplan, um den vorhandenen Kinderspielplatz, der sich am Fuße des Hackenbergs bei der Krottenbachstraße befindet, zu sichern. Er ist den Fraktionen in schriftlicher Form zugegangen. Das ist nicht von Gott gewollt, sondern wir haben geschaut, wo es die entsprechenden Einzelfälle und Problemfälle gibt und stellen daher eben einen entsprechenden Antrag. Es hätte mich gefreut, wenn Sie gesagt hätten, dass Sie auch einen Antrag eingebracht oder sogar mitgestimmt hätten! Ich darf den Antrag weitergeben.

Meine Damen und Herren! Wirklich spannend sind für mich die falschen Zahlen, die ständig offeriert werden. Es ist hier von 4 000 Kraftfahrzeugen, die dort täglich fahren, die Rede. (Zwischenruf bei der FPÖ.) Da steht 4 000 Fahrten! 680 Kleingärtner rundherum werden aber nicht 4 000 Mal im Tag fahren! Das geht sich nicht aus, da müsste jeder mindestens sechsmal hin‑ und herfahren. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Kollege Madejski! Man darf ohnedies nicht mehr rauchen, aber man vergisst das Bier nicht!

Es gibt da eine Falschinterpretation: Es ist dies eine vorhandene Anlage. Dort wird nichts geändert! Wir bauen nichts auf einem neuen Waldstück, wir bauen nichts auf einer grünen Wiese. Die Menschen leben dort und haben dort ihr Schutzhaus und ihre grüne Umgebung. Und es haben auch die Menschen der Umgebung, die den Hackenberg besuchen, nach wie vor die gleichen Möglichkeiten wie heute. Das ändert sich nicht. Im Gegenteil! Mit der neuen Verkehrserschließung, gemäß welcher nur mehr ein Kreisverkehr möglich ist, wird es auch in Zukunft nicht mehr möglich sein, das Gebiet zu durchqueren. Es ist dies also eine Verkehrsberuhigung. Und all jene, welche die Polizeikontrollen in der Krottenbachstraße umgehen wollten, sind bisher – so gut kenne ich das Gebiet – quer durch den Hackenberg gefahren. Das wird in Zukunft nicht mehr möglich sein!

Meine Damen und Herren! Ich sage es Ihnen ganz offen: Ich bekenne mich zu den Kleingärtnern, die sagen, ich will auch ein kleines Stück Grün haben. Ich habe nicht das große Geld, mir in Hietzing oder in anderen teuren Lagen ein entsprechendes Grundstück anzuschaffen. Ich möchte meinen kleinen Lebensraum in Form eines Kleingartens mit der entsprechenden Bebauung, die bei uns in Wien mit ganzjährigem Wohnen für Kleingärtner begrenzt ist. – Und diese sollen wir den Kleingärtnern ermöglichen!

Ich wiederhole abschließend noch einmal: Es gibt keine Baupflicht. Es besteht keine diesbezügliche Verpflichtung. Liebe Frau Gretner! Malen Sie nicht Illusionen an die Wand, die Sie in späterer Folge nicht mehr zurücknehmen müssen, weil Sie vermutlich dann nicht mehr die Verantwortung in dieser Stadt haben! (Zwischenruf von GRin Dipl‑Ing Sabine Gretner.) 

Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin!

Im Unterschied zu Kollegen Hoch habe ich noch Jugenderinnerungen! (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Nervosität des Kollegen Hora und die Nervosität der SPÖ zeigen mir, dass ihr beim Flächenwidmungsplan ein schlechtes Gewissen habt. So wie du jetzt vorgegangen bist und uns das als verkehrsberuhigende Zone mit Kreisverkehr et cetera darstellen willst, das ist an sich schon ein sehr starkes Stück! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wo ist die tatsächliche Berichtigung?) 

Im Übrigen hast du mich vielleicht bei dieser Sitzung nicht gesehen. Selbstverständlich war ich dort! Ich bin bei dieser Sache neben Frau Kollegin Gretner gesessen. Das war bei der MA 46 in der Ignazgasse in Meidling. Ich war sehr wohl anwesend, das wollte ich nur tatsächlich berichtigen.

Aber wenn ich jetzt schon da bin, nutze ich auch noch die eine Minute. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Die tatsächliche Berichtigung wurde schon vorgebracht.

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Ja, das ist eine tatsächliche Berichtigung! Es ist dies ein schönes Beispiel, wie die SPÖ mit gemeinsamen Anträgen umgeht! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

In diesem Ausschuss gab es einen Flächenwidmungsplan, hinsichtlich dessen der Bezirk Meidling, und zwar alle Fraktionen gemeinsam, eine Änderung wollten. Diese wurde auch durchgesetzt. Es gab einen Antrag der SPÖ, ich habe mich gemeldet, falls ihr euch erinnern könnt, und alle Oppositionsparteien sind dazu gekommen. Wie aber verkauft die SPÖ das in ihrer Bezirkszeitung? – Als reinen SPÖ-Antrag. So geht ihr mit der Wahrheit um! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte zwei Bemerkungen machen, möchte mich aber an die Geschäftsordnung halten und nicht etwas als tatsächliche Berichtigung darstellen, wenn es sich gar nicht um eine solche handelt. (GR Dr Herbert Madejski: Ich war anwesend im Unterschied zu dir!)
Erstens halte ich nichts davon, wenn man jemanden, der anderer Meinung ist, einfach abqualifiziert, so wie das Kollegin Gretner gegenüber Kollegen Hoch gemacht hat. Ich glaube, es ist dies ein Gremium, in dem wir verschiedene Meinungen austragen. Ich meine aber, es ist nicht der richtige Weg, jemanden auf Grund einer abweichenden Meinung sozusagen als minderbemittelt darzustellen! Das tut uns allen nicht gut. (Zwischenruf von GRin Dipl-Ing Sabine Gretner.) Erinnern Sie sich an Ihre Wortwahl! Das ist nicht gut für dieses Haus, gerade wenn wir hier, Gott sei Dank, Zuschauer haben! Das ist kein guter Stil für dieses Haus!

Zweitens: Offenbar haben die GRÜNEN ein schlechtes Gewissen hinsichtlich des Arenbergparks. Wir haben vorhin darüber gesprochen. Ich hatte immer den Eindruck, dass die GRÜNEN zwei Anliegen haben, nämlich die grüne Ideologie und Basisdemokratie. Wir versuchen jetzt beim Thema Arenbergpark, einerseits Grün zu erhalten, nachdem in einer unsäglichen Zeit ein Teil des Grüns in diesem Park zerstört wurde, und andererseits das zu tun, was die Stadtverfassung vorsieht, nämlich Volksbefragungen für bestimmte Gebiete, die genau eingegrenzt sind, vorzunehmen. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Das heißt, wir definieren, dass bestimmte Leute in bestimmten Gebieten befragt werden können. Und das wird als undemokratisch erklärt! Das verstehe ich nicht! Offensichtlich sind die GRÜNEN weit weg von Grün und von Demokratie! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nun gelangt Frau GRin Jerusalem zu Wort. – Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr verehrte Damen und Herren!

Aufregung kann manchmal sehr entlarvend sein! – Ich wüsste jetzt gerne von GR Hora: Was wollen Sie denn in den Raum stellen, wenn Sie GRin Gretner als Prinzessin bezeichnen? (GR Dr Alois Mayer: Schönheit!) Was wollen Sie damit suggerieren? (GR Karlheinz Hora: Ich habe gesagt, Sie kommt mir vor wie eine Prinzessin!) Na, sehr toll! (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Jetzt sage ich Ihnen, wie mir das vorkommt! Mir kommt vor, dass das ein bisschen sexistisch ist! (Beifall bei den GRÜNEN. – Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.)
Unter einer Prinzessin stellt man sich nämlich jemanden vor, der entweder aus einem Märchen gesprungen kommt oder aber hübsch, aufgetakelt gekleidet, aber ein bisschen dumm ist. Und genau das suggeriert Ihr Ausdruck Prinzessin! (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Damit ergänzen Sie wunderbar die Bemerkungen Ihres Kollegen StR Schicker, der einmal zur selben Abgeordneten, offensichtlich weil sie jung und hübsch ist, gesagt hat, sie soll sich ihr Ausbildungsgeld zurückgeben lassen!

Ich habe definitiv den Eindruck, dass es bei der SPÖ ein paar Männer gibt, die damit ein großes Problem haben und sexistische Ausdrucksweisen pflegen. Das war ein Punkt, den ich gerne erwähnen wollte. (Beifall bei den Grünen.)

Ich würde mir wünschen, dass Sie sich dafür entschuldigen, beziehungsweise fordere Sie dazu auf! (Beifall bei den Grünen!)

In diesem Haus darf man nämlich, wenn jemand lügt, nicht sagen, dass es eine Lüge ist, obwohl es stimmt, weil man dann einen Ordnungsruf bekommt. Man darf aber zu einer jungen, hübschen Abgeordneten Prinzessin sagen, weil einem das halt gerade einfällt und man meint, dass das das richtige Wort ist. – Ich finde, das war ein komplett falsches Wort, und ich finde, Sie sollten sich entschuldigen!

Jetzt zum zweiten Punkt, den ich aufgreifen will – Sind Sie tatsächlich der Meinung, dass eine Abgeordnete oder ein Abgeordneter, der im Grünen wohnt, sich nicht zu einem Flächenwidmungsplan äußern darf, der dumm ist und vielleicht verhindert, dass andere auch im Grünen wohnen dürfen? Was soll denn das? Wollen Sie jemandem nachspionieren? Wollen Sie jemandem den Mund verbieten? Sind das jetzt die neuen Vorgangsweisen in diesem Haus?

Ich meine, dass Sie auch diesbezüglich Ihre Vorstellung etwas zurücknehmen und allen Abgeordneten zugestehen sollten, sich zu äußern, wie sie sich äußern wollen, wenn sie ganz berechtigt Argumente gegen einen Flächenwidmungsplan vorbringen. – Ich warte auf die Entschuldigung! (Beifall bei den Grünen. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Mag Maresch. (GR Prof Harry Kopietz: Kommt jetzt etwas von den Dummen?) 

GR Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Nein, nein! Ganz im Gegenteil!

Ich habe mir gedacht, die Geschichte mit dem Arenbergpark hat sich im Grunde genommen erledigt. Dann aber kommt Herr Kollege Tschirf heraus und belehrt die Grünen über Grünraum und Basisdemokratie. – Für mich war es bis jetzt immer so, dass die ÖVP, wenn sie etwas sagt, auch dazu steht, dass sie etwas sagt. Das war mir ganz wichtig. Ich schätze Kollegen Tschirf sehr. Jetzt hat er uns aber wirklich unterstellt, dass wir da ein bisschen manipulieren.

Dazu möchte ich sagen: Die Wahrheit ist über eine Presseaussendung des Kollegen Tschirf von heute, 29.4., 13.07 Uhr, gelaufen. In dieser steht: „Die SPÖ und die Grünen haben letzte Woche im Landstraßer Bezirksparlament den Antrag auf Volksbefragung noch abgelehnt.“ – Das stimmt nicht, Kollege Tschirf! Der Antrag wurde nicht abgelehnt, sondern an den Bauausschuss zugewiesen. Ich habe Ihnen das heute im Gespräch gesagt. Ich wollte es hier nicht sagen, wiederhole aber jetzt: Ich bitte Sie, solche Sachen nicht weiterhin öffentlich zu behaupten! Sie haben das nicht abgelehnt. Wir haben das gemeinsam mit der SPÖ dem Bauausschuss zugewiesen, und ich glaube, auch die FPÖ hat zugestimmt. Die ÖVP war nicht sehr erfreut darüber, aber das als Ablehnung zu interpretieren, ist falsch!

Zweitens ist es auch falsch, uns zu unterstellen, dass wir das nicht wollen. Ganz im Gegenteil! Ich sage es Ihnen noch einmal: Aus unserem heutigen Antrag wurde nach langem Debattieren das Wort Umwidmung herausgenommen, weil offensichtlich ein Teil der anwesenden Kollegen das Wort Umwidmung nicht drinnen haben und nicht darüber abstimmen wollten. Ich war sehr überrascht, dass im Zusammenhang mit dem Hackenberg sehr wohl über Umwidmung abgestimmt worden ist. Aber soll sein! Es war ein sinnvoller Kompromiss. Dazu stehen die Grünen. 

Sie wollten dort jedoch die BürgerInnen nicht entscheiden lassen, wie, wann, wo und worüber abgestimmt wird, sondern Sie haben das vorgegeben. Daher wiederhole ich: Seien Sie bitte präzise und sagen Sie, dass Sie einer Zuweisung an den Ausschuss sehr wohl zugestimmt haben, und zwar in der Bezirksvertretungssitzung! 

Außerdem haben wir heute hier einen Antrag durchgebracht, in dem klar formuliert wurde, dass die Bürgerinnen und Bürger das Wort haben sollen, worüber, wann und ob abgestimmt wird. – Danke schön. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt jetzt keine weitere Wortmeldung mehr vor. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. - Wir kommen zur Abstimmung.

Mir liegen drei Abänderungsanträge vor, und ich beginne mit dem Abänderungsantrag der FPÖ.

Wer für den Abänderungsantrag der FPÖ ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Es erfolgt die Zustimmung von FPÖ und Grünen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Ich komme zum Abänderungsantrag der Grünen. Wer ist für diesen Antrag? – Hiezu gibt es wiederum die Zustimmung von FPÖ und Grünen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Ich komme zum Abänderungsantrag der SPÖ und der ÖVP. Wer ist für diesen Abänderungsantrag? – Hiezu gibt es die Zustimmung aller Fraktionen. Dieser Abänderungsantrag ist einstimmig angenommen.

Ich komme nun zum Antrag der Berichterstatterin und lasse in der Sache selbst auch abstimmen. Wer ist für diesen Antrag? – Diesfalls stelle ich Zustimmung bei ÖVP und SPÖ fest. Auch der Antrag der Berichterstatterin ist mehrstimmig angenommen.

Damit kommen wir zu den Geschäftsstücken 3 und 6 der Tagesordnung. Mir liegt keine Wortmeldung zu diesen beiden Tagesordnungspunkten vor. Wir kommen daher sofort zur Abstimmung.

Wer ist für die Postnummer 3? – Hiezu gibt es die Zustimmung der ÖVP, SPÖ und der Grünen. Diese Postnummer ist mehrstimmig angenommen.

Wer ist für Postnummer 6? – Ich stelle die Zustimmung von SPÖ und Grünen fest. Postnummer 6 ist mehrstimmig angenommen.

Auch hinsichtlich Postnummer 8 der Tagesordnung kommen wir sofort zur Abstimmung. Wer ist für die Postnummer 8? – Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und den Grünen. Postnummer 8 ist mehrstimmig angenommen.

Nun gelangt Postnummer 12 zur Verhandlung: Subvention an die Vienna Capitals. Berichterstatter ist Herr GR Vettermann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Aktenstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. – Bitte schön. 

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Capitals beziehungsweise der Eishockeysport in Wien kommen mit dieser Subvention von 40 Millionen EUR in verschiedenen Tranchen zu einer neuen, größeren Halle und zu mehr Eisstunden. Über all das kann man sich freuen.

Ich möchte mich jetzt nicht wahnsinnig lange mit dem sehr umfangreichen Akt aufhalten. Es wurden an uns aber sehr viele Fragen und Beschwerden herangetragen, etwa die Befürchtung, dass, wenn die Capitals der Pächter dieser neuen Albert-Schultz-Halle sind, Breitensport und Eislaufen für das Publikum nicht mehr so leicht möglich sein werden. 

Bisher haben in der Albert-Schultz-Halle über 40 Vereine die Eisflächen genützt, für Eislaufen, Eisschnelllaufen Eiskunstlaufen, Eisstockschießen und vieles andere mehr. Wir wollen mit einem Antrag, den wir heute einbringen, sicherstellen, dass diese Eiszeiten für den Publikumseislauf, also für uns alle, wie wir hier sitzen, und für viele andere Wiener und Wienerinnen, weiterhin gewährleistet sind. Der Vertrag ist diesbezüglich eh relativ deutlich und sagt genau das aus.

Wir bringen heute einen Antrag ein und freuen uns, dass wir diesen gemeinsam mit der Sozialdemokratie einbringen und es nicht heißt, dass wir damit Kleingeld machen wollen. – Im Antrag heißt es im Wesentlichen, dass sich die Eislaufzeiten oder die Eiszeiten für die Hobbyvereine und für den Publikumssport weder in der Quantität noch in der Qualität verschlechtern sollen, dass man also niemandem sagt, dass er um 11 Uhr am Abend kommen soll, sondern dass die Eisfläche auch am Nachmittag zu einer günstigen Zeit genützt werden kann.

Wir sind froh, dass wir diesen Antrag gemeinsam stellen können. Das ist eine Klarstellung für die vielen Bürger und Bürgerinnen, die sich bei uns gemeldet haben. Interessanterweise sind wir damit überschwemmt worden und nicht alle Fraktionen, wobei ich keine Ahnung habe, warum das so ist!

Ich habe noch ein Anliegen anlässlich dieses umfangreichen Aktes betreffend 40 Millionen EUR. Wir haben sehr hohe Subventionen in diesem Haus für Rapid, für die Austria Wien oder für die Caps beschlossen, und in diesem Zusammenhang geht es nicht ausschließlich um Sportevents, sondern das hat auch sehr viel mit Fan-Kultur zu tun. Daher wäre es meiner Meinung nach gut, wenn die MA 51 das Budget in Zukunft so gestalten würde, dass man Sportgroßveranstaltungen, Sportgroßvereine beziehungsweise Sportprofivereine im Vergleich zum Breitensport extra ausweist.

All das wird jetzt nämlich in einem Budget vermischt, obwohl da ein Riesenunterschied besteht, und es wird nicht definiert, wofür das Geld aufgewendet wird und wo mehr und wo weniger. Ich meine, es wäre für die Sichtbarkeit intelligent zu unterscheiden, ob jemand Breitensport betreibt – also wenn ich mich betätige, was ich zu wenig tue, oder wenn Thomas Reindl Sport betreibt, was er vielleicht öfter tut als ich – oder ob es um Profisport geht. Ich meine, man sollte Rapid-Profis, Austria-Profis und die Profis der Caps nicht mit uns zwei in einen Topf werfen, sondern das extra ausweisen. Das wäre ein Hinweis auf eine fairere Budgeterstellung im Herbst, die uns allen gemeinsam nützen würde.

Wie ich sehe, ist der Aufmerksamkeitspegel in diesem Haus um diese Uhrzeit nicht wirklich enorm hoch! Da haben es die Caps leichter: Wenn die spielen, ist es viel spannender, da bleiben die Leute auch zu Tausenden dabei! Und das wünsche ich den Caps auch weiterhin in der neuen Halle, die es dann geben wird!

Ich bin auch froh, dass wir viele andere Kleinigkeiten schon im Vorfeld im Ausschuss gelöst haben und Fragen entsprechend beantwortet wurden. Ich hoffe, dass all diese Zusagen, die jetzt gegeben wurden, dann auch genauso umgesetzt werden und wünsche den Capitals in Zukunft viel sportlichen Erfolg. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Anger-Koch.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich werde es kürzer machen. – Wir stimmen dem Geschäftsstück natürlich auch zu, und wir haben das gleiche Anliegen wie mein Vorredner, nämlich dass der Breitensport nicht zu kurz kommen soll und dass es nicht zu dem Debakel kommt, dass bei der Anzahl an Sportanlagen, die Wien jetzt bereitstellt, viele Vereine keine Trainingsmöglichkeiten haben. Letztere sollen dort bitte gewährleistet werden!

Deswegen werden wir gemeinsam, mein Kollege Dr Wolfgang Aigner, Mag Johann Gudenus und Anton Mahdalik von der FPÖ, einen Antrag einbringen, dass der amtsführende Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport die Förderbedingungen sicherzustellen hat, dass die Albert-Schultz-Halle allen Vereinen und somit auch dem Breitensport zur Verfügung steht. – In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den amtsführenden Stadtrat für Bildung, Jugend und Information beantragt. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Reindl.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, wir haben mit dem vorliegenden Aktenstück heute eine tolle Chance und auch die Möglichkeit, einen weiteren Meilenstein für den Eishockeysport und auch für den Breiteneissport in Wien zu setzen. Hinsichtlich der 40 Millionen, die hier investiert werden, ist nach reiflicher Überlegung und Prüfung aller Möglichkeiten eines Neubaus einer Halle an den verschiedensten Standorten in Wien sowie anderer Lösungen herausgekommen, dass die Albert-Schultz-Halle die beste Möglichkeit bietet, Eishockeysport und Eissport auf hohem Niveau zu betreiben. 

Ich weiß schon, dass die FPÖ, nachdem sie einige Anträge gestellt hat, sich nun feiern lässt und behauptet, dass die Schultz-Halle quasi ihr Verdienst ist. Ich möchte das zurückweisen! Es ist dies ein gemeinsames Projekt der Stadt Wien gemeinsam mit den Vienna Capitals und Präsident Schmid, der auch ein Garant dafür ist, dass das auch ordentlich über die Bühne gehen wird.

Was die Eiszeiten betrifft, möchte ich darauf hinweisen, dass die freie Eisfläche überdacht werden wird und 1 000 Sitzplätze für den Meisterschaftsbetrieb hinkommen werden. Das heißt, wir werden die Eiszeiten im Sommer und im Winter um ein Drittel verlängern können. Das halte ich für sehr gut und sehr sinnvoll. Zudem werden wir die große Halle auf den modernsten technischen Stand bringen und auf 7 000 Sitzplätze ausbauen, sodass für die Heimspiele der Capitals und auch anderer Wiener Eishockeyvereine, die die Halle nutzen, entsprechende Rahmenbedingungen vorhanden sind.

Was ich auch wichtig finde, ist, dass im Vertrag mit den Capitals auch genau definiert ist, dass die Halle zwar von den Capitals verwaltet wird, dass aber, so wie jetzt, alle Vereine, die Eissport betreiben wollen, nach Verfügbarkeit der Eiszeiten hier aktiv sein können, sei es Spitzensport, sei es Breitensport, sei es Schulsport oder sei es Behindertensport. Alle sollen die Möglichkeit haben, die Eiszeiten zu nutzen, diese Halle wird nicht nur für den Spitzensport vorgesehen sein.

Zu den Anträgen möchte ich sagen, dass wir den gemeinsamen Antrag mit den Grünen sehr gerne stellen, um auch unsere Absicht zu unterstreichen, dass die Halle beziehungsweise die drei Eisflächen, wie ich vorhin gesagt habe, in möglichst großer Breite genutzt werden. Beim Antrag der ÖVP werden wir der Zuweisung zustimmen. Ich bitte Sie daher, auch dem Aktenstück zuzustimmen! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich möchte aus zwei Mails vorlesen, damit klar wird, warum wir diesen Antrag bezüglich der Albert-Schulz-Halle eingebracht haben. Die erste Mail ist zugleich mit mehreren ähnlich lautenden gekommen. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sollen wir auch alle Mails vorlesen, die wir bekommen?) Ich kann auch alle Mails, die wir bekommen haben, vorlesen! Das sind einige, seid also froh, dass ich nur zwei herausgreife! 

Ich zitiere aus der Mail: „Laut übereinstimmenden Berichten aus unserem Freundeskreis, der auch stark in der Profieislaufszene und in der Stadtpolitik vertreten ist, soll die Albert-Schultz-Halle nur mehr für die Capitals zur Verfügung stehen und es keine anderen Möglichkeiten mehr geben.“

Im zweiten Mail heißt es: „Ich habe gehört, dass die Eiszeiten eingeschränkt werden sollen für den Breitensport. Heißt das, dass ich nur mehr in der Nacht eislaufen gehen kann, wenn die Capitals fertig trainiert haben?“

Derart war offensichtlich die Verunsicherung bei den Menschen, die gehört haben, dass sich bei der Albert-Schultz-Halle betreffend Einschränkung der Eiszeiten etwas tut. Wir haben diesen Leuten geantwortet, dass dem Akt zu entnehmen ist, dass dem nicht so ist, dass wir nicht wissen, woher diese Informationen kommen, dass wir aber versuchen werden, eine diesbezüglich Klarstellung zu erreichen.

Daher bringen wir auch den Antrag betreffend das Eislaufen für die breite Öffentlichkeit in der Albert-Schultz-Halle ein, und wir sind froh, dass Thomas Reindl in Vertretung für die Sozialdemokratie draufgeht. Ich möchte jetzt diesen Antrag einbringen: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich für ein klares Bekenntnis zum Breitensport Eishockey aus und knüpft die 40 Millionen EUR an folgende Kriterien: Die Albert-Schulz-Halle ist auch weiterhin für die Öffentlichkeit und damit für den Breitensport zugänglich. Die Öffnungszeiten für den Breitensport müssen qualitativ dem Freizeitverhalten besonders von Kindern, Jugendlichen und Familien entsprechen. Die Öffnungszeiten dürfen sich weder qualitativ noch quantitativ gegenüber dem aktuellen Stand verschlechtern. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrags.“

Nun zu einem zweiten Thema, zu dem ich auch einen Antrag einbringen möchte: Es fällt auf, dass hier in den letzten Monaten Subventionen für Sportvereine für Sportarten in nicht allzu geringer Höhe beschlossen wurden, die sich sehr stark an die männliche Sportler-Community, aber auch an ein sehr großes männliches Publikum richten. Ich erinnere nur an die Subventionen im Bereich des Fußballs und jetzt auch an die Capitals. Ich weiß, dass die Capitals auch eine Frauenmannschaft haben, aber die Capitals reüssieren in der Medienberichterstattung leider nicht mit der Fraueneishockeymannschaft, obwohl sie die WM-Qualifikation in der Klasse B geschafft haben, sondern doch eher über die Männermannschaft. 

Wir haben hier schon öfters angeregt, dass in Bezug auf Frauenförderung im Sport endlich mehr getan werden muss. Es muss auch möglich sein, Gelder für den Frauensport und auch für den Frauenbreitensport zur Verfügung zu stellen und das dann auch auszuweisen. Wir haben nämlich schon mehrmals bei Rechnungsabschlüssen und Budgetdebatten darauf aufmerksam gemacht, dass das Gender Budgeting im Bereich des Sportamts, bei der MA 51, wirklich sehr gering ist. Ich erinnere an die diesbezüglich Bemerkung, dass es eine Unterstützung des – bis jetzt einmalig stattgefundenen! – Frauenfußballturniers gab und dass es eh den DM‑Frauenlauf gibt. – Das sind die Aussagen, die hinsichtlich Gender Budgeting im Sportbereich getroffen werden!

Wir glauben, dass das nicht ausreichen kann und dass es hier mehr geben muss. Es muss auch ein klares Bekenntnis der Stadt Wien in diesem Bereich geben, dass nicht nur die von Männern geführten Profivereine mit überwiegend männlichem Publikum gefördert werden, sondern auch der Frauenbereich. Ich bringe deswegen einen entsprechenden Beschlussantrag ein: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Ungleichheit zwischen den Subventionen für Sportarten mit hohem Frauenanteil und Frauensportvereine auf der einen Seite beziehungsweise den männerlastigen Mega-Subventionen für Rapid, Austria und Capitals auf der anderen Seite beseitigt und bei der nächsten Budgeterstellung auch im Sportbereich ein gender-gerechtes Budget umgesetzt wird und dass der Stadtrat für Bildung, Jugend, Informationen und Sport in Zusammenarbeit mit den Sportfachverbänden ein Frauensportkonzept vorlegt. Das Volumen für die Umsetzung dieses Konzepts muss zumindest 10 Millionen EUR betragen. 

Ich beantrage die sofortige Abstimmung des Antrags.“ – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Ich möchte zu zwei Punkten aus den Ausführungen der Kollegin Smolik Stellung nehmen.

In dem durch die Annahmeerklärung beschlossenen Antrag geht es um Nachwuchsförderung. Diese wurde im März auf 732 000 EUR verdoppelt, und damit werden auch 100 Mannschaften beziehungsweise diesfalls Frauenschaften gefördert. 2 300 Einzelsportlerinnen nehmen regelmäßig in Wien an den Landesmeisterschaften teil.

Aktive Frauenförderung erfolgt aber nicht nur bei diesem vorgetragenen Beispiel, sondern wenn man sich diesen Akt ansieht, dann kann man feststellen, dass es beschlossene und gelebte Praxis ist, dass wir jeder Mädchenmannschaft 1 100 EUR und jeder Knabenmannschaft nur 900 EUR geben. Wir geben jeder weiblichen Nachwuchseinzelsportlerin 110 EUR, jedem männlichen Nachwuchseinzelsportler 90 EUR. Das basiert genau auf dem Förderungsgedanken, der hier auch klar festgehalten wird, dass man geschlechterspezifische Differenzierung trifft, weil eben Mädchen in den Vereinen immer noch unterrepräsentiert sind und wir dagegen aktiv etwas tun wollen. Das ist gelebte Praxis, und daher brauchen wir meiner Meinung nach diesen Antrag nicht beschließen, weil es das ohnehin schon gibt.

Anders ist es beim zweiten eingebrachten Antrag, und zwar nicht nur, weil dieser von der SPÖ unterstützt und gemeinsam eingebracht wird. In diesem Antrag geht es um die Zukunft, und wir treffen eine klare Willensäußerung. 

Ich zitiere kurz aus dem Pachtvertrag: „Der Pächter verpflichtet sich, nach Maßgabe des sportlichen Gesamtkonzepts den derzeit auf der Anlage ansässigen Eishockeyvereinen, Stockschützen, Eisschnellläufern die Sportausübung in der Anlage zu sozial verträglichen Bedingungen sowie den Hobbyvereinen auf der Basis der bisherigen Tarifgestaltung zu ermöglichen.

Weiter heißt es – ich kürze jetzt stark ab und gehe nur auf den zentralen Satz ein –: „Der Pächter verpflichtet sich weiters, den städtischen Schulen und Kindergärten die Nutzung der Anlage im bisherigen Umfang weiterhin unentgeltlich zu gewähren.“

Zu den Befürchtungen, die gekommen sind, kann man klar sagen: Diese werden in Zukunft nicht eintreffen. Dazu dokumentieren wir eine klare Willensbildung und stimmen diesem Antrag zu.

Ich bitte, dem anderen Antrag nicht zuzustimmen.

Dem Akt ist natürlich die Zustimmung zu geben. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wer ist für den Antrag des Berichterstatters? – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ, FPÖ und den GRÜNEN fest. Damit ist der Antrag einstimmig angenommen.

Mir liegen jetzt noch insgesamt drei Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Ich beginne mit jenem der ÖVP und der FPÖ betreffend Nutzung der Albert-Schultz-Halle. Diesfalls ist Zuweisung beantragt. Wer ist für diesen Antrag? – Ich stelle die Einstimmigkeit für die Zuweisung fest.

Ich komme nun zum Antrag von GRÜNEN und SPÖ betreffend Eislaufen für die breite Öffentlichkeit in der Albert Schultz‑Halle. Wer ist für diesen Antrag? – Hier stelle ich die Zustimmung aller Fraktionen fest. Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Ich komme nun zum Antrag der GRÜNEN betreffend Gender Budgeting im Sportbereich. Wer ist für diesen Antrag? – Hier stelle ich die Zustimmung bei den GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen zur Postnummer 38 der Tagesordnung. Es handelt sich um die 4. Gemeinderatssubventionsliste 2009. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Strobl, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Lachkovics.

GRin Mag Eva Lachkovics (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Da ich die Schlusswortmeldung habe, werde ich mich bemühen, mich kurz zu fassen.

Wir werden dieser Postnummer natürlich zustimmen, insbesondere der Subvention des Bruno Kreisky Forums für internationalen Dialog.

Ich möchte aber darauf hinweisen, dass es nicht beim internationalen Dialog bleiben soll, sondern in Richtung faires Miteinander und globalen, fairen Handel weitergehen soll. Deswegen möchte ich die Gelegenheit ergreifen, um zwei diesbezügliche Anträge zu stellen.

Die Stadt Wien tut schon sehr viel im Bereich Fairtrade und im Zusammenhang mit der Beschaffung von Fairtrade-Produkten, insbesondere Orangensaft, Bananen, Kaffee und Blumen. Es gibt da aber noch viel mehr zu tun. Es gibt in der EU schon eine Menge so genannter Fairtrade-Gemeinden, zum Beispiel London, Rom, Kopenhagen und auch San Francisco. 

In Österreich gibt es 28 Fairtrade-Gemeinden und 2 Fairtrade-Bezirke, Josefstadt und Wieden. Wir denken, dass es an der Zeit ist, dass auch die Stadt Wien eine Fairtrade-Gemeinde wird. Deswegen stelle ich einen diesbezüglichen Antrag. 

Die Stadt Wien muss sich zu fünf Zielen einer Fairtrade‑Gemeinde bekennen: 

Erstens zur Beschaffung von Fairtrade-Produkten, so weit sie lokal gar nicht oder nicht im ausreichenden Ausmaß angebaut werden können. 

Zweitens muss eine Arbeitsgruppe eingerichtet werden, der auch ein Vertreter oder eine Vertreterin des Gemeinderats angehört, welche die Umsetzung und Weiterentwicklung der Fairtrade-Ideen der Stadt überwacht. 

Drittens und viertens geht es um die Förderung und Motivation von Betrieben und verschiedensten Einrichtungen, Fairtrade-Produkte anzubieten und zu verwenden.

Der fünfte Punkt ist eine entsprechende Bewusstseinsbildung der Bevölkerung.

Ich bringe diesen Antrag hiemit ein.

Da sich der Fairtrade-Gedanke hauptsächlich auf Lebensmittel konzentriert, möchte ich noch einen weiteren Antrag einbringen, denn es gibt auch noch andere Produkte, die im Beschaffungswesen einer Großstadt eine wichtige Rolle spielen. Diese stammen oft aus Billiglohnländern, wo sie oft unter katastrophalen Arbeitsbedingungen hergestellt werden. Das sind vor allem Textilien, Computer und Natursteine.

Textilien haben im Jahr 2007 einen Budgetposten von 3,5 Millionen EUR in Wien ausgemacht, Computer sogar einen Budgetposten von 8 Millionen EUR und Pflastersteine von nur 10 000 EUR. 

Es gibt Richtlinien und Kriterien, die einerseits von der Initiative „So:Fair“, der auch Ökokauf Wien angehört, ausgearbeitet wurden, und demnächst wird es einen Leitfaden zur Beschaffung von Computern nach sozialen und ökologischen Kriterien, der für Österreich aufgearbeitet ist, geben. Es gibt einen deutschen Leitfaden, der gerade von Südwind für österreichische Bedingungen adaptiert und demnächst vorgestellt werden wird.

Es gibt vom Verein „So:Fair“, dem auch ein Verein „Prove“, das sind Profis für Vergaberechte, angehört, jede Menge von Unterlagen zu rechtlichen Rahmenbedingungen des Beschaffungswesens und Vergabewesens in Hinblick auf die EU‑Richtlinien. 

Es gibt viel Know-how, es gibt viel Bereitschaft zur Beratung, sowohl von Fairtrade als auch von „So:Fair“. Ich denke, die Stadt Wien kann es wagen, sich vorzunehmen, das Beschaffungswesen für Textilien, nämlich Arbeitsbekleidung, Computer und Steine in Zusammenarbeit mit den Zulieferbetrieben der Stadt Wien allmählich auf Fairtrade umzustellen.

Ich bringe somit den diesbezüglichen Antrag ein.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Kato.

GRin Mag Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Schönen guten Abend!

Ich muss Sie enttäuschen, Sie sind nicht die letzte Rednerin! Ich möchte Ihnen, Kollegin Lachkovics, aber trotzdem gerne für Ihr ehrliches Engagement in der Sache danken!

Ich kann Sie beruhigen: Wien ist bereits Fairtrade-Stadt! Selbst wenn wir nicht das Label haben, werden all unsere Maßnahmen, die wir in diesem Bereich seit vielen Jahren setzen, mit Sicherheit ausreichen, dass wir dieses Label erhalten. Tatsache ist, dass wir uns nicht so sehr um Etiketten kümmern, jedoch auf das achten, was in der täglichen Arbeit notwendig ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Ökokauf ist ein einzigartiges Projekt für Großstädte, jedenfalls für europäische Millionenstädte. Wir haben heuer das Zehn-Jahres-Jubiläum gefeiert. Wien ist europaweit und auch weltweit Spitzenreiter beim Einsatz von biologischen Lebensmitteln in allen Einrichtungen der Stadt, wo Essen gekocht wird, in Kindergärten, Schulen und Spitälern. Sie hören das von mir immer wieder. 

Wir haben den ÖkoBusinessPlan und helfen somit Wiener Unternehmen, ökologisch nachhaltig zu wirtschaften. Es gibt in Wiener Kaffeehäusern ein nachhaltiges Frühstück. Es gibt das Umweltzeichen „Tourismus in Wien“ für Gastronomie und Hotelleriebetriebe.

Kurzum: Die Stadt Wien ist Nummer 1 bei diesem 

Thema, und ich freue mich wirklich – das sage ich jetzt ganz ohne Zynismus – über jegliche Unterstützung dabei! Ich bitte Sie aber, auch hinter Etiketten zu schauen und darauf zu achten, was die Stadt Wien seit einem Jahrzehnt tut!

Glauben Sie uns: Wir sind bemüht, dass das auch weiterhin dazu führt, dass Wien Spitzenreiter beim Öko- und Biothema und beim Thema Fairtrade ist. – Danke vielmals. Ich wünsche Ihnen von dieser Stelle einen guten Abend! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung über den Bericht des Berichterstatters.

Wer ist für den Antrag? – Hier stelle ich die Zustimmung von allen vier Fraktionen fest. Das Poststück ist einstimmig angenommen.

Ich komme nun zu den beiden Beschluss- und Resolutionsanträgen der GRÜNEN.

Ich beginne mit jenem Antrag, für den sofortige Abstimmung verlangt ist. Wer für diesen Antrag der GRÜNEN ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung bei den GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Ich lasse jetzt jenen Antrag der GRÜNEN abstimmen, bei dem die Zuweisung beantragt ist. Wer für diese Zuweisung ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit erhalten.

Damit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung erschöpft.

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 20.45 Uhr.)
